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Gute Arbeit – sicher und gerecht
2012 wird im Zentrum der Arbeit 
des DGB der Kampf um Solida-
rität und soziale Gerechtigkeit in 
Deutschland und Europa stehen. 
Damit wollen die Gewerkschaften 
der sozialen Schieflage entgegen-
wirken, die derzeit die Krisenpolitik 
der EU-Staats- und Regierungschefs 
bestimmt. „Die Bewältigung der 
Krise darf nicht einseitig zu Lasten 
der arbeitenden Bevölkerung und 
der Schwächeren der Gesellschaft 
gelöst werden“, hat der DGB-Vor-
sitzende Michael Sommer auf der 
DGB-Neujahrspressekonferenz am 
11. Januar in Berlin noch einmal 
klar gestellt. „Wir brauchen Gute 
Arbeit, gerechte Löhne und soziale 
Sicherheit. Eine neue Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt ist überfällig.“

Mindestlohn, gleicher Lohn für 
Leiharbeitskräfte oder Rente mit 67 
– die Themen des DGB im neuen 
Jahr sind kaum andere als 2011. 
Und doch gibt es qualitative Un-
terschiede. Den Gewerkschaften 
ist es gelungen, Öffentlichkeit und 
Politik für ihre Forderungen weiter 
zu sensibilisieren. Das zeigen nicht 
nur die Parteitagsbeschlüsse der 
CDU vom Dezember zum Thema 
Mindestlohn. Michael Sommer 

Arbeitnehmerrechte zu unterlau-
fen. Auf der Agenda der DGB-
Gewerkschaften für 2012 nimmt 
deshalb auch die Bekämpfung des 
Missbrauchs von Werkverträgen 
oder Solo-Selbstständigkeit eine 
wichtige Rolle ein.

Angesichts von Euro-Krise und 
einem europaweiten neoliberalen 
Roll-Back richtet sich der Blick des 
DGB aber auch vor allem auf Euro-
pa: „2012 muss das Jahr des sozi-
alen und demokratischen Europas 
werden“, betont der DGB-Vorsit-
zende. In Folge der Euro-Krise wür-
den Spardiktate durchgedrückt und 
soziale Errungenschaften über Bord 
geworfen. Besonders besorgniser-
regend sei die hohe Jugendarbeits-
losigkeit in der EU. Europa brauche 
konjunkturstützende Maßnahmen 
und „Investitionen im dreistelligen 
Milliardenbereich“. So sieht es das 
„Zukunftsprogramm Europa” des 
DGB vor (www.dgb.de). Neben 
einem Konjunkturprogramm fordert 
der DGB eine umfassende Moderni-
sierungsoffensive, einen Marshall-
Plan für krisengeplagte EU-Länder 
und eine aktive Arbeitsmarkt-, Bil-
dungs- und Handwerkspolitik.

Bei ihrer alljährlichen Klausur 
diskutierenen am 18./19. Januar 
die Vorsitzenden von DGB und 
Gewerkschaften über ihre weitere 
Europastrategie. Gleichzeitig wol-
len sie schon im Hinblick auf die 
Bundestagswahl ihre künftigen in-
haltlichen Schwerpunkte beraten. 
Sommer stellt klar, dass die Ge-
werkschaften ihre – erfolgreiche – 
Strategie fortsetzen werden, im 
Interesse der ArbeitnehmerInnen 
Themen zu setzen, ohne ausdrück-
lich Partei für eine Regierungskon-
stellation zu ergreifen.   •

+ Der SPD-Vorsitzende 
Sigmar Gabriel fordert 

für Leiharbeitskräfte neben 
gleicher Entlohnung auch 
einen Lohn-Zuschlag. Aus-
drücklich lobt er den franzö-
sischen Ansatz: Dort erhal-
ten Leiharbeitskräfte zehn 
Prozent mehr Lohn als ihre 
festangestellten KollegInnen.

- Heinrich Kolb (FDP) hält 
nichts vom Vorschlag, 

die Rente mit 67 auszusetzen, 
bis mindestens 50 Prozent der 
über 60-Jährigen sozialversi-
chert arbeiten. Er meint: Eine 
große Zahl von älteren Men-
schen seien beispielsweise als 
„Beamte, Selbstständige oder 
Soldaten noch erwerbstätig“.
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ist deshalb überzeugt: Spätestens 
nach der nächsten Bundestags-
wahl „steht der Mindestlohn im 
Gesetzblatt“. Gleichzeitig weichen 
Arbeitgeber auf andere Formen 
der ungesicherten Arbeit aus, um 
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Gute Arbeit in Deutschland 

und Europa, gerechte Löhne 

und soziale Sicherheit: Die 

Hauptforderungen des DGB 

spiegeln sich auch im 1. Mai-

Motto 2012 wider. Die zen-

trale Maikundgebung, auf 

der der DGB-Vorsitzende 

Michael Sommer spricht, 

findet in diesem Jahr in 

Stuttgart statt. 
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Spanien Schlusslicht
Arbeitslosenquote von unter 
25-Jährigen in ausgewählten 
EU-Ländern, Stand November 2011 
(in Prozent)

Vor allem junge Menschen leiden 
unter den Folgen der Krise. So ist 
jede/r Zweite unter 25 in Spanien 
oder Griechenland arbeitslos. Um 
bessere Perspektiven zu bieten, 
fordert der DGB europaweit kon-
junkturfördernde Investitionen im 
dreistelligen Millionenbereich.



2

1/12

POLITIK AKTUELL
Neu im Team und doch keine 
Unbekannte: Seit dem 1. Januar 
verstärkt Lena Clausen, 28, als 
Volontärin die einblick-Redakti-
on. Die Diplom-Politologin war 
2005 bereits Praktikantin beim 
einblick, hat seitdem immer 
wieder als freie Mitarbeiterin 
für den Verlag gearbeitet und 
promoviert zurzeit im Bereich 
Friedens- und Konfliktforschung 
an der Freien Universität Berlin. 

in eigenerSache

R e n t e  m i t  6 7

Aussetzen!
Seit Jahresbeginn steigt das Ren-
teneintrittsalter schrittweise auf 
67 Jahre. Die Gewerkschaften 
bleiben bei ihrer Kritik. Angesichts 
der unzureichenden Beschäftigung 
Älterer sei die Rente mit 67 „nichts 
anderes als eine Rentenkürzung“, 
bekräftigt der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer. Sie müsse aus-
gesetzt werden, „bis die Beschäf-
tigungsquote älterer Arbeitnehmer 
relevant gestiegen ist“. So sind zur-
zeit nur zehn Prozent der 63- und 

A u s b i l d u n g s v e r g ü t u n g e n

Ein Plus von über 
drei Prozent
Mehr Geld und ein größeres Ange-
bot: 2011 hat sich am Ausbildungs-
markt einiges getan. So sind die ta-
riflichen Ausbildungsvergütungen 
2011 um 3,2 Prozent (West-
deutschland 2,9; Ostdeutschland 
4,9 Prozent) gestiegen. Damit liegt 
die durchschnittliche Ausbildungs-
vergütung bei 700 Euro im Monat. 

Die Ausbildungsvergütungen Ost 
erreichen jetzt 91 Prozent des 
westdeutschen Niveaus. Einheit-
liche Vergütungen erhalten etwa 
die Azubis im Finanzsektor mit 
853 Euro. 

In anderen Branchen ist das Ost-
West-Gefälle noch hoch. So verdie-
nen Azubis im Bauhauptgewerbe im 
Westen durchschnittlich 943 Euro, 
im Osten 750 Euro. Gravierend sind 
die Unterschiede auch im Friseur-
handwerk: West 456 Euro, Ost 269 
Euro. Und während im Westen drei 

64-Jährigen sozialversicherungs-
pflichtig in Vollzeit beschäftigt, 
60 Prozent der über 60-Jährigen 
dagegen ohne Job.

Auch der bayerische Minister-
präsident Horst Seehofer (CSU) hat 
die Rente mit 67 infrage gestellt. 
Michael Sommer erwartet, dass 
Seehofer den Worten Taten folgen 
lässt: „Wenn er sich mit der glei-
chen Energie wie für das reaktio-
näre Betreuungsgeld in der Renten-
frage einsetzen würde, wäre diesem 
Land wirklich geholfen.“ Nach einer 
Forsa-Umfrage wollen 64 Prozent 
der Deutschen die Anhebung des 
Renteneintrittsalters aussetzen.   •

?...nachgefragt

Ihren Ursprung hat die Genossenschaftsbe-
wegung in Schottland, wo 1844 Arbeiter 
der Baumwollspinnereien die erste Arbeiter-
Genossenschaft gründeten. Wenig später 
entstanden in Deutschland Genossenschaften 
für die Not leidende ländliche Bevölkerung. In 
den 1920er Jahren kamen Wohnungsbauge-
nossenschaften auf – nach dem Ersten Welt-

krieg ging es um bezahlbaren Wohnraum für 
ArbeiterInnen. Derzeit erleben Genossen-
schaften eine Renaissance. Die Finanzkrise hat 
den Wunsch nach transparenteren Strukturen 
geweckt. Seit 2009 wurden über 600 Genos-
senschaften neu gegründet.

Genossenschaften sind geprägt von den 
Leitgedanken Mitgliederförderung, Selbsthilfe, 
Selbstverantwortung und Selbstverwaltung. 
Sie agieren wirtschaftlich, ohne maximalem 
Gewinn hinterherzujagen. Ein wirtschaftsde-
mokratisches Gegenmodell zum Shareholder-
Kapitalismus? Motto: Wer sein eigener Kunde 
ist, stellt die Produkte sorgfältig her und be-
steht auf guten Arbeitsbedingungen.

Seit der Novelle des Genossenschaftsge-
setzes 2006 werden ökonomische soziale 
und kulturelle Zwecke verfolgt. Kritisch wird 
es, wenn Genossenschaften kommunale Auf-
gaben übernehmen oder die Nahversorgung 

in ländlichen Regionen organisieren sollen. 
Selbsthilfe und Ehrenamt dürfen nicht miss-
braucht werden, damit sich der Staat – aus 
selbst verschuldeter finanzieller Not – zurück-
ziehen kann. Gewerkschaften haben eine ei-
gene genossenschaftliche Tradition, die es mit 
all ihren Widersprüchen zu reflektieren gilt. 
Das Jahr der Genossenschaften 2012 könnte 
ein guter Anlass sein.

Die Vereinten Nationen 
haben 2012 zum Internati-
onalen Jahr der Genossen-
schaften erklärt. Sie wollen 
daran erinnern, dass Ge-
nossenschaften es möglich 
machen, zugleich nachhaltig 
zu wirtschaften und sozial 
verantwortlich zu handeln. 
Höhepunkt des Jahres wird 

der Internationale Tag der Genossenschaften 
am 7. Juli sein. Wie der DGB zur Genossen-
schaftsidee steht, fragte einblick DGB-Vor-
standsmitglied Claus Matecki.
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Genossenschaften sind ein enormer Wirt-
schaftsfaktor und große Arbeitgeber. Es 
gibt deutschlandweit rund 7500 Genossen-
schaften mit 20 Millionen Mitgliedern und 
mehr als 800 000 Beschäftigten. Die größte 
Gruppe bilden die über 2600 landwirtschaft-
lichen Genossenschaften, gefolgt von rund 
2000 Wohnungsgenossenschaften, etwa 
1600 gewerblichen Waren- und Dienstlei-
stungsgenossenschaften, über 1100 Volks- 
und Raiffeisenbanken sowie mehr als 200 
Konsumgenossenschaften.
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Sparkurs belastet 
Konjunktur 
Die Euro-Krise und ihre Folgen wer-
den in diesem Jahr auch die deut-
sche Wirtschaft stagnieren lassen. 
Zu diesem Ergebnis kommen die 
WissenschaftlerInnen des Instituts 
für Makroökonomie und Konjunk-
turforschung (IMK) in ihrer Pro-
gnose für 2012. So wird das Brut-
toinlandsprodukt – nach einem 
Wachstum von drei Prozent 2011 
– im Jahresdurchschnitt voraus-
sichtlich um 0,1 Prozent schrump-

fen. „Wir werden 2012 erleben, 
welche Folgen ein harter Sparkurs 
bei unseren wichtigsten Handels-
partnern im Euroraum hat“, erklärt 
Gustav A. Horn, wissenschaftlicher 
Direktor des IMK. Dieser Kurs sei 
vor allem von der Bundesregierung 
forciert worden. Trotz der notwendi-
gen Haushaltskonsolidierung sei die 
strenge Sparpolitik keine Strategie 
zur Krisenbewältigung, sie verschär-
fe die Vertrauenskrise. Zudem wirke 
sich der Sparkurs von Deutschlands 
wichtigen Handelspartnern nega-
tiv auf die deutschen Exporte und 
Inves titionen hierzulande aus.   •
www.boeckler.de

Prozent der Azubis eine Vergütung 
von weniger als 500 Euro im Mo-
nat erhalten, gilt das für 27 Prozent 
im Osten. Das geht aus der vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) Anfang Januar veröffentli-
chten Auswertung der tariflichen 
Ausbildungsvergütungen hervor. 
Benachteiligt werden auch Frauen: 
Die Ausbildungsverträge mit jungen 
Männern verzeichneten 2011 ein 
Plus von vier Prozent, während die 
Zahl der Verträge mit jungen Frauen 
um 1,2 Prozent zurückging.   •
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GEWERKSCHAFTEN
Masterplan zur 
Energiewende 

Die Gewerkschaften kri-

tisieren die mangelhafte 

Umsetzung der Energie-

wende durch die schwarz-

gelbe Regierungskoalition. 

„Beschlüsse allein reichen 

nicht, es kommt auf die 

Umsetzung an“, stellt der 

DGB-Vorsitzende Michael 

Sommer fest. Die zuständi-

gen Ministerien müssten an 

einem Strang ziehen und 

„endlich mal einen Zahn 

zulegen“. „Ich erwarte 

einen echten Masterplan 

zur Energiewende, der vom 

Bundeskanzleramt koordi-

niert und exekutiert wird“, 

fordert Sommer.

Die Bundesregierung müsse 

alle Akteure zu „einer 

verbindlichen konzertierten 

Energie-Aktion an einen 

Tisch holen“, sagt Dietmar 

Hexel, im DGB-Bundesvor-

stand für Energiepolitik 

zuständig. Sonst würden 

die Unternehmen keinen 

Euro und keinen Cent in 

die Energiewende stecken. 

„Wir brauchen jetzt reale 

Investitionen in Erneuerbare 

Energien, in Überlandnetze 

entlang der Autobahn, in 

moderne Kraftwerke sowie 

mehr Forschungsmittel für 

Speichertechnologien. Und 

vor allem benötigen wir 

verbindliche Energieeffizi-

enzgesetze. Dass sich Bund 

und Länder bei der energe-

tischen Gebäudesanierung 

gegenseitig blockieren, ist 

ein Skandal“, so Hexel.

➜

E n e r g i e w e n d e

Alternativen entwickeln

„Die Energiewende bringt einen 
massiven Umbau der Energiekon-
zerne mit sich, vor allem auch durch 
die Umstellung auf stärker dezen-
trale Formen der Energieerzeu-
gung“, weiß Erhard Ott, im ver.di-
Bundesvorstand als Leiter des Fach-
bereichs Ver- und Entsorgung auch 

für die Energiewirtschaft zuständig. 
„Sie erfordert in den nächsten Jah-
ren Investitionen in zweistelliger 
Milliardenhöhe in die Netze“, so 
Ott. Er konstatiert: Die im letzten 
Jahr eingeleitete Energiewende 
hat bei den Energieunternehmen 
für massive Einbrüche bei den Er-
lösen gesorgt, „doch selbst damit 
sind die Konzerne noch längst kein 
Sanierungsfall“.

Das stellen die Konzerne an-
ders dar: Schon kurz nach der 
von der Kanzlerin eingeleiteten 
Kehrtwende in Sachen Energie-
politik verkündeten Unternehmen 
im Energiesektor, etwa E.ON, dass 

sie in Folge dessen Tausende von 
Arbeitsplätzen abbauen müssten. 
Gemeinsam mit der Hans-Böckler-
Stiftung hat ver.di für E.ON ein 
Alternativkonzept entwickelt und 
dem Konzern vorgerechnet, wie er 
den Umbau ohne Arbeitsplatzab-
bau bewerkstelligen kann. 

Voraussetzung dafür ist aus 
Sicht von ver.di, das im Konzern 
vorhandene Fach- und Erfahrungs-
wissen weiter zu nutzen. „Das 
Know-how der Beschäftigten ist 
für unser Alternativszenario we-
sentliche Geschäftsgrundlage“, 
betont Ott. „Genau dieses Know-
how droht jedoch durch das Kos-
tensenkungsprogramm E.ON 2.0 
verloren zu gehen. Dem haben 
wir ein wirtschaftliches Programm 
entgegengesetzt, das Gewinnpers-
pektiven für den Konzern bedeutet 
und Arbeitsplätze der Beschäf-
tigten sichern kann.“ Strategie von 
ver.di ist es, mit tarifvertraglichen 
Regelungen in der Energiewende 
Beschäftigung und Standorte zu 
sichern. So sind die Arbeitsplätze 
der bisher in den Atomkraftwerken 
Beschäftigten für die nächsten zwei 
Jahrzehnte gesichert, wenn neben 
dem Nachbetrieb der AKW auch 
deren Rückbau berücksichtigt wird. 

Die Energiewende stellt ver.di 
wie die anderen Gewerkschaften 
vor neue Herausforderungen. In der 
Dienstleistungsgewerkschaft ist ein 
großer Teil der Beschäftigten orga-
nisiert, die im Bereich Energieerzeu-
gung und -wirtschaft arbeiten. In 
den Energieunternehmen, die eng 
mit dem Bergbau verknüpft sind, 
vertritt auch die IG BCE die Interes-
sen der Beschäftigten. Arbeits- und 
Tarifbedingungen der Beschäftigten 
in der Energiewirtschaft gehören zu 
den besten in Deutschland. Das gilt 
es, zu verteidigen. Auch in Bezug 

auf die Erneuerbaren Energien, die 
landläufig spätestens seit der Ener-
giewende als Jobmotor Nummer 1 
gelten, aber gleichzeitig auch den 
Beschäftigten selten gute Arbeits-
bedingungen und wenig tarif-
vertragliche Absicherung bieten. 
„Ein Problem ist, dass bisher vor 
allem von privaten Unternehmen 
in Erneuerbare Energien investiert 
wurde“, stellt Ott fest. Sowohl 
die Energiekonzerne wie auch die 
Stadtwerke hätten sich bislang zu-
rückgehalten. Erst jetzt ändert sich 
das – und ver.di erwartet, dass die 
neuen Arbeitsplätze, die dort im be-
grenzten Umfang entstehen, unter 
bestehende Tarifverträge fallen.

Um überall im Bereich Angebot 
und Erzeugung alternativer Ener-
gien für mehr Mitbestimmung und 
tarifvertragliche Absicherung zu 
sorgen, startet ver.di in Kürze ei-
ne breit angelegte Organisations-
kampagne. Auch um zu verhindern, 
dass Ökostrom zur mitbestim-
mungsfreien Zone wird. So konnte 
ver.di erst im arbeitsgerichtlichen 
Beschlussverfahren bei einigen 
alternativen Stromanbietern Be-
triebsratswahlen durchsetzen.   •

Die Energiewende erfordert ei-
nen erheblichen Um- und Aus-
bau der Netzinfrastruktur. Wie 
groß ist der Ausbaubedarf wirk-
lich? Und wie lässt sich der Um- 
und Ausbau sozial- und umwelt-
verträglich umsetzen? Diese Fra-
gen stehen im Mittelpunkt einer 
Fachkonferenz, zu der DGB 
und Hans-Böckler-Stiftung am 
1. Februar nach Berlin einladen. 
Mehr Infos: www.einblick.dgb.de

Neue Energie und 
alte Netze

Aus Sicht der Gewerkschaften gilt es, die Energiewende so zu gestalten, dass Umwelt und 
Interessen der Beschäftigten gleichermaßen berücksichtigt werden. Beispiel ver.di: 
Als E.ON mit einem massiven Arbeitsplatzabbau in Folge der Energiewende drohte, 
konterte ver.di mit einem Alternativkonzept.
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Quelle: Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft, Stand Dezember 2011

Braunkohle

Erneuerbare
EnergienSteinkohle

Atomkraft
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Heizöl, Pumpspeicher
und sonstige
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Erneuerbare erstmals 
vor Atomkraft
Anteile der Energieträger an der 
Brutto-Stromerzeugung  2011 
(in Prozent)

Energie-Mix im Wandel: Erstmals 
lag Ende 2011 der Anteil der 
erneuerbaren Energien bei der 
Brutto-Stromerzeugung vor dem 
der Atomenergie. Wichtigster 
Energieträger für die Strom-
erzeugung bleibt die Kohle.
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PROJEKTE UND PARTNER
F l o w e r  L a b e l

Vor dem Aus
Das Blumengütesiegel „Flower La-
bel Program“ (FLP) ist gescheitert. 
Die Gewerkschaft IG BAU sowie 
die Nichtregierungsorganisationen 
FIAN, Brot für die Welt und terre 
des hommes sind Ende 2011 aus 
dem Förderverein ausgetreten. Sie 
zogen damit die Konsequenzen 
aus der wachsenden Handlungs-
unfähigkeit des FLP. In deren Folge 
wurde ein Missbrauch des Gütesi-
egels möglich, das bisher als eines 
der glaubwürdigsten galt. FLP war 
schon 2011 wirtschaftlich nicht 
mehr tragfähig, die Büros in Köln 
und Quito (Ekuador) wurden be-
reits geschlossen.

Das Siegel wurde 1999 ins Le-
ben gerufen und basiert auf dem 
internationalen Verhaltenskodex 
für Schnittblumen. Nachdem er-
folgreich Mindestlöhne, das Verbot 
von Kinderarbeit, Gesundheits-
schutz und Mitbestimmung durch-
gesetzt werden konnten, scheiterte 
das FLP an der Gewerkschaftsfrei-
heit, die vom Zertifizierungskomi-
tee gefordert wurde. Zahlreiche 
Betriebe traten aus dem FLP aus. 
Die IG BAU und ihre Partner un-

A r b e i t  u n d  L e b e n

Jugendseminare 
2012
„Erleben, entdecken, diskutieren, 
ausprobieren“ ist das Motto des 
Jahresprogramms 2012 zur poli-
tischen Jugendbildung vom Bun-
desarbeitskreis Arbeit und Leben. 

Es r ichtet 
sich an 14- 
bis 26-Jäh-
r ige. Das 
S p e k t r u m 
der Themen 
reicht von 
Klimawan-
del und Glo-

balisierung über Berufseinstieg, in-
terkulturelles Verständnis, Medien 
oder Ernährung bis zu Politik und 
Demokratie. Die Seminare finden 
in ganz Deutschland statt, auch 
Seminarreisen ins Ausland werden 
angeboten.   •
www.arbeitundleben.de

Hessen – zu den vier Bundeslän-
dern, die noch kein neues Tarif-
treue- und Vergabegesetz be-
schlossen haben. Der DGB Sach-
sen drängt daher auf die Novel-
lierung des Vergabegesetzes 
unter sozialen, ökologischen und 
nachhaltigen Vorzeichen. Ein Ge-
setzesentwurf soll im März vor-
gestellt werden. Vorgesehen ist, 
dass öffentliche Aufträge nur an 
Unternehmen vergeben werden 
dürfen, die ihre MitarbeiterInnen 
tariftreu entlohnen und Mindest-
lohn zahlen. Geplant ist auch eine 
Begleitkampagne, um die säch-
sische Bevölkerung für das Thema 
zu sensibilisieren. 
www.sachsen.dgb.de

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg und das Bündnis der Vernunft 
gegen Gewalt und Ausländerfeind-
lichkeit, dessen Mitglied der DGB ist, 
schreiben 2012 erneut das Band 
für Mut und Verständigung 
aus. Nominiert werden können 
Menschen aus Berlin und Branden-
burg, die Zivilcourage gegen Rassis-
mus gezeigt haben oder durch ihr 
ehrenamtliches Engagement zur 
interkulturellen Verständigung und 
zum friedlichen Zusammenleben 
der Menschen beigetragen haben. 
Vorschläge können bis zum 1. März 
2012 eingereicht werden.
www.respekt.dgb.de

••• Sachsen gehört – neben 
Schleswig-Holstein, Bayern und 

interregio
W a n d e r a u s s t e l l u n g

„Nein zu Hitler!“
Erklärtes Ziel der Nationalsozia-
listen nach der Machtergreifung 
1933 war es, die Arbeiterbewe-
gung zu zerschlagen. Nach dem 
Verbot der freien Gewerkschaften 
und der SPD im gleichen Jahr gin-
gen viele Mitglieder in den Unter-
grund und übten Widerstand  ge-
gen die Diktatur. An sie und ihren 
politischen Kampf will die Ausstel-
lung „Sozialdemokratie und Freie 
Gewerkschaften in Verfolgung, 
Widerstand und Exil 1933-1945“ 
erinnern. Die Ausstellung, die seit 
2008 durch Deutschland tourt, ist 
bis zum 27. Januar in Rendsburg 
zu sehen und ab dem 30. Januar in 
Detmold.   •
www.fes.de

D G B - J u g e n d

Dual Studierende 
versichern
Seit dem 1.Januar 2012 gilt auch 
für dual Studierende die unein-
geschränkte Sozialversicherungs-
pflicht. Mit einem Flyer informiert 
die DGB-Jugend über die Details 
der neuen Regelung. Zum Beispiel: 
Welche Studiengänge werden 
durch das Gesetz erfasst? Und: 
Wie kann der Betriebsrat weiter-
helfen? Eine Tabelle zeigt auf einen 
Blick, wie hoch die Beiträge zu den 
einzelnen Versicherungen je nach 
Einkommen sind. Wissenswert: 
Als Entgelt gilt jede Zahlung des 
Arbeitgebers an die dual Studie-
renden, egal ob es sich dabei um 
eine Vergütung, ein Stipendium 
oder Ähnliches handelt. Zudem gilt: 
Wenn das Entgelt höchstens 325 
Euro beträgt, muss der Arbeitgeber 
die Beiträge allein übernehmen.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Später in Rente
Der Altersübergangs-Monitor, ein 
Forschungsprojekt im Auftrag der 
Hans-Böckler-Stiftung und des For-
schungsnetzwerks Alterssicherung 
(Deutsche Rentenversicherung 
Bund), ist auch 2011 fortgesetzt 

terstützen in Zukunft die Fairtrade-
Zertifizierung im Blumensektor und 
rufen dazu auf, sich beim Kauf für 
Fairtrade-Blumen und -Pflanzen zu 
entscheiden.   •
www.igbau.de

worden. Seit 2009 erforschen Wis-
senschaftlerInnen des Instituts Ar-
beit und Qualifikation der Universi-
tät Duisburg-Essen Veränderungen 
bei der Erwerbstätigkeit im Alter 
und beim Übergang in die Rente. 
Die Altersübergangs-Reporte 2011 
gehen der Beschäftigungslosigkeit 
im Alter, dem Trend zum längeren 
Arbeiten sowie Neueinstellungen 
Älterer nach. Die Publikationen 
stehen im Internet zum Download 
bereit.   •
www.boeckler.de

Die Herausforderungen für eine 
erfolgreiche Betriebsratsarbeit wa-
ren auch 2011 vielfältig: von den 
Auswirkungen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise bis zur Bewälti 
ung des demografischen Wan-
dels. Der Band Erfolgsfaktor 
Betriebsrat 2011 beschreibt 
66 Beispiele erfolgreicher In-
teressenvertretung angesichts 
betrieblicher, wirtschaftlicher und 
demografischer Umbrüche. Er 
stellt Betriebsräte vor, die 2011 für 
den Deutschen Betriebsrätepreis 

vorgeschlagen wurden. Die Bei-
spiele aus der Praxis zeigen, wie 
der Anspruch auf Beteiligung aktiv 
umgesetzt wird und Beschäftigte 
in betriebliche Interessenvertre-
tung eingebunden werden kön-
nen. Dabei sind eine Vielzahl kon-
struktiver und kreativer Lösungen 
zur betrieblichen Gestaltung des 
demografischen Wandels oder der 
Krisenfolgen entstanden.

Eva-Maria Stoppkotte, Thorsten Halm 
(Hrsg.): Erfolgsfaktor Betriebsratsarbeit 
2011. 66 Beispiele erfolgreicher 
Interessenvertretung, Bund-Verlag; 
192 Seiten, 24,90 Euro

neueBücher
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Kein Ersatz

Auf dem DGB-Kongress 2010 

haben die Gewerkschaften 

ihre Haltung zu CSR in 

einem Beschluss konkreti-

siert. Für sie steht fest: „Die 

Unternehmen sind nicht 

legitimiert, ihre Verantwor-

tung gegenüber der Gesell-

schaft allein zu definieren. 

Die Gewerkschaften werden 

durch ihre Vertretung in 

staatlichen und zwischen-

staatlichen Gremien darauf 

hinwirken, dass robuste ge-

sellschaftliche Regelungen 

beibehalten und nicht durch 

freiwillige Regelungen 

ersetzt werden”. CSR könne 

den Schutz von Arbeitneh-

merInnen sinnvoll ergänzen, 

aber niemals Arbeitnehmer-

rechte ersetzen. 

Auf internationaler Ebene 

fordern die Gewerkschaften 

verbindliche zwischenstaat-

liche Lösungen, um Kernar-

beitsnormen als Fundament 

zu manifestieren. Zudem 

sollen die OECD-Leitsätze 

dazu dienen, Umwelt, Ar-

beits- und Sozialstandards 

durchzusetzen. „CSR-Selbst-

verpflichtungen dürfen 

keine Kosmetikmaßnahme 

sein.“ Unternehmen müssen 

für soziale, ökologische und 

humanitäre Auswirkungen 

ihrer Aktivitäten haften. Öf-

fentliche Aufträge müssen 

die ILO-Kernarbeitsnormen 

einhalten. Und: Soziale und 

ökologische Unternehmens-

pflichten sollen in interna-

tionalen Wirtschaftsabkom-

men verankert werden. 

Das Zehn-Punkte-Papier 
des DGB zu CSR:
www.einblick.dgb.de/hintergrund 

C o r p o r a t e  S o c i a l  R e s p o n s i b i l i t y  ( C S R )

CSR darf nicht beliebig sein
Wie verbindlich sollten Regeln für Corporate Social Responsibility (CSR), 
also zur sozialen Verantwortung von Unternehmen, sein? Seitdem der 
Begriff existiert, wird darüber heftig gestritten. Neue Dynamik 
erhält die kontroverse Debatte durch die EU-Kommission. Sie will 
für mehr Klarheit und Transparenz sorgen.

CSR ist ein schillernder Begriff, 
der auch in den Gewerkschaften 
kontrovers diskutiert wird – insbe-
sondere weil die Gefahr des „win-
dow dressings“ besteht, also einer 
Schönfärberei der tatsächlichen 
Unternehmenspraxis durch kunst-
voll gestaltete Hochglanz-CSR-
Berichte. Für die Gewerkschaften 
ist CSR deshalb auch nur „on top“ 
zu gesetzlichen Regelungen, etwa 
im Bereich der Mitbestimmung, 
vorstellbar. Der DGB fordert zudem 
einheitliche, überprüfbare CSR-
Standards. Denn Unternehmen 
sind nicht dazu legitimiert, ihre 
Verantwortung gegenüber der Ge-
sellschaft allein zu definieren. Im 
CSR-Forum der Bundesregierung 
haben sich die dort vertretenen 
Organisationen, darunter die Spit-
zenverbände der Wirtschaft BDA, 
BDI, DIHK und ZDH sowie für die 
Gewerkschaften DGB, IG BCE, IG 
Metall und ver.di, auf ein gemein-
sames CSR-Verständnis geeinigt. 
Ein Kerngedanke: „CSR ist freiwil-
lig, aber nicht beliebig.“ 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist 
deshalb vor allem wichtig, gegen 
die Beliebigkeit in unternehme-
rischen CSR-Strategien anzugehen. 
So fordert DGB-Vorstandsmitglied 
Dietmar Hexel, der Mitglied im 
CSR-Forum der Bundesregierung 
ist: „Wenn ein Unternehmen CSR-
Konzepte auflegt, dann muss eine 
Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen der ArbeitnehmerInnen in 
Deutschland und Europa, für die 
Arbeitsbedingungen der Arbeit-
nehmerInnen in den Entwicklungs-
ländern und für den Erhalt unserer 
Umwelt wahrnehmbar stattfinden.“ 
Alles andere wäre Schönfärberei. 

Neue Dynamik erhält die De-
batte durch die EU-Mitteilung zu 

CSR vom 25. Oktober 2011. Darin 
hat die EU-Kommission CSR nun 
als „die Verantwortung von Un-
ternehmen für ihre Auswirkungen 
auf die Gesellschaft“ definiert. 
Diese Definition geht über frühere 
der EU hinaus. Die EU-Kommission 
will außerdem irreführendes CSR-
Marketing eindämmen und schlägt 

vor, soziale und ökologische Kri-
terien stärker in das öffentliche 
Auftragswesen einfließen zu las-
sen. Zudem plant die Kommission, 
noch in diesem Jahr eine Rechtsvor-
schrift zur Transparenz von sozialen 
und ökologischen Faktoren in der 
Unternehmensführung vorzulegen. 
Insbesondere dagegen laufen die 
Spitzenverbände der Wirtschaft 
Sturm. Und doch bleiben die Kom-
missionspläne deutlich hinter den 
vom DGB-Kongress 2010 in Berlin 
beschlossenen Forderungen zurück.

Da wundert es nicht, dass der 
Gegensatz von Freiwilligkeit und 
Verbindlichkeit zentrales Thema ei-
ner Internationalen CSR-Konferenz 
des Bundesarbeitsministeriums im 
Dezember 2011 in Berlin war. „CSR 
darf nicht nur ein werbewirksames 
Label sein, sondern muss in eine 
unternehmerische Gesamtstrategie 
eingebracht werden“, stellte der IG 

BCE-Vorsitzende Michael Vassilia-
dis auf der Konferenz klar. Gleich-
zeitig betonte er die Bereitschaft 
der Gewerkschaften, sich konstruk-
tiv mit dem Thema auseinanderzu-
setzen: „CSR ist eine freiwillige 
Verpflichtung und sollte die Chance 
erhalten, zu zeigen, wie erfolgreich 
das sein kann.“ Das ersetze aber 
nicht verpflichtende globale Stan-
dards zu grundsätzlichen Themen. 
„So sind z. B. eine gerechte Bezah-
lung und faire Lohnfindung nur in 
einem System mit freien Gewerk-
schaften vorstellbar.“ Gemeinsam 

mit Hans-Böckler-Stiftung und 
DGB-Bildungswerk stellte der DGB 
während der Konferenz die ge-
werkschaftliche CSR-Debatte und 
Projekte vor, die die besondere 
Rolle zeigen, die Gewerkschaften 
und Betriebsräte im CSR-Bereich 
spielen können.

Dass auch Arbeitgeber das 
deutsche Mitbestimmungsmodell 
schätzen, machte Michael Schmidt, 
Vorstandsmitglied von BP Europa,
deutlich: „Gerade in Zeiten des 
Umbruchs haben wir gute Erfah-
rungen mit der Mitbestimmung 
gemacht. In konstruktiver, wenn 
auch nicht immer konfliktfreier 
Zusammenarbeit haben wir mit 
den Betriebsräten gute Lösungen 
zugunsten des Unternehmens und 
der Beschäftigen erarbeitet. Ich 
beobachte, dass auch bei auslän-
dischen Managern im Konzern, die 
in Deutschland gearbeitet haben, 
unser deutsches Mitbestimmungs-
modell, nach anfänglicher Skepsis, 
durchaus Anerkennung findet.“   •
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Quelle: Umfrage unter 297 Unternehmen mit CSR 2010, BBDO Live, Statista 2011
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Kommunikation am wichtigsten
Ziele von Unternehmen bei ihrem CSR-Engagement (in Prozent)

Kommunikation sozialer Verantwortung

Integration in das gesellschaftliche Umfeld

Imageverbesserung

Mitarbeitermotivation

Nachhaltiger ökonomischer Nutzen

Tue Gutes und rede darüber: Getreu 
diesem Motto geht es vor allem um 
Kommunikation, wenn Unterneh-
men sich in Sachen CSR engagieren.

einblick 1/12
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GEWERKSCHAFTEN

Die IG Metall lädt 
auch 2012 ihre Mit-
glieder wieder zum 

kostenlosen Besuch der Com-
putermesse CeBit (6. bis 10. 
März) und zur Hannover Mes-
se (23. bis 27. April) ein. Die 
Eintrittskarten sind in den 
IG Metall-Verwaltungsstellen 
oder bei den Vertrauensleu-
ten im Betrieb erhältlich. 

Immer mehr ältere 
Menschen in Deutsch-
land brauchen einen 

Nebenjob – obwohl sie schon 
im Rentenalter sind. Darauf 
hat die IG Bauen-Agrar-Um-
welt hingewiesen. So waren 
im ersten Quartals 2011 ins-
gesamt 751 599 Senioren in 
Deutschland als Mini-Jobber 
beschäftigt. Damit ist die 
Zahl der Senioren-Jobber 
seit 2003 um 26 Prozent 
gestiegen.

Der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske hat den 
Richtlinienentwurf 

von EU-Binnenkommissar 
Michel Barnier, europaweit 
den Zugang zu Konzessions-
märkten zu vereinfachen, 
kritisiert. „Ein solcher 
Schritt gefährdet die Quali-
tät der Dienstleistungen“, 
so Bsirske. Zudem drohten 
schlechtere Arbeits- und 
Lohnbedingungen.

Der GdP-Vorsitzende 
Bernhard Witthaut 
hat davor gewarnt, 

die hochgerechneten Versor-
gungslasten für öffentliche 
Haushalte zur Stimmungs-
mache gegen BeamtInnen 
zu missbrauchen. Witthaut: 
„Während ihrer gesamten 
Laufbahn leisten Beamte 
Beiträge zu ihrer späteren 
Versorgung.“

kurz&bündig D G B  S a c h s e n

Flagge zeigen
Wie bereits in den Vorjahren ruft 
der DGB Sachsen zu einer zentra-
len friedlichen Demonstration am 
18. Februar in Dresden auf. Hin-
tergrund: Auch in diesem Jahr ist 
davon auszugehen, dass Neonazis 
den Jahrestag der Bombardierung 
Dresdens 1945 für ihre Zwecke 
missbrauchen. Der DGB will dem 
ein Bekenntnis für Frieden und 
Toleranz, für eine demokratische 
Stadt, ein Bekenntnis gegen Ge-
walt, gegen Menschenfeindlichkeit, 
für das friedliche Zusammenleben 
aller Menschen entgegensetzen. 
Es sei selbstverständlich, dass jeg-
liche Art von Protest friedlich und 
gewaltfrei verlaufen muss, betont 
der DGB.   •
Der Aufruf: 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

v e r . d i

Keine Leiharbeit 
an Bord
ver.di hat die Pläne der Lufthansa 
kritisiert, 200 LeiharbeiterInnen als 
Kabinenbesatzung auf Flügen von 
und zum neuen Berliner Flugha-
fen einzusetzen. Gemeinsam mit 
der Unabhängigen Flugbegleiter 
Organisation (UFO) fordert ver.di 
das Unternehmen auf, „zu einer 
seriösen Unternehmenspolitik und 
soliden Tarifpartnerschaft zurück-
zukehren“. 

Ein Rechtsgutachten bestätigt 
die Position der beiden Gewerk-
schaften, dass Lufthansa weder in 
Berlin noch an anderen Standorten 
mit LeiharbeiterInnen als Flugbe-
gleiterInnen tarifliche Standards 
unterlaufen darf. Die Fluggesell-
schaft hatte den Schritt angekün-
digt, um Personalkosten zu senken. 
Die Grundvergütung soll zwar die 
gleiche sein, Unterschiede soll es 
jedoch bei Gehaltserhöhungen, 
der Altersvorsorge, tariflichen Ne-
benleistungen und Arbeitszeiten 
geben.   •

2012: Das Gewerkschaftsjahr auf einen Blick

30.1.-1.2. IG BCE, Ortsgruppentagung gegen Rechts , Bad Münder

4.2. dju/ver.di, 4. Fotografentag „Geht’s noch?“, Hannover

27.-29.2. NGG, Backwarenforum, Oberjosbach

29.2. GEW, Tagung „Ziffernnoten: Anreiz oder Leistungsbremse?“, Köln

8.3. Internationaler Frauentag

22.3. DGB NRW, Demokratie und Soziale Hochschule, Dortmund

23.3. Equal Pay Day 2012

29./30.3. ver.di, Tagung für Betriebs- und Personalräte „Gute Arbeit und 
 alter(n)sgerechte Arbeitsbedingungen als Herausforderungen 
 für betriebliche Interessenvertretungen“, Berlin

31.3. IG BAU, Außerordentlicher Gewerkschaftstag, Frankfurt am Main

24.4. EVG, Tag der Mitarbeiter im Busbereich

24./25.4. GdP-Verkehrssymposium, Potsdam

26.4. Girls’ Day

28.4. DGB NRW, Konferenz gegen Rechtsextremismus, Dortmund

1.5. DGB, zentrale 1. Mai-Kundgebung, Stuttgart

1.5.-16.6. Ruhrfestspiele Recklinghausen

6.5. Landtagswahl in Schleswig-Holstein

10.5. ver.di, Arbeitsmarkttagung, Berlin

24.5. EVG, Tag der Mitarbeiter im Bereich Sicherheit und Service

25.-28.5. GEW, Bundeskonferenz Junger GEWerkschafter_innen, Rotenburg 
 an der Fulda

10.6. DGB Niedersachsen-Bremen-Sachsen-Anhalt, Vergabe des 
 DGB-Filmpreises beim Int. Filmfest Emden-Norderney, Emden

7.-10.6. 4.IG BCE, Frauentag, Hannover 

7.-10.6. IG BAU, Sunrise Festival, Steinbach/Taunus

8./9.6. DGB, EKD, Umweltverbände,
 Internationaler Transformationskongress, Berlin

15.6. IG BAU, Tag der Gebäudereinigung

21.7.-1.8. GEW, Sommerakademie Masuren, Nowa Kaletka (Polen)

24./25.8. IG BCE, Jugendforum, Kagel

5.-8.9. GEW, 6. Wissenschaftskonferenz „Reformbaustelle Hochschule“, 
 Herrsching am Ammersee

25./26.9. IG Metall, Stahlkonferenz, Hamm 

7.10. IGB, 5. Welttag für menschenwürdige Arbeit

11.10. 60. Jahrestag Betriebsverfassungsgesetz 1952 

19.-21.10. NGG, Bundesfrauenkonferenz; Motto: „stark.frauen in der NGG“, 
 Oberjosbach

28.10.-1.11. EVG, 1. Ordentlicher Gewerkschaftstag, Berlin

7./8.11. IG BCE, 5. Betriebsräte-Jahrestagung, Hannover

15.-17.11. IG Metall, Vertrauensleutekonferenz, Willingen

22.11. GdP-Arbeitsschutzsymposium, Potsdam

23.-24.11. IG BAU, Berufsbildungspolitische Tagung, Erfurt

25.11. dju/ver.di, Journalistentag, Berlin

28./29.11. DGB, 15. Schöneberger Forum, Berlin

1.12. IG BCE, 42. Recklinghäuser Tagung (Migrationspolitische Konferenz 
 der IG BCE), Recklinghausen

Mehr Termine: www.einblick.dgb.de
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Falsche Anreize

Mütter, die ihr Kind nicht in 

eine Krippe geben wollen, 

sollen ab 2013 finanziell 

unterstützt werden. 100 

Euro im Monat, ab 2014 

sogar 150 Euro, stellt ein 

Beschluss des Koalitionsaus-

schusses in Aussicht – auf 

Wunsch der CSU. FDP und 

auch die CDU-Frauen zeigten 

sich weniger begeistert. 

Sozialdemokraten, Grüne 

und Linke kritisieren wie die 

Gewerkschaften, dass hier 

Milliarden verschwendet 

werden, die beim Ausbau 

der öffentlichen Einrich-

tungen fehlen. 

Konservative, die das tra-

ditionelle Familienmodell 

favorisieren, argumentie-

ren häufig mit dem Begriff 

„Wahlfreiheit“. Von zwang-

losen Entscheidungsmög-

lichkeiten der Eltern konnte 

jedoch nie die Rede sein: Mit 

dem Ehegattensplitting und 

der Mitversicherung von 

Frauen in der Krankenkasse 

unterstützt die staatliche 

Familienpolitik seit Jahr-

zehnten das traditionelle 

Familienmodell mit dem 

Vater als Ernährer.

Gegen die besondere Förde-

rung nicht erwerbstätiger 

Mütter sprechen auch bil-

dungspolitische Argumente. 

„Herdprämien“ sind gerade 

in einkommensschwachen 

Milieus der falsche Anreiz. 

Für Kinder aus Hartz IV-

Haushalten und aus vielen 

Migrantenfamilien ist der 

Besuch öffentlicher Betreu-

ungseinrichtungen eine 

Chance zur Emanzipation.

einblick 1/12

MEINUNG

Die Debatte zum Elterngeld vor fünf Jahren trug Zü-
ge eines Kulturkampfes: Ältere Herren erregten sich 
damals über „Zwangsverpflichtung“ und „Freiheits-
beraubung“, ein bayerischer Politiker verspottete die 
obligatorischen Vätermonate als „Wickelvolontari-
at“. Für die Mütter hatte die einst zuständige CDU-
Ministerin Ursula von der Leyen eine klare Botschaft 
parat: Wir helfen großzügig im ersten Jahr nach der 
Geburt eures Kindes, danach aber kehrt ihr bitte zu-
rück auf den Arbeitsmarkt! Die Unternehmer, die in 
Zeiten des Fachkräftemangels qualifizierte Frauen 
im Betrieb halten wollen, applaudierten.

Christdemokratin von der Leyen, die einen ur-
sprünglich sozialdemokratischen Vorschlag nach 
skandinavischem Vorbild umsetzte, konnte auf die 
Unterstützung der Opposition bauen. Die eigene 
Fraktion stimmte zwar für ihren Gesetzes-
entwurf, war aber höchstens zur Hälfte 
überzeugt. Als Beruhigungspille diente das in 
Aussicht gestellte Betreuungsgeld – von dem drei 
Viertel der Abgeordneten insgeheim hofften, es 
würde später an der Kassenlage scheitern. 

Von der Leyen wechselte ins Arbeitsministerium 
und wurde durch die politisch schwache Kristina 
Schröder ersetzt. Angesichts der unerwartet hohen 
Steuereinnahmen will die CSU ihr Lieblingsprojekt 
vor der nächsten Wahl in 2013 unbedingt durchset-
zen. Widerstand gegen die „Herdprämie“ kommt 
nicht nur von SPD, Grünen und Linken, sondern 
auch vom Koalitionspartner FDP und aus der CDU-
Frauenunion. 

Seit die Elternzeit mit einer Lohnersatzleistung 
von knapp zwei Dritteln des letzten Nettoein-
kommens belohnt wird, hat sich die Beteiligung 
der Männer versiebenfacht. Väter stellen in-
zwischen über 25 Prozent der Anträge auf 
Elterngeld. Bis zu 1800 Euro Unterstützung im 
Monat sind ein attraktives Angebot für berufstätige 
Eltern, unabhängig vom Geschlecht. Das frühere 
Erziehungsgeld dagegen förderte die traditionellen 
Rollen. „Ich verdiene einfach mehr“ aus väterlicher 
oder auch „Mein Mann verdient einfach mehr“ 
aus mütterlicher Sicht lauteten die Argumente für 
die gewohnte Arbeitsteilung. Der auf 300 Euro 
begrenzte Zuschuss war eine Art Taschengeld für 
Geringverdienerinnen. 

Der schwarz-gelben Familienpolitik fehlt ein klares Konzept. Seit 2007 fördert 
das Elterngeld als Lohnersatzleistung die Erwerbstätigkeit von Müttern. 
Das jetzt geplante Betreuungsgeld würde das Gegenteil bewirken. 
Publizist Thomas Gesterkamp zieht nach fünf Jahren Elterngeld Bilanz.

Jetzt möchte die CSU 
das Anreizsystem für 
Hausfrauen in neuem Ge-
wand wieder einführen. 
Nicht nur die Gewerkschaften, 
auch die Arbeitgeberverbände 
lehnen das vehement ab. Ge-
meinsam erklärten der  Arbeit-
geber-Präsident Dieter Hundt 
und der DGB-Vorsitzende Mi-
chael Sommer Ende November 
letzten Jahres: „Die Einführung 
eines Betreuungsgeldes für Mütter und Väter, die 
keinen Betreuungsplatz für ihr ein- bis dreijähriges 
Kind in Anspruch nehmen, passt nicht in unsere Zeit 
und ihre Herausforderungen: Es setzt bildungs- und 
arbeitsmarktpolitisch die falschen Signale.“  

Die Betriebe wollen ihre weiblichen Beschäf-
tigten nicht verlieren. Schon im Mutterschutz und 
später während der Babypause, so empfehlen 
Chefs und Vorgesetzte, sollten Frauen Kontakt zu 
ihrer früheren Stelle halten – und auf keinen Fall 
zu lange aussetzen. Die Versorgung mit Krippen für 
Unterdreijährige, die das ermöglichen soll, bleibt 
allerdings weit hinter den politischen Vorgaben 
zurück. Ein flächendeckendes und verlässliches 
Ganztagssystem, das auch die langen Schulferien 
überbrückt, fehlt vor allem in den westlichen Bun-
desländern. 

Die Debatten um Elterngeld und Betreuungs-
geld kreisen fast immer um die Phase direkt nach 
der Geburt. Kinder aufziehen dauert jedoch zwan-
zig Jahre und nicht nur ein paar Monate. Wich-
tiger als direkte finanzielle Unterstützung 
ist eine familienbewusste Betriebskultur. 
Manche Eltern haben Ernüchterndes über ihre 
beruflichen Zwänge zu berichten. Wünsche nach 
kürzeren Arbeitszeiten werten Vorgesetzte oft als 
Signal der Verweigerung – bis hin zu Fällen, wo 
gleich mit Kündigung gedroht wird. Aufmerksame 
Arbeitgeber haben verstanden: MitarbeiterInnen 
mit Familienaufgaben lassen sich heute nicht mehr 
allein mit Reisen, Dienstwagen oder Luxushotels 
ködern. Sie suchen einen alternativen Karriereweg 
und ein berufliches Umfeld, das Freiräume bietet 
auch für private Verpflichtungen.   •

➜

Thomas Gester-
kamp, 54, ist Autor 
von Büchern zu 
familien- und 
geschlechterpo-
litischen Themen, 
unter anderem 
„Gutesleben.de – 
Die neue Balance 
von Arbeit und 
Liebe“ (Klett Cot-
ta) und „Die neuen 
Väter zwischen 
Kind und Karriere“ 
(Budrich Verlag).
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Widersprüchliche Botschaften 
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„Die FDP macht gerade die Erfahrung, dass es 
eine Illusion ist, zu glauben, der Austausch von 
Personen löse alle Probleme.“

Der bayrische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Horst Seehofer in 
der Süddeutschen Zeitung vom 7. Januar 2012.

8

NEUEINSTELLUNGEN: Jobs per Internet vor allem für Studierte

dieDGBgrafik

AkademikerInnen nutzen mehr als 
andere ArbeitnehmerInnen den 
Jobmarkt Internet – ein Drittel wurde 
2010 auf diesem Weg neu eingestellt. 
Das zeigt eine Analyse des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB). ArbeitnehmerInnen ohne Berufs-
abschluss kommen vor allem durch ei-
gene Inserate und durch persönlichen 
Kontakt in Arbeit. Relativ geringe 
Chancen auf Arbeit mit Perspektive 
haben Leiharbeitskräfte. Gerade mal 
4,2 Prozent der LeiharbeiterInnen mit 
Berufsabschluss fanden so einen Job. ©
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Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2011
 

Anteil der Besetzungswege nach Qualifikationsanforderung der Stelle 2010 (in Prozent)

ohne Berufsabschluss mit Berufsabschluss Fachhochschul-
/Hochschulabschluss

32,9

32,9
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23,9

22,1
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8,1

33,510,0

10,3
11,8

2,8

13,0

19,7 4,8

5,6
1,0 9,9

4,2
9,8

2,3

eigene 
Inserate

Mitarbeiter, 
persönlicher Kontakt

Kontakt 
Arbeitsagentur

Initiativbewerbung Internet Leiharbeit Sonstige

Schlusspunkt●

personalien

Tipp
Ratgeber: DGB-Bundesvor-
stand, Hartz IV – Tipps und 
Hilfen des DGB, aktualisierte 
Neuaufl age 2012, 106 Seiten, 
0,85 Euro pro Exemplar 
plus Porto und Versand, 
ab 50 Exemplare 0,60 Euro, 
www.dgb-bestellservice.de

2012 stehen erneut Verände-
rungen im Hartz IV-System an. Die 
Verunsicherung in den Jobcentern 
und bei den Leistungsbeziehern 

ist groß. Das zeigt auch die hohe 
Zahl der Widersprüche und Klagen 
gegen ALG-II-Bescheide. Der Rat-
geber des DGB beantwortet Fra-
gen rund um das Thema ALG-II 
und gibt viele nützliche Tipps, auch 
zum Umgang mit dem Jobcenter. 
Es wird unter anderem erklärt, 
was eine Bedarfsgemeinschaft 
ist, welches Einkommen und Ver-
mögen angerechnet wird und was 
bei der Kranken- und Rentenversi-
cherung zu beachten ist. 

••• Sina Frank, 32, ist seit 1. 
Januar politische Referentin in 
der Europaabteilung beim DGB-
Bundesvorstand. Ihr Schwerpunkt 
ist die europäische Arbeitsmarkt- 
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20.1.  GEW Hamburg, 
Diskussion „Kamingespräch zum 
Thema individualisiertes Lernen“, 
Hamburg

24.1.  Hans-Böckler-Stif-
tung, „8. Konferenz für Arbeit-
nehmervertreterInnen im Auf-
sichtsrat börsennotierter Unterneh-
men: Moderne Personalökonomie 
und Mitbestimmung“, Frankfurt/
Main

24.1.  Hans-Böckler-Stif-
tung, DGB NRW, Stiftung Arbeit 

und Umwelt, Fachtagung „Nach-
haltigkeit in der Chemischen In-
dustrie“, Leverkusen

24./25.1.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Fachtagung „Mo-
derne Personalökonomie und Mit-
bestimmung”, Frankfurt/Main

28.1.  GEW Thüringen, 
„20. Hochschulkonferenz“, Erfurt 

30.1.  IG BCE, Tagung 
„Mitten unter uns – Rechte Gewalt 
und Neofaschismus in Deutsch-
land, Bad Münder

und Sozialpolitik. Zuvor war Frank 
persönliche Referentin für den 
Chef der Senatskanzlei und für die 
Europastaatssekretärin des Landes 
Berlin.
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G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Busfahrer nur in Busnähe geschützt
Ein Busfahrer, der seine Pause als Zuschauer eines Fußballspiels

verbringt, ist nicht von der gesetzlichen Unfallversicherung geschützt.
Der Fall: Der Arbeitnehmer, ein abhängig beschäftigter Busfah-

rer, hatte eine Reisegruppe zu einem Pokalspiel nach München ge-
fahren. Er kam in den Genuss einer nicht abgeholten Eintrittskarte
und verfolgte in seiner 90-minütigen Pause das Fußballspiel. Beim
Verlassen des Stadions rutschte er aus und zog sich einen Muskel-
faserriss zu. Der Unfallversicherungsträger lehnte die Anerkennung
als Arbeitsunfall ab.

Das Landessozialgericht: Ein Arbeitsunfall als Voraussetzung
des gesetzlichen Unfallversicherungsschutzes liegt nicht vor. Auch
bei Busfahrern muss zwischen Tätigkeiten unterschieden werden,
die mit dem Beschäftigungsverhältnis in einem wesentlichen, inne-
ren Zusammenhang stehen, und deswegen versichert sind und sol-
chen, die der privaten unversicherten Sphäre zuzurechnen sind. Der
Arbeitnehmer hat seine unbezahlte Pause von 1 ½ Stunden im ei-
genen Belieben gestaltet. Der Besuch des Fußballspiels ist der Frei-
zeitgestaltung und damit dem unversicherten privaten Bereich zu-
zurechnen. Der Unfall hat sich im Fußballstadion und damit außer-
halb des versicherten Umkreises in Busnähe ereignet. Busfahrer un-
terstehen in ihrer Pause zwischen zwei Fahrten nicht automatisch
dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Mord ist kein Arbeitsunfall
Eine Straftat mit familiärem Hintergrund begründet keine Ent-

schädigung als Arbeitsunfall.
Der Fall: Das spätere Mordopfer arbeitete als Koch in der Pizze-

ria seiner Ehefrau. Zu dem tragischen Geschehen kam es anlässlich
einer Fahrt zum Steuerberater, auf der der 38-jährige Sohn des Paa-
res den Vater begleitete. Auf der Rückfahrt lockte der Sohn den Va-
ter bei einem Halt unter einem Vorwand nach hinten zum Koffer-
raum und schlug mit einem bereitgelegten Zimmermannshammer
mehrfach auf den Kopf des Vaters ein, um ihn zu töten. Dieser trug
schwere, jedoch nicht tödliche Verletzungen davon und versuchte
zu fliehen. Der Sohn holte daraufhin aus dem Kofferraum einen
Benzinkanister, übergoss den Vater mit Kraftstoff und zündete ihn
an. Das Opfer erlag seinen schweren Verletzungen. Die Frau be-
gehrte Witwenrente aus der Unfallversicherung.

Das Landessozialgericht: Dass der Sohn die Fahrt zum Steuer-
berater dazu genutzt hat, seinen Vater umzubringen, war reiner Zu-
fall, der in keinem Zusammenhang mit der Berufstätigkeit des Er-
mordeten steht. Wie sich im Rahmen des Strafverfahrens ergab, war
die Tat lange geplant. Bereits in der Kindheit hat sich ein abgrund-
tiefer Hass gegen den Vater entwickelt. Es ist nicht gelungen, die fa-
miliären Probleme, wie auch eine sexuelle Belästigung der Freundin
und späteren Ehefrau des Sohnes durch den Vater, zu klären. Der
Mord stellt sich damit als gründlich vorbereitetes und planvoll
durchgeführtes Verbrechen dar. Ursächlich für den Tod war deshalb
allein ein privater Vater-Sohn-Konflikt; ein betrieblicher Zusammen-
hang ist nicht zu erkennen. 

K ü n d i g u n g  e i n e s  m i n d e r j ä h r i g e n  A z u b i s

Muss den Eltern zugehen
Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit einer Probezeit.

Während dieser Zeit kann es nach dem Berufsbildungsgesetz sowohl
vom Auszubildenden als auch vom Ausbildenden jederzeit ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Eine solche Kündi-
gung muss jedoch noch während der Probezeit zugehen. Ist der Aus-
zubildende minderjährig, wird die Kündigung erst dann wirksam,
wenn sie seinem gesetzlichen Vertreter zugeht.

B e t r i e b s r a t s w a h l

Einhaltung der Wahlzeit ist wichtig
Der Wahlvorstand muss die Zeit der möglichen Stimmabgabe für

eine Betriebsratswahl konkret festlegen und bekannt geben. Wird die
Wahlzeit nicht eingehalten, kann die Wahl wirksam angefochten
werden. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn im Wahlausschreiben ein
Zeitfenster von 10,5 Stunden angegeben wird, das Wahlteam zur
Stimmabgabe in den einzelnen Filialen aber nur jeweils für höchstens
30 Minuten dort anwesend ist. 

B a h n s e r v i c e

Nachtzuschlag für Stewardess
Für eine Stewardess mit Zugschaffnerfunktion ist ein Nachtzu-

schlag von 25 v.H. angemessen.

A r b e i t s u n f ä h i g k e i t

Ärztliches Attest schon am ersten Tag
Ist ein Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt, muss er nach dem

Gesetz spätestens nach drei Kalendertagen eine ärztliche Arbeitsun-
fähigkeitsbescheinigung beim Arbeitgeber vorlegen. Der Arbeitgeber
ist berechtigt, die Vorlage schon früher zu verlangen. Er kann ohne
Begründung verlangen, dass der Arbeitnehmer schon ab dem ersten
Tag der Krankheit das ärztliche Attest vorlegt.

S o z i a l h i l f e

Heimunterbringung ist keine Trennung
Sozialhilfe zur Pflege wird nur geleistet, soweit den Pflegebe-

dürftigen oder deren Ehegatten bzw. Lebenspartnern nicht zuzumu-
ten ist, die Pflegekosten zu tragen. Ein Ehegatte oder Lebenspartner
kann jedoch nicht herangezogen werden, wenn er vom Pflegebe-
dürftigen getrennt lebt. Allein aus der Tatsache, dass der pflegebe-
dürftige Ehepartner in einem Pflegeheim untergebracht ist, lässt sich
nicht schließen, dass die Ehepartner getrennt leben. Hiervon ist viel-
mehr erst bei einem nach außen erkennbaren Trennungswillen aus-
zugehen. 

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bayerisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 25. Oktober 2011 - L 3 U 52/11

Landessozialgericht Baden-Württemberg, 
Beschluss vom 22. November 2011 - L 2 U 5633/10

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 19. August 2011 - 10 Sa 1450/11

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 8. Dezember 2011 - 6 AZR 354/10

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, 
Beschluss vom 21. Juni 2011 – 2 TaBV 41/10

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 1/12
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Landesarbeitsgericht Köln, 
Urteil vom 14. September 2011 - 3 Sa 597/11

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 25. November 2011 – L 7 SO 194/09
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Hemmnisse abbauen
Mehr Teilhabe und Partizipation in 
Bildung, Arbeitswelt und Gesell-
schaft fordert der DGB für Men-
schen mit Migrationshintergrund. 
Kritisch sehen DGB und Gewerk-
schaften den auf dem 5. Integrati-
onsgipfel von der Bundesregierung 
vorgestellten Aktionsplan zur Inte-
grationspolitik. Dieser habe „noch 
immer eklatante Lücken und muss 
dringend nachgebessert werden“, 
betont DGB-Vorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach. 

So sei zwar die Arbeitslosigkeit 
in den letzten Jahren gesunken, 
doch Menschen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit werden un-
verhältnismäßig oft in prekäre 
und schlecht bezahlte Jobs ge-
drängt. „Es ist höchste Zeit, den 
Niedriglohnsektor trockenzulegen 
und gleichzeitig die Perspektiven 
für Teilhabe ausländischer Be-
schäftigter zu verbessern“, fordert 
Buntenbach. Der Hintergrund: Der 
Anteil dieser ArbeitnehmerInnen ist 
in der Gastronomie mit 22 Prozent 
und mit 13,8 Prozent in der Leihar-
beit überproportional hoch.

„Nötig ist, dass alle Kinder das 
Recht auf einen Schul- oder Ki-
tabesuch haben und hier gleich-
berechtigt willkommen geheißen 
werden“, so Thöne.

Der DGB hat die gewerkschaft-
lichen Positionen für eine nachhal-
tige Integrationspolitik in einem 
Positionspapier zusammengefasst. 
So müssten vor allem rechtliche In-
tegrationshemmnisse überwunden 
werden. „Es muss gewährleistet 
werden, dass allen Menschen, die 
in Deutschland leben, ein gleich-
rangiger Zugang zu guter Arbeit 
gewährt wird. Davon sind wir noch 
immer meilenweit entfernt“, kriti-
siert Buntenbach. 

Betriebe und Verwaltung sol-
len sich interkulturell öffnen. „Wir 
brauchen einen kulturellen Menta-
litätswandel und die Bundesregie-
rung muss dies aktiv fördern. Dazu 
gehört auch eine Auseinanderset-
zung mit rassistischen Vorbehalten 
und Einstellungen. Rassismus muss 
auch als konkretes Integrations-
hemmnis bekämpft werden“, so 
Buntenbach. Die Politik könne sich 
ein gutes Beispiel für gelungene In-
tegration an der betrieblichen Mit-
bestimmungskultur in Deutschland 
nehmen. So sind alle Beschäftigten 
unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
wahlberechtigt und können auch 
gewählt werden.   •

+ Die SPD-Bundestags-
fraktion hat den 

Antrag „Kultur für alle“ in 
„Leichter Sprache“ einge-
bracht. „Die Politikerinnen 
und Politiker der SPD wollen, 
dass alle Menschen überall 
mitmachen können“, erklärt 
SPD-MdB Ulla Schmidt. Ziel 
des Antrages ist es, die 
UN-Behindertenrechtskon-
vention für den Bereich Kul-
tur und Medien umzusetzen.

- Der CDU-Bundestags-
abgeordnete Matthias 

Zimmer hat den von der 
SPD-Bundestagsfraktion 
eingebrachten Gesetzesent-
wurf über die „Festsetzung 
des Mindestlohnes“ als ein 
„mindestlohnpolitisches 
Ermächtigungsgesetz für das 
Ministerium für Arbeit und 
Soziales“ bezeichnet. Auch 
auf Zuruf wollte Zimmer die 
Aussage nicht zurücknehmen.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

http://bit.ly/zIx5Dc
WDR-Beitrag „Niedrig-

löhne in der Fleischbran-
che“, unter anderem mit 

dem NGG-Vorsitzenden 
Franz-Josef Möllenberg 

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

DGB-Positionspapier zum 
Integrationsgipfel 2012

Auch der GEW-Vorsitzende 
Ulrich Thöne kritisiert die Integra-
tionspolitik der Bundesregierung: 
„Es geht darum, Diskriminierung 
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund zu beseitigen, Benachtei-
ligung zu überwinden und Rassis-
mus zu bekämpfen.“ Der Gedanke 
der gleichberechtigten Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben müsse da-
bei der Dreh- und Angelpunkt sein. 
„Hierfür ist Bildung der Schlüssel.“ 
Es sei zwar ein Fortschritt, dass die 
Meldepflicht für Kinder ohne Pass 
an Schulen aufgehoben wurde, 
doch Integration bedeute mehr. 
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Mit ins Boot
Private können es nicht besser, 

da sind sich mittlerweile viele 

Kommunen sicher. Der DGB 

fordert: Bei der Rekommuna-

lisierung müssen die Beschäf-

tigten beteiligt werden
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Stabile Zahlen
Den Gewerkschaften ist es 

2011 gelungen, die Mitglieder-

zahlen zu stabilisieren. Drei 

Gewerkschaften konnten ein 

Mitgliederplus verzeichnen
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Gute Verwaltung
Der öffentliche Dienst soll 

modernisiert werden. DGB-

Experte Karsten Schneider 

kritisiert, dass die Arbeit 

des öffentlichen Sektors 

vor allem als Kostenfaktor 

gesehen wird
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Keine Vielfalt
Anteil von MigrantInnen unter Rats-
mitgliedern in Stadtparlamenten 
nach Parteizugehörigkeit (in Prozent)

Gerade einmal 190 BürgerInnen mit 
Migrationshintergrund sind Mitglied 
in einem Stadtrat. Das zeigt eine 
Studie der Heinrich-Böll-Stiftung, die 
die Rolle und das Selbstverständnis 
von Menschen mit Migrationshin-
tergrund in den Parlamenten von 
Städten mit mehr als 100 000 Ein-
wohnern untersucht hat. Ausgenom-
men waren die Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen.
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Fragenan ...

 ■ Welche Folgen hat der Beschluss?
■ Alle Arbeitnehmer, in deren Arbeitsverträ-
gen auf die CGZP-Tarifverträge Bezug genom-
men wird, haben Anspruch auf die gleiche 
Vergütung, wie sie ihre Kollegen im Stammbe-
trieb bekommen. Dabei gilt: Der Anspruch auf 

Gleichbehandlung ist nicht auf die Vergütung 
beschränkt. Er betrifft alle Arbeitsbedingun-
gen, da die Tarifverträge der CGZP von Anfang 
an nichtig sind. Die Verleiher können sich nicht 
darauf berufen, sie hätten auf die Wirksamkeit 
der Tarifverträge vertraut.
 ■ Euer Büro hat diese Entscheidung 
erwirkt. Was war der konkrete Anlass?
■ Die CGZP hat ihren Sitz in Berlin, deshalb 
war das Arbeitsgericht Berlin zuständig. Anlass 
war die Initiative der IG Metall zur Leiharbeit. 
Viele Kollegen hatten Zahlungsklagen erho-
ben, die aber nicht entschieden werden konn-
ten, weil die Tariffähigkeit der CGZP ungeklärt 
war. Die Verfahren wurden ausgesetzt. Die 
Aussichten des Beschlussverfahrens waren sehr 
schwierig einzuschätzen. In früheren Verfahren 
waren die Kläger kurz vor einer Entscheidung 
des Gerichts „heraus gekauft“ worden. Dies 
musste unbedingt vermieden oder erschwert 
werden. Deshalb haben wir 14 Verfahren be-

troffener Kollegen in einem zusammengefasst. 
 ■ Wie lautet euer Rat an die betrof-
fenen LeiharbeiterInnen?
■ Die Ansprüche auf Equal Pay sollten 
schnellstmöglich beim Arbeitgeber schriftlich 
geltend gemacht werden, da in der Regel in 
den Arbeitsverträgen Ausschlussfristen verein-
bart sind. Allerdings dürfen diese drei Monate 
nicht unterschreiten. Eine Klage auf Equal Pay 
sollte bestmöglich vorbereitet werden. Das 
heißt, vorab sollte geklärt werden, wie hoch 
der Lohn eines vergleichbaren Arbeitnehmers 
im Entleiherbetrieb ist. Ist dies nicht bekannt, 
sollte der Entleiher rechtlich in die Pflicht ge-
nommen werden. Auch eine entsprechende 
Klage gegen den Entleiher auf Auskunft wahrt 
die Ausschlussfristen. Kontakt zu den Gewerk-
schaften sollte aufgenommen werden. Die ver-
weisen dann an den DGB Rechtsschutz, der die 
Klage bundesweit kompetent führt.
Infos für LeiharbeiterInnen: www.dgb.de/-/qGt

Das Berliner Landesarbeitsgericht hat festge-
stellt, dass die CGZP – die Tarifgemeinschaft 
Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit – 
auch in der Vergangenheit nicht tariffähig 
war. Was LeiharbeiterInnen jetzt beachten 
müssen, erklärt Manfred Frauenhof-
fer, 59, Teamleiter der Arbeitseinheit Berlin 
der DGB Rechtsschutz GmbH.

 C G Z P - U r t e i l

Keine Amnestie
Der Beschluss des Berliner Landes-
arbeitsgerichtes vom 9. Januar ist 
eindeutig: Die CGZP war auch in 
der Vergangenheit nicht tariffähig. 
Bereits im Dezember 2010 hatte 
das Bundesarbeitsgericht die CGZP 
für nicht tariffähig erklärt. Geht es 
jedoch nach dem Willen des Wirt-
schaftsrates der Union, sollen Leih-
arbeitsunternehmen, die ihren Be-
schäftigten über Jahre Niedriglöh-
ne gezahlt haben, per Gesetz vor 
Nachzahlungen geschützt werden. 
Für DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach steht fest: „Es ist ein 
Skandal, dass jetzt CDU und FDP 
versuchen, das Urteil des höchsten 
deutschen Arbeitsgerichtes durch 
zweifelhafte Gesetzesänderungen 
auszuhebeln.“ Allen Arbeitgebern 
sei bewusst gewesen, dass sie sich 
mit zweifelhaften Gewerkschaf-
ten eingelassen haben. Zahlreiche 
Foren im Internet zeugten davon, 
dass man dieses Risiko bewusst 
eingegangen ist. Etwa 3000 
Leiharbeitsfirmen hatten Leihar-

beiterInnen zu CGZP-Tarifen be-
schäftigt. Die Rentenversicherung 
hat bis Mitte Januar bereits 19,7 
Millionen Euro Beitragsnachzah-
lungen eingefordert. Buntenbach 
stellt klar: „Auch die Arbeitnehmer 
müssen darauf vertrauen können, 
dass Urteile deutscher Gerichte Be-
stand haben.“ Das Bundesarbeits-
ministerium lehnt die Forderung 
des Wirtschaftsrates nach einer 
Amnestie ab.   •
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Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer hat den vom EU-Sonder-
gipfel beschlossenen Fiskalpakt 
als „Etikettenschwindel“ kritisiert. 
Er sei einseitig auf die Wahrung 
der Haushaltsdisziplin ausgerich-
tet, beantworte aber nicht die 
Frage, wie die Staaten ihre Einnah-
men erhöhen können. Der strikte 

E U - F i s k a l p a k t

„Etikettenschwindel“

Sparkurs mache die europäischen 
Regierungen „langfristig hand-
lungsunfähig“. Dringend geboten 
seien zusätzliche Investitionen für 
mehr Wachstum. Finanziert werden 
könnte diese etwa durch eine Fi-
nanztransaktionssteuer oder auch 
durch eine Vermögensabgabe 
Wohlhabender.   •

F r a u e n

Geld statt Quote
Wenig Weitblick sieht DGB-Vor-
standsmitglied Ingrid Sehrbrock 
bei den Siemens-Aktionären. Der 
Fondsmanager und Aktionär Jo-
hannes Ries hatte auf der Haupt-
versammlung mit anderen gegen 
eine Frauenquote gestimmt, weil 
die Dividende wichtiger sei. Sehr-
brock bedauert die Ablehnung und 
betont, „wir brauchen die Quote“. 
Zudem hätten die Herren wohl 
noch nicht gehört, dass „gemischte 
Teams erfolgreicher arbeiten“ – 
auch zum Wohl der Aktionäre.    •

W i r t s c h a f t s w a c h s t u m

Kritische Analyse
Hohe Wachstumsraten der Wirt-
schaft sind nicht automatisch ein 
Garant für gesellschaftliche Zufrie-
denheit. DGB-Vorstandsmitglied 
Dietmar Hexel stellte in einer An-
hörung der Enquete-Kommission 
des Bundestages „Wachstum, 
Wohlstand, Lebensqualität“ fest, 
bei den Gewerkschaften habe seit 
geraumer Zeit ein Umdenken ein-
gesetzt, da der „große Kuchen“ zu-
nehmend ungleich verteilt werde. 

Trotz guter Wachstumsraten wären 
weder eine gerechte Vermögens-
verteilung noch gleiche Bildungs-
chancen realisiert worden. Zudem 
hätte die Umweltbelastung zuge-
nommen. Der DGB wünsche sich 
deshalb eine Diskussion darüber, 
wie bei niedrigeren Wachstumsra-
ten gesellschaftliches Wohlergehen 
und ökologische Nachhaltigkeit si-
chergestellt werden könnten. Ziel 
der Kommission ist es, das bislang 
nur an quantitativen Kriterien aus-
gerichtete Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) um ökologische, soziale und 
kulturelle Aspekte zu ergänzen.   •
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POLITIK AKTUELL Öffentliche 
häufig günstiger

Viele Städte und Landkreise 

haben in den letzten Jahren 

privatisierte Aufgaben 

wieder ü bernommen. Allein 

zwischen 2006 und 2008 

holten bundesweit rund 100 

Kommunen die privatisierte 

Abfallentsorgung zurü ck. Im 

Auftrag der Hans-Böckler-

Stiftung hat der Wirtschafts-

wissenschaftler Tim Engart-

ner die Auswirkungen 

untersucht. Sein Fazit: 

* Stadtwerke mü ssen 

keine Gewinne erwirtschaf-

ten. Deshalb können die 

Gebü hren niedriger sein.

* In der Entsorgungsbran-

che gibt es stets das Risiko 

der Unterauslastung der 

Anlagen. Private Betriebe 

verlangen dafü r eine erheb-

liche Risikoprämie.

* Öffentliche Betriebe ar-

beiten eher mit fest ange-

stelltem und qualifiziertem 

Personal. Das ermöglicht 

mehr Effizienz.

* Abfallentsorgung zählt 

zur hoheitlich zu regelnden 

Daseinsvorsorge, darum 

zahlen kommunale Betriebe 

keine Mehrwertsteuer.

* Städte und Gemeinden, 

die öffentliche Aufgaben in 

eigener Regie leisten, kön-

nen auf eine kostspielige 

europaweite Ausschreibung 

verzichten.

In den Landkreisen Aachen 

und Düren etwa wurde die 

Müllabfuhr billiger. Die 

Arbeit wird nun nach Tarif 

bezahlt und von sozialversi-

cherungspflichtigen Be-

schäftigten gemacht.

Mehr Infos zum Thema:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

➜

R e k o m m u n a l i s i e r u n g

Beschäftigte müssen mit ins Boot

Spätestens seit Beginn der Banken- 
und Euro-Krise dreht sich der Wind. 
Nicht nur die Gewerkschaften und 
Nichtregierungsorganisationen, 
sondern auch immer größere Teile 
der Politik ziehen eine negati-
ve Bilanz der Privatisierung. Das 
Abschöpfen der Gewinne durch 
Private bei gleichzeitiger Soziali-
sierung von Verlusten ist in Verruf 
geraten. 

Einer Umfrage der Universität 
Leipzig zufolge erwägt derzeit je-
de dritte Kommune die Rekommu-
nalisierung der Energieversorgung. 
Sie hoffen – nach der verflogenen 
Euphorie über die einmaligen Ein-
nahmen durch den Verkauf und die 
folgenden Qualitätseinbußen – auf 
die Rückgewinnung kommunalen 
Einflusses und auf mehr Einnah-
men. Seit Ende der 90er Jahre sind 
bundesweit über 40 Stadtwerke 
neu gegründet worden, weitere 
sind in Planung. 

Es spricht vieles für die Rück-
führung der Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge in öffentliche Trä-
gerschaft. Für Gewerkschaften und 
Beschäftigte steht aber auch die 
Sicherung von Arbeitsplätzen und 
Arbeitsbedingungen ganz oben auf 
der Agenda. Denn die öffentliche 
Hand ist nicht automatisch der 
„bessere“ Arbeitgeber. Insbeson-
dere die Beschäftigten der großen 
Energieversorger, in der Regel ge-
werkschaftlich gut organisiert, se-
hen ihre Arbeitsbedingungen und 
Löhne in Gefahr. So äußerte etwa 
Thies Hansen, Gesamtbetriebsrats-
vorsitzender des Energieversorgers 
E.ON Hanse, Mitte Januar auf einer 
Tagung von DGB und Hans-Böckler-
Stiftung unter dem Motto „Zurück 
zur öffentlichen Hand – Chancen 

und Formen der Rekommunalisie-
rung“: „Wenn es um die Sicherung 
von Arbeitsplätzen und Arbeitsbe-
dingungen geht, erleben wir den 
Unterschied in der Bezahlung und 
eine klare existenzielle Bedro-

hung.“ Etwa in Schleswig-Holstein: 
Dort wehrten sich Stadtwerke, die 
Konzessionsgebiete übernehmen 
wollen, mit Händen und Füßen 
gegen die Übernahme von E.ON-
Beschäftigten, so Hansen. 

Schon während der Privati-
sierungswelle sahen sich viele 
Beschäftigte mit der Demonta-

ge von Mitbestimmungsrechten, 
Lohn- und Gehaltssenkungen und 
Personalabbau konfrontiert. DGB-
Vorstandsmitglied Claus Matecki 
fordert nun: „Gewerkschaften 
und Beschäftigte müssen bei der 
Rekommunalisierung mit ins Boot, 
damit die Belegschaften im Ein-
zelfall nicht Einkommenseinbußen 
erleiden, wie es im Bereich Ver- 
und Entsorgung drohen könnte.“ 
Gleichzeitig sieht er eine mögliche 
Win-Win-Situation: „Die Chan-
ce für die Kommunen liegt darin, 
vieles besser zu machen. Gute Ar-
beit bedeutet dann, tariflich bezahl-
te, sichere Arbeitsplätze anzubieten 
und MitarbeiterInnen zu haben, de-
ren Ideen und Vorschläge gefragt 
sind und die deshalb motivierter 
sind, kreativer und freundlicher im 
Umgang mit den BürgerInnen.“

Die öffentlichen Unternehmen 
brauchen diese Faktoren, um effi-
zient im unternehmerischen Sinne 
wie im öffentlichen Interesse zu 
arbeiten. „Im Zuge der Liberali-
sierungspolitik stehen öffentliche 
Unternehmen zunehmend im 
Wettbewerb mit privaten Konkur-
renten und verfolgen Unterneh-
mensstrategien, die sich kaum 
von privaten Unternehmen unter-
scheiden“, meint Thorsten Schul-
ten vom Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Institut in der 
Hans-Böckler-Stiftung. Für „gutes 
Wirtschaften“ seien deshalb de-
mokratisch legitimierte Ziele und 
Kriterien notwendig, wie sie für das 
Vergaberecht gefordert werden: 
„Soziale Kriterien wie Tariftreue 
oder Mindestlöhne sind ebenso 
nötig wie eine umweltschonende, 
energieeffiziente und nachhaltige 
Produktionsweise.“   •

Zwei Jahrzehnte Deregulierung und Privatisierung haben in Deutschland Spuren hinterlassen. 
Das Versprechen, der private Bereich könne Dienstleistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge besser 
organisieren als der Staat, ist nicht erfüllt worden. Das Ergebnis ist stattdessen: weniger Dienstleis-
tungsqualität, m assive Preiserhöhungen, schlechtere Arbeitsbedingungen und Personalabbau. Zurück 
in öffentliche Hand wird deshalb immer häufiger gefordert. Doch auch angesichts anstehender 
Rekommunalisierungen fürchten manche Beschäftigte erneut um ihre Arbeitsbedingungen.
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Quelle: Peter Ellguth, Susanne Kohaut, 
Industrielle Beziehungen, 18(1-2): 11-38, 
Rainer Hampp Verlag, 2011

Tarifverträge

Tarifvertrag

Öffentlicher Dienst

Interessen-
vertretung

93
14

93

Öffentlicher Dienst 
gut aufgestellt
Mitbestimmung und Tarifverträge 
in Unternehmen  (in Prozent)

79
7

50

57

40

Haustarifvertrag

Privatwirtschaft

Im Kernbereich des Öffentlichen 
Dienstes – öffentliche Verwal-
tungen/Sozialversicherungen – 
arbeiten 93 Prozent der Beschäf-
tigten im Rahmen tarifvertraglicher 
Regelungen, in der privatisierten 
Wirtschaft nur knapp 50 Prozent 
(Haustarife: 7 Prozent). Interes-
senvertretungen existieren in der 
Privatwirtschaft in lediglich 40 Pro-
zent der Unternehmen gegenüber 
93 Prozent im Öffentlichen Dienst.
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Die russische 
Seele
Im Mittelpunkt der Ruhrfestspiele 
vom 1. Mai bis 16. Juni stehen 
bedeutende russische Autoren. 
Unter dem Motto „Im Osten was 
Neues“ schlägt das Festival einen 
Bogen „von den fernen Tagen 
des russischen Theaters in die 
Zukunft“. Von Gogol über Pusch-
kin und Tschechow zu Tolstoi und 
Dostojewski werden Werke der 

T e x t i l - Z u l i e f e r e r

Keine Rechte
Die Kampagne für Saubere Klei-
dung (Clean Clothes Campaign, 
CCC) hat massive Arbeitsrechts-
verletzungen bei den Zulieferern 
der Discounter Aldi, Lidl und KiK in 
Bangladesch aufgedeckt. Bei einer 
Befragung von 162 ArbeiterInnen 
stellte sich heraus: Menschenun-
würdige Arbeitsbedingungen be-
stimmen weiterhin den Arbeitsall-
tag der NäherInnen. So verfügt die 
Mehrheit über keinen Arbeitsvertrag 
und muss unbezahlte Überstunden 
leisten. Gewerkschaftliche Organi-
sation wird unterbunden. Sexuelle 
Diskriminierung und Misshandlung 
gehören ebenfalls für viele Frauen 
zum Arbeitsalltag. Die CCC for-
dert die Unternehmen auf, sicher 
zu stellen, dass ihre Lieferanten 
die Menschen- und Arbeitsrechte 
einhalten. Zu den 20 Trägerorgani-
sationen der CCC gehören u.a. die 
IG Metall und das Nord-Süd-Netz 
des DGB-Bildungswerks. Die Studie 
kann online bestellt werden.   •
www.sauberekleidung.de

in Niedersachsen endlich ein Verga-
begesetz, das Beschäftigte wirksam 
vor Dumpinglöhnen schützt“, erklärt 
Hartmut Tölle, Vorsitzender des DGB 
Niedersachsen. In der Region arbei-
tet jeder Fünfte zu Niedriglöhnen. 
Die tariftreue Vergabe öffentlicher 
Aufträge habe daher eine enorme 
Vorbildfunktion, so Tölle.
www.niedersachsen.dgb.de

••• Baden-Württembergs Schüler-
Innen lernen nun länger gemein-
sam. Der DGB Baden-Württem-
berg begrüßt die Einrichtung 
der ersten Gemeinschafts-
schulen im Land als „bildungs-
politischen Aufbruch“. Marion von 
Wartenberg, stellvertretende DGB-
Landesvorsitzende, erklärte, es 
breche eine neue Ära der Bildungs-
politik an. Mit Gemeinschafts- und 
Ganztagsschulen würden mehr Bil-
dungschancen unabhängig von Her-
kunft und sozialer Lage ermöglicht.
www.bw.dgb.de

••• „Arbeit wird von Menschen 
geleistet, Arbeit hat ein Gesicht” 
– unter diesem Motto laden die 
Katholische Arbeitnehmer-Bewe-
gung (KAB), der DGB Ludwigs-
burg und die IG Metall zum Fo-
towettbewerb „Gesichter 
der Arbeit“ ein. Teilnehmen 
können „FotografInnen“ aus dem 
Landkreis Ludwigsburg, die die 
alltäglichen Gesichter der Arbeit 
im Büro, im Geschäft oder auf der 
Straße eingefangen haben. Ein-
sendeschluss ist der 8. März. Die 
Preisverleihung erfolgt im Rahmen 
der DGB-Veranstaltung zum 1. Mai 
in Ludwigsburg.
www.nordwuerttemberg.dgb.de

••• Der DGB Niedersachsen 
kritisiert das neue Landesver-
gabegesetz als „kosmetische 
Gesetzesänderung“. Die Landes-
regierung habe kein wirksames In-
strument gegen Lohndumping ge-
schaffen. „Dabei bräuchte es auch 

interregio
A r b e i t s v e r t r a g

IG Metall hilft
Wer einen Arbeitsvertrag unter-
zeichnet, sollte genau wissen, was 
drin steht. Der kostenlose Ratgeber 
„Basiswissen Arbeitsvertrag“ der IG 
Metall hilft, die Informationen zwi-
schen den Zeilen zu verstehen.   •
www.ig-metall.de

G l o b a l  L a b o u r  U n i v e r s i t y

Global studieren
Unter dem Motto “There is an 
alternative” bietet die Global La-
bour University (GLU) seit 2004 
englischsprachige Master-Stu-
diengänge zu Arbeitspolitik und 
Globalisierung, nachhaltiger Ent-
wicklung, sozialer Gerechtigkeit 
und internationalen Arbeitsstan-
dards an. Die Master-Programme 
finden in Deutschland, Südafrika, 
Brasilien und Indien statt. 

Bis zum 1. März können sich 
GewerkschafterInnen für den Mas-
ter „Labour Policies and Globali-
sation“ an der Universität Kassel 
und der Hochschule für Wirtschaft 
und Recht in Berlin bewerben. 
Die GLU verfolgt einen multikul-
turellen und multiregionalen An-
satz: Lehrende und Studierende 
stammen aus Entwicklungs- und 
Industrieländern und lernen ge-
meinsam.   •
www.global-labour-university.org

Die Zeitschrift „Arbeitsrecht im Be-
trieb“ schreibt zum vierten Mal den 
Deutschen Betriebsrätepreis aus. 
Der Preis will der kontinuierlichen 
Arbeit der Betriebsräte Anerken-
nung verleihen. Bewerben können 

D e u t s c h e r  B e t r i e b s r ä t e p r e i s  2 0 1 2

Erfolgsmodell Mitbestimmung

russischen Großmeister aufgeführt. 
Schauspielerisch ist ein Starauf-

gebot vor Ort: Oscar-Preisträgerin 
Cate Blanchett spielt in Botho 
Strauß‘ „Groß und Klein“, die deut-
schen Schauspielgrößen Corinna 

sich Betriebsräte, die Initiativen und 
Projekte gestartet haben, die zur 
Verbesserung von Arbeitsbedingun-
gen, zum Erhalt von Arbeitsplätzen 
und zur Bewältigung von Krisen im 
Betrieb beigetragen haben. Der DGB 

Harfouch in „Die Möwe“ 
und Ulrich Matthes in „On-
kel Wanja“. Abgerundet 
wird das Theaterprogramm 
durch musikalische Darbie-
tungen wie etwa Tschai-
kowskis Sinfonie Nr. 5, 
Open-Air-Veranstaltungen 
und Lesungen. An zwölf 

Spielstätten werden 80 Produk-
tionen in über 260 Aufführungen 
dargeboten. Der DGB und die Stadt 
Recklinghausen sind Hauptgesell-
schafter der Ruhrfestspiele.   •
www.ruhrfestspiele.de

sowie die Mitgliedsgewerkschaften 
ver.di, IG Metall und IG BCE unterstüt-
zen den Preis, ebenso wie der Deut-
sche Betriebsrätetag und die Otto-
Brenner-Stiftung. Schirmherrin des 
Preises ist Ursula von der Leyen, 
Bundesministerin für Arbeit und 
Soziales. Bewerbungsschluss ist der 
30. April 2012.   •
www.deutscherbetriebsraete-preis.de
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Im Text zur DGB-Grafik auf Seite 
8 hatte sich im einblick 1/2012 
ein Fehler eingeschlichen. Nicht 
4,2 Prozent der Leiharbeiter-
Innen mit Berufsabschluss fan-
den einen Job, sondern 4,2 Pro-
zent der ArbeitnehmerInnen mit 
Berufsabschluss fanden 2010 
eine neue, feste Stelle über ein 
Leiharbeitsverhältnis. 

in eigenerSache
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Trendwende in den 
Betrieben

„In den Betrieben haben wir 

die Trendwende erreicht“, 

erklärt der IG BCE-Vorsitzen-

de Michael Vassiliadis. Wie 

die IG BCE konnte 2011 ein 

Großteil der DGB-Gewerk-

schaften den Anteil ihrer 

Mitglieder, die aktiv im Be-

rufsleben stehen, erhöhen. 

Etwa ver.di: Im vierten Jahr 

in Folge ist es ver.di gelun-

gen, die Zahl der erwerbstä-

tigen Mitglieder zu stei-

gern. Damit ist der Anteil 

erwerbstätiger Mitglieder, 

der bei der Gründung im 

Dezember 2001 bei gut 70 

Prozent lag, auf über 75 Pro-

zent gestiegen. „Das ist sehr 

erfreulich, weil die Entwick-

lung in den Betrieben für 

uns besonders wichtig ist“, 

betont der ver.di-Vorsitzen-

de Frank Bsirkse.

M i t g l i e d e r e n t w i c k l u n g

Täglich 864 neue Mitglieder
Den Gewerkschaften ist es 2011 gelungen, die Mitgliederzahlen bei 
rund 6,15 Millionen zu stabilisieren. Gegenüber 2010 ist der Mitglie-
derrückgang von 1,1 auf 0,6 Prozent gesunken und liegt damit deutlich 
unter dem der Vorjahre. Drei Gewerkschaften, die GEW, die GdP und 
die IG Metall, konnten 2011 ein Mitgliederplus erzielen.

Ende 2011 zählten die acht 
DGB-Gewerkschaften insgesamt 
6 155 899 Mitglieder. Im Schnitt 
sind 2011 täglich 864 Menschen 
neu in die Gewerkschaft eingetre-
ten, deutlich mehr – fast 15 Pro-
zent – als 2010 (täglich 750 neue 

Mitglieder). Gleichzeitig hat sich 
die Zahl der Abgänge weiter ver-
ringert. „Mit 37 353 Mitgliedern 
oder 0,6 Prozent war der leichte 
Mitgliederrückgang nur halb so 
hoch wie 2010. Bis auf eine Aus-
nahme ist das der niedrigste Wert 
seit 1992“, erklärt DGB-Vorstands-
mitglied Dietmar Hexel. 

Die Gewerkschaften konn-
ten insbesondere bei der Jugend 
punkten. „Gerade junge Menschen 
bekennen sich zunehmend zu den 
Gewerkschaften“, so Hexel. „2,6 
Prozent mehr junge Mitglieder sind 
ein schöner Erfolg aller acht DGB-
Gewerkschaften.“ Etwa bei der IG 

Metall: So sind rund 42 Prozent 
der neuen IG Metall-Mitglieder 
jünger als 27. „Unsere Kampa-
gne zur Jungen Generation zeigt 
Erfolge“, resümiert Detlef Wetzel, 
Zweiter Vorsitzender der IG Metall. 
Auch bei ver.di lag in allen Bezir-

ken die Zahl der Eintritte von unter 
28-Jährigen unter der der Austritte. 
Und die IG BCE war 2011 bei der 
Mitgliederwerbung bei den Auszu-
bildenden so erfolgreich wie in den 
vergangenen Jahren. Zwei von drei 
Jugendlichen des Ausbildungsjahr-
gangs 2011 sind bereits Mitglied 
der IG BCE.

Insgesamt konnten die Neu-
eintritte die Verluste durch Ren-
teneintritt, Tod und Austritt noch 
nicht ganz kompensieren. Einigen 
Gewerkschaften ist das aber be-
reits gelungen. „Wir haben die 
Trendwende bei den Mitgliedern 
geschafft“, sagt der Erste Vor-

sitzende der IG Metall Berthold 
Huber. Erstmals seit rund zwan-
zig Jahren hat die IG Metall Ende 
2011 einen Mitgliederzuwachs 
erzielt. Ende 2011 betrug die Zahl 
der Mitglieder der größten DGB-
Mitgliedsgewerkschaft 2 245 760. 
Das sind 6172 mehr Mitglieder als 
2010.

Bereits im vierten Jahr in Folge 
ist es der GEW gelungen, 2011 ein 
Mitgliederplus zu erreichen. „Wir 
ernten die Früchte der Mitglie-
deroffensive, für die der Gewerk-

schaftstag 2005 
den Startschuss 
gegeben hat. Ins-
besondere in den 
Tarifauseinander-
setzungen ist es 

gelungen, viele Beschäftigte für 
die GEW zu gewinnen. Wir freuen 
uns, dass sehr viele junge Päda-
goginnen und Pädagogen in die 
Bildungsgewerkschaft eintreten“, 
erklärt der GEW-Vorsitzende Ul-
rich Thöne. Auch die GdP hat wie 
bereits in den letzten beiden Jahren 
ihre Mitgliederzahl erhöht – 2011 
um 0,65 Prozent.

Die zweitgrößte DGB-Gewerk-
schaft ver.di hat das Jahr 2011 mit 
dem geringsten Mitgliederverlust 
seit der Gründung abgeschlossen. 
Zum 31.12.2011 waren insgesamt 
2 070 990 Mitglieder in ver.di or-
ganisiert. Im Jahresverlauf traten 
105 741 neue Mitglieder in die 
Gewerkschaft ein. „In der Mitglie-
derentwicklung zeichnet sich eine 
Trendwende ab“, sagt auch Klaus 
Wiesehügel, Vorsitzender der IG 
BAU, die besonders unter dem 
massiven Rückgang der Beschäf-
tigtenzahlen in der Baubranche ge-
litten hat. Der Saldo zwischen Aus- 
und Eintritten habe sich gegenüber 
dem Vorjahr nahezu halbiert. Und 
in einigen Branchen, wie dem Ge-
bäudereinigerhandwerk, konnte 
die IG BAU bereits mehr Mitglieder 
gewinnen, als sie verloren hat.   •
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Quelle: IG Metall

Betriebs-
angehörige
Mitglieder 

Abgänge 

Neu-
auf-

nahmen

+25,6

-6,5

+1,9

Neuaufnahmen steigen
Veränderungen in der Mitglieder-
entwicklung der IG Metall in 2011 
gegenüber dem Vorjahr (in Prozent)

Mehr Mitglieder in den Betrieben, 
deutlich mehr Neuaufnahmen und 
weniger Abgänge: Die IG Metall hat 
2011 die Trendwende in der Mitglie-
derentwicklung erreicht.

Mitgliederplus bei GEW, GdP und IG Metall
DGB-Mitgliederentwicklung 2010 – 2011
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31.12.2010

IG Metall

Vereinte Dienst-
leistungsgewerk-

schaft (ver.di)

IG Bergbau,
Chemie, Energie

IG Bauen-
 Agrar-Umwelt

Gew. Erziehung
und Wissenschaft

Eisenbahn- 
und Verkehrs-
gewerkschaft

Gew. Nahrung-
Genuss-

Gaststätten

Gew. der Polizei

2 239 588

2 094 455

675 606

314 568

260 297

232 485

205 646

171 709 (+0,7%)

2 245 760 (+0,3%)

2 070 990 (-1,1%)

672 195  (-0,5%)

305 775  (-2,8%)

263 129 (+1,1%)

220 704 (-5,1%)

205 637 (±0,0%)

170 607

31.12.2011

DGB gesamt

Quelle: DGB-Bundesvorstand

6 155 899 (-0,6%)

6 193 252

2011 ist es den DGB-Gewerkschaften gelungen, gegenüber 2010 
den Mitgliederrückgang weiter zu reduzieren. Drei Gewerkschaften – 
die GEW, die GdP und die IG Metall – konnten ihre Mitgliederzahl 
gegenüber dem Vorjahr erhöhen.

einblick 2/12
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G u t e  A r b e i t

Psychische 
Belastungen
Psychische Erkrankungen am Ar-
beitsplatz nehmen zu. Doch wäh-
rend es das Thema „Burnout“ 
zwar in die Talkrunden schafft, 
bleiben Lösungen in den Betrieben 
auf der Strecke. In ihrem Jahrbuch 
„Gute Arbeit 2012“ widmet sich 
die IG Metall intensiv dem Thema 
psychischer Gefährdungen am 
Arbeitsplatz. Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes Vorstandsmit-
glied der IG Metall, forderte bei der 
Vorstellung des Jahrbuchs in Berlin 
eine „Anti-Stress-Verordnung“. 
Bundesarbeitsministerin Ursula 
von der Leyen (CDU) solle, so Ur-
ban, „die Schutzlücke“ schließen. 
Der Gewerkschaft gehe es nicht 
um schärfere Gesetze, hilfreich wä-
re aber schon, die Schutzbestim-
mungen zu konkretisieren. 

Nach Berechnungen des Bun-
desverbandes der Betriebskran-
kenkassen kostet die Behandlung 
psychischer Erkrankungen rund 27 
Milliarden Euro jährlich. Die Ko-
sten für den daraus entstehenden 
Produktionsausfall werden mit 26 
Milliarden beziffert. Dies belege 

wieder einmal, „unter-
lassene Prävention ist 
sehr teuer“, kritisierte 
Urban. Die IG Metall 
will eine ergebnisori-
entierte Debatte an-
stoßen, um die Situati-
on in den Betrieben zu 
verbessern. Schließlich 
gebe es bereits heute bekannte Ge-
fährdungen, die sich ändern ließen. 
Dazu zähle Monotonie ebenso wie 

Arbeitstakte unterhalb 
eineinhalb Minuten, 
oder auch projektbezo-
genes Arbeiten, wenn 
Beschäftigte von einem 
Projekt in das nächste 
„gehetzt“ würden.   •
Hans-Jürgen Urban, 
Lothar Schröder (Hg.), 

Handbuch Gute Arbeit Ausgabe 2012, 
Frankfurt/M. 2012, Bund-Verlag, 
496 Seiten, 39,90 Euro

GEWERKSCHAFTEN

Um die Qualität von 
Lehre und Forschung 
an den Hochschulen 

sicherzustellen, schlägt die 
GEW einen „Kodex für gute 
Personalpolitik“ vor. Es 
müsse eine verantwortungs-
bewusste Personalpolitik 
umgesetzt werden, „um den 
Arbeitsplatz Hochschule auf 
Dauer attraktiv zu machen“, 
so GEW-Hochschulexperte 
Andreas Keller.

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllen-
berg hat die Ein-

führung eines gesetzlichen 
Mindestlohns von 8,50 Euro 
gefordert, um damit die Bin-
nenkonjunktur in Deutsch-
land zu stärken. Hintergrund 
ist eine ILO-Studie, die Dum-
pinglöhne in der deutschen 
Lebensmittelwirtschaft 
kritisiert.

ver.di fordert ein 
„Bündnis zur Rettung 
der Arbeitsplätze“ 

für die Beschäftigten der 
insolventen Drogeriekette 
Schlecker. „Es sind nicht die 
Beschäftigten, die die fi nan-
zielle Misere von Schlecker 
verursacht haben“, betonte 
Stefanie Nutzenberger, 
ver.di-Bundesvorstands-
mitglied für den Handel.

Die EVG hat mit 
den Vorbereitun-
gen für ihren 

1. Ordentlichen Gewerk-
schaftstag im Oktober be-
gonnen. Im Februar werden 
die 32 Wahlkreiskonferenzen 
tagen, die Anträge beraten 
und die Delegierten für den 
ordentlichen Gewerkschafts-
tag sowie die Bundesfrauen-, 
Bundessenioren- und Bundes-
jugendkonferenz wählen.

kurz&bündig

Für TarifpolitikerInnen der Gewerk-
schaften wird 2012 ein anstre n-
gendes Jahr. Von Ende 2011 bis 
Ende 2012 laufen Tarifverträge in 
insgesamt 66 Bereichen aus. Rund 
9,1 Millionen Beschäftigte kön-
nen auf höhere Entgelte hoffen, 
hat das WSI-Tarifarchiv berechnet. 
Bereits in den ersten sechs Mona-
ten stehen Verhandlungen in drei 
großen Bereichen an. So laufen 
die Verträge für den öffentlichen 
Dienst (Bund und Kommunen) mit 
1,9 Millionen MitarbeiterInnen En-
de Februar aus. Am 31. März en-
det der Tarifvertrag für die rund 3,3 
Millionen Beschäftigten der Me-

T a r i f j a h r  2 0 1 2

Mehr Geld und Übernahme

I C T - R i c h t l i n i e

Lohndruck auf 
Beschäftigte
Die IG BAU befürchtet Lohndum-
ping und -druck auf die Beschäf-
tigten in Europa, sollte die Richtli-
nie für den unternehmensinternen 
Transfer (ICT-Richtlinie) wie von 
der EU-Kommission vorgeschla-
gen in Kraft treten. Die Richtlinie 
erleichtert die Versetzung von 
Beschäftigten multinationaler 
Konzerne in europäische Filialen. 
Auch innerhalb Europas sind dann 
Versetzungen zwischen den Filialen 
möglich. Die Beschäftigten würden 
jedoch nicht zu den Bedingungen 
des EU-Landes arbeiten, in dem 

tall- und Elektroindustrie, und Ende 
Juni laufen die Verträge der Che-
mischen Industrie mit 550 000 Ar-
beitnehmerInnen aus. Hinzu kom-
men Tarifrunden im KfZ-Gewerbe 
(275 000 Beschäftigte), im Hotel- 
und Gaststättengewerbe (248 000) 
und im Bankgewerbe (245 000). 
Zudem steht u.a. ein neuer Vertrag 
beim Autokonzern VW an.

Es sei nur gerecht, jetzt den 
Anteil der ArbeitnehmerInnen 
am Boomjahr 2011 einzufordern, 
hat Helga Schwitzer, geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall, für die Metall- und 
Elektro-Tarifrunde angekündigt. 

„Wenn unsere Beschäftigten mehr 
ausgeben sollen, müssen sie mehr 
verdienen.“ Zudem will die IG Me-
tall unbefristete Übernahme und 
Leiharbeit zum Thema machen. Am 
24. Februar beschließt die IG Me-
tall ihre Forderung für die Metall- 
und Elektrobranche. ver.di wird am 
9. Februar die Forderungen für den 
öffentlichen Dienst vorstellen, und 
die IG BCE stellt ihre Forderungs-
empfehlung für die Tarifrunde 2012 
in der Chemie am 14. Februar vor. 
Bereits jetzt fordert ver.di für den 
Banksektor sechs Prozent mehr 
Lohn und besseren Gesundheits-
schutz, für die Deutsche Post AG 
sieben Prozent und bei der Deut-
schen Telekom AG 6,5 Prozent.   •

sie eingesetzt sind. „Das wäre ei-
ne Diskriminierung nach Herkunft 
pur“, erklärt IG BAU-Europaexper-
te Frank Schmidt-Hullmann. 

Die IG BAU begrüßt daher den 
Beschluss des Ausschusses für Ju-
stiz und Inneres des EU-Parlaments, 
dass die Betroffenen bei diesen 
Versetzungen die gleichen Rechte 
und Bezahlung erhalten sollen, wie 
die Beschäftigten im Zielbetrieb. 
Für einige Branchen sind darüber 
hinaus weiterhin Ausnahmen der 
Versetzungsrichtlinie denkbar. Die 
Hoffnungen ruhen nun auf einem 
Kompromissvorschlag, der zulässt, 
dass sich die Regierungen der 
Mitgliedstaaten mit den Sozial-
partnern auf Branchenausnahmen 
einigen.   •
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Mehr 
Gesundheitsschutz

Der Auftrag, den die 

Sonderauswertung des 

DGB-Index Gute Arbeit zum 

öffentlichen Dienst liefert, 

ist eindeutig: Die Arbeit-

geber in der öffentlichen 

Verwaltung müssen das 

Thema Gesundheit mehr in 

den Blick nehmen. Denn die 

Beschäftigten im öffentli-

chen Dienst bewerten ihre 

Arbeitsplätze nicht signi-

fikant besser als andere 

ArbeitnehmerInnen. So 

geht auch hier nur jeder 

zweite Beschäftigte davon 

aus, unter den aktuellen 

Arbeitsbedingungen bis zum 

Ruhestand durchzuhalten. 

Arbeitsverdichtung, Zeit-

mangel und Personalabbau 

haben auch negativen 

Einfluss auf die Qualität 

der Arbeit. 62,6 Prozent der 

Beschäftigten, die keiner 

Arbeitshetze ausgesetzt 

sind, aber nur 25,2 Prozent 

der ArbeitnehmerInnen mit 

hohem Stressaufkommen, 

glauben, dass ihre Arbeits-

kraft bis zum Renten- bzw. 

Pensionseintritt ausreicht. 

Viele Beschäftigte leiden 

unter gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen. Anders 

als oft angenommen, wird 

der öffentliche Dienst nicht 

als Musterarbeitgeber in 

Sachen Gesundheitsförde-

rung gesehen. Für den DGB 

steht deshalb fest: Verände-

rungen sind dringend nötig.

DGB-Index Gute Arbeit 
in den Behörden:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

einblick 2/12

MEINUNG

Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes können 
es oft nicht mehr hören, wenn von der Moderni-
sierung des öffentlichen Dienstes die Rede ist. Das 
hat einen einfachen Grund: Die Modernisierung 
verspricht zwar Effizienzgewinne, mehr Partizipati-
onschancen für die Beschäftigten und eine bessere 
Bürgerorientierung. Doch all das steht seit Jahren 
unter finanziellem Vorbehalt. Denn, so viel ist klar: 
Reorganisationsmaßnahmen kosten grundsätzlich 
Geld, sie sind eine Investition in die Zukunft.

In der Praxis waren fast alle Verände-
rungen Sparmaßnahmen, die – auch weil es 
den handelnden Akteuren einfacher durchsetzbar 
schien – Modernisierung genannt wurden. Damit 
hat man zweierlei erreicht: Die Veränderungsbe-
reitschaft der Beschäftigten wurde nachhaltig ge-
schwächt. Denn diese konnten lernen, dass ihnen 
unter dem Titel Modernisierung zwar Chancen 
versprochen, aber real Kürzungen abver-
langt werden. Zudem wurde die Handlungsfä-
higkeit des öffentlichen Dienstes geschwächt. Es 
wurden Mittel gekürzt, ohne zu prüfen, welche 
Aufgaben der öffentliche Dienst in Zukunft er-
bringen soll, welche und wie viel Daseinsvorsorge 
beziehungsweise Sicherheit die Bürgerinnen und 
Bürger wollen. 

Statt die Leistungen des öffentlichen Diens-
tes in den Vordergrund zu stellen, die gerade in 
Deutschland bei der Bewältigung der jüngsten 
Wirtschaftskrise exemplarisch deutlich wurden, 
wird die öffentliche Hand als Kostenfaktor, das 
heißt als Problem gesehen. Ein Blick in die Praxis 
macht deutlich, was daraus resultiert. Seit Jahren 
offenbaren uns Lebensmittelskandale, dass sorgfäl-
tige Kontrollen notwendig sind. Doch oft können 
offizielle Stellen nur auf den Mangel an Personal 
verweisen. Ähnliches gilt auch für die Polizei, bei 
der administrative Aufgaben geschaffen, aber Per-
sonal abgebaut wird.

Allein in der Bundesverwaltung sollen bis 2014 
weitere 10 000 Stellen gestrichen werden. Bei 
steigenden Anforderungen an die Beschäftigten, 
Arbeitsverdichtung und wachsendem Zeitdruck 
nehmen nicht nur körperliche, sondern auch psy-
chische und psychosoziale Belastungen zu. Sparen 
um jeden Preis auf den Rücken der Beschäftigten 

Der öffentliche Dienst soll modernisiert werden, so lautet die Losung. Warum das Wort Modernisierung 
unter den Beschäftigten nicht beliebt ist und was die Folgen der so genannten Modernisierung mit 
aktuellen Lebensmittelskandalen zu tun haben, erklärt Karsten Schneider, DGB-Experte für den öffentli-
chen Dienst. Er kritisiert, dass die Arbeit des öffentlichen Dienstes nur als Kostenfaktor gesehen wird.

und zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger ist 
nicht akzeptabel.

Ein deutliches Warnsignal ist, dass selbst in der 
Bundesverwaltung, die im Vergleich zu kommu-
nalen Behörden noch recht wenig dem Reformeifer 
ausgesetzt war, der Krankenstand trotz zaghafter 
Maßnahmen der Gesundheitsprävention kontinu-
ierlich steigt. Für den DGB und die Gewerkschaf-

ten im öffentlichen Dienst steht fest: Personalabbau 
führt in die falsche Richtung. Gute Personalpo-
litik erfordert finanzielle und personelle 
Ressourcen.

Die Beschäftigten und die Gewerkschaften sind 
bereit, gemeinsam mit den öffentlichen Arbeitge-
bern Schritte zur Verbesserung der Situation zu 
gehen. Das verlangt aber, dass Absprachen verläss-
lich sind. Die Erfahrungen bei früheren Modernisie-
rungsinitiativen zeigen, dass Versprechen, zum Bei-
spiel Modernisierungsdividenden für Beschäftigte 
in Form von Arbeitsentlastung, nicht eingehalten 
wurden. Eine Verbesserung der Mitbestimmung im 
öffentlichen Dienst sowie eine Stärkung der for-
malen Rolle der Gewerkschaften und des DGB als 
ihre Spitzenorganisation können einen wichtigen 
Beitrag leisten, um in Zukunft auf Augenhöhe zu 
sprechen und Vertrauen zwischen Dienstherren und 
Beschäftigten wieder aufzubauen. 

Denn: Eine erfolgreiche Modernisierung des öf-
fentlichen Dienstes kann es nur mit und nicht 
gegen die Beschäftigten geben. Nicht umsonst 
wird gerade in den Großunternehmen erfolgreich 
Gesundheitsprävention betrieben, in denen auch 
die Mitbestimmung und die Gewerkschaften stark 
sind. Das ist im Sinne des Erhalts öffentlicher Si-
cherheit und der Leistungsfähigkeit der öffentlichen 
Hand insgesamt im Interesse der Bürgerinnen und 
Bürger.   •

➜

Dr. Karsten Schneider, 
41, leitet seit Sommer 
letzten Jahres die 
Abteilung Beamte 
und Öffentlicher Dienst 
beim DGB-Bundes-
vorstand.
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Gute Verwaltung kostet Geld
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DIES &DAS

„Nicht, solange die Augenringe Papandreous 
kleiner sind als meine.“

Laut Europa-Beilage der Süddeutschen Zeitung vom 26.1.2012 sagte dies 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) im Sommer 2011 auf die Frage, 
wann sie aufhören werde, von Griechenland Opfer zu verlangen.

8

GESETZLICHE RENTE: Babyboomerinnen bleiben unter 1000 Euro

dieDGBgrafik

622 Euro im Westen und 790 Euro im 
Osten – mit so wenig Rente können 
Frauen aus der Babyboomer-Generati-
on im Durchschnitt rechnen. Das zeigt 
eine Studie der Freien Universität 
Berlin. Prekäre Arbeit trage dazu bei, 
dass Frauen weniger gesetzliche Rente 
bekommen als Männer. Altersarmut 
droht vor allem westdeutschen Frau-
en, die einen „familienorientierten 
Lebenslauf“ favorisieren. Nur jede 
Sechste in den alten und jede Zehnte 
in den neuen Bundesländern wird 
mehr als 1050 Euro erhalten. ©

 D
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Quelle: Riedmüller/Schmalreck FU Berlin 2012
 

Verteilung voraussichtlicher Renten von Frauen der Geburtsjahrgänge 1962 bis 1966 (in Prozent)
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Schlusspunkt●

••• Professorin Dr. Brigitte 
Unger, 57, ist seit Februar 2012 
neue Wissenschaftliche Direktorin 
des Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Instituts in der Hans-
Böckler-Stiftung. Die gebürtige 
Österreicherin hat einen Lehrstuhl 
für Public Sector Economics an 
der School of Economics der Uni-
versität Utrecht. Ihre Forschungs-
schwerpunkte sind Wirtschaftspo-
litik, Steuerwettbewerb und Kor-
poratismus. Sie berät u.a. die EU 
und die US-Regierung. Unger folgt 
Heide Pfarr, 67, die das Institut 
16 Jahre lang leitete. 
••• Ruprecht Hammerschmidt, 
43, IG BAU-Pressesprecher, ist seit 
1. Dezember auch Leiter der Ab-
teilung Öffentlichkeitsarbeit und 
Kommunikation beim IG BAU-Bun-
desvorstand. Zudem ist er Chefre-
dakteur der IG BAU-Mitgliederzei-
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7.2.  DGB Niedersach-
sen, IG BCE, Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Veranstaltung zum Equal Pay 
Day „Rolle vorwärts – Wie schaf-
fen wir Gleichstellung in Arbeit und 
Gesellschaft?“, Hannover

9.2.  IG Metal l  und 
Hans-Böckler-Stiftung, Seminar 
„Betriebsräte als Innovationsbe-
gleiter und Treiber betrieblicher In-
novationsprozesse“, Frankfurt am 
Main

11.2.  D G B - B i l d u n g s -
werk Bayern, Seminar „Aktuelle 
Bestandsaufnahme: Rechte Ent-
wicklungen und Antifaschismus“, 
Augsburg

13.2.  Bündnis, Men-
schenkette in der Innenstadt von 

Dresden zum Gedenken an die 
Opfer der Bombardierung Dresdens 
sowie an die Opfer der nationalso-
zialistischen Verbrechen und des 
Zweiten Weltkrieges, Dresden

15.2.  DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main, Podiumsdiskussi-
on zur OberbürgermeisterInnen-
wahl 2012, Frankfurt/Main

18.2.  DGB Sachsen , 
Mahnwache/öffentliche DGB-Vor-
standssitzung vor dem Volkshaus 
Dresden sowie zentrale Kundge-
bung „Mit Mut Respekt und To-
leranz – Dresden bekennt Farbe“ 
auf dem Schlossplatz Dresden 
und anschließend Demonstration 
anlässlich des geplanten Neonazi-
aufmarsches, Dresden

tung Der Grundstein. Er folgt Jörg 
Herpich, 58, der neuer Geschäfts-
führer des Gemeinnützigen Erho-
lungswerkes (GEW) der IG BAU 
ist. Herpichs Funktion als einer von 
zwei Bundesvorstandssekretären 
der IG BAU hat Johannes Bauer, 
46, übernommen, bisher Leiter 
des Büros des Bundesvorsitzenden 
Klaus Wiesehügel. Bauer leitet nun 
die Abteilung Strategische Planung 
und Controlling. 
••• Simone Burger, 32, wird 
ab 1. März 2012 kommissarische 
Geschäftsführerin der DGB-Region 
München. Der Bezirksvorstand des 
DGB Bayern hatte Burger in einer 
Vorstandssitzung einstimmig ge-
wählt. Sie wird damit Nachfolgerin 
des amtierenden DGB-Regionsvor-
sitzenden Christoph Frey, 34, der 
als Geschäftsführer zur Münchener 
Arbeiterwohlfahrt wechselt.

personalien
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R e n t e n v e r s i c h e r u n g s r e c h t  

Witwenrente erst nach einem Jahr Ehe
Hat eine Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert, besteht in der

Regel kein Anspruch auf Witwen- bzw. Witwerrente. 
Der Fall: Eine 56-jährige Frau heiratete im November 2007 einen

unheilbar an Kehlkopfkrebs erkrankten Mann. 17 Tage später ver-
starb der 58-Jährige an seiner Krebserkrankung. Die Witwe bean-
tragte die Witwenrente. Die Rentenversicherung lehnte mit der Be-
gründung ab, dass eine Versorgungsehe nicht widerlegt worden sei.
Die arbeitslose und von Hartz-IV-Leistungen lebende Witwe hinge-
gen vertrat die Ansicht, dass der Tod zum Zeitpunkt der Hochzeit
nicht absehbar gewesen sei, und klagte ohne Erfolg.

Das Landessozialgericht: Nach dem Gesetz besteht kein An-
spruch auf Witwen- bzw. Witwerrente, wenn die Ehe nicht mindes -
tens ein Jahr gedauert hat. Anders ist dies nur, wenn wegen beson-
derer Umstände nicht davon auszugehen ist, dass die Heirat allein
oder überwiegend einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
bezwecken soll (so genannte Versorgungsehe). Solche besonderen
Umstände sind anzunehmen bei einem plötzlichen unvorhersehba-
ren Tod (z.B. in Folge eines Unfalls) oder wenn die tödlichen Folgen
einer Krankheit bei Eheschließung nicht vorhersehbar gewesen sind.

Im konkreten Fall hat zum Zeitpunkt der Eheschließung keine
Aussicht mehr auf Heilung bestanden. Die Witwe und ihr Ehemann
waren von den Ärzten über das fortgeschrittene Stadium der Tumor -
erkrankung informiert. Damit ist die gesetzliche Vermutung einer Ver-
sorgungsehe nicht widerlegt.

A r b e i t s l o s e n g e l d  I I

Neue Bekleidung nach Abmagerung
Nach erheblicher Gewichtsreduktion kann ein Anspruch auf Be-

kleidungserstausstattung bestehen.
Der Fall: Der Hartz-IV-Empfänger beantragte die Mittel zur An-

schaffung von Kleidungsstücken und führte zur Begründung aus, er
habe durch eine Abmagerungskur erheblich an Körpergewicht verlo-
ren. Sein Gewicht sei von ursprünglich 135 kg auf zuletzt 88 kg ge-
sunken. Dadurch habe sich seine Jeans-Kleidergröße von 44 auf 36
und seine Schuhgröße von 45 bis 46 auf 43 bis 44 reduziert. Diese
Umstände seien einem Totalverlust der Kleidung gleichzustellen,
wofür ein Betrag von 420 Euro angemessen sei. Gegen die Ableh-
nung seines Antrages klagte er erfolgreich.

Das Landessozialgericht: Starker Gewichtsverlust bei Erwachse-
nen kann den Bedarf an einer Erstausstattung für Bekleidung auslö-
sen. Der Begriff der Erstausstattung ist abzugrenzen von dem Erhal-
tungs- bzw. Ergänzungsbedarf, der aus der Regelleistung zu bestrei-
ten ist. Die Erstausstattung mit Bekleidung erfasst diejenigen Fälle, in
denen so gut wie keine Ausstattung für die jeweilige Bedarfssituati-
on vorhanden ist, etwa nach Gesamtverlust durch Wohnungsbrand
oder aufgrund außergewöhnlicher Umstände. Solche Umstände kön-
nen in einer erheblichen Gewichtsveränderung liegen, die bei Er-
wachsenen – im Gegensatz zu Kindern, die regelmäßig auf neue
Kleidung angewiesen sind – nicht regelmäßig und damit planbar
vorkommen.

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Krankengeld auch nach Ende der Arbeit
Werden ArbeitnehmerInnen am letzten Tag ihres Arbeitsverhält-

nisses von einem Arzt krankgeschrieben, erhalten sie ab dem Folge-
tag Krankengeld, auch wenn mit dem Arbeitsverhältnis die Versiche-
rung mit Anspruch auf Krankengeld endet. Es reicht aus, wenn die Ar-
beitsunfähigkeit zu einem Zeitpunkt festgestellt wird, an dem die
Versicherung noch besteht.

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Beschäftigung muss im Inland liegen
Wer für eine Auslandstätigkeit eingestellt und anschließend nicht

beim gleichen Arbeitgeber im Inland weiterbeschäftigt wird, ist
während seines Auslandseinsatzes nicht gesetzlich unfallversichert.
Grundsätzlich seien nur Unfälle im Inland versichert, Versicherungs-
schutz im Ausland bestehe nur, wenn der Verunglückte aus einem in-
ländischen Beschäftigungsverhältnis für begrenzte Zeit ins Ausland
entsandt wird.

S p i e l s u c h t

Fahrlehrer kann Erlaubnis verlieren
Die Fahrlehrererlaubnis eines spielsüchtigen Fahrlehrers im An-

gestelltenverhältnis kann wegen Unzuverlässigkeit widerrufen wer-
den, wenn er Gelder von Fahrschülern nicht an seinen Arbeitgeber
weiterleitet, sondern für eigene Zwecke verwendet. 

B e a m t e n v e r h ä l t n i s

Nur bei Verfassungstreue
Einem Lehrer, der der Ideologie der Muslimbruderschaft und der

Islamischen Gemeinde in Deutschland (IGD) nahesteht, darf die Ein-
stellung in das Beamtenverhältnis auf Probe verweigert werden.
Denn diese Gruppierungen vertreten eine gegen die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung gerichtete Ideologie.

S t u t t g a r t  2 1

Ansteckerverbot nicht ohne Personalrat
Der Dienststellenleiter der Stadt Stuttgart durfte den Beschäftig-

ten der Stadt nicht verbieten, Buttons pro oder kontra Stuttgart 21 zu
tragen, ohne vorher die Zustimmung des Personalrats eingeholt zu
haben. Das Verbot solcher Buttons stellt eine mitbestimmungspflich-
tige Maßnahme dar. Denn es trifft Regelungen der Ordnung in der
Dienststelle und des Verhaltens der Beschäftigten im Sinne des Lan-
despersonalvertretungsgesetzes.

aktuelle Entscheidungen 
zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 16. November 2011 - L 5 R 320/10 

Landessozialgericht Hamburg, 
Urteil vom 27. Oktober 2011 - L 5 AS 342/10

Verwaltungsgericht München, 
Urteil vom 11. Januar 2012 - M 5 K 10.2856

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 14. Juli 2011 - L 16 KR 73/10

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 
Beschluss vom 9. Januar 2012 - 6 B 11340/11.OVG

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 2/12
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Verwaltungsgericht Stuttgart, 
Urteil vom 8. November 2011 - PL 22 K 4873/10

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 20. September 2011 - L 3 U 170/07
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„Erst vom Tisch, wenn wir ihn haben“
„Wir werden nicht eher locker las-
sen, bis endlich allen Armutslöhnen 
der Garaus gemacht wurde“, stellt 
DGB-Vorstandsmitglied Claus Ma-
tecki klar, nachdem eine Initiative 
zur Einführung eines Mindestlohns 
von 8,50 Euro am 10. Februar im 
Bundesrat scheiterte. Matecki be-
tont: „Die Gewerkschaften fordern 
nach wie vor einen flächende-
ckenden, gesetzlichen Mindest-
lohn von mindestens 8,50 Euro pro 
Stunde.“ Union und FDP hatten der 
Initiative der von SPD und Grünen 
geführten Bundesländer Baden-
Württemberg, Hamburg, Rhein-
land-Pfalz, Brandenburg, Bremen 
und NRW nicht zugestimmt. 

„Es ist bedauerlich, war aber 
erwartbar, dass die Bundesratsiniti-
ative zum Mindestlohn gescheitert 
ist“, erklärt Matecki. Es sei aller-
dings mehr als widersprüchlich, 
„wenn die thüringische Minister-
präsidentin einerseits für Löhne 
plädiert, von denen man leben 
können muss, und gleichzeitig ihr 
Bundesland die Unterstützung für 
den gesetzlichen Mindestlohn im 

ben, kritisiert die stellvertretende 
ver.di-Vorsitzende Andrea Kocsis. 
Die überwältigende Mehrheit der 
Bevölkerung sei für einen gesetz-
lichen Mindestlohn, und dieses 
elementare Ziel werde auch ver.di 
hartnäckig weiterverfolgen. „Für 
uns ste ht fest: Der gesetzliche Min-
destlohn ist erst vom Tisch, wenn 
wir ihn haben“, betonte Kocsis.

Der Antrag der sechs Bundes-
länder sah unter anderem vor, dass 
eine unabhängige Kommission den 
Mindestlohn nach britischem Vor-
bild jährlich überprüft und einen 
Vorschlag für die Höhe erarbeitet. 
Der Bruttolohn sollte nicht unter 
8,50 Euro pro Stunde liegen und 
per Rechtsverordnung festgesetzt 
werden. 

Bremen zeigt, dass es auch an-
ders geht. Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg begrüßt 
das Mindestlohngesetz, das die 
Bremer Bürgerschaft gerade verab-
schiedet hat. Das sieht vor, dass alle 
landeseigenen Gesellschaften und 
alle, die von Bremen Zuwendungen 
erhalten, verpflichtet werden, ei-
nen Mindestlohn von 8,50 Euro 
zu zahlen. So lange sich Schwarz-
Gelb im Bund verweigere, sei dies 
ein richtiger und wichtiger Schritt. 
„Prekäre Arbeit ist kein Zukunfts-
modell“, betont Möllenberg.   •

+ Gerold Reichenbach (SPD) 
kritisiert den schwarz-

gelben Entwurf zum Beschäf-
tigtendatenschutz. Skandale wie 
bei der Bahn oder der Telekom 
hätten gezeigt, dass einiges im 
Argen liege: „Tritt das Gesetz 
zum Beschäftigtendatenschutz 
in der Form in Kraft, wie sich 
Union und FDP geeinigt haben, 
wird es künftig keine Skandale 
mehr geben. Sie wären legal.“

- Gisela Piltz (FDP) 
findet, dass Schwarz-

Gelb mit dem Entwurf zum 
Beschäftigtendatenschutz 
„die Persönlichkeitsrechte 
der Beschäftigten deut-
lich“ aufwertet. „Anders-
lautende Berichte bewe-
gen sich im Reich irriger 
Annahmen. Der Gesetzent-
wurf gibt, ohne auf der 
anderen Seite zu nehmen.“ 

plusminusBERLIN Der Surf-Tipp
fürs Internet

http://bit.ly/y8AIXI
Abstimmung auf einem 
interaktiven Portal der 

Bundesregierung, um 
das schwarz-gelbe 

Beschäftigtendatenschutz-
gesetz zu stoppen

http://bit.ly/yfzQfy
Abstimmung auf dem-

selben Portal zum Thema 
„Einführung eines Min-

destlohns von mindestens 
8,50 Euro pro Stunde“

Bundesrat verweigert“. Aber auch 
Berlin habe keine gute Rolle ge-
spielt, so Matecki. Klaus Wowereit 
(SPD) habe es nicht geschafft, sei-
nen kleinen Koalitionspartner CDU 
zu einem Ja zu dieser Initiative zu 
bewegen.

Auch ver.di bedauert das 
Scheitern der Mindestlohninitia-
tive im Bundesrat und fordert die 
Blockierer zur Einsicht auf. Die 
Lage der prekär Beschäftigten in 
Deutschland sei zu ernst, um da-
mit parteipolitische Spiele zu trei-
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Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund 2012, 
Berechnungen nach Bundesagentur für Arbeit 
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Mehr Aufstocker
Erwerbstätige Hartz-IV-
EmpfängerInnen (in Millionen)

Innerhalb von vier Jahren ist 
die Zahl der Erwerbstätigen, 
die auf Hartz IV angewiesen sind, 
um mehr als 100 000 gestiegen. 
Um die Situation zu verbessern, 
fordert der DGB einen gesetz-
lichen Mindestlohn von 8,50 Euro 
und ein Sonderprogramm zur 
Weiterbildung von Gering-
qualifizierten. 



2

3/12

POLITIK AKTUELL
Fragenan ...

 ■ Welches Zeichen wollen DGB und 
BDA mit der gemeinsamen Schweige-
minute setzen?
■ Uns erfüllen die von rechtsextremistischen 
Gewalttätern verübten Morde, Raubüberfälle 

und Anschläge mit Entsetzen. Deshalb möch-
ten wir ein Signal senden, dass die Mehrheit 
der Bevölkerung unseres Landes dies nicht to-
leriert. Alte und neue Nazis haben in unserem 
Land nichts verloren. Ihre Straftaten müssen 
mit der vollen Härte des Gesetzes bestraft 
werden. Wir werden parallel zur zentralen Ge-
denkveranstaltung ein Zeichen der Trauer und 
des Mitgefühls mit den Opfern, ihren Familien 
und Freunden setzen, wir werden ein Zeichen 
der Verurteilung von Fremdenhass, Rassismus 
und rechtsextremer Gewalt und ein Zeichen für 
die Vielfalt und Offenheit Deutschlands setzen.
 ■ Glaubst du, dass sich viele Betriebe 
an der Schweigeminute beteiligen?
■ Ja, ich bin sehr zuversichtlich. Viele Kol-
leginnen und Kollegen unterstützen unsere 
Aktion. Denn gerade die Betriebe sind ein 
positives Beispiel für erfolgreiche Integration, 
Respekt und Toleranz.

 ■ Welche Strategien verfolgt der DGB 
im Kampf gegen Rechts?
■ Die Gewerkschaften treten für ein Deutsch-
land ein, in dem Rechtsextremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antisemitismus keinen Platz 
haben. Daraus erwächst unsere Pflicht, rechts-
extremem Gedankengut entschieden entge-
genzutreten. Wir fordern seit langem ein Verbot 
der NPD, auch um zu verhindern, dass Rechts-
extreme mit Steuergeldern finanziert werden. 
Aber auch so genannte Freie Kameradschaften 
und lose Netzwerke spielen eine wichtige Rol-
le bei den Rechtsextremen – nicht nur bei den 
Aufmärschen am 13. Februar in Dresden. Ich 
bin der festen Überzeugung, dass unser Staat 
konsequent gegen alle neonazistischen Organi-
sationen vorgehen muss, vor allem im Internet. 
Dort werden nahezu ungestört menschenver-
achtende Propaganda und Hass verbreitet.
DGB-Resolution: www.dgb.de/-/yF2

Michael Sommer, DGB-Vorsitzender, 
zur betrieblichen Schweigeminute für die 
Opfer von  rechter Gewalt, zu der DGB und 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) gemeinsam für den 
23. Februar um 12 Uhr aufrufen.

Fo
to

: D
G

B

Gemeinsam mit acht weiteren 
Verbänden haben DGB und ver.di 
Mitte Februar das „Bündnis für gute 
Pflege“ gestartet. Bis zur Bundes-
tagswahl 2013 wollen sich die Bünd-
nispartner für nachhaltige Pers-
pektiven in der Pflegepolitik stark 
machen. Ihre Forderungen umfas-
sen dabei alle Bereiche des Pfle-
gesystems: Pflegebedürftige sollen 
gut betreut und menschenwürdig 
behandelt, die Leistung pflegender 
Angehöriger stärker anerkannt, die 
Arbeitssituation von Pflegekräften 
deutlich verbessert und die Finan-
zierung der Pflegeversicherung ge-
sichert und ausgebaut werden.

D G B  u n d  v e r . d i

Bündnis für gute Pflege gestartet

B u n d e s a g e n t u r  f ü r  A r b e i t

Qualität muss erhalten bleiben

DGB-Vorstandsmitglied Anne-
lie Buntenbach machte bei der 
Vorstellung des Bündnisses klar, 
dass bessere Pflege nur mit bes-
seren Arbeitsbedingungen für die 
Pflegekräfte möglich ist. „Wenn 
es nicht gelingt, die Altenpflege 
als Berufsfeld attraktiv umzuge-
stalten, werden wir in Zukunft 
einen deutlich spürbaren Fach-
kräftemangel haben“, erklärte 
Buntenbach. 

Dagegen verstärkt aus Sicht der 
Gewerkschaften der Gesetzentwurf 
der schwarz-gelben Koalition zur 
Pflegereform den Trend zur Billig-
Pflege. Denn die Bundesregierung 

will die gesetzliche Pflicht für Pfle-
geeinrichtungen ersatzlos strei-
chen, sich bei der Bezahlung von 
Pflegepersonal an ortsüblichen 
Löhnen zu orientieren. Nur der 
Pflege-Mindestlohn soll die ein-
zig verbindliche Lohnuntergrenze 
sein. „Damit würde das gesamte 
Lohngefüge in der Branche auf den 
Mindestlohn heruntergedrückt“, 
kritisiert Annelie Buntenbach. In 
manchen Regionen bedeute das ei-
ne Abwertung der Pflegelöhne um 
bis zu 50 Prozent. „Wir warnen vor 
einer gesetzlich geförderten Lohn-
drückerei und fordern die Koalition 
auf, die Streichung der ortsüblichen 
Vergütung in der Pflege zurückzu-
nehmen.“   •
www.buendnis-fuer-gute-pflege.de

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
will bis 2015 bis zu 17 000 Stellen 
abbauen. DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach fordert, dass 
der Stellenabbau nicht auf Kosten 
der Vermittlungs- und Beratungsar-

D G B - A n a l y s e

Erwerbstätige 
häufiger arm
Arm trotz Arbeit, das gilt für immer 
mehr Beschäftigte in Deutschland 
– allerdings mit regionalen Unter-
schieden. Eine DGB-Analyse zeigt: 
Das Verarmungsrisiko ist in den 
neuen Ländern deutlich höher. So 
bezogen 2010 in Ostdeutschland 
rund 37 Prozent aller Hartz-IV-
Haushalte Einkommen aus Er-
werbstätigkeit. Im Westen waren es 
33 Prozent. Schlusslicht ist Sachsen 
mit 39 Prozent, Hamburg hat den 
niedrigsten Stand mit 30 Prozent. 
DGB-Experte Wilhelm Adamy er-
klärt: „Dies zeigt, dass Hartz IV 
keinesfalls nur ein Fürsorgesys tem 
für Erwerbslose ist, sondern häufig 
auch ein sehr niedriges Erwerbsein-
kommen auf das gesellschaftliche 
Existenzminimum anheben muss.“ 
Allerdings sind die Zuwächse im 
Westen höher. So ist die Zahl der 
Haushalte mit mindestens einem 
erwerbstätigen Hartz-IV-Empfän-
ger von 2007 bis 2010 um 14 Pro-
zent gestiegen, in Ostdeutschland 
um elf Prozent.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

beit gehen darf. „Wir haben zwar 
eine rückläufige Arbeitslosigkeit, 
aber wir haben hohe Bewegung am 
Arbeitsmarkt“, so Buntenbach, die 
aktuell auch BA-Verwaltungsrats-
vorsitzende ist. Sie verweist unter 

anderem auf den speziellen Bera-
tungsbedarf von LeiharbeiterInnen, 
von denen jede/r Zweite nicht län-
ger als drei Monate beschäftigt 
ist. Buntenbach erinnert an die 
Zusage der BA-Spitze, dass der 
Stellenabbau ohne Entlassungen 
auskommen soll. Zudem sollen die 
Personalräte beteiligt werden.   •
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Auf der energiepolitischen Presse-
konferenz der IG BCE am 3. Februar 
in Haltern redete der IG BCE-Vor-
sitzende Michael Vassiliadis Tache-
les. Eine klare Linie kann er in der 
Energiepolitik der Bundesregierung 
nicht entdecken. Zwar sei die Ener-
giewende beschlossen, aber es ge-

schehe einfach viel zu wenig, um 
sie auch tatsächlich umzusetzen. 
Wirtschafts- und Umweltministe-
rium blockierten sich gegenseitig 
in wichtigen Fragen. Der Netzaus-
bau komme nicht voran, in neue 
Kraftwerke werde nicht investiert. 
Mit absurden Folgen: So musste 
der Strombetreiber Tennet im De-
zember auf österreichische Kraft-
werke zurückgreifen, weil Strom 
fehlte. Dafür musste auch ein altes 
Öl-Kraftwerk wieder ans Netz ge-
nommen werden – mit einem CO2-
Ausstoß, der jedem Klimaschutz 
Hohn spottet.

„Es fehlt an allen Ecken und 
Enden, an Koordination und Ent-
scheidungen, es fehlt bis heute an 

einem stringenten politischen Ma-
nagement“, so der IG BCE-Vorsit-
zende. Es genüge eben nicht, einige 
Kernkraftwerke abzuschalten und 
für die anderen ein Auslaufdatum 
zu beschließen. Damit beginne erst 
die eigentliche Arbeit. „Wir brau-
chen einen Innovationspakt für di e 

Energiewende“, fordert Vassiliadis. 
Für den Industriestandort Deutsch-
land sei eine erfolgreiche Energie-
wende essenziell. Notwendig seien 
verstärkte Anstrengungen beim 
Ausbau der Energienetze und beim 
Kraftwerksbau, und Industrie und 
Energieunternehmen bräuchten 
Klarheit und Planungssicherheit. Vor 
diesem Hintergrund erneuerte der 
IG BCE-Vorsitzende seine Forderung 
nach einem Energieministerium, das 
die Energiewende mit ihren ökono-
mischen, sozialen und ökologischen 
Aspekten koordiniert und steuert.

Weil die Bundesregierung nicht 
vorankommt, mischt sich die IG BCE 
nun verstärkt ein. Mit einem eige-
nen Begleitprozess will die IG BCE 

zum Gelingen der Energiewende 
beitragen. Das Engagement der 
Gewerkschaft in diesen Fragen ist 
nicht neu und kommt auch nicht 
von ungefähr. Ein großer Teil der 
Gewerkschaftsmitglieder arbeitet 
in Unternehmen der Energieerzeu-
gung oder in der energieintensiven 
Industrie, gleichzeitig, so Vassilia-
dis, kämen aus den Branchen im 
Organisationsbereich die Innova-
tionen, die für eine erfolgreiche 
Energiewende gebraucht werden. 
„Richtig gemacht kann die Ener-
giewende eine Chance für unsere 
Gesellschaft sein, die wir nutzen 
wollen“, betont Vassiliadis, der 
auch Mitglied in der Ethikkom-
mission der Bundesregierung zum 
Atomausstieg war.

Um sich noch stärker mit eige-
nen Vorschlägen in die Debatte 
um eine sozial akzeptierte und 
wirtschaftlich sinnvolle Energie-
wende einzubringen, richtet die IG 
BCE eigens ein Projektbüro ein. So 
kritisiert die IG BCE, dass bisher zu 
wenig über die Beschäftigungsef-
fekte der Energiewende geredet 
wird – etwa über die oft mangel-
hafte Qualität der Arbeitsplätze 
in den Erneuerbaren Ener gien. 
Ebenso vermisst sie eine vernünf-
tige Grundlage, um die Gesamt-
kosten der Energiewende abzu-
schätzen. Deshalb will die IG BCE 
eine solche Berechnung selbst 
vorlegen und zur Diskussion stel-
len. Zusammen mit TNS Infratest 
hat sie außerdem einen neuen 
„Energie-Index“ entwickelt (siehe 
Randspalte). Und in jedem Herbst 
lädt die Gewerkschaft künftig zu 
einem „Innovationsforum Ener-
giewende“ ein, um mit Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Wissenschaft und 
Medien den Stand der Energiewen-
de zu beraten.   •

 E n e r g i e w e n d e 

IG BCE fordert Innovationspakt
Das Urteil der IG BCE zur bisherigen Umsetzung der Energiewende durch die Bundesregierung ist 
eindeutig: „Wenn das so weiter geht wie bisher, wird das nichts mit der Energiewende“, warnt ihr 
Vorsitzender Michael Vassiliadis. Die IG BCE hat deshalb nun einen eigenen Begleitprozess gestartet, 
um zum Gelingen dieses Megaprojektes beizutragen.
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POLITIK AKTUELL Neuer 
Energie-Index 

Mithilfe eines neuen 

Energie-Index will die IG 

BCE die Debatte um die 

Energieversorgung der 

Zukunft versachlichen. Der 

neue Index wird in Zusam-

menarbeit mit TNS-Infratest 

erstellt. Befragt wird eine 

repräsentative Zufallsaus-

wahl der wahlberechtigten 

Bevölkerung in Deutschland 

zu ihrer Bewertung der 

einzelnen Energieträger 

und ihren Kriterien dafür. 

Eine erste Erhebung gab es 

bereits im April 2011, die 

zweite Befragungswelle ist 

für April/Mai 2012 geplant. 

Der erste komplette Ener-

gie-Index soll am 14. Juni in 

Berlin vorgestellt werden.

2011 war die Atomkraft am 

unbeliebtesten, Solar- und 

Wasserenergie lagen in der 

Gunst der Deutschen vorn. 

Diese Ergebnisse der ersten 

Erhebung – kurz nach der 

Katastrophe von Fukushima – 

sind kaum überraschend. 

Erstaunlicheres kam bei 

der Frage nach den Bewer-

tungskriterien zutage. Am 

wenigsten spielt für die 

Verbraucher der Strompreis 

eine Rolle. Für die energie-

politische Meinungsbildung 

stehen Kriterien wie die För-

derung erneuerbarer Ener-

gien, Rücksicht auf künftige 

Generationen oder der Aus-

bau der Leitungsnetze für 

die Solar- und Windenergie 

im Vordergrund. Und für 70 

Prozent ist entscheidend, 

über günstige Energie die 

Wirtschaft zu stärken.

http://igbce-aktuell.bw-h.de/2012_02

Statt Solarmodule auf Dächern zu subventionieren, sollte die Bun-
desregierung bei der Photovoltaik lieber Forschung und Technologie 
fördern, und damit gleichzeitig die Wirtschaft und die Arbeitsplätze 
hierzulande: Große Kritik hat die IG BCE auch an der deutschen Förder-
politik in der Photovoltaik. Deutschland fördere derzeit mit sehr viel 
Geld den Absatz chinesischer Solarmodule, die zu Dumpingpreisen auf 
den Markt drängen. Gleichzeitig sei die gerade erst mit zig Milliarden 
unterstützte heimische Solarindustrie im Bestand gefährdet.
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PROJEKTE UND PARTNER
D G B - B r o s c h ü r e

Risiken von 
prekären Jobs
Unter dem Begriff „prekäre Be-
schäftigung“ werden alle Beschäf-
tigungsverhältnisse zusammenge-
fasst, die nicht sozialversicherungs-
pflichtig und unbefristet sind. Sie 
schützen die ArbeitnehmerInnen 
nicht vor den Risiken des Arbeits-
marktes. Prekäre Beschäftigung 
stellt die Gewerkschaften vor 
neue Herausforderungen. Oft ist 
in einem Betrieb die Belegschaft 
in prekär und „normal“ Beschäf-

tigte geteilt. Der Ratgeber „Prekäre 
Beschäftigung. Herausforderungen 
für die Gewerkschaften“ stellt die 
verschiedenen Formen dar. Dabei 
werden aktuelle Entwicklungen 
analysiert und die Forderungen 
und Möglichkeiten der Gewerk-
schaften diskutiert. In den einzel-
nen Kapiteln werden Leiharbeit, 
Scheinselbstständigkeit, befristete 
Beschäftigung, Minijobs sowie 
Schein-Praktika, Unterbeschäfti-
gung und der zweite Arbeitsmarkt 
behandelt. Die Broschüre kann 
über das Internet bestellt werden 
und steht zum Download bereit.   •
www.dgb-bestellservice.de

••• Die DGB-Region Köln-Bonn 
unterstützt in Kooperation mit ver.di, 
NGG und der DEHOGA Nordrhein 
Herausgabe und Vertrieb des von 
der Info- und Bildungsstätte ge-
gen Rechtsextremismus und der 
Mobilen Beratung gegen Rechts-
extremismus erstellten Ratgebers 
„Keine Räume für Nazis“. Die 
Broschüre gibt Tipps für Vermieter-
Innen, um Anmietungsversuche 
von rechtsextremen Organisati-
onen zu erkennen und zu verhin-
dern. Sie enthält Formulierungsvor-
schläge für Mietverträge, um sich 
vor rechtsextremen Mietern zu 
schützen. Ziel ist es, den Rechten 
Räumlichkeiten für ihre Versamm-
lungen zu entziehen. 
www.koeln-bonn.dgb.de

••• Der DGB Baden-Würt-
temberg sieht dringenden Hand-
lungsbedarf bei der Vereinbarkeit 
von Pflege und Beruf. Der Bericht 
„Familien in Baden-Würt-
temberg“ mache deutlich, dass 
sich im Bereich Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf langsam etwas 
bewege. „Bei der Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf dagegen hinken 
Betriebe und Gesetzgeber noch 
weit hinter der gesellschaftlichen 
Entwicklung her“, erklärt Marion 
von Wartenberg, stellvertretende 
DGB-Landesvorsitzende. In den 
Betrieben fehlten bisher flexible 
Arbeitszeitmodelle für pflegende 
Angehörige. Notwendig sei daher 
auch eine „pflegesensible Personal-
politik“, so von Wartenberg.

interregio

E q u a l  P a y  D a y

Frauen haben 
mehr verdient
Am 23. März ist Equal Pay Day, der 
auf die Entgeltungleichheit zwischen 
Frauen und Männern aufmerksam 
macht. Unverändert beträgt der 
Entgeltunterschied zwischen Frauen 
und Männern in Deutschland etwa 
23 Prozent. Zudem arbeiten Frauen 
öfter in prekären Beschäftigungsver-
hältnissen zu Niedriglöhnen. Droht 
also nach dem Minijob die Alters-

D G B  J u g e n d

Studieren 
und arbeiten
Die DGB-Jugend hat ihre 
Broschüren für SchülerInnen 
und StudentInnen neu auf-
gelegt. Der Ratgeber „Stu-
dium. BAföG. Job.“ gibt in 
7. Auflage Tipps und Informationen 
zu Möglichkeiten der Studienfinan-
zierung. Von BAföG bis Studenten-
jobs und Praktika werden rechtliche 

O t t o - B r e n n e r - S t i f t u n g

Neuer 
Newsletter
Frühzeitige Informationen zu ak-
tuellen Terminen, Veranstaltungs-
berichten und Ergebnissen von 
Forschungsprojekten verspricht der 
neue digitale Newsletter der Otto-
Brenner-Stiftung (OBS). Per Mail 
werden die Empfänger vier- bis 
sechsmal jährlich über die Arbeit 
der Stiftung informiert. Die OBS ist 
die Wissenschaftsstiftung der IG 
Metall. Der Newsletter kann online 
abonniert werden.   •
www.otto-brenner-stiftung.de

H a n d w e r k

Gute Arbeit im 
Handwerk
Die gemeinsame Initiative „Hand-
werk: gute Arbeit, fairer Lohn“ von 
DGB-Bundesvorstand und den fünf 
Handwerksgewerkschaften im DGB 
setzt sich für eine bessere Tarifbin-
dung im Handwerk ein. Im Ratge-
ber „Mit Tarifverträgen im Hand-
werk gewinnen“ werden aktuelle 
Fakten und Argumente zu Tarifver-
trägen, Tarifflucht und die Vorteile 
von Mindestlöhnen präsentiert.   •
www.gute-arbeit-fairer-lohn.de

Grundlagen und 
Tipps zur Bean-
t ragung von 
Hilfen gegeben. 
Das Faltblatt 
„Finanzierungs-
lücken überbrü-
cken“ hilft beim 
Übergang von 
Schule und Stu-

dium, vom Bachelor zum Master 
und zwischen Studienabschluss 
und erstem Job.    •
Mehr: www.students-at-work.de

armut? Die Friedrich-Ebert-Stiftung, 
die IG BCE und der DGB themati-
sieren mit einer Veranstaltungs-
reihe die geschlechterspezifischen 
Ungleichheiten in der Arbeitswelt. 
Am 29. Februar wird Annelie Bun-
tenbach, Mitglied des Geschäfts-
führenden DGB-Bundesvorstands, 
bei der IG BCE in Hannover unter 
dem Motto „Frauen haben mehr 
verdient!“ die Anforderungen des 
DGB zur Bekämpfung von Altersar-
mut vorstellen.   •
www.niedersachsen.dgb.de
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H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Gewerkschafter 
in der NS-Zeit
In Dresden ist im Gewerkschafts-
haus „Volkshaus“ die Ausstel-
lung „Seid wachsam, dass über 
Deutschland nie wieder die Nacht 
hereinbricht. – Gewerkschafter in 
Konzentrationslagern 1933-1945“ 
eröffnet worden. Die Ausstellung 
zeigt Schicksale von Gewerkschaf-
tern, die im Widerstand aktiv waren 
und in KZs inhaftiert wurden. Sie 
ist ein Gemeinschaftsprojekt der 
Hans-Böckler-Stiftung, des Otto-
Suhr-Instituts der Freien Univer-
sität Berlin und der Gedenkstätte 
Sachsenhausen. Die Ausstellung ist 
noch bis zum 9. März zu sehen.   •
www.sachsen.dgb.de

B e n e f i z t o u r

Gemeinsam 
gegen die Kälte
Von Februar bis April ist der Cellist 
Thomas Beckmann für die Initiati-
ve Gemeinsam gegen Kälte e.V. auf 
Tour in deutschen Städten. Unter 
dem Motto „Mit dem Cello die 
Herzen der Menschen erweichen“ 
will Beckmann auf das Schicksal 
obdachloser und armer Menschen 
hinweisen. Der DGB gehört dem 
Beirat der Initiative an. Karten 
können online unter www.ge-
meinsam-gegen-kaelte.de bestellt 
werden.   •
Spendenkonto: Gemeinsam gegen Kälte
Commerzbank Düsseldorf, BLZ: 30040000
Kontonummer: 1109966
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Trendwende in den 
Betrieben

„In den Betrieben haben wir 

die Trendwende erreicht“, 

erklärt der IG BCE-Vorsitzen-

de Michael Vassiliadis. Wie 

die IG BCE konnte 2011 ein 

Großteil der DGB-Gewerk-

schaften den Anteil ihrer 

Mitglieder, die aktiv im Be-

rufsleben stehen, erhöhen. 

Etwa ver.di: Im vierten Jahr 

in Folge ist es ver.di gelun-

gen, die Zahl der erwerbstä-

tigen Mitglieder zu stei-

gern. Damit ist der Anteil 

erwerbstätiger Mitglieder, 

der bei der Gründung im 

Dezember 2001 bei gut 70 

Prozent lag, auf über 75 Pro-

zent gestiegen. „Das ist sehr 

erfreulich, weil die Entwick-

lung in den Betrieben für 

uns besonders wichtig ist“, 

betont der ver.di-Vorsitzen-

de Frank Bsirkse.

M i t g l i e d e r e n t w i c k l u n g

Täglich 864 neue Mitglieder
Den Gewerkschaften ist es 2011 gelungen, die Mitgliederzahlen bei 
rund 6,15 Millionen zu stabilisieren. Gegenüber 2010 ist der Mitglie-
derrückgang von 1,1 auf 0,6 Prozent gesunken und liegt damit deutlich 
unter dem der Vorjahre. Drei Gewerkschaften, die GEW, die GdP und 
die IG Metall, konnten 2011 ein Mitgliederplus erzielen.

Ende 2011 zählten die acht 
DGB-Gewerkschaften insgesamt 
6 155 899 Mitglieder. „Mit 37 353 
Mitgliedern oder 0,6 Prozent war 
der leichte Mitgliederrückgang nur 
halb so hoch wie 2010. Bis auf ei-
ne Ausnahme ist das der niedrigste 
Wert seit 1992“, erklärt DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel. 
Im Schnitt sind 2011 täglich 864 
Menschen neu in die Gewerkschaft 
eingetreten, deutlich mehr – fast 
15 Prozent – als 2010 (täglich 750 
neue Mitglieder). Gleichzeitig hat 
sich die Zahl der Abgänge weiter 
verringert. 

Die Gewerkschaften konn-
ten insbesondere bei der Jugend 
punkten. „Gerade junge Menschen 
bekennen sich zunehmend zu den 
Gewerkschaften“, so Hexel. „2,6 
Prozent mehr junge Mitglieder sind 
ein schöner Erfolg aller acht DGB-
Gewerkschaften.“ Etwa bei der IG 
Metall: So sind rund 42 Prozent 
der neuen IG Metall-Mitglieder 
jünger als 27. „Unsere Kampa-
gne zur Jungen Generation zeigt 
Erfolge“, resümiert Detlef Wetzel, 
Zweiter Vorsitzender der IG Metall. 
Auch bei ver.di lag in allen Bezir-
ken die Zahl der Eintritte von unter 
28-Jährigen unter der der Austritte. 
Und die IG BCE war 2011 bei der 
Mitgliederwerbung bei den Auszu-
bildenden so erfolgreich wie in den 
vergangenen Jahren. Zwei von drei 
Jugendlichen des Ausbildungsjahr-
gangs 2011 sind bereits Mitglied 
der IG BCE.

Insgesamt konnten die Neu-
eintritte die Verluste durch Ren-
teneintritt, Tod und Austritt noch 
nicht ganz kompensieren. Einigen 
Gewerkschaften ist das aber be-
reits gelungen. „Wir haben die 
Trendwende bei den Mitgliedern 

geschafft“, sagt der Erste Vor-
sitzende der IG Metall Berthold 
Huber. Erstmals seit rund zwan-
zig Jahren hat die IG Metall Ende 
2011 einen Mitgliederzuwachs 
erzielt. Ende 2011 betrug die Zahl 
der Mitglieder der größten DGB-
Mitgliedsgewerkschaft 2 245 760. 
Das sind 6172 mehr Mitglieder als 
2010.

Bereits im vierten Jahr in Folge 
ist es der GEW gelungen, 2011 ein 
Mitgliederplus zu erreichen. „Wir 
ernten die Früchte der Mitglie-
deroffensive, für die der Gewerk-
schaftstag 2005 den Startschuss 
gegeben hat. Insbesondere in den 
Tarifauseinandersetzungen ist es 
gelungen, viele Beschäftigte für 
die GEW zu gewinnen. Wir freuen 
uns, dass sehr viele junge Päda-
goginnen und Pädagogen in die 
Bildungsgewerkschaft eintreten“, 
erklärt der GEW-Vorsitzende Ul-
rich Thöne. Auch die GdP hat wie 
bereits in den letzten beiden Jahren 
ihre Mitgliederzahl erhöht – 2011 
um 0,65 Prozent.

Die zweitgrößte DGB-Gewerk-
schaft ver.di hat das Jahr 2011 mit 
dem geringsten Mitgliederverlust 
seit der Gründung abgeschlossen. 
Zum 31.12.2011 waren insgesamt 
2 070 990 Mitglieder in ver.di or-
ganisiert. Im Jahresverlauf traten 
105 741 neue Mitglieder in die 
Gewerkschaft ein. „In der Mitglie-
derentwicklung zeichnet sich eine 
Trendwende ab“, sagt auch Klaus 
Wiesehügel, Vorsitzender der IG 
BAU, die besonders unter dem 
massiven Rückgang der Beschäf-
tigtenzahlen in der Baubranche ge-
litten hat. Der Saldo zwischen Aus- 
und Eintritten habe sich gegenüber 
dem Vorjahr nahezu halbiert. Und 
in einigen Branchen – wie dem 

Gebäudereinigerhandwerk konnte 
die IG BAU bereits mehr Mitglieder 
gewinnen, als sie verloren hat.   •
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Kommunen 
gestärkt
ver.di hat den im Vermittlungsaus-
schuss ausgehandelten Kompro-
miss für ein neues Kreislaufwirt-
schaftsgesetz begrüßt, der am 10. 
Februar vom Bundesrat gebilligt 
wurde. Das neue Gesetz stärkt die 
Position der Kommunen gegenüber 
privaten Entsorgern bei den Zu-
griffsrechten auf lukrativen Müll – 
die Privaten müssen nun belegen, 
dass sie ein besseres Sammelsys-
tem haben, um den Zuschlag zu 
bekommen. „Damit ist es gelun-
gen, das Rosinenpicken aus dem 

Wertstoffmüll und den unfairen 
Wettbewerb zu Lasten der Be-
schäftigten zurückzudrängen“, be-
tont Erhard Ott, im ver.di-Vorstand 
zuständig für die Abfallwirtschaft. 
„Die Sicherheit kommunaler Be-
triebe und damit vieler tarifgebun-
dener Beschäftigter im öffentlichen 
Dienst wurde erreicht.“

Ott lobte den Einsatz vieler Be-
schäftigter in kommunalen Entsor-
gungsbetrieben. Die Entscheider in 
den Ländern und die Opposition 
auf Bundesebene habe man zum 
Umdenken bewegen können. Der 
Entwurf der Bundesregierung hatte 
ausschließlich auf freien Wettbe-
werb gesetzt und den Schutz der Be-
schäftigten außer Acht gelassen.   •

GEWERKSCHAFTEN

Die EVG kritisiert 
den von Verkehrs-
minister Peter Ram-

sauer (CSU) angekündigten 
Umbau des Eisenbahn-
Bundesamtes. Die langen 
Zulassungsverfahren für 
neue Züge seien vor allem 
durch Personalmangel verur-
sacht. Die EVG warnt davor, 
die Beschäftigten zu Sün-
denböcken zu machen.

Die GEW fordert 
Bund und Länder 
auf, den „Hochschul-

pakt 2020“ um mindestens 
100 000 zusätzliche Plätze 
für StudienanfängerInnen 
aufzustocken. Der Hinter-
grund: Eine Prognose rech-
net mit jährlich steigenden 
Studierendenzahlen. Die 
GEW betont: „Mehr Studie-
rende brauchen auch mehr 
Lehrende.“

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllen-
berg hat ein Siegel 

für Nachhaltigkeit gefordert, 
um den Verbraucherschutz 
zu stärken. Das Siegel soll 
ökologische und soziale 
Kriterien berücksichtigen. 
Die Flut von Öko- und Bio-
Logos müsse eingeschränkt 
werden. Viele dienten nur 
der Verkaufsförderung.

Die GdP will Gewalt 
in Fußballstadien 
eindämmen. Unter 

anderem sollen Gewalttä-
ter „dauerhaft vom Fußball 
isoliert werden“. Haus- und 
Stadionverbote sollen 
konsequent ausgesprochen 
werden, ein Alkoholverbot 
im öffentlichen Nahverkehr 
soll Fußballspiele sicherer 
mach en.
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L e i h a r b e i t

IG Metall will 
verhandeln
97 Prozent der in der IG Metall or-
ganisierten LeiharbeiterInnen wol-
len, dass ihre Gewerkschaft Tarifver-
handlungen mit den Arbeitgebern 
in der Leiharbeit aufnimmt. Das 
zeigt eine Befragung der IG Metall 
unter rund 4500 LeiharbeiterInnen. 
Ende Februar beginnen nun Verhand-
lungen mit dem Interessenverband 
Deutscher Zeitarbeitsunternehmen 
(iGZ) und dem Bundesarbeitgeber-
verband der Personaldienstleister 
(BAP). Die Umfrage macht deutlich: 
Mehr als jede/r Zweite war länger 

L ä n d e r f i n a n z a u s g l e i c h

Solidarität nicht 
infrage stellen
Mit einer gemeinsamen Erklärung 
haben sich der DGB Bayern und 
der DGB NRW in die Diskussion 
um den Länderfinanzausgleich 
eingebracht. So kritisieren sie die 
bayrische Landesregierung. Es sei 
unverantwortlich, dass der Länder-
finanzausgleich aus wahlkampf-
taktischen Gründen angezweifelt 
werde. Die Solidarität zwischen den 

als ein Jahr im gleichen Einsatzbe-
trieb und damit in der Hochkon-
junkturphase beschäftigt. 

Der Zweite Vorsitzende der IG 
Metall Detlef Wetzel fordert, Leih-
arbeiterInnen an den Gewinnen zu 
beteiligen. DGB-Vorstandsmitglied 
Claus Matecki erklärt: „Wenn die 
IG Metall auch mit den Arbeitge-
bern der Leiharbeit Regelungen für 
eine gerechtere Bezahlung hinbe-
käme, wäre das natürlich ein Er-
folg.“ Tarifliche Lösungen könnten 
helfen, Leiharbeit kontrollierter zu 
nutzen, ersetzten aber keine ge-
setzlichen Regelungen. Die Bun-
desregierung müsse den Grundsatz 
,gleicher Lohn für gleich wertige Ar-
beit’ umsetzen, fordert er.    •

Bundesländern dürfe nicht infrage 
gestellt werden. Ein Ende des Aus-
gleichs würde bedeuten, dass Teile 
der Bundesrepublik von der sozia-
len, wirtschaftlichen und kulturellen 
Entwicklung abgehängt werden, so 
Andreas Meyer-Lauber, DGB-Vor-
sitzender in NRW. Matthias Jena, 
Vorsitzender des DGB Bayern, 
betont: „Die Umgestaltung Bayerns 
vom Agrarland zum Industrieland 
wäre ohne Geld aus dem Länder-
finanzausgleich nicht möglich ge-
wesen.“ Er fordert Investitionen in 
Bildung und Infrastruktur.   •

I G B  u n d  D G B

Der Mann fürs 
Internationale
Der IGB und der DGB unterstützen 
die Kandidatur von Guy Ryder, 56, 
für die Wahl zum Generaldirektor 
der Internatio-
nalen Arbeitsor-
ganisation (ILO). 
Ryder, von 2002 
bis 2006 Gene-
ralsekretär des 
Internationalen 
Bundes Freier 
Gewerkschaften 
(IBFG), war 2006 maßgeblich an 
der Gründung des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB) betei-
ligt. Vier Jahre lang war er IGB-Ge-
neralsekretär, bis er 2010 als stell-
vertretender Generaldirektor zur 
ILO wechselte. „Guy Ryder verfügt 
genau über die Erfahrungen, die es 
braucht, um menschenwürdige Ar-
beit und soziale Sicherheit zum Kern 
der Antworten auf die globale Krise 
zu machen“, erklärt Michael Som-
mer, DGB-Vorsitzender und IGB-
Präsident. Sommer ist als Gewerk-
schaftsvertreter Mitglied im ILO-
Verwaltungsrat, der im Mai den 
neuen Generaldirektor wählt.   •
www.ituc-csi.org

N a z i - Ü b e r g r i f f

Gemeinsam 
gegen rechts
Mit einer Solidaritätserklärung 
hat der DGB-Bezirk Berlin-Bran-
denburg die DGB-Region Aachen 
unterstützt. Anfang Februar war 
dort das Gewerkschaftshaus von 
Neonazis angegriffen worden. 
Scheiben wurden eingeworfen 
und Nazi-Parolen an die Wände 
gesprüht. „Wir verurteilen den fei-
gen Anschlag auf den DGB Aachen. 
Mit aller Entschiedenheit muss der 
Nazi-Sumpf überall trockengelegt 
werden“, so die DGB-Bezirksvorsit-
zende Doro Zinke. Die DGB-Region 
Aachen erklärte, der Übergriff sei 
kein Einzelfall.   •
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Frühwarnsystem 
Finanzmärkte und Konjunk-

turzyklen schlagen immer 

schneller aufeinander folgen-

de Kapriolen. Damit Wirt-

schaft und Politik voraus-

schauend agieren können, 

sind sie auf zuverlässige, 

aktuelle Vorhersagen ange-

wiesen. Der Konjunktur-

indikator des Instituts für 

Makroökonomie und Kon-

junkturforschung (IMK) in 

der Hans-Böckler-Stiftung 

ist eine Art Rezessionsfrüh-

warnsystem. Er sagt die 

Wahrscheinlichkeit eines 

möglichen Wendepunkts im 

Konjunkturzyklus in den 

nächsten drei Monaten 

voraus. 

Die Voraussagen basieren 

auf einer breiten Datenba-

sis, die Realwirtschaft-, Fi-

nanzmarkt- und Stimmungs-

indikatoren berücksichtigt. 

Grundlage des Indikators 

ist die Industrieproduktion. 

Er orientiert sich nicht di-

rekt – wie bisher üblich – an 

Veränderungen des Brutto-

inlandsprodukts.

Aktuell gibt das Frühwarn-

system Entwarnung. Die 

Rezessionsgefahr in Deutsch-

land ist gesunken. Bis Ende 

April wird kein unmit-

telbares Risiko für einen 

Abschwung gesehen. Die 

Wahrscheinlichkeit einer 

Rezession beträgt im April 

nur 3,1 Prozent. Geringe 

Rezessionswahrscheinlich-

keit bedeutet jedoch keinen 

Aufschwung. Das IMK hält 

daher an seiner Jahresprog-

nose für 2012 fest, in der 

es eine Stagnation voraus-

sagte. Der IMK-Konjunktur-

indikator wird monatlich 

aktualisiert.

www.boeckler.de/imk
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MEINUNG

Am 7. April 2011 setzte der Rat der Europäischen 
Zentralbank im Frankfurter Eurotower ein Zeichen. 
Zuvor hatte er gründlich überlegt, welche Auswir-
kung eine Erhöhung des europäischen Leitzinses 
haben würde. Für die Erhöhung sprach: Die offen-
bar vorübergehend drohende Preissteigerung bei 
Rohstoffen und Nahrungsmitteln gab der Bank die 
Chance, sich endlich wieder handlungsfähig zu zei-
gen. Gegen die Erhöhung sprach die fatale Schul-
den- und Konjunkturlage Griechenlands, Italiens, 
Spaniens, Portugals und Irlands. Ihnen würde es nun 
noch weniger gelingen, das für die Schuldentilgung 
notwendige Wachstum zu erreichen. Am Ende der 
Diskussion erhöhte die EZB den Leitzins einstimmig 
um 25 Basispunkte.

Dass sich die EZB gegen die Interessen der 
Krisenländer und für die Politik der Stärke 
entschied, hatte einen Grund: Der Rat erwartete 
ernsthaft, die Geldanleger mit höheren Zinsen 
beeindrucken zu können und die Währungskrise 
einzudämmen, letztlich auch zugunsten der Kri-
senländer. Diese Vision ist gleichsam Teil der offi-
ziellen gemeinsamen Weltanschauung. Die teilt die 
EZB mit vielen Politikern und Medienleuten. Es war 
noch kein Tag vergangen, da wusste die Frankfurter 
Allgemeine bereits Bescheid: „Die Märkte reagieren 
mit Optimismus auf die Entscheidung der EZB zur 
Zinserhöhung. … Der Höhepunkt der Krise in der 
Währungsunion könnte bald überstanden sein.“

Tatsächlich aber blieb die von FAZ und EZB 
vorausgesagte Beruhigung aus. Im Gegenteil: Un-
ternehmen und Geldanleger erkannten schnell, 
dass die Krisenländer die höheren Zinsen und die 
gebremste Konjunktur nicht unbeschadet überste-
hen würden. Wer Staatsanleihen von Krisenländern 
besaß, ließ sie fallen wie heiße Kartoffeln. Wer kauf-
te, verlangte Zinsen in schwindelerregender Höhe, 
unbezahlbar für die Krisenländer.  Falls die Eurozone 
in absehbarer Zeit zerbrechen sollte, schrieb kürzlich 
der Wirtschaftsnobelpreisträger Paul Krugmann in 
der New York Times, könnte die Fehlprognose 
vom 7. April 2011 als eigentlicher Auslöser 
des Geschehens in die Geschichte eingehen. 

Sicherlich kann in globalen Krisenzeiten nie-
mand verlässliche Szenarien prognostizieren. Doch 
zurzeit sind mittelfristige Voraussagen obendrein 
von einem neuen wissenschaftlichen Glau-
benskrieg belastet. In dessen Zentrum steht 

Wie mit Wirtschaftsprognosen Politik gemacht wird, beschreibt der Wirtschaftsjournalist 
und Diplom-Volkswirt Michael Weisbrodt.

staatliche Sparpolitik („Austerität“) und die Geld-
politik der Zentralbanken. Die eine Denkrichtung 
hält weiter für gültig, dass die Konjunktur abflaut, 
wenn der Staat in der Krise spart. Eine neue Denk-
richtung behauptet, dass staatliches Sparen in der 
Krise das Wachstum nachhaltig stärkt („expansive 

Austerität“). Teile der heutigen Regierungskoalition 
und möglicherweise eine Mehrzahl der deutschen 
WirtschaftswissenschaftlerInnen scheinen dieser 
Theorie anzuhängen. Ihr Problem: Die Theorie ist 
überwiegend weltanschaulich unterfüttert. 
Wirtschaftsprognosen sind kaum geeignet, sie em-
pirisch zu be- oder zu widerlegen. 

Mit dieser allgemeinen Verunsicherung hat es 
auch zu tun, dass die großen tatsächlich eintre-
tenden Konjunktur-Ereignisse seit Jahren immer 
häufiger das Adjektiv „überraschend“ tragen. Es 
war „überraschend“, dass die Arbeitslosigkeit in der 
letzten Krise nicht stärker stieg, weil Betriebsräte 
Bündnisse mit der Geschäftsleitung schlossen. Es 
war „überraschend“, wie schnell sich Deutschland 
von der Krise erholte, weil viele Belegschaften nicht 
entlassen worden waren.

 „Konjunkturindex dreht überraschend ins Plus“, 
hieß es aber auch am Dienstag der zweiten Februar-
Woche beim Mannheimer Wirtschaftsforschungs-
institut ZEW. Zuvor zeigte sich das Münchner Ifo-
Institut erstaunt, dass sich die Geschäftsaussichten 
„überraschend stark“ verbessert hatten. Daran, 
dass sich die Konjunktur ändert, ist eigentlich nichts 
überraschend. Es liegt mehr als 20 Jahre zurück, da 
fügte der Wirtschafts-Sachverständigenrat der Bun-
desregierung, die so genannten „fünf Weisen“, dem 
Prognoseteil in jedem seiner Gutachten deshalb eine 
Warnung bei. Das, was wir ankündigen, stand dort 
sinngemäß, sehen wir als die wahrscheinlichste aller 
Varianten an. Noch wahrscheinlicher aber ist, dass 
es anders kommt, als wir voraussagen.   •

Michael Weisbrodt, 65, 
war rund 20 Jahre 
Betriebsrat der 
Gruner+Jahr-
Wirtschaftspresse 
(Capital, impulse, 
Börse online) und 
ist seit 1999 
freier Journalist 
in Berlin.Fo
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Erstens kommt es anders…
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„Um die ganz Armen mache ich mir keine Sorgen.“

Mitt Romney, voraussichtlicher konservativer Herausforderer von US-
Präsident Barack Obama bei den Präsidentschaftswahlen 2013 erklärte 
dies in einem Interview auf CNN am 1. Februar 2012. Seine Erklärung: Die 
Armen hätten doch ein Sicherheitsnetz. 

8

STEUERREFORM: Erben werden geschont

dieDGBgrafik

30,6 Milliarden Euro – auf diese 
Summe beliefen sich 2010 die steu-
erpflichtigen Erbschaften und Schen-
kungen, so das Statistische Bundes-
amt. Gegenüber dem Vorjahr ist die 
Zahl der steuerpflichtigen Erbschaften 
allerdings um 17,2 Prozent zurück-
gegangen. Eine Ursache sind höhere 
Freibeträge nach der Erbschaftssteuer-
reform 2009. Die Zahl der steuerpflich-
tigen Schenkungen verringerte sich 
um 33 Prozent. Besonders viele Schen-
kungen wurden vor Inkrafttreten der 
neuen Regeln vorgenommen. ©

 D
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Fälle von vererbtem Grundvermögen nach der Höhe 
des Reinnachlasses und dem Jahr der Steuerentstehung 
(absolute Zahlen)

1996 bis 2005 2006/2007 2008 2009

67 158
13 5

523

863

39 35

1269

1810

112 66

2583

3580

216 129

585
777

54 25

2010

300 000 bis 500 000 Euro

500 000 bis 2,5 Mio. Euro

2,5 Mio. bis 5 Mio. Euro

5 Mio. und mehr Euro

Schlusspunkt●

Internet: 
www.boeckler.de/datenkarte
Wie war die Lage am Arbeits-
markt 2011? Antwort gibt die 
Datenkarte 2011 der Hans-Böck-
ler-Stiftung. Auf einen Blick gibt 
es alle Zahlen und Fakten, unter 
anderem zur Sozialversicherung, 
zum Bruttoinlandsprodukt und 
zu vielen weiteren Kennzahlen 
der Arbeitswelt.

Tipp
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22.2.  DGB-Region Schles-
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„6. Lübecker Armutskonferenz“, 
Lübeck

23.2.  Schweigeminute 
für die Opfer der Zwickauer Nazi-
Terrorzelle, bundesweit

23.2.  IG Metall, Sitzung 
der Tarifkommission zu den an-
stehenden Tarifrunden Metall und 
Elektro für Hessen, Saarland und 
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23./24.2.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Deutsche Vereinigung für So-
zialwissenschaftliche Arbeitsmarkt-
forschung (SAMF ), Jahrestagung 
„Migration, Migrant/innen und Ar-
beitsmarkt“, Mülheim an der Ruhr

24.2.  IG Metall, Sitzung 
des IG Metall-Vorstandes zur an-
stehenden Tarifrunde Metall und 
Elektro

25.2.  DGB-Jugend Hes-
sen, IG Metall-Bezirk Frankfurt, 
GEW Hessen, NGG Hessen/Rhein-
land-Pfalz/Saar u.a., „7. Hessisches 
Sozialforum“, Frankfurt am Main

25.2.  GEW, Veröffent-

lichung „Wissenschaft und Ge-
schlecht. Erfolg, Herausforderung 
und Perspektiven“, Berlin

27.-29.2.  NGG, „Backwaren-
forum“, Oberjosbach

28./29.2.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Schichtarbeit“, 
Kassel

29.2.  GEW, Tagung „Zif-
fernoten: Anreiz oder Leistungs-
bremse?“, Köln

29.2.  DGB Niedersach-
sen – Sachsen-Anhalt – Bremen, 
Diskussion „Vom Niedriglohn in 
die Altersarmut? Frauen haben 
mehr verdient!“, Hannover

1.3.  Hans-Böckler-Stif-
tung, IG BCE, Arbeitstagung „Poli-
tische Bildung in politischen Zeiten. 
Zum Stand der politischen Erwach-
senenbildung in Deutschland“, 
Hannover

3./4.3.  DGB-Jugend Nord, 
Gewerkschaftsjugendkonferenz 
Schleswig-Holstein, Lübeck

5.3.  Bündnis, Aktions-
tag „Chemnitzer Friedenstag: Es 
ist unsere Stadt – Nazis haben hier 
keinen Platz!“, Chemnitz

6.3.  IG BCE, Tagung 
„Werkfeuerwehren“, Leverkusen
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D a t e n s c h u t z

Verpflichtet auch das Jobcenter
Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten

von den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder
genutzt werden (Sozialgeheimnis).

Der Fall: Ein Ehepaar, das Arbeitslosengeld II bezieht, hatte für ein
Haus eine selbst aufgebrachte Kaution von 2611 Euro hinterlegt. Nach
Kündigung durch die Vermieterin fanden sie ein Haus, für das der
neue Vermieter 1700 Euro Kaution forderte. Die Mieter beantragten
beim Jobcenter die Mietkaution als Darlehen. Das lehnte das Job-
center mit Verweis auf die Kaution für das bislang bewohnte Haus
ab. Die Kläger machten geltend, die hinterlegte Mietkaution stehe
voraussichtlich erst weit nach Fälligkeit der Kaution für das neue
Haus zur Verfügung. Daraufhin wandte sich das Jobcenter schriftlich
wegen der Kaution an die frühere Vermieterin unter dem Betreff
„Leistungen nach dem SGB II im Mietverhältnis ...“ mit Angabe der
bisherigen Adresse und des Namens der Kläger und bat unter ande-
rem um Informationen über Auszahlungstermin und Höhe der Kauti-
on. In der Folgezeit telefonierten Beschäftigte des Jobcenters mehr-
mals mit der früherer Vermieterin und erkundigten sich nach dem
Sachstand. Die Kläger haben unter anderem die Verletzung ihres So-
zialdatenschutzes geltend gemacht. 

Das Bundessozialgericht: Das Jobcenter hat in den Schreiben
und Telefongesprächen mit der früheren Vermieterin unbefugt Sozial-
geheimnisse der Kläger offenbart, indem es den Leis tungsbezug der
Kläger mitteilte. Das Jobcenter kann das Offenbaren der Sozialdaten
nicht damit rechtfertigen, dass dies erforderlich gewesen sei, um ei-
gene Aufgaben zu erfüllen. Es musste die schutzwürdigen Interessen
der Kläger beachten und hätte vor der Kontaktaufnahme mit Dritten
das Einverständnis der Kläger einholen müssen. 

A r b e i t s v e r t r a g

Täuschung führt zur Anfechtung
Wenn ein Arbeitnehmer bei Abschluss eines Arbeitsvertrags be-

wusst über Eigenschaften täuscht, die für das Arbeitsverhältnis von
Bedeutung sind, rechtfertigt das die Anfechtung des Arbeitsvertrages,
der damit sofort beendet ist.

Der Fall: Der 57jährige Arbeitnehmer schloss mit einem Unter-
nehmen einen Arbeitsvertrag, mit dem er sich ausdrücklich verpflich-
tete, als Frachtabfertiger Nacht- und Wechselschicht zu leis ten. Nach
Aufnahme der Tätigkeit legte der Arbeitnehmer eine ärztliche Be-
scheinigung vor, der zufolge ein genereller Verzicht auf Nachtarbeit
aus ärztlicher Sicht dringend geboten ist. Der Arbeitgeber erklärte die
Anfechtung des Arbeitsvertrages wegen arglistiger Täuschung. Die
Klage dagegen war erfolglos.

Das Landesarbeitsgericht: Der Arbeitnehmer wusste bereits bei
Unterzeichnung des Arbeitsvertrages, dass er aus gesundheitlichen
Gründen keine Nachtarbeit leisten kann. Nur die Vortäuschung der
Schicht- und Nachtschichttauglichkeit führte zum Abschluss des Ver-
trages. Der Arbeitgeber ist auf die Planbarkeit aller Mitarbeiter und
aus Gründen der Gleichbehandlung darauf angewiesen, dass die Be-
schäftigten in allen Schichten eingesetzt werden können. Gegen die
arglistige Täuschung durfte er sich mit der Anfechtung des Arbeits-
vertrags zur Wehr setzen.

W a h l  d e r  S c h w e r b e h i n d e r t e n v e r t r e t u n g

Wahlgeheimnis muss beachtet werden
Systematische Öffnen der Wahlumschläge durch den Wahlvor-

stand und Abgleich der Stimmzettel mit den schriftlichen Erklärungen
der Briefwähler sind ein massiver Verstoß gegen den Grund satz der
geheimen Wahl. Er führt zur Ungültigkeit der Wahl, auch wenn der
Verstoß keine Auswirkung auf das Wahlergebnis hatte.

R h y t h m i s c h e  M a s s a g e

Nicht auf Kosten der Krankenkasse
Auch Heilmittel der sich von der Schulmedizin unterscheidenden

„besonderen Therapierichtungen“ – wie der anthroposophischen
Medizin – sind nur bei positiver Bewertung durch den Gemeinsamen
Bundesausschuss von den gesetzlichen Krankenkassen zu leisten.
Mit der in der anthroposophischen Medizin angewandten rhythmi-
schen Massage hat sich der Bundesausschuss bislang nicht befasst,
sodass sie von den gesetzlichen Krankenkassen nicht zu leisten ist.

M e d i z i n i s c h e  V e r s o r g u n g

Nur mit zugelassenen Medikamenten
Ein 13jähriger, der 1,52 m groß ist und eine Endgrößenprognose

von 1,65 m hat, hat gegen seine Krankenkasse keinen Anspruch auf
die Behandlung mit einem Medikament zur Körpervergrößerung,
wenn dieses Medikament in Deutschland nicht zur Behandlung von
Wachstumsstörungen zugelassen ist.

S p e r r z e i t

Beschimpfungen rechtfertigen Auflösung
Wird ein Vorstandsmitglied eines Vereins, der eine Profifußball-

mannschaft unterhält, massiv beschimpft, dann hat er einen wichti-
gen Grund, die Anstellung vorzeitig zu beenden. Eine Sperrzeit von
zwölf Wochen, in der er kein Arbeitslosengeld bekommt, ist unge-
rechtfertigt.

B e t r i e b l i c h e s  E i n g l i e d e r u n g s m a n a g e m e n t

Überwachungsrecht des Betriebsrats
Der Arbeitgeber hat für Arbeitnehmer, die innerhalb eines Jahres

länger als sechs Wochen arbeitsunfähig sind, die Durchführung eines
betrieblichen Eingliederungsmanagements zu prüfen. In diesem Ver-
fahren soll geklärt werden, wie die Arbeitsunfähigkeit möglichst
überwunden und der Arbeitsplatz erhalten werden kann. Der Be-
triebsrat hat zu überwachen, ob der Arbeitgeber dieser Pflicht nach-
kommt. Dafür muss der Betriebsrat diesen Personenkreis kennen. Der
Arbeitgeber darf die namentliche Benennung nicht vom Einver-
ständnis der Arbeitnehmer abhängig machen. 

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 25. Januar 2012 - B 14 AS 65/11 R

Hessisches Landesarbeitsgericht, 
Urteil vom 21. September 2011 - 8 Sa 109/11

Sozialgericht Stuttgart, 
Urteil vom 1. August 2011 - S 8 KR 354/10

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 22. Dezember 2011 -  L 1 AL 90/10

Hessisches Landesarbeitsgericht, 
Beschluss vom 10. November 2011 - 9 TaBV 104/11

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 24. November 2011 – L 8 KR 93/10

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 3/12
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Bundesarbeitsgericht, 
Beschluss vom 7. Februar 2012 - 1 ABR 46/10 



 I n t e r n a t i o n a l e r  F r a u e n t a g

Armutsfalle Minijobs
Prekäre Beschäftigung in Deutsch-
land ist weiblich. So lautet die er-
nüchternde Bilanz anlässlich des 
Internationalen Frauentags am 
8. März. Besonders erschütternd: 
Durch prekäre Beschäftigung und 
Minijobs, in die Frauen nach der Fa-
miliengründung gedrängt werden, 
entgleitet ihnen zunehmend ihre 
soziale Absicherung.

Die Gewerkschaftsfrauen rich-
ten ihren Fokus am Weltfrauen-
tag unter dem Motto „Heute für 
morgen Zeichen setzen“ auf die 
Beschäftigungsverhältnisse von 
Frauen in Deutschland. Die Liste 
der Benachteiligungen im Arbeits-
leben ist lang. Sie beginnt bei der 
Entgeltdifferenz zwischen Frauen 
und Männern und endet bei der 
wachsenden Gefahr der Altersar-
mut. Frauen arbeiten besonders 
oft in prekärer Beschäftigung zu 
Niedriglöhnen. „Atypische Be-
schäftigung ist heute Realität für 
Millionen Arbeitnehmerinnen. Da-
zu tragen vor allem auch Minijobs 
bei“, erklärt Ingrid Sehrbrock, stell-
vertretende DGB-Vorsitzende. Zwei 
Drittel aller Minijobs werden von 
Frauen ausgeübt. So werden sie in 

Gerade einmal neun Prozent der 
Minijobberinnen gelingt der Wech-
sel in ein sozialversicherungspflich-
tiges Arbeitsverhältnis. Auf lange 
Sicht ist es problematisch, wenn 
Frauen dauerhaft in Minijobs be-
schäftigt sind. „Minijobs bringen 
die Frauen um die Möglichkeit 
einer eigenständigen Existenz-
sicherung. Sie führen im Zeitver-
lauf zu gravierenden Lücken in der 
Altersversorgung und zementieren 
das Modell geschlechtsspezifischer 
Arbeitsteilung“, kritisiert Ingrid 
Sehrbrock.

Alljährliche Festreden der Poli-
tik reichen nicht, um die Situation 
von Frauen nachhaltig zu ver-
bessern. „Gleichstellungspolitik 
ist notwendig und darf nicht nur 
dann auf der Tagesordnung ste-
hen, wenn kein anderes wichtiges 
Thema den Handlungsbedarf be-
stimmt“, mahnt Edeltraud Glänzer, 
Mitglied im geschäftsführenden 
IG BCE-Hauptvorstand. Deswegen 
fordern die DGB-Frauen: „Alle Ar-
beitsverhältnisse sollen zukünftig 
sozial abgesichert sein.” Gesetz-
liche Regeln sollen dafür sorgen, 
dass Unternehmen ihre Entgelt-
praxis überprüfen und geschlech-
tergerecht gestalten. 

Um Dumpinglöhne zu verhin-
dern, ist für die DGB-Frauen ein 
gesetzlicher Mindestlohn von 
mindestens 8,50 Euro pro Stun-
de unerlässlich. „Von der Politik 
erwarten wir, dass Maßnahmen 
nachhaltig vorangetrieben werden, 
um Frauen auf allen gesellschaft-
lichen Ebenen die gleichen Chan-
cen wie Männern zu ermöglichen“, 
sagt Edeltraud Glänzer.   •

+ Die Kürzung bei der 
Solarförderung führt 

für den energiepolitischen 
Sprecher der SPD-Fraktion 
Dirk Becker zu Unsicherheit 
und Chaos. Er hofft, dass in 
einer Expertenanhörung des 
Bundestages eine bessere 
Lösung gefunden wird.

- Dank der Kürzungsvor-
schläge für die Solar-

energie könne der „unge-
bremste“ Ausbau nun in „ver-
nünftige Bahnen“ gelenkt 
werden, ist sich der wirt-
schaftspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Joachim Pfeiffer sicher.
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Pro Quote: Deutsche 
Journalistinnen rufen 

Medienunternehmen auf, 
den Anteil weiblicher 

Chefredakteurinnen zu 
erhöhen

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Aufruf des DGB zum 
Internationalen Frauentag 

am 8. März

die Rolle der Hinzuverdienerin ge-
drängt, und der Mann bleibt – ganz 
traditionell – der Familienernährer. 
Doch für immer mehr Frauen ist der 
Minijob kein Zuverdienst, denn sie 
müssen allein die Familie ernähren.

Eine Brücke in reguläre Beschäf-
tigung bieten Minijobs nur selten. 
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Besser als der Plan
Die DGB-Organisationsreform 

macht gute Fortschritte. Be-

reits 147 Kreis- und Stadtver-

bände existieren bundesweit. 

Laufend werden es mehr
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Ob in Asien oder in den USA: 
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Optionen in der Krise
Welche Möglichkeiten haben 

die Regierungen in Europa, um 

die aktuelle Krise zu überwin-

den? Brigitte Unger, die neue 

Direktorin des WSI, erklärt, 

warum „Trittbrettfahren“ 

dabei nicht in Frage kommt
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davon

3,2 Mio.
Frauen

4,8 Mio.

7,3 Mio.

Hauptberuflich 
Minijobberin
Anteil der Minijob-Beschäftigten, für 
die der Minijob die einzige Erwerbs-
tätigkeit darstellt

Minijobber
insgesamt

Minijob einzige
Erwerbstätigkeit

Zwei Drittel der Minijobs werden 
von Frauen ausgeübt. Fast 45 
Prozent aller Minijobber sind 
Frauen, die den Mini job als einzige 
Erwerbstätigkeit ausüben.
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Verzicht auf 
Ratschläge
Die Tarifforderungen für die wich-
tigsten Branchen stehen: 6,5 
Prozent will die IG Metall für die 
3,6 Millionen Beschäftigten in der 
Metall- und Elektroindustrie. Für 
den öffentlichen Dienst mit zwei 
Millionen Beschäftigten erwartet 
ver.di ein Plus von 6,5 Prozent. Der 
Hauptvorstand der IG BCE emp-
fiehlt, 6 Prozent mehr Entgelt für 
die 550 000 MitarbeiterInnen in 
der Chemie-Branche zu fordern. 
Jetzt wird in den Betrieben beraten, 
und am 3. April stellt die IG BCE 
ihre endgültige Forderung auf.

Die Gewerkschaften begründen 
die Forderungen mit der guten Kon-
junktur und den moderaten Forde-
rungen der vergangenen Jahre. Die 
Arbeitgeber aller drei Bereiche 
schalteten traditionell auf Abwehr. 
Gesamtmetall-Präsident Martin 
Kannegießer hält die Lage in der der-
zeitigen wirtschaftlichen Krise für 
zu unsicher und meint, es gehe nicht 
nur um die Einkommen der Beleg-
schaften, sondern auch „immer um 
die Kosten unserer Betriebe“. Auch 
Hauptgeschäftsführer Wolfgang 
Goos vom Arbeitgeberverband Che-
mie verweist auf die Schuldenkrise.

Für den Verband der kommu-
nalen Arbeitgeber erklärte Prä-
sident Thomas Böhle die ver.di-
Forderung für „illusorisch“ beim 

lungen. Bsirske schätzt, dass die Ar-
beitgeber es darauf anlegten, in die 
Schlichtung zu gehen und die drei 
Verhandlungstermine auszusitzen. 

Schon vor dem ersten Ver-
handlungstag meldete sich zum 
Erstaunen der Gewerkschaften 
auch die Politik zu Wort. Bun-
desarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) und der SPD-
Vorsitzende Sigmar Gabriel wollen 
das Wort Lohnzurückhaltung von 
der Wirtschaft nicht mehr hören. 
Bundeswirtschaftsminister Philipp 
Rösler (FDP) warnte schon vor der 
Bekanntgabe der Forderungen vor 

Lohnerhöhungen, die die „robuste 
deutsche Wirtschaft“ nicht vertra-
gen könne. Ob gut gemeint oder 
dumm geschwätzt, die Gewerk-
schaften stellen klar, politische Un-
terstützung benötigen sie ebenso 
wenig wie mahnende Hinweise. 
Der IG-BCE-Vorsitzende Michael 
Vassiliadis: „Die Politik soll sich aus 
den Tarifrunden heraushalten, das 
ist das Beste, was sie tun kann.“ 
Berthold Huber, Erster Vorsitzender 
der IG Metall, stellt klar, für tarif-
politische Fragen gebe es klare Zu-
ständigkeiten: die Arbeitgeber und 
die Gewerkschaften.   •

derzeitigen Schuldenstand der 
öffentlichen Hand. Der ver.di-Vor-
sitzende Frank Bsirske erinnerte die 
Arbeitgeber daran, dass der öffent-
liche Dienst im vergangenen Jahr 
einen Reallohnverlust hinnehmen 
musste und erklärte einen Tag vor 
dem Auftakt der Tarifrunde, die 
Gewerkschaft sei in der Lage und 
willens, „auch die Auseinanderset-
zung aufzunehmen, wenn sie uns 
aufgezwungen wird“. Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich 
(CSU), Verhandlungsführer für 
die Bundesbeschäftigten, rechnet 
ebenfalls mit schwierigen Verhand-

E n e r g i e w e n d e

Streit um die 
Sonne
Die Kürzungen bei der Solarener-
gie, auf die sich die Bundesminister 
Norbert Röttgen (Umwelt/CDU) 
und Philipp Rösler (Wirtschaft/FDP) 
geeinigt haben, stoßen bei DGB 
und Gewerkschaften auf harsche 
Kritik. DGB-Vorstandsmitglied Diet-
mar Hexel gehen die Pläne „ent-
schieden zu weit“. Benötigt wür-
den stattdessen „neue, innovative 

 A r b e i t s z e i t k o n t e n

Fehlende Daten
Etwa die Hälfte der Beschäftigten 
verfügt über ein Arbeitszeitkonto. 
Zu diesem Ergebnis kommt die 
neue Studie „Flexibilität am Ar-
beitsmarkt durch Überstunden und 
Arbeitszeitkonten“ des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB). Für die Beschäftigten seien 
Arbeitszeitkonten ein Flexibilitäts-
gewinn, stellt IAB-Expertin Irene 
Zapf fest. Doch auch für die Arbeit-

geber seien flexible Einsatzzeiten 
positiv. Die IAB-Studie zeigt aber 
auch, dass es insgesamt an aus-
reichendem Datenmaterial über 
tatsächlich geleistete Arbeitszeiten 
mangelt. In der Studie heißt es da-
zu: Zwar seien Arbeitszeitkonten 
und Überstunden hinreichend theo-
retisch erörtert worden, doch fehle 
noch immer eine differenzierte und 
lückenlose Darstellung. Deshalb 
blieben eine umfassende Bewer-
tung der Arbeitszeitentwicklung 
und daraus folgende Handlungs-
empfehlungen „eingeschränkt“.   •

Konzepte“, um die Solarindustrie 
in Deutschland zu halten. Für den 
IG-BCE-Vorsitzenden Michael Vas-
siliadis sind die Kürzungen „kon-
zeptionslos“. Er sieht die Gefahr, 
dass so eine Branche „mit hohem 
Innovations-, Beschäftigungs- 
und Wachstumspotenzial“ aus 
Deutschland verschwinde. Auch die 
IG Metall warnt vor der Umsetzung 
der Beschlüsse. Ihr Zweiter Vorsit-
zender Detlef Wetzel hält weitere 
Kürzungen für „kontraproduktiv“, 
da bereits heute Unternehmen von 
der Insolvenz bedroht seien.   •

POLITIK AKTUELL

A r b e i t s u n f ä l l e

Risiko 
Arbeitsplatz
Erstmals ist die Zahl der tödlichen 
Arbeitsunfälle wieder gestiegen, 
meldet die Dortmunder Bundesan-
stalt für Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA). Die Auswertung 
der Daten für 2010 zeigt: Die Zahl 
der tödlichen Arbeitsunfälle stieg 
gegenüber 2008 um acht Prozent. 
Bei den Arbeitsunfällen insgesamt 
wurde die Millionengrenze über-
schritten: 1 045 816 Fälle waren es 
2010, eine Zunahme um 71 174. 
Eine Folge des wirtschaftlichen 
Aufschwungs, vermutet die Bun-
desanstalt. Deutliche Zuwächse 
gibt es auch bei den Wegeunfällen. 
Von den insgesamt 226 554 Per-

sonen, die verunglückten, starben 
373 Menschen. Für die BAuA liegt 
diese Steigerung – immerhin ein 
Viertel mehr als 2009 – am „an-
haltend schnee- und eisglatten“ 
Winter 2010. 

Die Dortmunder Experten be-
rechnen für den Bericht im Auftrag 
des Bundesarbeitsministeriums 
auch den finanziellen Schaden. So 
fielen 2010 durch Arbeitsunfähig-
keit 1,1 Millionen Erwerbsjahre 
aus, dies führte zu einem Produk-
tionsausfall von etwa 39 Milliarden 
Euro. Noch höher sei der Verlust an 
Arbeitsproduktivität, hier sei der 
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Quelle: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin (BAuA) 2012

Starker Anstieg
Anzahl tödlicher Arbeitsunfälle im 
Jahresvergleich 2009 und 2010

2009

622

2010

674

146

476 500

174

im Betrieb 
am Arbeits-
platz

im Straßen-
verkehr
bei der Arbeit

gesamt

Insgesamt stieg die Zahl 
der Arbeitsunfälle auf über 

eine Million, ein Plus von 
7,3 Prozent gegenüber 2009. 

Bei den tödlichen Unfällen lag 
der Anstieg bei acht Prozent.

deutschen Volkswirtschaft ein Scha-
den von 68 Milliarden Euro an der 
Bruttowertschöpfung entstanden. •
www.baua.de/suga 
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Eine „große Freude“ sei es, „zu se-
hen, mit welch großen Schritten die 
neue dritte, ehrenamtliche DGB-
Ebene aufgebaut wird“, erklärte 
der DGB-Vorsitzende Michael Som-
mer Mitte Februar auf einer Veran-
staltung in Gerlingen, zu der der 
DGB Baden-Württemberg unter 
dem Motto „DGB kommunalpoli-
tisch aktiv“ Mitglieder der neuen 
Stadt- und Kreisverbände eingela-
den hatte. Sommer ist zuversicht-
lich, dass es mit der neuen Struktur 
gelingt, kommunale Politik im Inte-
resse der ArbeitnehmerInnen aktiv 
zu gestalten. „Ich sehe den DGB in 
guter Verfassung, und wir werden 
bis zum Ende dieser Kongresspe-
riode die beschlossene Satzungs-
reform umgesetzt haben“, zieht 
der DGB-Vorsitzende eine positive 
Halbzeitbilanz.

Davon ist auch Nikolaus Land-
graf, DGB-Bezirksvorsitzender in 
Baden-Württemberg, überzeugt: 
„Wir sind auf einem guten Weg 
– der DGB bekommt vor Ort ein 
Gesicht.“ Für die Hälfte aller Stadt- 
und Landkreise in Baden-Württem-
berg gibt es jetzt ehrenamtlich ge-
führte DGB-Stadt- und -Kreisver-
bände. Bis Ende des Jahres sollen 
es insgesamt 37 werden. Damit ist 
der DGB in fast allen 44 Stadt- und 
Landkreisen mit ehrenamtlichen 
Strukturen präsent, teilweise über 
die Verwaltungsgrenzen hinweg. 
Auch Dietmar Muscheid, Vorsitzen-
der des DGB-Bezirks West, ist mit 
der Umsetzung der Reform „sehr 
zufrieden“. Von den geplanten 
insgesamt 38 Verbänden in Rhein-

land-Pfalz und im Saarland existie-
ren bereits 15, weitere 20 gründen 
sich noch in diesem Jahr. Die neue 
Struktur sei für die Ehrenamtlichen 
„eine brauchbare Grundlage, um 
gewerkschaftliches Engagement zu 
bündeln und sich im besten Sinne 

in die Kommunal- und Regionalpo-
litik einzumischen“.

Ebenso gut kommt die Reform 
in Bayern voran. Dort hat der 
Bezirksvorstand 2011 eine Art 
Mas terplan beschlossen, in dem 
genau festgelegt wurde, wann 
und wo Kreis- und Stadtverbände 
gegründet werden. „Den arbeiten 
wir jetzt ab“, erklärt Martin Feder, 
beim Bezirk Bayern für die Reform 
zuständig. Recht erfolgreich: Noch 
in diesem Jahr werden 39 neue 
Verbände gegründet, und weitere 
23 sind für 2013 geplant. „Die 
Arbeit läuft gut an“, fasst Helmut 

Fiedler, Vorsitzender der DGB-Re-
gion Oberpfalz-Nord, zusammen. 
Bereits vor der Satzungsänderung 
2010 gab es in seiner Region vier 
Kreisverbände, mittlerweile sind es 
sechs, zwei weitere kommen in den 
nächsten Wochen hinzu. Anders als 
Skeptiker befürchtet hätten, seien 
die Gewerkschaften sehr bereit, in 
den neuen Gremien mitzuarbeiten. 
Das ist wichtig, weil das Prinzip 
vom DGB als Bund der Gewerk-
schaften sich auch in den Kreis- 
und Stadtverbänden wiederfindet. 
Alle acht Mitgliedsgewerkschaften 
sollen vertreten sein.

„Die Gewerkschaften bilden 
nun auch vor Ort einen aktiven 
Bund“, erklärt DGB-Vorstands-
mitglied Dietmar Hexel. „Die 

Struktur füllt sich mit Leben, die 
Gewerkschaften übernehmen Ver-
antwortung.“ Die neu gewählten 
Vorstände schätzen an der neuen 
Struktur die erweiterten Möglich-
keiten. Sie sei eine „gute Basis, 
um unsere Arbeit vor Ort weiter 
erfolgreich fortzusetzen“, sagt Rü-
diger Stein, Vorsitzender des DGB-
Stadtverbandes Frankenthal. Und 
Guido Kuhn, Kreisverbandsvorsit-
zender Südpfalz/Landau, sieht „die 
Chance, mehr Eigenverantwortung 
einzubringen und eigene Schwer-
punkte bei Themen und Aktionen 
zu setzen“.   •

D G B - O r g a n i s a t i o n s r e f o r m

Besser als der Plan
Um dem DGB in der Fläche mehr Gewicht zu geben, beschloss der 
DGB-Kongress 2010 in seiner Organisationsreform, neue ehrenamt-
liche Kreis- und Stadtverbände zu gründen. Ziel der neuen Ebene des 
DGB ist es, Arbeitnehmerinteressen verstärkt in der Kommunalpolitik 
zu vertreten. Mittlerweile existieren bundesweit bereits 147 Kreis- und 
Stadtverbände, und laufend werden es mehr. „Besser als der Plan“, 
urteilt Dietmar Hexel, im DGB-Bundesvorstand für Organisationspolitik 
zuständig. einblick dokumentiert in dieser und den nächsten zwei 
Ausgaben den Stand der Umsetzung in den einzelnen DGB-Bezirken. 
Den Anfang machen Baden-Württemberg, Bayern und West.
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GEWERKSCHAFTEN
Extranet und 
Weiterbildung

Auf die neuen ehrenamt-

lichen Kreis- und Stadtver-

bände kommt eine Vielzahl 

von neuen Aufgaben hinzu. 

Schließlich sollen sie sich ak-

tiv in die Kommunalpolitik 

einmischen. Dafür brauchen 

sie Unterstützung und Fort-

bildung.

Alle für ihre Arbeit wich-

tigen Materialien finden 

die Vorstände der neuen 

Gremien im passwortge-

schützten DGB-Extranet: 

www.ehrenamt.dgb.de 

Die neue Plattform wird 

gemeinsam vom DGB-

Bundesvorstand und von 

den Bezirken betrieben. 

Ein Extra-Bereich widmet 

sich dem Thema kommuna-

le Finanzen, die geschütz-

te Plattform soll zudem 

ermöglichen, dass sich die 

Kreis- und Stadtverbands-

mitglieder untereinander 

vernetzen und austauschen 

können. Das Extranet steht 

bereits im Netz, ist aber 

noch im Aufbau und als 

Zwischenlösung gedacht. 

Für 2013 ist ein kompletter 

Relaunch geplant.

Zurzeit erarbeiten die 

Bezirke spezielle Weiterbil-

dungsprogramme, der DGB-

Bundesvorstand erstellt 

dazu als eine Art Rahmen 

ein Curriculum. Die Bereit-

schaft, sich fortzubilden, 

sei bei den neu gewählten 

Vorständen sehr groß, 

betont Helmut Fiedler, Vor-

sitzender der DGB-Region 

Oberpfalz-Nord.

➜

Vor Ort ein Gesicht
Zwischenbilanz: Anzahl der ehrenamtlichen DGB-Kreis- und Stadtverbände, 
Stand: Januar 2012

bundes-
weit

Baden-
Württem-
berg

Bayern West

Bestehend 147 17 5 15

Gründung 2012 165 20 39 20

Gründung 2013 30 – 23 3

noch nicht terminiert 12 – – –
Gesamt 354 37 67 38
Quelle: DGB-Bundesvorstand

Anfang des Jahres hat der DGB eine Zwischenbilanz zur 
Umsetzung der DGB-Organisationsreform gezogen. Insgesamt 
gab es im Januar bundesweit bereits 147 ehrenamtliche Kreis- 
und Stadtverbände. Diese Zahl dürfte bereits überholt sein, 
laufend kommen neue hinzu.
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PROJEKTE UND PARTNER
A r b e i t  u n d  L e b e n

Arbeitsrecht an 
Rhein und Ruhr
Der gemeinsame Arbeitskreis des 
DGB und des Deutschen Volks-
hochschulverbands (VHS) „Arbeit 
und Leben“ lädt am 20. März nach 
Essen zum diesjährigen Arbeits-
rechtstag Rhein-Ruhr. Betriebsräte, 

Personalräte, Schwerbehinderten- 
und Mitarbeitervertretungen wer-
den die „aktuelle Rechtsprechung 
an Rhein und Ruhr“ analysieren 
und diskutieren. Auf der Tages-
ordnung stehen unter anderem 
Vorträge und Diskussionen zum 
Kündigungsschutz sowie zum 
Datenschutz, dem Betriebsverfas-
sungsrecht und der Leiharbeit.   •
www.aulnrw.de

rem auch DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach 
http://nrw.dgb.de

••• Der DGB Niedersachsen 
fordert die Landesregierung auf, 
Wirtschaftsförderung an soziale Kri-
terien zu binden. Ein Gutachten 
des Juristen Wolfhard Kohte von 
der Universität Halle-Wittenberg 
belegt: Länder dürfen Wirtschafts-
fördermittel an soziale Kriterien 
binden. Weder verfassungsrecht-
liche noch europarechtliche Rege-
lungen stehen dem entgegen.
http://niedersachsen.dgb.de/-/KPQ 

••• Der DGB NRW lädt am 12. 
März unter dem Titel „Pflege – orts-
nah, solidarisch und am Menschen 
orientiert“ zu einer Fachtagung 
nach Dortmund. ExpertInnen aus 
Gewerkschaften, Politik und Al-
tenpflege werden die unterschied-
lichen Facetten des Themas analy-
sieren und diskutieren – wie etwa 
die hohe psychische und physische 
Belastung des Pflegepersonals. Zu-
dem wird auch die Frage erörtert, 
wie die Pflegeversicherung dau-
erhaft auf ein solides finanzielles 
Fundament gestellt werden kann. 
Mitdiskutieren wird unter ande-

interregio

Auch in diesem Jahr bietet die 
Europäische Akademie der Arbeit 
(EAdA) ArbeitnehmerInnen die 
Chance zu studieren. Alle Interes-
sierten sind aufgerufen, sich bis 
zum 31. Mai bei der EAdA zu be-
werben. Gewerkschaftsmitglieder, 

E u r o p ä i s c h e  A k a d e m i e  d e r  A r b e i t

Jetzt bewerben für 2012
die für das Studium ein Stipen-
dium erhalten möchten, können 
sich bis zum 31. März bei ihrer 
Mitgliedsgewerkschaft bewerben. 
Die nächs te Aufnahmeprüfung zur 
EAdA findet im Juni 2012 statt.   •
www.akademie-der-arbeit.de

In seiner Doppel-Biografie „An-
ders links sein“ widmet sich 
der Autor Stefan Remeke gleich 
zwei herausragenden Köpfen der 
Gewerkschaftsbewegung der 
1970er und 1980er Jahre. Mit 
beeindruckender Recherchetiefe 
und fundiertem Wissen über die 
Gewerkschaftsszene skizziert 
Remeke entlang der Lebenslinien 
von zwei langjährigen DGB-Vor-
standsmitgliedern, beide aus dem 
katholischen Milieu stammend, 
Maria Weber, CDU, und Gerd 
Muhr, SPD, die Geschichte der 
Gewerkschaften und des DGB in 
der alten Bundesrepublik. Reme-
ke erzählt umfassend, kenntnis-
reich und sehr unterhaltsam, was 

DGB und Ge-
werkschaf-
ten von 1949 
b i s  1 9 9 0 
beschäftigt 
hat – in-
nergewerk-
scha f t l i ch , 
auf nationa-
ler und auf 
internationaler Ebene. Besonders 
in den Kapiteln zu Maria Weber 
zeichnet die Biografie die lebhafte 
Geschichte der Einheitsgewerk-
schaft nach. Genau in diesen Ka-
piteln kommt dann auch der Titel 
des Buches richtig zu Geltung.

Stefan Remeke, Anders links sein – 
Auf den Spuren von Maria Weber und 
Gerd Muhr, 592 Seiten, Klartext-Verlag, 
42,00 Euro

neueBücher

er Ebene Besonders

D G B  B a y e r n

Broschüre 
gegen Nazis
Der DGB Bayern hat die Broschü-
re „Rechtsextremismus in Bayern. 
Befunde – Argumente – Gegen-
strategien“ herausgegeben. Sie 
informiert umfassend über die 
Nazi-Szene in Deutschland und in 
Bayern im Speziellen. Neben einer 
detaillierten Analyse verschiedener 
rechtsextremer Gruppen zeigt der 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Mehr Steuer-
einnahmen
Die privaten Nettovermögen in 
Deutschland sind viermal so hoch 
wie die öffentlichen Schulden. 
Trotzdem verzichtet der Staat auf 
eine nennenswerte Besteuerung 
großer Vermögen. Zu diesem Er-
gebnis kommen die Steuerexperten 
Lorenz Jarass und Gustav Obermair 
in einer Untersuchung im Auftrag 
der Hans-Böckler-Stiftung. Die ge-

D G B - B i l d u n g s w e r k

Fachkraft 
gegen Rechts
Das DGB-Bildungswerk bietet am 
9. und 10. März eine Fortbildung 
zur Fachkraft Rechtsextremismus-
Prävention. Das Angebot richtet 
sich an Multiplikatoren aus Verbän-
den, Schulen, Jugendeinrichtungen, 
Initiativen oder Verwaltungen, die 
sich beruflich oder privat im The-

menfeld „Rechtsextremismus“ 
(weiter-)qualifizieren wollen. Ziel 
der berufsbegleitenden Fortbildung 
ist die Vermittlung von grundle-
genden Kenntnissen über den 
aktuellen Rechtsextremismus, der 
Erwerb von Handlungsstrategien 
im konkreten Umgang mit Rechts-
extremisten im öffentlichen Raum 
und die Vermittlung und Erprobung 
von Konzepten zur Prävention von 
Rechtsextremismus.   •
http://bit.ly/yRNOSZ

DGB Bayern, wie besonders auch 
die Gewerkschaften im Fokus rech-
ter Übergriffe stehen. Von Schmie-
rereien bis hin zu brutalen tätlichen 
Attacken legt der DGB Bayern of-
fen, wie viele Angriffe es in den ver-
gangenen Jahren gegeben hat. Die 
Broschüre zeigt aber auch, welche 
Möglichkeiten Gewerkschaften ha-
ben, gegen Rechtsextremismus und 
Rassismus vorzugehen. Die Bro-
schüre kann kostenlos im Internet 
heruntergeladen werden.   •
www.bayern.dgb.de

ringe Vermögensbesteuerung trage 
wesentlich dazu bei, dass von den 
Einkommen aus Unternehmertätig-
keit und Kapitalanlagen lediglich 22 
Prozent an Fiskus und Sozialkassen 
fließen, von Lohneinkommen hinge-
gen rund 45 Prozent. Die Forscher 
schlagen vor, künftig alle vererbten 
oder verschenkten Vermögen über 
100 000 Euro zu besteuern, unab-
hängig davon, ob es sich um Be-
triebsvermögen, Wertpapiere oder 
Privatimmobilien handelt.   •
Die Studie zum kostenlosen Download: 

www.boeckler.de/14_39015.htm
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Beschwerde 
eingereicht

Gemeinsam haben ver.di, 

CWA und UNI Global Union, 

der internationale Verband 

der Dienstleistungsgewerk-

schaften, bei der OECD im 

Juli 2011 Beschwerde gegen 

die Deutsche Telekom ein-

gereicht. Dies ist möglich, 

wenn ein multinationales 

Unternehmen gegen die 

OECD-Leitsätze für interna-

tional tätige Unternehmen 

verstößt.

Die OECD-Leitsätze für mul-

tinationale Unternehmen 

wurden 1976 verabschiedet 

und 2011 neu gefasst. Die 

34 OECD-Mitgliedsländer 

und acht weitere Staaten 

haben sie unterzeichnet. 

Dazu gehört neben der Ein-

haltung der Menschenrechte 

und Vorgaben des Umwelt-

schutzes auch die Vereini-

gungsfreiheit. Gegen die 

Behinderung dieses Rechts 

richtet sich die Beschwerde 

gegen die Telekom.

Die nationale Kontaktstelle 

für ein solches Verfahren 

ist in Deutschland beim 

Bundesministerium für 

Wirtschaft und Technologie 

angesiedelt. Dort wurde 

Beschwerde eingereicht, 

ebenso wie bei der ameri-

kanischen Kontaktstelle. 

Das Beschwerdeverfahren 

soll innerhalb eines Jahres 

abgeschlossen sein. 

www.einblick.dgb.de/hintergrund

A r b e i t n e h m e r r e c h t e  w e l t w e i t

Solidarität globalisieren
Ob bei Zulieferfirmen in Asien oder in den Niederlassungen multina-
tionaler Konzerne in den USA, häufig bleiben die Rechte von Arbeit-
nehmerInnen außen vor. Weltweit setzen sich die Gewerkschaften für 
bessere Arbeitsbedingungen und Mitspracherechte ein.

Regelmäßig erschüttern Berichte 
über die Arbeitsbedingungen beim 
taiwanesischen Elektronik-Produ-
zenten Foxconn. Im chinesischen 
Wuhan drohten Anfang 2012 bis 
zu 200 ArbeiterInnen des Zuliefe-
rers, zu dessen Kunden Apple und 
Microsoft gehören, mit Selbstmord, 
nachdem ihre Forderungen nach 
besseren Arbeitsbedingungen nicht 
erfüllt wurden. Die International 
Metalworkers‘ Federation (IMF), 
der die IG Metall angehört, setzt 
sich für die Rechte der Foxconn-
Beschäftigten ein.

Doch auch in den Niederlas-
sungen großer deutscher Unter-
nehmen im Ausland steht nicht 
alles zum Besten. So versucht T-
Mobile USA, amerikanische Tele-
komtochter, die gewerkschaftliche 
Organisation ihrer gut 40 000 Mit-
arbeiterInnen zu verhindern. Seit 
über zehn Jahren kämpft die Ge-
werkschaft Communication Wor-
kers of America (CWA) für eine Ar-
beitnehmervertretung. „Doch die 
Beschäftigten werden immer wie-
der durch gewerkschaftsfeindliche 
Handlungen eingeschüchtert“, 
erzählt Ado Wilhelm, Bereichsleiter 
für Zentralfunktionen beim ver.di-
Bundesvorstand. Wenn die CWA 
Informationsmaterial verteilen 
will, wird erst der Sicherheitsdienst, 
dann die Polizei gerufen, um den 
Kontakt zu den Beschäftigten 
zu verhindern. Gleichzeitig wird 
konzernintern vor den Nachteilen 
gewerkschaftlicher Vertretung und 
den angeblich hohen Beitragszah-
lungen für Mitglieder gewarnt.

Auch deutsche Autobauer wie 
BMW, VW und Daimler versuchen, 
ihre US-Belegschaften „gewerk-
schaftsfrei“ zu halten. Dabei ma-
chen sie sich eine Besonderheit der 
gewerkschaftlichen Organisation 

in den USA zunutze: Die Gewerk-
schaften müssen so lange vor der 
Tür bleiben, bis sich 50 Prozent 
der Beschäftigten eines Betriebes 
für eine bestimmte Gewerkschaft 
ausgesprochen haben. Erst dann 

kann diese mit der betrieblichen 
Arbeit beginnen.

Die US-Niederlassungen der 
deutschen Autokonzerne mit über 
8500 Beschäftigten liegen in den 
Südstaaten, wo die Arbeitslo-
sigkeit traditionell hoch und die 
Organisation der Beschäftigten 
gering ist. Die US-Automobilar-
beitergewerkschaft United Auto 
Workers (UAW) kämpft hier für 
Gewerkschaftsrechte. Sie hat die 
deutschen Kollegen der IG Metall 
um Unterstützung gebeten. Die 
US-Gewerkschafter treffen oft auch 
auf die Skepsis der Beschäftigten. 
Die deutschen Autofirmen und ihre 
Zulieferer sind häufig die Hauptar-
beitgeber in der Region. Die Ar-
beitsbedingungen sind besser als 
der amerikanische Standard. Vielen 
erschließen sich daher die Vorteile 
der betrieblichen Mitbestimmung 

nicht auf den ersten Blick. „Die IG 
Metall wirbt dafür, dass die UAW 
eine Chance bekommt, für sich zu 
werben“, erklärt Horst Mund, Lei-
ter der Abteilung Internationales 
beim IG Metall-Vorstand. „Wir ha-
ben die Zusicherung der deutschen 
Autobauer, dass es keine Repressi-
on geben wird“, so Mund.

Auch für die Beschäftigten der 
T-Mobile USA gibt es eine welt-
weite Solidaritätsaktion. Vor zwei 
Jahren  haben der Internationale 
Gewerkschaftsbund (IGB) gemein-
sam mit UNI Global Union, ver.di, 

CWA und DGB sowie dem ame-
rikanischen Gewerkschaftsbund 
AFL-CIO die globale Kampagne 
„Wir erwarten Besseres“ gestartet.

In Japan zogen Gewerkschaf-
ter vor die Deutsche Botschaft, 
um mehr Rechte für die amerika-
nischen KollegInnen einzufordern. 
In Washington DC gab es ähnliche 
Aktionen. Eine Delegation deut-
scher Telekom-MitarbeiterInnen hat 
sich mit Vertretern der deutschen 
Botschaft in den USA getroffen. 
Erste Erfolge dieses internationalen 
Einsatzes zeichnen sich ab. In klei-
nen T-Mobile-Niederlassungen – 
wie in Connecticut – stimmte eine 
Mehrheit der Beschäftigten für eine 
Gewerkschaftsvertretung. Für den 
ver.di-Experten Ado Wilhem ist das 
ein erster Schritt: „Das nächste Ziel 
ist eine erfolgreiche Abstimmung in 
einem großen Callcenter.“   •

„Wir erwarten Besseres“ – MitarbeiterInnen der US-amerikanischen 
Telekom-Tochter T-Mobile USA protestieren in Washington gegen die 
Einschränkung ihrer Arbeitnehmerrechte.
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Gewerkschafter 
wählen mit
Am 18. März tritt die Bundes-
versammlung in Berlin zur Bun-
despräsidentenwahl zusammen. 
Neben den Abgeordneten des 
Bundestages nominieren auch 
die Landesparlamente dazu Wahl-
frauen und -männer. Auch Gewerk-
schafterInnen werden über eine/n 
Nachfolger/in für Christian Wulff 
entscheiden. So wurden von der 

SPD unter anderem nominiert: der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer, 
der IG-Metall-Vorsitzende Berthold 
Huber, der IG-BCE-Vorsitzende Mi-
chael Vassiliadis sowie die DGB-
Bezirksvorsitzenden Stefan Körzell 
(Bezirk Hessen-Thüringen), Dietmar 
Muscheid (Bezirk West) und Andre-
as Meyer-Lauber (Bezirk NRW). 

Zur Wahl stehen Joachim Gauck, 
der gemeinsame Kandidat von 
CDU, SPD, Grünen und FDP, und 
Beate Klarsfeld, die Kandidatin der 
Linken.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

GEWERKSCHAFTEN

Mit einem europaweiten Aktionstag am 29. Februar 
demonstrierte der Europäische Gewerkschaftsbund gegen die rigide 
Sparpolitik der EU. Der DGB unterstützt den EGB-Aufruf und setzt sich 
für ein Europa ohne soziale Spaltung und Ausgrenzung ein. Der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer forderte in Magdeburg einen „New Deal“ 
für Investitionen in die Zukunft Europas. In Saarbrücken demonstrier-
ten rund 200 französische und deutsche GewerkschafterInnen an der 
ehemaligen Grenze. Der DGB-Landesvorsitzende Eugen Roth forderte, 
aus der Großregion Saarland-Lothringen-Rheinland-Pfalz und Luxem-
burg eine „europäische Modellregion im Sinne guter Sozialpolitik und 
Arbeitnehmerrechte“ zu machen. Der DGB Saar hatte gemeinsam mit 
den französischen Gewerkschaften CGT und CFDT zur Demo aufgerufen. 
Das Motto des europaweiten Aktionstages lautete: „Genug jetzt! Alter-
nativen sind möglich! Für Beschäftigung und soziale Gerechtigkeit!“

Die EVG hat ge-
meinsam mit den 
Arbeitgebern der 

Mobilitäts- und Verkehrs-
dienstleister den Kollegia-
litätspreis 2012 ausgelobt. 
Ausgezeichnet werden sollen 
Beschäftigte, die sich für 
ihre KollegInnen einsetzen. 
Bedingung: Die Nominierten 
müssen bei der Deutschen 
Bahn arbeiten. Einsende-
schluss ist der 31. März 2012.

Die GEW hat Studien-
gänge für Kindheits-
pädagogik gefordert. 

Dadurch soll die Ausbildung 
von Beschäftigten in Kin-
dertagesstätten verbessert 
werden. Bis 2020 soll in jeder 
KiTa eine Kindheitspädago-
gin tätig sein. Die GEW ap-
pellierte zudem an die KiTa-
Träger, den Personalschlüssel 
deutlich zu verbessern und 
die Bezahlung der Beschäf-
tigten zu erhöhen.

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllen-
berg hat die Einfüh-

rung einer Vermögenssteuer 
gefordert. Mindestens 20 
Milliarden Euro würde eine 
Steuer mit einem Prozent 
oberhalb der Freibeträge – 
500 000 Euro für Ledige; eine 
Millionen für Verheiratete – 
bringen.

Die GdP hat die von 
Verkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU) 

angekündigte Reform des 
Flensburger Punktekatalogs 
kritisiert. Die Verkehrsmoral 
lasse sich nur durch hohen 
polizeilichen Kontrolldruck 
auf der Straße verbess ern.
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Der Arbeitsdruck steigt, die Inno-
vationsfähigkeit leidet, das zeigt 
das ver.di-Innovationsbarometer. 
Rund 90 Prozent der knapp 800 
befragten Betriebs- und Aufsichts-
räte haben diesen Trend in ihrem 
Unternehmen festgestellt. 68 Pro-
zent sehen eine tendenziell abneh-
mende Qualität der Innovationen. 
Unter anderem deuteten Rückmel-
dungen von Kunden oder Rückruf-

v e r . d i - I n n o v a t i o n s b a r o m e t e r

Stress hemmt kluge Köpfe

aktionen darauf hin. Ein weiterer 
Indikator sei, dass unter anderem 
die Zahl der am Burn-out-Syndrom 
Erkrankten stark gestiegen ist. 
Auch würden Innovationsprojekte 
vermehrt abgebrochen oder zeitlich 
verzögert (63 Prozent) oder gar 
nicht erst begonnen (55 Prozent).

Ungehemmter Personalabbau 
und die damit verbundene Leis-
tungsverdichtung der vergange-

G r o ß b ä c k e r e i e n

Bessere Arbeits-
bedingungen
Die bayerische Großbäckerei „Mül-
ler-Brot“ ist pleite. Vorausgegan-
gen war eine Reihe von Hygiene-
Skandalen. Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg warnt, dass 
schwarze Schafe die gesamte Bran-
che in Verruf bringen. Die Insolvenz 
sei ein Warnschuss. Der Fall zeige, 
dass der ständig wachsende Druck 
auf die Beschäftigten und immer 
schlechtere Arbeitsbedingungen 
nicht die richtige Antwort auf den 
Strukturwandel sein können. Mit 
Blick auf den demografischen Wan-
del müsse die Branche handeln. 
„Skandale, geringe Bezahlung, 
die Ausweitung von Minijobs und 
geringfügiger Beschäftigung – das 
alles klingt für Jugendliche sicher 
nicht verlockend.“ Möllenberg for-
dert eine deutliche Verbesserung – 
auch finanziell.   •

nen Jahre kämen einem Raubbau 
an der Kreativität gleich, kritisiert 
ver.di-Vorstandsmitglied Lothar 
Schröder. „Arbeitshetze und Dau-
erbelastung gefährden die Inno-
vationsfähigkeit.“ Die Befragten 
schlagen eine stärkere Beteiligung 
der ArbeitnehmerInnen, einen Ab-
bau der Arbeitsbelastung, bessere 
Qualifizierung und mehr Anerken-
nung und Wertschätzung für die 
Beschäftigten vor.    •
Das Innovationsbarometer zum Download:
www.einblick.dgb.de/hintergrund



7

Expertin für 
Wirtschaftspolitik

Seit Mitte Februar ist 

Brigitte Unger, 56, die neue 

Wissenschaftliche Direk-

torin des Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaftlichen 

Instituts (WSI) in der Hans-

Böckler-Stiftung. 

Ihre Forschungs-

schwerpunkte 

sind Wirtschafts-

politik, Steuer-

wettbewerb und 

Korporatismus. 

Die gebürtige Ös-

terreicherin gilt als Expertin 

für die Erforschung ver-

deckter Finanzströme und 

Geldwäsche. Ihr Habilitati-

onsthema waren nationale 

Handlungsspielräume der 

Wirtschaftspolitik. Unter 

anderem berät sie das 

niederländische Finanzmi-

nisterium, die EU und die 

US-Regierung. Ihre Profes-

sur für die Ökonomie des 

öffentlichen Sektors an der 

Utrecht School of Economics 

an der Universität Utrecht 

wird sie in Teilzeit weiter-

führen. Unger folgt Heide 

Pfarr, die das WSI 16 Jahre 

lang geleitet hat. 
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MEINUNG

Kleine Länder, wie Österreich und die Niederlande, 
haben sich schon seit Jahrzehnten mit der Frage 
beschäftigt, welche nationalen Handlungsspielräu-
me bei zunehmender Internationalisierung noch 
bleiben. Österreich hat schon in den 1970er Jahren 
seine Währung an die D-Mark gebunden. Damit 
überließ es (freiwillig) seinen währungspolitischen 
und später auch geldpolitischen Handlungsspiel-
raum der Bundesrepublik und konzentrierte sich 
auf die Fiskal- und Lohnpolitik. So gelang es Ös-
terreich – als quasi Trittbrettfahrer der deutschen 
Preis- und Währungsstabilität – Vollbeschäftigung 
und niedrige Inflation, steigende Löhne und Wachs-
tum zu garantieren. Die gemeinsame Bedrohung 
von außen, vom Kommunismus im Osten und von 
der Weltkonjunktur, erzeugte das Gefühl ‚gemein-
sam im Boot zu sitzen‘. Es ermöglichte sozialpart-
nerschaftliche Arrangements zwischen Regierung, 
Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern in Form 
von mäßigen Lohnforderungen im Tausch für Voll-
beschäftigung, Wachstum und Preisstabilität. 

Dass Deutschland heute selber plötzlich inter-
nationalen Zwängen ausgesetzt ist, hat an seiner 
Stellung innerhalb Europas nichts verändert. Es ist 
der Antriebsmotor der wirtschaftlichen Entwicklung 
Europas. Allerdings haben die zunehmende weltwei-
te und landesweite Ungleichverteilung bei Einkom-
men und Vermögen zu einem Verlust von Kaufkraft 
in großen Teilen der Bevölkerung geführt. Eine 
expansive Wirtschaftspolitik wäre erforderlich, um 
dieser Entwicklung gegenzusteuern. Arbeitslose, 
Menschen unter der Armutsgrenze, Minijob-
ber, Niedriglohnbezieher, Rentner brauchen 
Einkommen, um als Käufer auftreten zu können. 

Von der Immobilienkrise über die Finanz- und 
Rohstoffmarktkrise zur Staatsschuldenkrise beobach-
ten wir immer wieder Variationen desselben Bildes: 
Kern des Problems ist, dass die Nachfrage nach realen 
Produkten im Inland lahmt. Exportwunder, wie es die 
Automobilindustrie 2011 in China erlebt hat, sind die 
Ausnahme und nicht die Regel. Das Unbehagen über 
die derzeitige Krise teilen nicht nur Arbeitnehmerver-
treterInnen und Regierung, auch kleinere Unterneh-
mungen und Produktionsabteilungen in internatio-
nalen Konzernen sind besorgt. Von der ‚heißen 
Luft‘ eines aufgeblähten Finanzsektors 
kann man nämlich langfristig nicht leben. 

Welche Wege können die Regierungen in Europa beschreiten, um die Krise zu überwinden? 
Brigitte Unger, die neue Direktorin des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts, erklärt, was 
die deutsche Politik beachten muss und warum „Trittbrettfahren“ dabei nicht in Frage kommt.

Und allein auf Export zu setzen, ist gewagt, wenn 
man bedenkt, dass Länder wie China irgendwann 
selbst die Autoproduktion übernehmen könnten. 

Wer soll und kann ein Gleichgewicht wiederher-
stellen? Wer kann die Rolle einnehmen, die Deutsch-
land für kleine europäische Länder jahrzehntelang 
spielte? In den vergangenen Jahren gab es eine 
Machtverschiebung von nationalen zu supranatio-
nalen Spielern wie EU-Kommission, Europäischem 
Gerichtshof und Europäischer Zentralbank. Dort sit-
zen oft ‚Experten‘, die wenig Verständnis von Politik 
und wenig Beziehung zu den Bürgern haben und 
die nicht demokratisch gewählt sind. Eine „Super-
Regierung“ auf höherer Ebene ist derzeit nirgendwo 
auszumachen. Deutschland kann nicht „Trittbrett-
fahren“ wie es die kleinen Länder taten. Obgleich 
es enorm wichtig ist, auf internationaler und vor 
allem europäischer Ebene Abkommen zu Löhnen, 
Arbeitsrecht und sozialen Ansprüchen zu treffen, 
wird Deutschland nicht darum herumkom-
men, sich selber am Schopf aus der Krise zu 
ziehen und damit auch die nötige wirtschaftliche 
Stimulans für die kleineren und südlichen europä-
ischen Länder zu geben.

Hierzu sind expansive Impulse bei den Budgetaus-
gaben nötig, die teils durch Defizite, teils durch eine 
Besteuerung des Finanzsektors finanziert werden. 
Um sich von den Bewertungen der Ratingagenturen 
unabhängig zu machen, werden Eurobonds einge-
führt, die durch steuerliche Anreize vor allem inner-
halb der EU Länder gehalten und gehandelt werden. 
Dies hätte zwei Vorteile: Staatsschulden sind damit 
nämlich automatisch wieder vorrangig ‚Inlandsschul-
den‘ innerhalb Europas und kein Speku lationsobjekt 
mehr. Außerdem bleiben die Zinszahlungen auf die 
Staatsschulden innerhalb Europas und geben so wei-
tere wirtschaftliche Impulse. Nationale Handlungsop-
tionen haben sich etwas verschoben, in dem Sinne, 
dass ‚national‘ heute nicht mehr nur auf den deut-
schen Binnenmarkt, sondern auf den europäischen 
Binnenmarkt bezogen ist und damit auch ‚europä-
isch‘ heißen kann. In beiden Fällen aber liegt 
der Handlungsbedarf, um durch expansive 
Wirtschaftspolitik aus der Krise herauszuführen, bei 
Deutschland. Das wäre zugleich auch ein Beitrag 
zur Stabilisierung der Wirtschaft in kleinen europä-
ischen und südeuropäischen Ländern.   •
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Trittbrettfahren verboten
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„Solange die andere Hälfte des Himmels keine 
Chance hat, muss etwas geschehen.“

Ex-Chefredakteur des Stern, Michael Jürgs, zur Forderung von 350 Jour-
nalistInnen nach einer Frauenquote für die Medien

8

RÜSTUNGSEXPORTE: Konzerne im Goldrausch

dieDGBgrafik

Vor allem amerikanische und britische 
Unternehmen führen die Liste der 100 
größten Waffenproduzenten an. Rund 
35 Milliarden US-Dollar Gewinn hat 
zum Beispiel der US-Konzern Lock-
heed Martin erzielt, so das Stockholm 
International Peace Research Institute. 
Mit 2,7 Milliarden US-Dollar belegt der 
deutsche Konzern Rheinmetall Platz 
31. Der Umsatz  mit Waffen machte 
50 Prozent des Gewinns in 2010 aus. 
Insgesamt hat sich der Export deut-
scher Rüstungs güter von 1997 bis 2010 
auf 2,1 Milli arden Euro verdreifacht. ©

 D
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Quelle: Rüstungsexportbericht des BMWI 2011 Quelle: Stockholm International Peace Research Institute 2012

Kriegswaffenexporte deutscher Unternehmen 
von 1997 bis 2010 (in Millionen Euro)

Waffenverkäufe ausgewählter Rüstungs-
konzerne im Jahr 2010 (in Milliarden US-Dollar) 
und der Anteil des Waffenverkaufs am 
Gesamtgewinn der Unternehmen (in Prozent)

1997

707

1454

367

1333

1630
1510

1427

1339

2119

1999 2001 2003 2005 2007 2008 2009 2010

78%
35,7

32,9

31,4

28,6

23,9

95%

49%

81%

74%

Lockheed Martin
(USA)

BAE Systems 
(UK)

Boeing 
(USA)

Northrop Grumman 
(USA)

General Dynamics 
(USA)

Schlusspunkt●

••• Ghazaleh Nassibi, 36, ist 
neue Referentin für Tarifkoordina-
tion. Sie verstärkt seit dem 1. März 
den Bereich Wirtschaftspolitik beim 
DGB-Bundesvorstand. Die studierte 
Juristin hat vorher mit einem Sti-
pendium der Hans-Böckler-Stiftung 
zum Thema „Schutz vor Lohndum-
ping in Deutschland“ promoviert 
und war zuletzt wissenschaftliche 
Mitarbeiterin im Projekt „Soziales 
Recht der Arbeit“ an der Uni Frank-
furt (Oder). Nassibi vertritt bis zum 
31.3.2013 Friederike Posselt, die in 
Elternzeit ist.
••• Heiko Glawe, 44, bisher zu-
ständig für Wirtschaftspolitik, Regi-
onale Strukturpolitik beim DGB-Be-
zirk Berlin-Brandenburg, ist neuer 
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5.3.  DGB-Region Süd-
westsachsen und andere, Aktions-
tag „Chemnitzer Friedenstag: Es 
ist unsere Stadt – Nazis haben hier 
keinen Platz!“, Chemnitz

6.3.  DGB-Bezirk Sach-
sen, „Zentrale Frauentagsveran-
staltung“, Dresden

6.3.  IG BAU Niedersach-

sen, Diskussion „Wer schützt uns 
vorm Verfassungsschutz? Die heil-
lose Verwicklung des Geheimdiens-
tes in rechtsextreme Szenen und 
Parteien“, Bad Nenndorf

6.3.  IG BCE, „Arbeitsta-
gung Werkfeuerwehren“, Leverku-
sen

7.3.  DGB Düsseldorf-
Bergisch Land, IG Metall Düssel-
dorf-Neuss, attac Düsseldorf, Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Diskussion 
„Europa am Abgrund. Der Fehler 
liegt im System“, Düsseldorf

8.3.  I n te rna t iona le r 
Frauentag – bundesweite Aktionen 
der Gewerkschaftsfrauen

8.3.  IMK, Konjunkturfo-
rum – Ungleichheit in Deutschland, 
Berlin

9.3.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Fachkraft Rechtsextremis-
mus – Prävention 2012“, Hattingen

personalien
9.3.  GEW in Kooperati-

on mit der Hochschule Fulda, Fach-
hochschul-Tagung „Perspektiven 
der Fachhochschulen im tertiären 
Bildungssystem“, Fulda

10.3.  DGB-Kreisverband 
Odenwaldkreis, Tagung, „Wege 
aus der EuropaKrise – Für eine soli-
darische Gemeinschaft – Politische 
Ökonomie und soziale Kämpfe im 
Euroraum“, Michelstadt

11.3.  Anti-Atom-Bünd-
nis, Aktion „Lichterkette durch das 
Braunschweiger Land“, Braun-
schweig und Umgebung

12.3.  DGB NRW, Fach-
tagung „Pflege – ortsnah, solida-
risch und am Menschen orientiert“, 
Dortmund

20.3.  DGB, Internationa-
le Konferenz „Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit – sozial, gerecht und aktiv“, 
Berlin

Geschäftsführer der DGB-Region 
Berlin. Organisationssekretär der 
Region ist Andrew Walde, 51, 
der weiterhin auch Organisations-
sekretär des DGB-Bezirks Berlin-
Brandenburg bleibt.
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Ü b e r s t u n d e n

Verzicht auf Vergütung ist zu prüfen
Bei Fehlen einer (wirksamen) Vergütungsregelung verpflichtet das

Gesetz den Arbeitgeber, geleistete Mehrarbeit zusätzlich zu vergüten,
wenn dies den Umständen nach nur gegen eine Vergütung zu er-
warten ist. Eine entsprechende Vergütungserwartung ist gegeben,
wenn der Arbeitnehmer kein herausgehobenes Entgelt bezieht.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war als Lagerleiter zu einem monatli-
chen Bruttoentgelt von 1800 Euro bei einer Spedition tätig. Im Ar-
beitsvertrag war eine wöchentliche Arbeitszeit von 42 Stunden ver-
einbart. Bei betrieblichem Erfordernis sollte der Lagerleiter ohne be-
sondere Vergütung zu Mehrarbeit verpflichtet sein. Nach Beendigung
des Arbeitsverhältnisses verlangte der Arbeitnehmer Vergütung für
968 geleistete Überstunden in zwei Jahren. Mit der Klage hatte er Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Der Arbeitgeber schuldet dem Lager-
leiter die Überstundenvergütung. Angesichts der Höhe des verein-
barten Bruttoentgelts war die Leistung von Überstunden nur gegen
eine zusätzliche Vergütung zu erwarten. Der vertragliche Ausschluss
jeder zusätzlichen Vergütung von Mehrarbeit war wegen Intranspa-
renz unwirksam. Der Arbeitsvertrag lässt aus der Sicht eines verstän-
digen Arbeitnehmers nicht erkennen, welche Arbeitsleistung der Ar-
beitnehmer für das regelmäßige Bruttoentgelt schuldete. Er konnte
bei Vertragsschluss nicht absehen, was auf ihn zukommen würde. 

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Kein „Recht auch ein gesundes Kind“
Die Krankenkasse kann nicht verpflichtet werden, Kosten für

Maßnahmen zur Vernichtung menschlichen Lebens zu übernehmen.

Der Fall: Die schwangere Frau leidet unter einem Gendefekt, der
eine Augenerkrankung verursachen und zur Erblindung führen kann.
Zur Feststellung, ob eine Vererbung dieses Gendefekts auf ihr Kind
droht, beantragte die Frau, ihre Krankenkasse zu verpflichten, eine
DNA-Analyse ihres Vaters zu gewähren. Sie machte geltend, diese
Untersuchung diene letztlich dazu, die Voraussetzungen für die Vor-
nahme einer Abtreibung zu klären. Ihre Klage wurde abgewiesen.

Das Landessozialgericht: Die Krankenversicherung hat in erster
Linie die Aufgabe, Krankenbehandlung zu gewähren, wenn sie not-
wendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlim-
merung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lindern. Im vor-
liegenden Fall geht es aber nicht darum, eine Krankheit zu behan-
deln. Die Erkennung des bei dem ungeborenen Kind möglicherweise
vorliegenden Gendefekts zielt allein darauf ab, gegebenenfalls des-
sen Leben zu beenden. Es liegt auf der Hand, dass dies nicht als Kran-
kenbehandlung des ungeborenen Kindes oder der Mutter qualifiziert
werden kann. Die beanspruchte Untersuchung kann auch nicht als
Leistung finanziert werden, die der Feststellung der Indikation für ei-
nen Schwangerschaftsabbruch dient. Die werdende Mutter hat die
Voraussetzungen eines nicht rechtswidrigen Schwangerschaftsab-
bruchs nicht glaubhaft gemacht. Allein das mögliche Vorliegen einer
Behinderung bei dem ungeborenen Kind reicht nicht aus, die Fortset-
zung der Schwangerschaft als unzumutbar erscheinen zu lassen. Der
Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung garantiert
kein „Recht auf ein gesundes Kind“.

W o h n g e l d

Zinsen gelten als Einkommen
Bei der Berechnung des Wohngeldes sind Zinseinkünfte auch

dann als Einkommen zu berücksichtigen, wenn sie aus angelegtem
Schmerzensgeld erzielt wurden. Nach dem Wohngeldgesetz sind bei
der Berechnung des Wohngeldes die einkommensteuerpflichtigen
Einkünfte zu berücksichtigen. Danach ist das Schmerzensgeld als sol-
ches zu vernachlässigen, weil es nicht der Einkommensteuerpflicht
unterliegt. Dies gilt jedoch nicht für Zinsen, die aus der Anlage von
Schmerzensgeld erzielt werden. Diese sind einkommensteuerpflichtig.

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Wenn nötig auch hochwertige Hörgeräte
Gesetzlich versicherte Schwerhörige haben Anspruch auf tech-

nisch hochwertige Versorgung mit Hörhilfen, wenn mit so genannten
Vertragsgeräten kein optimaler Ausgleich des Hörverlustes erzielt
werden kann.

Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t  

Besonderer Schutz für Schwerbehinderte
Ein öffentlicher Arbeitgeber ist gesetzlich verpflichtet, einen

schwerbehinderten Menschen, der sich auf eine ausgeschriebene
Stelle unter Mitteilung seiner Schwerbehinderteneigenschaft bewor-
ben hat, zu einem Vorstellungsgespräch einzuladen, es sei denn, die-
sem fehlt offensichtlich die fachliche Eignung für die ausgeschriebe-
ne Stelle. Eine unterbliebene Einladung lässt vermuten, dass der Be-
werber wegen seiner Schwerbehinderung benachteiligt worden ist.
Diese Vermutung kann der öffentliche Arbeitgeber durch den Beweis
widerlegen, dass für die Nichteinladung nur solche Gründe vorgele-
gen haben, welche nicht die fehlende Eignung des Bewerbers oder
dessen Schwerbehinderung betreffen. Liegt eine Benachteiligung
vor, so hat der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entschädigung.

S t e u e r k l a s s e n  

III/V auch für homosexuelle Paare
Homosexuelle Arbeitnehmer in einer Lebenspartnerschaft kön-

nen sich wie Verheiratete in der Steuerklassenkombination III/V ein-
tragen lassen. 

W e r b u n g s k o s t e n

Nur eine Heimfahrt am Tag
Arbeitnehmer, die aus beruflichen Gründen zweimal am Tag vom

Wohnort zur Arbeit fahren, können in ihrer Steuererklärung nur ein-
mal die Entfernungspauschale ansetzen. Ein weiterer Werbungskos -
tenabzug ist für die zweite Fahrt nicht möglich.
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Gute Teilzeit statt prekärer Kleinst-Jobs
Weit über sieben Millionen Men-
schen arbeiten in Deutschland 
in so genannten Mini-Jobs. Drei 
Viertel von ihnen verdienen weni-
ger als 8,50 Euro pro Stunde. Im 
Schnitt kommen so nur 265 Euro 
im Monat zusammen (Ost: 215 
Euro). Für fast fünf Millionen der 
meist weiblichen Mini-JobberInnen 
ist das kein Nebenverdienst – 
sie sind ausschließlich in Mini-Jobs 
tätig. Was 2003 bei der Mini-Job-
Reform als Ausnahme geplant war, 
wird heute von den Arbeitgebern 
systematisch zum Lohndumping 
missbraucht. „Reguläre Voll-
zeit- oder Teilzeitstellen werden 
in Kleinstarbeitsverhältnisse mit 
Dumpinglöhnen und ohne echte 
soziale Absicherung zerlegt“, 
kritisiert DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach. 

Der DGB hat deshalb einen 
Reformvorschlag für die Kleinst-
arbeitsverhältnisse vorgelegt. Das 
Konzept: Alle Arbeitsverhältnisse 
werden gleich behandelt. Die An-
reize für Arbeitgeber, massenhaft 
Kleinst-Jobs anzubieten, sollen 
entfallen. „Heute sind die Beschäf-
tigten in Kleinst-Jobs buchstäblich 

Vorschlags: Bereits ab dem ersten 
verdienten Euro sind Beschäf-
tigte – anders als heute bei den 
Mini-Jobs – voll sozialversichert. 
Bei 100 Euro Monatseinkommen 
übernehmen die Arbeitgeber den 
vollen Sozialversicherungsbeitrag, 
danach steigt in einer Gleitzone 
der Arbeitnehmeranteil an, bis bei 
800 Euro die paritätische Beitrags-
finanzierung erreicht ist. Das ist für 
die Beschäftigten keineswegs eine 
zusätzliche Belastung, sondern viel-
mehr ein Ausweg aus der Armuts-
falle. „Die Beschäftigten sollen nicht 
bei 400 Euro hängen bleiben“, er-
klärt Buntenbach. „Sie sollen künf-
tig in den regulären Teilzeitstellen 
mehr arbeiten und mehr verdienen 
können als heute in Kleinstarbeits-
verhältnissen. Das bedeutet mehr 
Brutto, damit mehr Netto – und 
zusätzlich soziale Absicherung.”

Außerdem will der DGB die 
pauschale Besteuerung von Mini-
Jobs beenden. Diese Steuerpau-
schale sei für die Arbeitgeber „der 
Hebel, um die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer unter Druck zu 
setzen, niedrige Löhne zu akzeptie-
ren – weil sich ein Sprung über die 
400 Euro für sie nicht lohne“, so 
Buntenbach. Für ehrenamtliche Tä-
tigkeiten, wie im Sportverein oder 
in Jugendgruppen, sollen auch 
nach dem DGB-Modell weiterhin 
Sonderregelungen gelten.   •
www.dgb.de/-/Kvh

+ Elke Ferner, stellvertre-
tende Vorsitzende der 

SPD-Bundestagsfraktion 
ärgert sich, dass sich der 
Bundesfinanzminister bei den 
Krankenkassen bedienen will: 
„Die Reserven des Gesund-
heitsfonds darf sich Schäuble 
nicht zur Beute machen.“

- Die Kürzung bei der 
Solarenergie verteidigt 

der wirtschaftspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, Joachim 
Pfeiffer: „Die Vollkaskomen-
talität des EEG muss ein 
baldiges Ende haben“, argu-
mentierte er im Bundestag.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.boeckler.de/
wsi-tarifarchiv_37886.htm

Portal des WSI-Tarifarchivs: 
Alle Infos, Zahlen und 

Fakten zum Tarifjahr 2012

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

DGB-Papier: „Neuordnung 
von Kleinstarbeits-

verhältnissen“

im Niedriglohnsektor eingemau-
ert“, meint Buntenbach. Denn 
gesetzliche und steuerliche Rege-
lungen machen Mini-Jobs für die 
Arbeitgeber attraktiv – für die Be-
schäftigten hingegen erschweren 
sie den Weg in reguläre Beschäf-
tigung jenseits des 400-Euro-Jobs.

Diese 400-Euro-Mauer will der 
DGB einreißen: Wer heute in einem 
unsicheren Kleinst-Job arbeiten 
muss, soll künftig in einer abge-
sicherten regulären Teilzeitstelle 
arbeiten. Zentraler Punkt des DGB-

einblick 5/12

gewerkschaftlicher Info-Service vom 19.03.2012 5/12

inhalt

 
Seite 3

Hinweisgeber schützen
DGB und Gewerkschaften 

wollen Beschäftigte, die 

Missstände in ihren Unter-

nehmen öffentlich machen, 

besser schützen
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Jünger, betrieblicher, 
weiblicher
Die DGB-Organisationsreform 

macht gute Fortschritte. 

einblick zeigt den Stand in 

den Bezirken Hessen-Thürin-

gen, Sachsen und Berlin-

Brandenburg
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Lohnsteigerung 
macht stark
Warum höheren Löhne nicht 

nur für die Beschäftigten 

in Deutschland, sondern 

auch für Europa gut sind, 

erklären die WSI-Tarifexper-

ten Reinhard Bispinck und 

Thorsten Schulten
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Quelle: DGB, Bundesagentur für Arbeit, 
Stand: Ende September 2010

Dumping mit System
Verhältnis von Minijobbern zu 
sozialversicherten Beschäftigten in 
ausgewählten Branchen (in Prozent)

Einzelhandel 

Gastgewerbe

Grundstücks- und Wohnungswesen

Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen

Kunst , Unterhaltung und Erholung

Alle Beschäftigten

46,6

93,6

118,4

45,0

84,8

25,9

Annähernd jede/r zweite Beschäf-
tigte im Gastgewerbe ist gering-
fügig beschäftigt. Und auch 
im Handel ist mittlerweile 
jede/r dritte Beschäftigte ein/e 
Minijobber/in. 
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A u f h e b u n g s v e r t r ä g e

Besser 
informieren
Bei Aufhebungsverträgen wirken 
ArbeitnehmerInnen an ihrer eige-
nen Kündigung mit. Grund genug, 
diese Verträge möglichst verständ-
lich mit allen Risiken zu erläutern. 
Im Petitionsausschuss beschäf-

tigten sich die Bundestagsabge-
ordneten mit der Frage, ob nicht 
eine 14-tägige Widerrufsfrist für 
Betroffene eingeräumt werden 
könnte. Die SPD-Parlamentarier 
fanden den Vorschlag gut und wür-
den gerne die Rechtsposition der 
ArbeitnehmerInnen stärken. Doch 
für eine Überweisung der Eingabe 
an die Bundesregierung gab es im 
Ausschuss keine Mehrheit.   •

B i l d u n g

Zusammenarbeit 
gefordert
„Die Streichung des Kooperati-
onsverbots ist überfällig“, kom-
mentiert die stellvertretende DGB-
Vorsitzende Ingrid Sehrbrock den 
Plan der Bundesregierung, über 
eine Änderung des Grundgesetzes 
künftig zu ermöglichen, dass Bund 
und Länder in der institutionellen 
Forschungsförderung zusammen-
arbeiten. Die geplante Aufhebung 

F i n a n z k r i s e

Ungleichheit 
wächst
Die globale Finanzkri-
se hat nach einer Stu-
die der Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO die 
Ungleichheiten am Arbeitsplatz in 
Europa verschärft. „Die Ungleich-
heit hat nicht nur zum Entstehen 
der Krise beigetragen, als Folge der 
Krise sind die Unterschiede auch 
noch schärfer geworden“, sagt Da-
niel Vaughan-Whitehead, Sonder-
berater der ILO und Herausgeber 
der Studie. Vor allem Leiharbeiter-
Innen mussten unter den Folgen 
der Wirtschaftskrise leiden, etwa 
in Spanien: „Die massive Abhän-
gigkeit von Zeitverträgen seit fast 

20 Jahren hat das  Land verletzlich 
gemacht, und Beschäftigung hat 
als Folge des Abschwungs abge-

nommen.“ Ein Einfrieren des 
Mindestlohns oder Kürzungen 
von Sozialleistungen könnten 
die bestehenden Ungleich-

heiten weiter verschärfen.
Lobenswert heben die AutorInnen 
der Studie dagegen Maßnahmen 
hervor, die im Dialog mit den Be-
schäftigten vereinbart wurden, 
wie zum Beispiel die Ausweitung 
der Kurzarbeit in Deutschland. Im 
Gegensatz dazu seien in Ländern 
mit begrenzten gewerkschaft-
lichen Verhandlungsmöglichkeiten, 
wie den baltischen Republiken, 
Einschnitte bei Gehältern und 
Beschäftigung drastischer und 
schneller umgesetzt worden.   •
www.ilo.org

des Kooperationsverbots auf Hoch-
schulebene könne nur der Anfang 
sein, betont Sehrbrock. Denn es 
sei kaum verständlich, dass der 
Bund zwar den Aufbau von Schu-
len in Indonesien finanzieren dürfe, 
nicht aber in der Lausitz. Ähnlich 
argumentiert auch die Opposition. 
Bündnis 90/Die Grünen halten die 
geplante Änderung insgesamt für 
„kleinmütig“, weil der gesamte Be-
reich Bildung unter dem föderalen 
System leide. Auch die SPD fordert, 
das Kooperationsverbot müsse für 
alle Bildungsbereiche fallen.   •

S t e u e r g e s e t z e

EU sucht Löcher
Unternehmen, die in mehreren 
Mitgliedsstaaten aktiv sind, kön-
nen die unterschiedliche Steuer-
gesetzgebung in den Ländern oft 
zum eigenen Vorteil nutzen. Die 
EU-Kommission hat jetzt eine öf-
fentliche Anhörung gestartet, um 
herauszufinden, wie Einnahmen 
und Ausgaben innerhalb Europas 
verschoben werden können. Es sei 
nicht wünschenswert, dass grenz-
überschreitende Tätigkeiten im EU-
Binnenmarkt keiner Besteuerung 
unterlägen, da dies zu einem Steu-
ervorteil führe, den andere nicht 
wahrnehmen könnten, heißt es in 
der Begründung zu der Anhörung. •

POLITIK AKTUELL

K i r c h l i c h  B e s c h ä f t i g t e

Grundrecht auf 
Tarifautonomie
Der DGB-Bundesvorstand unter-
stützt die Forderungen der Beschäf-
tigten in kirchlichen Einrichtungen – 
vor allem von Diakonie und Caritas – 
nach höheren Entgelten und 
„menschenwürdigen Arbeitsbe-
dingungen“. Der DGB und die Ge-
werkschaften respektierten die seit 
der Weimarer Republik verankerten 
Rechte der Kirche, heißt es in einem 
DGB-Vorstandsbeschluss. Dem ste-
he aber das Grundrecht auf Tarifau-
tonomie gegenüber. Deshalb seien 
die DGB-Gliederungen aufgerufen, 
Streikende bei kirchlichen Einrich-
tungen öffentlichkeitswirksam zu 
unterstützen.   •

Klare und schärfer gefasste Re-
gelungen wünscht sich die SPD-
Bundestagsfraktion für den Tat-
bestand der Abgeordnetenbeste-
chung. Doch vermutlich wird der 
SPD-Gesetzentwurf dazu nicht die 
erforderliche Mehrheit im Bundes-
tag finden. Bereits früher hatten 
sowohl Bündnis 90/Die Grünen 
wie auch die Linksfraktion eigene 
Entwürfe eingebracht. Ein neues 
Gesetz wäre schon deshalb not-

A b g e o r d n e t e n b e s t e c h u n g

Es fehlen klare Regeln
wendig, damit Deutschland die 
UN-Konvention gegen Korruption 
annehmen kann, die bereits von 
150 Staaten weltweit ratifiziert 
wurde. Für die Antikorruptionsor-
ganisation Transparency Internatio-
nal (TI) ist es kaum nachvollziehbar, 
dass gerade eine Exportnation wie 
Deutschland die UN-Konvention 
nicht in deutsches Recht über-
führt. TI-Vorsitzende Edda Müller 
appellierte an die Abgeordneten 

der Regierungskoalition, CDU/CSU 
und FDP sollten nicht aus „kurz-
sichtiger Parteitaktik“ den Entwurf 
blockieren. 

Nach der ersten Diskussion sieht 
es allerdings nicht nach Zustim-
mung aus dem Regierungslager 
aus. Der Justiziar der Unionsfrak-
tion, Wolfgang Götzer (CSU), sieht 
keinen Regelungsbedarf, „weil mir 
keine Vorkommnisse oder Fälle 
bekannt sind, die Anlass zu einer 
Verschärfung geben“. Der Entwurf 
wird nun in den zuständigen Aus-
schüssen beraten.   •

S o l a r f ö r d e r u n g

Falsche 
Entscheidung
Die Kürzungen bei der Solarför-
derung sind für den DGB und die 
Bundesländer Nordrhein-West-
falen und Thüringen eine klare 
Fehlentscheidung. Gemeinsam 
mit dem SPD-Wirtschaftsminister 
Matthias Machnig (Thüringen) 
und dessen grünem Kollegen, Um-
weltminister Johannes Remmel 
(Nordrhein-Westfalen), forderte 
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar 
Hexel auf einer Pressekonferenz in 
Berlin, die Energiewende endlich 
umzusetzen. Die Wettbewerbsfä-
higkeit des Standortes Deutsch-
land stehe auf dem Spiel, warnte 
Hexel: „Die deutschen Unterneh-
men müssen ihre Technologiefüh-
rerschaft – insbesondere bei Pho-
tovoltaik und Windkraft – behalten 
und ausbauen.“   •
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Ganz eindeutig ist der Ursprung 
des Namens Whistleblowing nicht 
belegt. „To blow a whistle“ heißt 
zu deutsch „die Pfeife blasen“. 
Vermutlich geht der Ausdruck auf 
britische Polizisten zurück, die per 
Trillerpfeife ihre Kollegen zur Hilfe 
holten. Anders als englische Ord-
nungshüter können Beschäftigte, 
die auf skandalöse Zustände in 
ihren Unternehmen hinweisen, oft 
nicht auf Schutz und Solidarität 
hoffen. 

Wie beispielsweise im Fall einer 
Berliner Altenpflegerin, die mehr-
fach auf den skandalösen Umgang 
mit den pflegebedürftigen Pati-
enten hingewiesen hatte. Mit so 
genannten Überlastungsanzeigen 
versuchte sie ihren Arbeitgeber 
darüber zu informieren, dass das 
Personal überlastet sei und sei-
nen Pflichten nicht nachkommen 
könne. Darüber hinaus würden 
Pflegeleistungen nicht korrekt do-
kumentiert. Ihre Hinweise blieben 
folgenlos. Auch das von ihr mit 
einer Strafanzeige eingeleitete 
Verfahren wurde durch die Staats-
anwaltschaft eingestellt. Stattdes-
sen kündigte der Arbeitgeber der 
Altenpflegerin aufgrund wieder-
holter Erkrankungen. 

Wegen solcher Fälle fordern 
DGB und Gewerkschaften, Whist-
leblowerInnen abzusichern. In 
einer Anhörung vor dem Bundes-
tagsausschuss für Arbeit und So-
ziales wurden Anfang März zwei 
Anträge zum Thema diskutiert. Die 
SPD-Fraktion will Hinweisgeber mit 
einem Gesetz vor arbeitsrechtlichen 
Nachteilen schützen. Die Linke will 
ein Gesetz für Beschäftigte in Un-
ternehmen und Verwaltungen, zu-
dem sollen LeiharbeiterInnen und 
Arbeitssuchende miteinbezogen 
werden. 

Der DGB begrüßte in seiner 
Stellungnahme vor dem Ausschuss 
jede Aktivität, die „den Schutz 
von Hinweisgebern vor allem im 
Beschäftigungsverhältnis verbes-
sert“. Die bisherige Rechtslage sei 

völlig unzureichend. Besonders die 
vom Bundesarbeitsgericht verord-
nete Motivsuche nach weiteren, 
persönlichen oder eigennützigen 
Gründe des Whistleblowers, setze 
die Beschäftigten unangemessen 
unter Druck. 

Ob eine Gesetzesinitiative unter 
Schwarz-Gelb kommt, ist ungewiss. 
Dabei steigt auch international der 
Druck. Beim G20-Gipfel 2010 wurde 
die Regierung aufgefordert, bis 
Ende 2012 Regeln zum Hinweisge-
berschutz zu beschließen. Im ver-
gangenen Sommer hat der Euro-
päische Gerichtshof für Menschen-

rechte die Kündigung der Berliner 
Altenpflegerin beanstandet, weil 
die zuständigen deutschen Rich-
ter daran keinen Anstoß nahmen. 
Nachdenklich stimmt zudem: Noch 
vor einem Jahr bezeichnete der CDU-

Abgeordnete Peter Bleser Rege-
lungen zum Schutz von Hinweisge-
berInnen als „Denunzianteschutz“. 

Ob bei Datenschutzskandalen, 
beim Insiderhandel am Finanz-
markt oder bei Korruption: Solan-
ge keine gesetzliche Regelung in 
Sicht ist, sind HinweisgeberInnen 
auf fundierten und vor allem ver-
traulichen Rat angewiesen. Mar-
tina Perreng, Rechtsexpertin beim 
DGB-Bundesvorstand, rät, sich bei 
der zuständigen Gewerkschaft, den 
Personal- und Betriebsräten vor Ort 
oder beim DGB-Rechtsschutz zu in-
formieren.   •

Informationen und weitere Fälle von Whistleblowing gibt es auf 
der Homepage www.whistleblower-net.de sowie auf den Seiten 
des „Dokumentationszentrum Couragierte Recherchen und Repor-
tagen“ unter www.anstageslicht.de/index.php?UP_ID=14

W h i s t l e b l o w i n g 

Hinweisgeber schützen
Ob Gammelfleisch-Skandal oder massive Vernachlässigung von Patienten in einem Pflegeheim – häufig 
kommen Hinweise auf Missstände in Unternehmen von Beschäftigten. Allerdings drohen so genannten 
Whistleblowern oft existenzielle Folgen. Abmahnungen und Kündigungen sind nicht unüblich. 
DGB und Gewerkschaften fordern deshalb, InformantInnen besser zu schützen.
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Schwarz-gelben 
Datenschutz 
stoppen

Der DGB hat sich mit einem 

Brief an die Abgeordneten 

des Bundestags gewandt, 

um den schwarz-gelben 

Entwurf zum Beschäftigten-

datenschutz zu stoppen. 

In einer Resolution des 

DGB-Bundesausschusses, 

das höchste Organ zwischen 

den DGB-Bundeskongressen, 

heißt es: Der Gesetzentwurf 

schütze nicht die Grundrech-

te der ArbeitnehmerInnen, 

sondern stelle vielmehr die 

Interessen der Arbeitgeber 

in den Vordergrund. So 

werde die Möglichkeit der 

Videoüberwachung ausge-

dehnt und das Fragerecht 

des Arbeitgebers ausgewei-

tet. Zudem werden anlass-

lose Screenings – also das 

Ausspähen von Daten – le-

gitimiert und Chefs können 

von ihren Beschäftigten 

ärztliche Untersuchungen 

verlangen.

Der DGB stellt klar: „Mit 

dem Schutz von Grund-

rechten im Arbeitsverhältnis 

hat das nichts zu tun.“ Der 

minimale Schutzstandard, 

den das Gesetz schaffe, soll 

zudem durch Dienst- und 

Betriebsvereinbarungen 

unterschritten werden kön-

nen. Die Gewerkschaften 

befürchten, dass sich dem 

nur wenige Personal- und 

Betriebsräte dauerhaft 

entziehen können.

www.einblick.dgb.de/hintergrund

➜

Für Finanzinstitute hat Whistleblowing bisher keine hohe Priorität, um 
Betrug oder Insiderhandel erfolgreich zu bekämpfen. Dabei sehen einige 
ExpertInnen gerade am Finanzmarkt Chancen, durch geschützte Infor-
manten, Hinweise auf Fehlentwicklungen zu bekommen.

©
 D
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Quelle: Ernst & Young 2011

*Compliance (englisch) meint 
Regeltreue oder Regelkonformität

90

89

82

82

66

25

21

23

Trennung von Markt- und
Marktfolgefunktionen

Mitarbeiterschulungen

Prüfung der Innenrevision

Compliance-Untersuchungen*

Spezielle IT-Systeme

externe Spezialisten

Whistleblowing-Konzept
Überarbeitung des

Entlohnungssystems

Whistleblowing kaum beachtet
Antworten von 100 Bankinstituten auf die Frage: „Welche Vorkehrungen 
hat Ihre Bank getroffen, um Betrug und menschliche Fehler zu 
vermeiden?“ (in Prozent)
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PROJEKTE UND PARTNER

W i r t s c h a f t s k r i s e

Soziales Europa
Welche Möglichkeiten haben Ge-
werkschaften, international und 
europaweit zu kooperieren und 
so die Lösung der aktuellen Krise 
auf europäischer Ebene mitzu-
gestalten? In der Broschüre „So-
ziales Europa!? Materialien zur 
europapolitischen Bildung von 
GewerkschafterInnen“ der Eu-
ropäischen Akademie der Arbeit 

(EAdA) werden 13 zentrale As-
pekte für Gewerkschaften in Eur-
opa aufgegriffen. Übergreifendes 
Thema sind die Auswirkungen der 
Wirtschaftskrise auf die Arbeitneh-
merinteressen in Europa. Die Bro-
schüre richtet sich als praktische 
Unterrichtshilfe an Seminarleite-
rInnen. Dazu werden Hintergrund-
informationen, Kopiervorlagen und 
Seminarideen präsentiert. Weitere 
Themenschwerpunkte sind euro-
päische Solidarität, Wettbewerb, 
Migration und Internationalismus. 

Die DGB-Region Oberpfalz-Nord 
und die Friedrich-Ebert-Stiftung la-
den am 19. März zur Eröffnung der 
Ausstellung „Uneins – aber einig? 
Zur Geschichte des Verhältnisses 
von SPD und Gewerkschaften“ in 

F r i e d r i c h - E b e r t - S t i f t u n g

Uneins – aber einig?

Schwandorf ein. Die Ausstellung 
zeigt das spannungsreiche Ver-
hältnis der Organisationen seit 
den 1860er Jahren. Dabei steht die 
Konkurrenz von SPD und Gewerk-
schaften in der Arbeiterbewegung 

kann. Neben Rassismus-Definiti-
onen finden sich diverse Beispiele 
aus dem Alltag. Detailliert werden 
die verschiedenen rechten Organi-
sationen und ihr Auftreten analy-
siert. Ziel ist es, den Rechten den 
Weg in die Mitte der Gesellschaft 
zu verbauen.
www.wachsam-in-chemnitz.de

••• Der DGB Bayern beleuch-
tet in seinem Bericht „Prekäre 
Beschäftigung in Bayern“ 

••• Die DGB-Region Südwest-
sachsen betreibt die Internet-
seite „Wachsam in Chemnitz“, 
um die rechte Szene in der dritt-
größten Stadt Sachsens zu ana-
lysieren und über ihre Aktivitäten 
aufzuklären. Die Seite basiert auf 
der Publikation „Rechts sind doch 
die anderen!?“ der DGB-Region 
und des Lokalen Aktionsplans für 
Demokratie, Toleranz und für ein 
weltoffenes Chemnitz (LAP), die 
online heruntergeladen werden 

interregio
die Schattenseiten des bayerischen 
Jobwunders. Auch in Bayern neh-
men atypische und prekäre Be-
schäftigungsformen zu. Der Bericht 
betrachtet unter dem Blickwinkel 
„Jung, weiblich, alt“ drei Gesell-
schaftsgruppen, die besonders 
häufig in unsicheren Jobs arbeiten. 
Er zeigt, wie den Folgen dieser 
Fehlentwicklung – zu denen insbe-
sondere die Altersarmut gehört – 
begegnet werden kann.   •
www.bayern.dgb.de

D G B

Equal Pay Day
Die DGB-Frauen rufen rund um den 
23. März zu zahlreichen Veranstal-
tungen und Aktionen auf. Diese 
stehen unter dem Motto „Recht 
auf Mehr!“ und machen auf die 
bestehende Entgeltlücke von 23 
Prozent zwischen Männern und 
Frauen aufmerksam.

l
www.frauen.dgb.de

20.3.2012 
• DGB und ver.di Rheinland-Pfalz, 
Fachveranstaltung „Equal Pay begin-
nt mit dem Mindestlohn“, Mainz
21.3.2012
• DGB-Pressekonferenz mit Ingrid 
Sehrbrock und Jutta Allmendinger, 
WZB, Berlin
23.3.2012
• DGB und Deutscher Frauenrat, 
Kundgebung am Brandenburger Tor, 
Berlin
• DGB Frauen, Bodenzeitung „Fair 
P(l)ay – neue Spielregeln auf dem 
Arbeitsmarkt der Zukunft“, Hannover
• DGB-Region Nordwürttemberg, 
Smartmob „Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit“, Stuttgart
• DGB-Region Südbaden und KAB, 
Aktion „Rote Karte für Lohndiskri-
minierung“, Rottweil

im Mittelpunkt. 1906 wurde mit 
dem „Mannheimer Abkommen“ 
das gleichberechtigte Nebenei-
nander festgeschrieben. Neben 
historischen Konfliktlinien werden 
auch gemeinsame Wurzeln und die 
Herausforderungen der Kooperati-
on beleuchtet.   •
Infos und weitere Stationen der Wander-

ausstellung: http://bit.ly/Ausstellung_FES

Die Broschüre ist das Resultat eines 
gemeinsamen Projekts der EAdA 
mit Solidar und dem Europäischen 
Gewerkschaftsinstitut (ETUI).   •
http://bit.ly/soz_eu_eada

D G B - J u g e n d

Studieren nach 
der Ausbildung
Viele Azubis stehen nach abge-
schlossener Ausbildung vor der 
Entscheidung „wie weiter?“. Die 
Broschüre „Ausgelernt – und 
nun? Studieren!“ der DGB-Jugend 
bietet Tipps und Informationen für 
diejenigen, die überlegen, nach 

der Berufsausbildung ein Studium 
aufzunehmen. Der Leitfaden gibt 
Hilfestellungen rund um die zentra-
len Fragen der Studienfinanzierung, 
des Hochschulzugangs und der 
Auswahl einer passenden Hoch-
schule sowie eines Studienfachs. 
Wenn die Entscheidung für ein Stu-
dium gefallen ist, gibt es praktische 
Tipps zur Studienplanung und zu 
einem Studium mit Kind.   •
www.dgb-jugend.de/studium

Erfolgreiche Tarifarbeit hängt 
unter anderem davon ab, ob die 
Gewerkschaften als Kraft im 
Betrieb erfahrbar sind. Wie dies 
gelingt, beschreibt das Lern- und 
Arbeitsbuch Handbuch Tarif-
politik und Arbeitskampf. 
Das Buch richtet sich an Aktive 
in Betrieb, Gewerk-
schaft und Tarifkom-
mission sowie an Be-
triebs- und Personal-
räte. Der Autor Peter 
Renneberg vermit-
telt EinsteigerInnen 
Grundlagenwissen 
für die tarifpolitische 
Praxis. Dafür werden 

die historischen, wirtschaftli-
chen, rechtlichen und politischen 
Hintergründe der Tarifpolitik 
beleuchtet. Aufgebaut sind die 
Kapitel wie in einem Lehrbuch, 
mit erklärenden Abbildungen, ab-
schließenden Arbeitsfragen und 
weiterführender Literatur. Damit 
ist das Buch Ratgeber im Alltag 
und Nachschlagewerk zugleich. 

Thematisch werden 
alle Aspekte der Ta-
rifpolitik beleuchtet, 
auch die europä-
ische Dimension fehlt 
nicht.

Peter Renneberg, Hand-
buch Tarifpolitik und 
Arbeitskampf, 238 Seiten, 
VSA Verlag, 18,80 Euro

neueBücher
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Ehrenamt stärken
Der DGB und die Mitglieds-

gewerkschaften wollen das 

ehrenamtliche Engagement 

stärken. Etwa die IG BAU. 

Anfang März lud die Ge-

werkschaft VertreterInnen 

des ehren- und hauptamt-

lichen Nachwuchses nach 

Berlin ein (Foto), um ge-

meinsam mit der Spitze der 

IG BAU und dem DGB-Vor-

sitzenden Michael Sommer 

über gewerkschaftliches 

Engagement und Perspekti-

ven der Gewerkschaften zu 

diskutieren. 

„Man braucht als Beschäf-

tigter nicht alles hinneh-

men. Gemeinsam müssen 

wir Verbesserungen ansto-

ßen“, erklärte Sommer. „Ge-

werkschaften können nur 

funktionieren, wenn sich 

Mitglieder engagieren. Wir 

brauchen Kollegen, die in 

ihren Regionen Verantwor-

tung übernehmen“, betonte 

der IG BAU-Vorsitzende 

Klaus Wiesehügel. 

In Arbeitsgruppen schlüpf-

ten die TeilnehmerInnen 

in die Rolle von Gewerk-

schaftsvorsitzenden oder 

ersannen Slogans für die 

IG BAU. Ihr Fazit nach inten-

siven Debatten: Jedem ein-

zelnen ist klarer geworden, 

weshalb sie/er sich in der 

IG BAU engagiert.

?...nachgefragt

Wir sind auf einem guten Weg. 
Bis Mai werden wir die Gründung 

aller 41 geplanten ehrenamtlichen Stadt- und Kreis-
verbände abgeschlossen haben. Mein Fazit: Wir sind 
jünger geworden, betrieblicher und weiblicher. So-
wohl in Hessen als auch in Thüringen waren eine 
ganze Reihe Betriebs- und Personalräte bereit, Ver-
antwortung in den neuen Gremien zu übernehmen. 
Das macht uns Mut. Erste Erfahrungen zeigen: Wir 
werden jetzt außen ganz anders wahrgenommen. 
Wenn etwa der DGB-Kreisvorstand Schwalm-Eder 

eine Pressemitteilung mit regionalen Arbeitsmarkt-
zahlen veröffentlicht, dann taucht das nun auch in 
den örtlichen Zeitungen auf. In diesem Ausmaß ist 
uns das vorher nicht gelungen. Anfang März hatten 
wir eine Tagung, an der fast alle der neu gewähl-
ten DGB-Kreis- und -Stadtvorstände teilgenommen 
haben. Kritik gab es lediglich an der Verteilung der 
Mittel. Aber auch das bekommen wir in den Griff. Die 
neue Struktur bringt uns nach vorn. Von Anfang an 
waren wir uns mit den Gewerkschaften im Bezirks-
vorstand einig: Wir wollen sehr schnell mit der Um-
setzung fertig werden. Nicht um „Klassenbester“ zu 
werden, sondern wir wollen die Zeit bis zum nächsten 
DGB-Bundeskongress nutzen, um die neue Struktur 
in der Praxis zu erproben und rechtzeitig mögliche 
Nachbesserungen bis 2014 vollziehen zu können.

Stefan Körzell, Vorsitzen-
der des DGB Bezirks Hessen-
Thüringen, zieht ein erstes 
Fazit der Umsetzung der 
neuen ehrenamtlichen Ebene 
in seinem Bezirk. 
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Jünger, betrieblicher und weiblicher
Noch in diesem Jahr wollen die DGB-Bezirke Hessen-Thüringen, Sachsen und Berlin-Brandenburg die 
Gründung der neuen ehrenamtlichen Kreis- und Stadtverbände in ihrem Organisationsbereich abschließen. 
Über erste positive Effekte der Reform in der öffentlichen Wahrnehmung des DGB vor Ort berichtet 
der einblick in der zweiten Folge seiner Serie zur Umsetzung der DGB-Organisationsreform.

 Erste Erfahrungen aus allen drei Be-
zirken mit der DGB-Reform zeigen: 
Das Gewicht von DGB und Gewerk-
schaften in der Kommunalpolitik ist 
gestiegen. „Seit der Gründung der 
Kreis- und Stadtverbände ist die 
Medienpräsenz enorm gewach-
sen“, sagt Alex da Silva, kom-
missarischer Geschäftsführer der 
DGB-Region Südosthessen. Auch 
die Kommunikation zwischen den 
Gewerkschaften hat einen neuen 
Schub bekommen. Jünger, betrieb-
licher, weiblicher sei der DGB ge-
worden, so der Bezirksvorsitzende 
Stefan Körzell. Die Erkenntnisse aus 
dem DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, 
Pilotbezirk für die Reform, fließen in 
die Handreichungen für die neuen 
Gremien ein, die der DGB-Bundes-
vorstand derzeit erarbeitet. 

Notwendig sei nun, „dass die 
neuen Strukturen ein ,DGB-Be-
wusstsein’ bekommen und sich in 
die Kommunalpolitik vor Ort einmi-
schen können“, fasst Iris Kloppich, 
DGB-Bezirksvorsitzende in Sach-

sen, zusammen. „Darauf wollen 
wir unsere Bildungsarbeit ausrich-
ten.“ Gemeinsam mit „Arbeit und 
Leben“ hat der DGB Sachsen ein 
Bildungsprogramm entwickelt, das 
den neu gewählten Vorständen 
das notwendige Rüstzeug für ihre 
Arbeit vermitteln soll. Der DGB-
Bezirk Berlin-Brandenburg hat 
die schlechte ÖPNV-Anbindung 

des neuen Flughafens für Ber-
lin und Brandenburg zum Anlass 
für eine gemeinsame Tagung der 
DGB-Kreis- und Stadtverbände 
genommen. Dort sollen Strategien 
entwickelt werden, um sich im 
Sinne der ArbeitnehmerInnen aus 
der Region bei diesem Thema in 
die Politik einzumischen und in die 
Öffentlichkeit zu gehen.   •

Plan bereits 2012 fast erreicht
Zwischenbilanz: Gründung der ehrenamtlichen DGB-Kreis- und 
Stadtverbände, Stand: Januar 2012

bundes-
weit

Hessen-
Thürin-
gen

Berlin-
Branden-
burg

Sachsen

Bestehend 147 27 11 2

Gründung 2012 165 14 10 11

Gründung 2013 30 – – –

noch nicht terminiert 12 – – –
Gesamt 354 41 21 13
Quelle: DGB-Bundesvorstand

Anfang des Jahres hat der DGB eine Zwischenbilanz zur Umsetzung der 
DGB-Organisationsreform gezogen. In den Bezirken Hessen-Thüringen, 
Berlin-Brandenburg und Sachsen soll die Gründung der ehrenamtlichen 
Kreis- und Stadtverbände bereits 2012 abgeschlossen werden.

einblick 5/12
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DGB, IG BAU und ver.di haben ge-
meinsam mit zahlreichen anderen 
Nichtregierungsorganisationen ei-
nen offenen Brief zur Finanztrans-
aktionssteuer (FTS) unterzeichnet. 
Sie fordern Dänemark auf, das ak-
tuell die EU-Ratspräsidentschaft 
innehat, die Verhandlungen über 
die Einführung der FTS in der EU 
zu beschleunigen. Verlangt wird, 
die Lesungen im EU-Parlament 

F i n a n z t r a n s a k t i o n s s t e u e r

Jede Stimme zählt
bis spätestens Ende April 2012 zu 
beenden, damit im Mai oder Juni 
eine endgültige Entscheidung von 
den Regierungschefs getroffen 
werden kann. Die europäischen 
BürgerInnen können das Anliegen 
unterstützen. Sie können online 
die Finanzminister auffordern, die 
FTS im Sinne der Gewerkschaften 
einzuführen: 
www.financialtransactiontax.eu/de/home

S c h l e c k e r

Unterstützung 
erwünscht
Zehntausende Arbeitsplätze stehen 
auf dem Spiel, doch in der Berli-
ner Regierungszentrale herrscht 
Schweigen. Die Schlecker-Insol-
venz ist für Bundeswirtschaftsmi-
nister Philipp Rösler (FDP) eher 
kein Thema. Sein Ministerium 

verweist auf die Länder. Stefanie 
Nutzenberger; zuständiges ver.di-
Vorstandsmitglied, kritisiert, dass 
das Wirtschaftsministerium seine 
Spielräume nicht ausschöpfe. Die 
Schlecker-Gesamtbetriebsratsvor-
sitzende Christel Hoffmann erwar-
tet für die Frauenarbeitsplätze glei-
chen Einsatz und Chancen wie für 
Betroffene in anderen Branchen. 
Unterstützung von außen ist für die 
Schlecker-Frauen umso wichtiger. 

Der DGB-Bundesausschuss 
verabschiedete Anfang März eine 
Resolution, die ihnen den Rücken 
stärken soll. Sie hätten, so heißt 
es, „seit Jahren unter nicht immer 
einfachen Bedingungen hervorra-
gende Arbeit geleistet“ und „hätten 
die Solidarität der Gewerkschaften 
und der Gesellschaft verdient“. Der 
Bundesausschuss, höchstes Organ 
zwischen den Gewerkschaftstagen, 
bittet alle Gewerkschaftsmitglieder 
um Unterstützung. Adrijana Soldo, 
Betriebsratsvorsitzende im baye-
rischen Oberasbach, brachte es 
auf den Punkt. Im Spiegel stellte 
sie fest: „Wir haben Anton Schle-
cker besiegt. Theoretisch. Es wäre 
fatal, wenn es sich nicht gelohnt 
hätte.“   •
Unterschriftenliste zum Erhalt der 
Arbeitsplätze der Schlecker-Frauen: 
www.verdi.de/themen/arbeit/schlecker

Schlecker-Be-
schäftigte und 
-Betriebsrä-
tinnen demons-
trierten in Güs-
trow mit den 
Unterschriften 
von über 1500 
solidarischen 
KundInnen für 
den Erhalt ihrer 
Arbeitsplätze.

K ü n d i g u n g e n

Risiko verringert
Der gewerkschaftliche Rechts-
schutz ist Gold wert. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass gewerkschaft-
lich organisierte ArbeitnehmerIn-
nen gekündigt werden, ist geringer 
als bei ihren nicht-organisierten 
KollegInnen. Der gewerkschaftliche 
Rechtsschutz erhöht das finan-
zielle Risiko für die Arbeitgeber 
im Falle einer Kündigung, mit der 
Folge, dass es sich für sie eher 
rechnet, nicht zu kündigen. Die 
Wirtschaftswissenschaftler Profes-
sor Laszlo Goerke (Universität Trier)
und Professor Markus Pannenberg 
(Fachhochschule Bielefeld) haben 
die Erwerbsbiografien von 20 000 
Deutschen ausgewertet. Danach 
liegt das Kündigungsrisiko für die 
gewerkschaftlich organisierten Be-
schäftigten bei 2,2 Prozent, bei den 
Nicht-Organisierten erhöht es sich 
auf 3,6 Prozent. Die Wissenschaft-
ler schätzen, dass der kostenlose 
Rechtsschutz und damit die höhere 
Wahrscheinlichkeit eines Arbeitsge-
richtsprozesses die Gewerkschafts-
mitglieder schützt.   •

I G B

Internationales 
Fair Play
Die Olympischen Spielen in London 
2012 sind ein sportliches Großer-
eignis. Schon vor der Eröffnung der 
Spiele laufen die Vorbereitungen, 
etwa die Produktion der – später 
oft teuren – Maskottchen. Herge-
stellt werden sie überwiegend von 
ArbeiterInnen in Entwicklungs- 
oder Schwellenländern, die weder 
ausreichend bezahlt werden noch 

geregelte Arbeitszeiten kennen. 
Die Gewerkschaften fordern des-
halb bessere Arbeitsbedingungen. 
Gemeinsam mit den Partnern der 
Play-Fair-Kampagne ruft der IGB 
das Internationale Olympische 
Komitee auf, die Rechte der Ar-
beiterInnen in der Werbeartikel-
produktion besser zu schützen. 
Die Organisatoren wollen nun 
die Liste der Produktionsstätten 
in China veröffentlichen und eine 
chinesisch-sprachige Beschwerde-
Hotline einrichten.   •
www.playfair2012.org

GEWERKSCHAFTEN

Die EVG fordert 
die Bundesländer 
angesichts der 

Übergriffe auf Bahn-Beschäf-
tigte zu mehr Sicherheitsan-
strengungen im öffentlichen 
Nahverkehr auf. Es sei „ein 
Unding, dass in Ausschrei-
bungen die Farbe der Sitzbe-
züge genau geregelt wird, 
nicht aber Maßnahmen zum 
Schutz von Fahrgästen und 
Beschäftigten“, so Reiner 
Bieck, EVG-Vorstandsmit-
glied. Die Länder müssten 
„mit ihren Ausschreibungen 
Einfl uss auf die personelle 
Besetzung von Zügen im Re-
gionalverkehr nehmen”.

Die IG Metall will mit 
einer Umfrage be-
triebliche Angebote 

zur Familienfreundlichkeit 
prüfen und verbessern. Der 
Fragebogen „Klimaindex 
Vereinbarkeit“ ist ein erster 
Schritt. Anschließend will 
die IG Metall das Thema 
gemeinsam mit den Betriebs-
räten angehen und passende 
Lösungen fi nden.
www.klimaindex-
vereinbarkeit-igmetall.de

Die GEW setzt sich für 
den Ausbau der Erzie-
hungswissenschaften 

an deutschen Hochschulen 
ein. Trotz eines drohenden 
Fachkräftemangels in 
pädagogischen Berufen, 
würden an den Universitäten 
erziehungswissenschaftliche 
Lehrstühle abgebaut. Diesen 
Widerspruch gelte es aufzu-
lösen, erklärte Andreas Kel-
ler, GEW-Vorstandsmitglied. 
„Eine Gesellschaft, die an 
ihrer Erziehungswissenschaft 
spart, stellt ihre eigene 
Zukunftsfähigkeit in Frage“, 
so Keller.

kurz&bündig
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Frauen im Nachteil

Der durchschnittliche 

Bruttomonatsverdienst von 

Frauen liegt rund 21 Prozent 

unter dem der Männer. Das 

zeigt eine Online-Umfrage 

auf der vom WSI-Tarifarchiv 

betreuten Internetseite 

www.frauenlohnspiegel.de. 

Aber nicht nur bei der mo-

natlichen Bezahlung werden 

Frauen benachteiligt. 

Auch Sonderzahlungen 

erhalten wesentlich mehr 

Männer als Frauen. Beispiel 

Urlaubsgeld: 

56,1 Prozent der 

Männer, aber nur 

46,7 Prozent der 

Frauen können 

in den Ferien mit 

mehr Geld rech-

nen. 28,3 Prozent 

der Männer bekamen eine 

Gewinnbeteiligung, dage-

gen nur 21,7 Prozent der 

Frauen.

Die Umfrage unter knapp 

22 000 Männern und Frauen 

zeigt auch, Frauen profitie-

ren von einer Tarifbindung, 

und zwar stärker als Män-

ner. So verdienen Frauen in 

tarifgebundenen Betrieben 

im Schnitt 23,7 Prozent mehr 

als ihre Kolleginnen in nicht 

tarifgebundenen Unterneh-

men. 46 Prozent der Frauen 

und 54 Prozent der Männer 

arbeiten in Betrieben mit 

Tarifbindung. 

Alle Daten und Fakten 
gibt es unter: 
www.frauenlohnspiegel.de

einblick 5/12

MEINUNG

Die Tarifrunde 2012 ist in voller Fahrt. Im öffentlichen 
Dienst, in der Metall- und Elektroindustrie und in ver-
schiedenen anderen Branchen wird zum Teil bereits 
seit Wochen verhandelt. Dabei geht es den Gewerk-
schaften zum einen um höhere Löhne. Die Tariffor-
derungen bewegen sich zwischen sechs und sieben 
Prozent. Das Ziel ist eine spürbare Erhöhung der re-
alen Einkommen. Zum anderen wollen die Gewerk-
schaften die prekären Arbeits- und Einkommens-
bedingungen begrenzen. Bei der Leiharbeit geht es 
der IG Metall um mehr Mitbestimmung der Betriebs-
räte und Schritte in Richtung Equal Pay. Für die fertig 
Ausgebildeten fordern die Gewerkschaften in ver-
schiedenen Branchen eine unbefristete Übernahme.

Die Lohnforderungen sind verteilungspolitisch 
mehr als berechtigt. Ein Blick auf das vergangene 
Jahrzehnt zeigt, dass die Tarifverdienste real (das 
heißt inflationsbereinigt) in bescheidenem Umfang 
gestiegen sind, von 2000 bis 2011 um 6,0 Prozent, 
also jahresdurchschnittlich um kaum mehr als ein 
halbes Prozent. Die tatsächlich gezahlten Brutto-
monatsverdienste je Arbeitnehmer sind dagegen in 
diesem Zeitraum real sogar um fast drei Prozent 
gesunken. Nicht zu Unrecht spricht das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung von einem für viele 
Arbeitnehmer „verlorenen Jahrzehnt“.

Vor allem Geringverdiener sind davon stark 
betroffen. Aufgrund der Deregulierung des Arbeits-
marktes, des stark gewachsenen Niedriglohnsektors 
und der rückläufigen Tarifbindung hatten die Tarif-
abschlüsse also nur eine begrenzte Wirkung auf die 
Effektivverdienste. Zwischen den Branchen gibt es 
allerdings große Unterschiede: Die exportstarken 
Industriebranchen wie Metall und Chemie stehen 
deutlich besser da als manche Dienstleistungs-
bereiche wie zum Beispiel der Einzelhandel oder 
auch der öffentliche Dienst. Die aktuelle Tarifrunde 
steht deshalb auch unter dem Vorzeichen, dass die 
Dienstleistungsbranchen nicht länger hinter der 
Lohnentwicklung in der Industrie zurückblei-
ben. Der aktuelle Tarifabschluss bei der Post hat 
mit einer Lohnerhöhung von vier Prozent hier ein 
deutliches Zeichen gesetzt.

Die Arbeitgeber warnen hingegen routinemäßig 
vor „überzogenen“ Lohnforderungen: Die Metallar-
beitgeber verweisen auf das schwieriger werdende 
wirtschaftliche Umfeld, die öffentlichen Arbeitge-
ber beschwören die „leeren Kassen“ und die Not-

Warum höhere Löhne nicht nur für die Beschäftigten in Deutschland, sondern auch in Europa gut sind, 
erklären die WSI-Tarifexperten Reinhard Bispinck und Thorsten Schulten.

wendigkeit, die Staatsfinanzen zu konsolidieren. 
Tatsächlich sind kräftige Lohnsteigerungen jedoch 
konjunktur- und wirtschaftspolitisch drin-
gend geboten: Die bisherigen starken Zuwächse 
im Export werden sich in diesem Jahr wegen der 
Rezession in Europa nicht fortsetzen, die Investiti-
onstätigkeit der Unternehmen ist relativ schwach 
und auch die öffentlichen Haushalte wachsen nur 
bescheiden. Da kommt der Entwicklung des privaten 
Verbrauchs eine Schlüsselstellung zu: Nur wenn es 

gelingt, die realen Einkommen der Beschäftigten 
deutlich anzuheben, kann der private Konsum die 
Binnennachfrage hierzuland e stützen und damit die 
Gefahr einer stagnativen wirtschaftlichen Entwick-
lung reduzieren. 

Hinzu kommt die europaweite Bedeutung der 
deutschen Lohnpolitik: Das bisherige deutsche 
Wirtschaftsmodell „Starker Export – schwacher 
Binnenmarkt“, das durch die sehr gedämpfte ge-
samtwirtschaftliche Lohnentwicklung verstärkt 
wurde, hat maßgeblich zu den extremen ökono-
mischen Ungleichgewichten in Europa beigetra-
gen. Umso wichtiger ist es, dass Deutschland seine 
Binnenwirtschaft stärkt, um insgesamt wieder eine 
gleichgewichtigere ökonomische Entwicklung zu 
ermöglichen. Gerade für die südeuropäischen Kri-
senstaaten ist eine Stärkung des deutschen 
Wachstumsmotors unerlässlich.

Genauso notwendig ist eine Korrektur der Um-
verteilung. Die Schere zwischen den Gewinn- und 
Vermögenseinkommen und den Arbeitseinkommen 
hat sich in den vergangenen Jahren zulasten der Be-
schäftigten weit geöffnet. Daran hat auch die Krise 
2008/2009 nichts Wesentliches geändert. Eine ak-
tive Lohnpolitik in der Tarifrunde 2012 würde weder 
die Unternehmen überfordern, noch Arbeitsplätze 
gefährden. Das Einzige, was passieren würde, wäre, 
dass die Gewinne weniger rasch steigen würden als 
die Löhne. Und das wäre gut so.   •

➜

Dr. Reinhard Bispinck, 60, (links) 
leitet das WSI-Tarifarchiv in 

der Hans-Böckler-Stiftung. 
Dr. Thorsten Schulten, 45, ist 

Referatsleiter für Arbeits- und 
Tarifpolitik in Europa beim WSI, 
dem Wirtschafts- und Sozialwis-

senschaftlichen Institut in der 
Hans-Böckler-Stiftung. Fo
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Mehr Lohn stärkt die Konjunktur
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DIES &DAS

„Ich glaube, dass er ernsthaft sein Land auf eine 
wirkliche Demokratie hin orientiert.“

Gerhard Schröder, SPD, Bundeskanzler a.D., am 7. März im Deutschland-
funk zur Wiederwahl des russischen Präsidenten Wladimir Putin.

8

BALLUNGSRÄUME: Neue Wohnungsnot droht

dieDGBgrafik

Wenn Bund und Länder nicht gegen-
steuern, droht vor allem in Großstäd-
ten und Ballungsräumen ein massiver 
Mangel an bezahlbaren Mietwohnun-
gen. Davor warnt die Initiative „Im-
pulse für den Wohnungsbau“, zu der 
auch die IG BAU gehört. Die Politik 
habe sich weitgehend aus der Woh-
nungsbauförderung verabschiedet. 
Die Folge: Schon jetzt fehlen mehr 
als 100 000 Mietwohnungen. Bis 2017 
müssten rund 825 000 neue Mietwoh-
nungen gebaut werden. Das belegen 
zwei Studien im Auftrag der Initiative. ©
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Quelle: Matthias Günther, Eduard-Pestel-Institut, im Auftrag der Initiative "Impulse für den Wohnungsbau", Februar 2012.
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Schlusspunkt●

personalien
Film: Schnee am Kilimandscharo von Robert Guédiguian. 
Kinostart: 15.3., www.der-schnee-am-kilimandscharo.de 
Der Film erzählt spannend und unterhaltsam von gewerkschaftlicher 
Solidarität. Michel und seine Frau sind in der Gewerkschaft aktiv. Als in 
Marseille Hafenarbeiter entlassen werden müssen, kündigt er sich aus 
Solidarität selbst. Es bleibt der Traum von der Reise zum Kilimandscha-
ro. Ein Überfall beendet diesen Traum jäh. Als sich herausstellt, dass 
ein Ex-Kollege dahinter steckt, ist der Schock groß. Doch dann kommt 
es zu einer unerwarteten Wendung. 

Tipp
 ••• Andreas Schackert, 33, ist 
neuer Referent in der Abteilung Or-
ganisation und Entwicklung beim 
DGB-Bundesvorstand. Der Politik-
wissenschaftler, seit 2002 beim 
DGB-Projekt „students@work” 
tätig, vertritt Frank Rzeppa, der 
die Abteilung bis Ende Mai kom-
missarisch leitet. Abteilungsleiter 
Christian Lauschke, befindet sich 
derzeit in Elternzeit.
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19.3.  GEW Niedersach-
sen, Berufsschultag 2012 „Ju-
gendliche Lebenswelten kontra 
Schule?“, Hannover

19.3.  DGB-Region Köln-
Bonn, ver.di Köln, Diskussion „Wert 
des freien Sonntags – Wandel der 
Gesellschaft – Wandel des Ar-
beitsalltages“, Köln

20.3.  DGB, Internationa-
le Konferenz „Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit – sozial, gerecht und aktiv“, 
Berlin

22.3.  DGB-Bezirk NRW, 
Tagung „Leitbild Demokratische und 
Soziale Hochschule“, Dortmund

23.3.  DGB und Deutscher 
Frauenrat, Demonstration zum Equal 
Pay Day „Recht auf Mehr!“, Berlin

23.3.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Tagung „Vorbeugen statt 
verharmlosen. Aktiv werden gegen 
Rassismus“, Düsseldorf

23.-24.3.  GEW Bayern, Semi-
nar „Privatisierung von Bildung“, 
München

24.3.  DGB Essen, Veran-
staltung „Schikane und Mobbing 
sind an der Tagesordnung“ mit 
Günter Wallraff, Essen

29.-30.3.  ver.di, Tagung „Gu-
te Arbeit und alter(n)sgerechte Ar-
beitsbedingungen als Herausforde-
rungen für betriebliche Interessen-
vertretungen“, Berlin

29.-30.3.  ver.di-Forum Nord, 
2. Fachkonferenz Arbeitszeit, Trave-
münde

31.3.  D G B - R e g i o n 
Schleswig-Holstein Südost und 
Bündnis „Wir können sie stop-
pen!“, Demonstration und Kund-
gebung „Kein Nazi-Aufmarsch in 
Lübeck!“, Lübeck

31.3.  IG BAU, 7. Außer-
ordentlicher Gewerkschaftstag, 
Frankfurt/Main
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K ü n d i g u n g

Den Betriebsrat umfassend informieren
Vor einer Kündigung wegen Diebstahls oder des Verdachts eines

Diebstahls muss der Arbeitgeber dem Betriebsrat nicht nur die von
ihm festgestellten Fakten mitteilen, sondern auch den Verlauf des Ar-
beitsverhältnisses sowie die gesamte Interessenabwägung.

Der Fall: Die 41-jährige Arbeitnehmerin war über zehn Jahre als
Reinigungskraft in einer Badeanstalt tätig, als sie eine Abmahnung
wegen Verlassens des Geländes ohne vorherige Abmeldung erhielt.
Nach zwei weiteren Ermahnungen  – sie hatte den Arbeitsplatz ohne
Abmeldung verlassen und während der Arbeitszeit ein privates Tele-
fonat geführt, ohne dieses Gespräch als „privat“ zu kennzeichnen –
wurde sie arbeitsunfähig krank. Als sie trotzdem im Betrieb gesehen
wurde, wie sie das Fundsachenregal durchsuchte und ohne Rück-
sprache einen Tauchring mitnahm, kündigte ihr der Arbeitgeber. Ge-
genüber dem Betriebsrat begründete er den Sachverhalt, erwähnte
jedoch die Abmahnung und die Ermahnungen nicht. Trotz Bedenken
des Betriebsrates sprach er eine fristlose und vorsorglich eine frist-
gemäße Kündigung aus. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Die Kündigung ist bereits aus formel-
len Gründen unwirksam, weil dem Betriebsrat zu wenig mitgeteilt
wurde. Grundsätzlich muss der Arbeitgeber dem Betriebsrat mehr als
nur die konkreten Fakten mitteilen, aus denen sich der Verdacht des
Diebstahls ergebe. Er muss ihn in der Anhörung auch über Abmah-
nungen, Ermahnungen usw. informieren und schildern, welche Ge-
sichtspunkte er vor seinem Kündigungsentschluss wie gegeneinan-
der abgewogen hat.

H a r t z  I V

Jobcenter zahlt keine Medizin
Kosten für verschreibungspflichtige, aber außerhalb der Arznei-

mittelversorgung durch die Krankenkasse liegende Arzneimittel sind
vom Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts gedeckt. 

Der Fall: Der Mann, der an mehreren Krankheiten leidet, wollte in
einem Eilverfahren das Jobcenter verpflichten, die Kosten für teure
verschreibungspflichtige Medikamente zu übernehmen. Diese hatte
er sich auf Privatrezept verschreiben lassen und sein Hausarzt hatte
bestätigt, dass „nur diese Medikamente“ ihm helfen können. Der
Antrag wurde abgelehnt.. 

Das Sozialgericht: Der Antragsteller hat nicht glaubhaft ge-
macht, dass die genannten nicht durch andere, von der Krankenkas-
se zu übernehmende Mittel ersetzt werden könnten. Allein die nicht
näher begründete Bescheinigung des Hausarztes genügt für eine
Glaubhaftmachung nicht. Es ist auch nicht Aufgabe des Jobcenters,
als Ersatzkostenträger für verschreibungspflichtige, im Einzelfall per
Privatrezept verordnete Medikamente aufzukommen. Der Antrag-
steller hat gegen seine Krankenkasse einen Anspruch auf Versorgung
mit notwendigen Arzneimitteln. Einen Mehrbedarf für verschrei-
bungspflichtige, aber den Leistungsumfang der gesetzlichen Kran-
kenversicherung überschreitende Arzneimittel sieht das Gesetz nicht
vor. Die Kosten für solche medizinisch nicht notwendigen, weil außer-
halb der Arzneimittelversorgung durch die Krankenkasse liegenden,
Arzneimittel sind von dem im Regelbedarf zur Sicherung des Lebens -
unterhalts enthaltenen Anteil für Gesundheitspflege gedeckt.

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Kasse zahlt Potenzmittel nicht
Ein Versicherter, der an Erektionsstörungen leidet, kann nicht von

der Krankenkasse die Übernahme der Kosten für das Potenzmittel
Cialis verlangen. Das Gesetz schließt Arzneimittel von der Versorgung
der gesetzlichen Krankenversicherung aus, bei deren Anwendung ei-
ne Erhöhung der Lebensqualität im Vordergrund steht. Dass behin-
derte Menschen auch von dieser Regelung betroffen sind, bedeutet
keine Benachteiligung wegen der Behinderung.

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Kein Geld für rezeptfreie Salben 
Menschen, die an Neurodermitis erkrankt sind, haben keinen An-

spruch auf Übernahme der Kosten für rezeptfreie Medikamente.
Hautpflegemittel, die keine Arzneimittel sind, hat der Gesetzgeber
von vornherein nicht in den Leistungskatalog der gesetzlichen Kran-
kenversicherung aufgenommen. Das gilt zum Beispiel für Fettsalben
oder Ölbäder wie Linola oder Balneum-Herbal F. 

V e r b e a m t u n g  v o n  L e h r e r n

Altersgrenzen sind wirksam
Eine Altersgrenze von 40 Jahren für die Einstellung und Über-

nahme in das Beamtenverhältnis als Lehrer ist mit Verfassungsrecht
und Europarecht vereinbar. Beamtenrechtliche Einstellungsalters-
grenzen stellen zwar eine Ungleichbehandlung dar. Sie dienen je-
doch dem legitimen Ziel, im Hinblick auf den Anspruch der Ruhe-
standsbeamten auf lebenslange Versorgung ein angemessenes Ver-
hältnis zwischen aktiver Dienstzeit und Ruhestand herzustellen. 

V e r e i d i g t e  S a c h v e r s t ä n d i g e

Höchstaltersgrenze unzulässig 
Eine Industrie- und Handelskammer darf in ihrer Satzung keine

generelle Höchstaltersgrenze für alle öffentlich bestellten und verei-
digten Sachverständigen festsetzen. Das gilt vor allem, wenn die
Festlegung der Altersgrenze in der Sachverständigenordnung nicht
den Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit, der Verhütung von
Straftaten oder dem Schutz der Rechte und Freiheiten anderer 
dient. 

B e a m t e n r e c h t

Kein Sex zwischen Schülern und Lehrern
Sexuelle Handlungen zwischen Lehrern und minderjährigen

Schülern führen grundsätzlich zur Entfernung des Beamten aus dem
Dienst. Auch unabhängig vom Alter der Schüler stellen sexuelle Be-
ziehungen zwischen Lehrern und Schülern ein Dienstvergehen dar. 

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, 
Urteil vom 10. Januar 2012 – 2 Sa 305/11

Sozialgerichts Stuttgart, 
Beschluss vom 23. Mai 2011 - S 11 AS 2585/11 ER

Bundesverwaltungsgericht, 
Urteile vom 23. Februar 2012 - 2 C 76.10, 79.10 und 2.11

Bundesverwaltungsgericht, 
Urteil vom 1. Februar 2012 - 8 C 24.11

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 6. März 2012 - B 1 KR 10/11 R

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 6. März 2012 - B 1 KR 24/10 R

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 5/12
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Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 24. Februar 2012 - 3 A 11426/11.OVG
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Sozialer Rettungsschirm für Europa
Die derzeitige Politik der EU und 
der Mitgliedstaaten ist aus Sicht der 
Gewerkschaften nicht geeignet, die 
Eurokrise zu lösen. Sie hat vor allem 
dazu geführt, dass sich die Lebens-
bedingungen vieler Menschen in 
Europa dramatisch verschlechtert 
haben. „Europa braucht dringend 
einen sozialen Rettungsschirm“, er-
klärt der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer. Gemeinsam mit EGB und 
nationalen Gewerkschaftsbünden 
fordert der DGB deshalb einen Sozi-
al- und Wachstumspakt für Europa.

Die Gewerkschaften wollen den 
Ratifizierungsprozess des EU-Fiskal-
vertrags nutzen, um für einen Kurs-
wechsel in Europa zu mobilisieren 
und neue Konjunktur- und Beschäf-
tigungsprogramme in der EU durch-
zusetzen. Im Eilverfahren planen EU 
und Mitgliedstaaten, den EU-Fiskal-
vertrag zu beschließen – europa-
weit und auch hierzulande. Sobald 
er von zwölf Euroländern ratifiziert 
ist, tritt er in Kraft. In Deutschland 
soll sich der Bundestag bereits am 
25. Mai abschließend mit dem Ver-
trag befassen. Der Fiskalpakt wer-
de die Krise verschärfen statt sie zu 

geeignet, Wachstum und Wettbe-
werbsfähigkeit in den EU-Staaten 
zu stärken. „Die gegenwärtige 
Krisenpolitik reicht nicht aus, Staa-
ten wie Griechenland wirtschaftlich 
wieder auf die Beine zu bringen. Es 
sind vor allem die Beschäftigten 
und die sozial Benachteiligten, die 
den Preis für eine Krise bezahlen, 
die sie nicht verursacht haben“, 
stellt Michael Sommer fest. 

Europaweit wächst der Wider-
stand gegen diese Politik. Soziale 
Unruhen drohen, nicht nur in Grie-
chenland. Nach Portugal riefen für 
den 29. März die spanischen Ge-
werkschaften zum Generalstreik 
auf. Der DGB hat seine Solidarität 
mit den Streikenden in Spanien 
erklärt (www.dgb.de/-/6HR). Einen 
ersten Erfolg bei ihrer Kampagne 
für einen Kurswechsel in Europa 
konnten die Gewerkschaften Ende 
März in Berlin erzielen: Bundes-
kanzlerin Angela Merkel versprach, 
sich für ein europäisches Wachs-
tumsprogramm einzusetzen. Das 
allein reicht den Gewerkschaften 
nicht. Ihr Ziel: Soziale Grundrechte 
müssen Vorrang vor wirtschaftli-
chen Grundfreiheiten haben. 

Wie leichtfertig die Kommission 
mit Arbeitnehmerrechten umgeht, 
zeigt ihr jüngster Vorstoß zum 
Streikrecht („Monti II“), der vor-
sieht, dass die EU-Staaten Streiks 
an die EU melden, „die das ord-
nungsgemäße Funktionieren des 
Binnenmarktes schwerwiegend 
beeinträchtigen”. Das muss im Rat 
geändert werden, fordert DGB-
Vorstand Annelie Buntenbach. Ein 
wirksames Streikrecht sei absolut 
unerlässlich.   •

+ Um mobile Arbeitnehmer-
Innen besser vor Ausbeu-

tung zu schützen, fordert Josip 
Juratovic (SPD) eine General-
unternehmerhaftung. Dem-
nach soll der Hauptunterneh-
mer auf einer Baustelle ver-
antwortlich für die Einhaltung 
von Rechten von mobilen 
ArbeiternehmerInnen sein.

- Für Johann Wadephul 
(CDU) reicht Vertrauen 

aus, um der Ausbeutung von 
mobilen ArbeitnehmerInnen 
zu begegnen. Er meint: „Kon-
trolle ist gut, Vertrauen ist 
besser“. Es gebe genug 
Schutz-Regelungen, die von 
Unternehmen eingehalten 
werden müssten.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

 www.dgb.de/tag-der-arbeit
DGB-Portal zum 1. Mai 

2012 mit Informationen 
und Fakten

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Beschluss des DGB-
Bundesvorstandes zu 

Tarifverträgen und 
zum Streikrecht für die 

Beschäftigten bei 
Diakonie und Caritas

lösen, so DGB-Vorstandsmitglied 
Claus Matecki.

Aus Sicht der Gewerkschaften 
ist der auf strenge Haushaltsdiszi-
plin ausgerichtete Fiskalpakt, der 
eine Schuldenbremse nach deut-
schem Vorbild vorschreibt, kaum 
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Unter Dauerstrom
Eine Sonderauswertung des 

DGB-Index Gute Arbeit zeigt: 

Arbeitshetze und Zeitdruck 

belasten die Beschäftigten 

immer stärker. DGB und Ge-

werkschaften machen gegen 

diese Entwicklung mobil
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Zukunft im Fokus
Die DGB-Organisationsreform 

schreitet schnell voran. ein-

blick zeigt den Stand der Um-

setzung in den Bezirken NRW, 

Niedersachsen – Bremen – 

Sachsen-Anhalt und Nord
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Gutes Zusammenspiel
Der Standort Deutschland 

kann nur profitieren, wenn 

Industrie und industrienahe 

Dienstleistungen gut koope-

rieren, meint Klaus-W. West 
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Quelle: Eurostat, 
März 2012

Spanien

Griechenland

Portugal

Eurozone

EU

Frankreich

Italien

Deutschland

Österreich

23,3

19,9

14,8

10,7

10,1

10,0

9,2

5,8

4,0

Spanien: Jede/r Vierte 
arbeitslos
Saisonbereinigte Arbeitslosenquote 
in ausgewählten EU-Mitgliedstaaten, 
Stand: Januar 2012 (in Prozent)

Infolge der Krise und der unsozialen, 
neoliberalen Strategien der EU und 
der Mitgliedstaaten zur Krisenbe-
wältigung ist die Arbeitslosigkeit 
in vielen Ländern der EU gestie-
gen. Vor allem in Spanien – ganz 
besonders hart trifft es dort junge 
Menschen. Fast jede/r Zweite 
unter 25 ist arbeitslos.
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Stückwerk
Als Symbolpolitik, die allenfalls zu 
kosmetischen Korrekturen führt, 
sieht DGB-Vorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach den Referenten-
entwurf für eine Rentenreform, den 
Bundesarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) nach mehr als 
einem halben Jahr Rentendialog 
nun vorgelegt hat. Kernstück ist 
die Einführung einer Zuschuss-
Rente. Zudem soll es geringfügige 
Leistungsverbesserungen bei den 
Erwerbsminderungsrenten geben, 
und die Hinzuverdienstgrenzen bei 
vorgezogener Altersrente sollen 
neu geregelt werden. Auch soll 
künftig die Zahlung von Zusatz-
beiträgen durch die Arbeitgeber 
möglich sein.
Die Vorschläge seien vielleicht 
gut gemeint, nur leider nicht gut 
gemacht, urteilt Buntenbach. Die 
Gefahr zunehmender Altersarmut 
werde kaum wirkungsvoll be-
kämpft. Der begünstigte Personen-
kreis sei zu eng und falsch definiert. 
Und fast durchgängig falle die Hö-
he der Leistungsverbesserungen 
viel zu zaghaft aus. „Die besonders 
von Altersarmut bedrohten Risiko-
gruppen der geringverdienenden, 

langzeitarbeitslosen und erwerbs-
geminderten Menschen werden 
von der Reform nur wenig profitie-
ren“, so Buntenbach.   •
www.dgb.de/-/6p8

POLITIK AKTUELL

Fragenan ...

■ Wie ist die wirtschaftliche Situation in 
Irland zurzeit?
■ Die Krise ist weiter in vollem Gange. Das 
wirkt sich insbesondere auf dem Arbeitsmarkt 
aus. Wir haben eine Arbeitslosigkeit von über 
14 Prozent. Mittlerweile ist sie ein struktu-
relles Problem. Viele sind jetzt bereits über ein 
Jahr arbeitslos. Das betrifft vor allem Jüngere. 
Der irische Export läuft wieder ganz gut, die 
exportierende Wirtschaft ist aber nicht sehr 

arbeitsintensiv. Ergebnis der Sparhaushalte 
der letzten vier Jahre ist: Die Binnennachfra-
ge liegt nach wie vor brach. Und die irische 
Wirtschaft ist um ein Fünftel geschrumpft.
■ Wie stehen die irischen Gewerkschaften 
zum geplanten Referendum über den 
EU-Fiskalvertrag?
■ Wir sind uns noch nicht sicher, wie wir da-
mit umgehen sollen. Wir glauben, dass der 
Vertrag keine Vorteile bringt, zögern aber der-
zeit noch einen Beschluss hinaus. Das geht, 
weil noch kein Datum für das Referendum 
festgesetzt wurde. Wir wollen zudem den 
Ausgang der französischen Präsidentschafts-
wahlen abwarten – der sozialistische Kandi-
dat François Hollande möchte den Fiskalpakt 
neu verhandeln, falls er gewinnt.

■ Was wären die Konsequenzen einer 
Ablehnung des Fiskalpakts?
■ Das ist die bittere Pille, die dieses Re-
ferendum darstellt: Was passiert, wenn 
wir als Resultat einer Ablehnung des 
Vertrags aus dem Europäischen Stabili-
tätsmechanismus ausgeschlossen wür-
den? In diesem Fall würden die Märkte 
reagieren. Und obwohl im Moment die 
Notwendigkeit nicht besteht, europä-
ische Hilfsgelder zu beantragen, könnten 
wir im Falle eines Ausschlusses genau in 
eine solche Situation kommen. Wir leh-
nen jedoch ab, eine Schuldenbremse in 
die Verfassung aufzunehmen. Denn dann 
müssten wir für alle Zeiten eine rigide 
Sparpolitik durchsetzen.

David Begg, 
Generalsekretär des 
irischen Gewerk-
schaftsbunds ICTU, 
zur Lage in Irland und 
zum geplanten irischen 
Referendum über den 
EU-Fiskalpakt.Fo
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Vorschlag 
misslungen
Eine Reform der EU-Entsende-
richtlinie ist überfällig. Auch die 
Gewerkschaften fordern das. Jetzt 
hat die EU-Kommission einen Vor-
schlag vorgelegt. Sie wolle damit 
Schwarzarbeit eindämmen und die 

P a r t e i e n f i n a n z i e r u n g

Kuchen verteilt
Die im Bundestag vertretenen Par-
teien erhielten 2010 gut 127,1 Mil-
lionen Euro an staatlichen Mitteln. 
Nach den Rechenschaftsberichten 
der Parteien gab es für die CDU fast 
43 Millionen Euro, die SPD erhielt 
rund vier Millionen weniger: 39 
Millionen Euro. Erheblich weniger 
gab es für Bündnis 90/Die Grünen 
(11,4 Mio.) und FDP (13,4 Mio.). 
Sie lagen aber damit noch über den 
Einnahmen der Linken (10,8 Mio.) 
und der CSU (9,6 Mio.).   •

Rechte entsandter ArbeitnehmerIn-
nen stärken, erklärt EU-Kommissar 
Laszlo Andor. Dieses Ziel habe die 
Kommission gründlich verfehlt, kriti-
siert der IG-BAU-Vorsitzende Klaus 
Wiesehügel. Statt Arbeiter Innen zu 
schützen und betrügerischen Unter-
nehmen das Leben zu erschweren, 
hätten Letztere es künftig – auf-
grund der neuen Vorgaben für die 
Kontrollbehörden – einfacher. Alles 
in allem entpuppe sich der gutge-
meinte Vorschlag als Desaster, so 
Wiesehügel. Die IG BAU setzt da-
rauf, dass sowohl EU-Ministerrat 
wie auch das Europäische Parla-
ment den Vorschlag ablehnen.   •

7,4 5,01,2 4,516,135,230,6

8 4 425 2039

Saarland-Wahl:  SPD bei GewerkschafterInnen vorn 
Stimmenanteile bei der Landtagswahl im Saarland vom 25. März 2012 
(in Prozent)
Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2012 / Landeswahlleiterin Saarland

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim
*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)

©
 D

G
B 

ei
nb

lic
k 

06
/1

2

CDU Die Linke Grüne FDP

FDP 0

Piraten Andere

Mit 39 Prozent schneidet die SPD bei der Saarland-Wahl in der Gunst 
der gewerkschaftlich organisierten WählerInnen deut-
lich besser ab als die CDU (25%). Auf dem dritten Platz folgt Die Linke 
(20%), die aber mit einem Minus von zehn Prozentpunkten die höchsten 
Verluste unter den GewerkschafterInnen hinnehmen musste. Zur Null-
nummer ist die FDP geworden: Null Prozent der GewerkschafterInnen 
machten ihr Kreuzchen bei den Liberalen. Anders die Piraten: Aus dem 
Stand erreichten sie acht Prozent.

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungs-
gruppe Wahlen, Mannheim

*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben 
DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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Hohe Verluste für Die Linke
Stimmen von Gewerkschaftsmit-
gliedern* bei der Landtagswahl 2012 
im Saarland – Veränderungen gegen-
über 2009  (in Prozent)
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Die Krankenkassen warnen: Burn-
out ist in der Arbeitswelt auf dem 
Vormarsch. Seit 1994 sind die Fehl-
zeiten in den Betrieben aufgrund 
psychischer Leiden um 80 Prozent 
gestiegen. DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach kritisiert: „Der 
Arbeitsplatz gilt als Stressfaktor 
Nummer eins.“ Die Sonderauswer-
tung des DGB-Index Gute Arbeit 
beleuchtet, wie die Beschäftigten 
ihre Situation im Betrieb wahr-
nehmen. 52 Prozent müssen sehr 
häufig oder oft gehetzt arbeiten. 
63 Prozent geben an, dass sie seit 
Jahren immer mehr Arbeit in der 
gleichen Zeit verrichten müssen. 

Der DGB warnt: Bei rund 40 
Prozent der Frauen und 30 Prozent 
der Männer, die als vermindert 
erwerbsfähig anerkannt sind, ist 
eine psychische Erkrankung der 
Grund für Erwerbsminderung. Fast 
20 Prozent der Rentenzugänge 
erfolgen inzwischen über Erwerbs-
minderungsrente. Aber auch in den 
Betrieben werden die Folgen sicht-
bar. Edeltraud Glänzer, Mitglied im 
geschäftsführenden Hauptvorstand 
der IG BCE, erklärt, wie sich die 
erfolgsorientierte Leis tungspolitik 
auf die Arbeitsbedingungen aus-
wirkt. „Die Erfolge von gestern 
sind der Ausgangspunkt für die 
Steigerungsraten von morgen.“ 
Solche Systeme könnten schnell zu 
psychischen Fehlbelastungen füh-
ren, wenn die Beschäftigten über 
zu wenig Ressourcen verfügten, so 
Glänzer. Ein zu geringer Zeitpuffer, 
fehlende Unterstützung durch Kol-
legen und Führungskräfte sowie 
nicht ausreichende Weiterbildung 
tragen dazu bei. 

Wie die anderen Gewerk-
schaften unterstützt die IG BCE 
Betriebsräte und Beschäftigte mit 

zahlreichen Initiativen zum Thema 
Gute Arbeit. Zum Beispiel mit der 
Kampagne „Gesunder Mensch im 
gesunden Unternehmen“, die ge-
schlechterspezifische Unterschiede 

bei krankmachenden Faktoren für 
Frauen und Männer analysiert und 
Lösungswege aufweist. Denn, auch 
das zeigt der DGB-Index Gute Ar-
beit, Frauen sind der Arbeitshetze 
und dem Zeitdruck stärker ausge-
setzt. So fühlen sich 58 Prozent 
aller Vollzeit arbeitenden Frauen 
sehr häufig oder oft gehetzt – bei 
den Männern sind es 51 Prozent. 
Ein Grund: Frauen sind weiterhin 
hauptsächlich für Haushalt und 
Kinder zuständig. Glänzer fordert 
deshalb die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf noch stärker zu 
fördern und den Ausbau der Kin-
dertagesstätten voranzutreiben.

Hans-Jürgen Urban, geschäfts-
führendes Mitglied im IG Metall-
Vorstand, kritisiert, dass der in der 
Krise bereits sehr hohe Druck auf 
die Beschäftigten im Aufschwung 
zugenommen hat. Der DGB-Bericht 

belegt: 65 Prozent der Beschäf-
tigten im Maschinen- und Fahr-
zeugbau müssen in der gleichen 
Zeit immer mehr schaffen. Dagegen 
geht die IG Metall vor. Zum Beispiel 
mit Hilfe des „Anti-Stress-Pakets“, 
mit dem Betriebsräte Risiken auf 
psychische Belastungen am Ar-
beitsplatz erfassen und präventive 
Maßnahmen einleiten können. 
Urban kündigt zudem an, die Ko-

operation mit der Wissenschaft zu 
forcieren. Und: Auf politischer Ebe-
ne soll die bestehende Schutzlücke 
bei psychischen Gefährdungen – 
bisher gibt es keine gesetzlichen 
Regeln – geschlossen werden. 

Außerdem unterstreicht Urban, 
wie wichtig der Kampf gegen pre-
käre Beschäftigung als eine origi-
näre Quelle für psycho-soziale Be-
lastungen ist. Deshalb mache sich 
die IG Metall in der aktuellen Ta-
rifrunde für mehr Mitbestimmung 
durch die Betriebsräte beim Einsatz 
von LeiharbeiterInnen stark. Scharf 
kritisieren die Gewerkschaften 
Arbeitgeber, die die Beschäftigten 
auf mehr Stress-Resistenz trimmen 
wollen. Buntenbach macht deut-
lich: „Wir brauchen kein Konditi-
onstraining für die Beschäftigten, 
sondern Arbeitsbedingungen, die 
weniger Stress produzieren.“   •

D G B - I n d e x  G u t e  A r b e i t

Beschäftigte unter Dauerstrom
Permanenter Stress und Hetze in der Arbeitswelt avancieren zum 
Gesundheitsrisiko Nummer eins. Eine Repräsentativumfrage des 
DGB-Index Gute Arbeit belegt: Große Teile der Beschäftigten leiden 
stark unter den aktuellen Arbeitsbedingungen. DGB und Gewerk-
schaften machen Druck: im Betrieb und auf politischer Ebene.

einblick 6/12

POLITIK AKTUELL
Arbeitshetze 
ohne Ende

Die Sonderauswertung des 

DGB-Index Gute Arbeit mit 

dem Titel „Arbeitshetze, 

Arbeitsintensivierung, Ent-

grenzung“ macht deutlich, 

unter welchem Druck ein 

großer Teil der Beschäf-

tigten täglich leidet. Sie be-

legt beispielsweise: Wer im-

mer unter Druck ist, kann zu 

Hause schlecht abschalten. 

Ein Drittel aller Befragten 

hat damit Probleme. 

37 Prozent müssen auch zu 

Hause an Schwierigkeiten 

bei der Arbeit denken. Von 

vielen ArbeitnehmerIn-

nen wird zudem ständige 

Erreichbarkeit erwartet. 

Der Bereich Erziehung und 

Unterricht, das Gastgewerbe 

und die Informations- und 

Kommunikationsbranche 

liegen hier vorn. 

Der Bericht basiert auf der 

Befragung von 6083 abhän-

gig Beschäftigten. Die Daten 

wurden 2011 erhoben. 

Befragt wurden Arbeitneh-

merInnen aus allen Bran-

chen, Einkommens- und 

Altersklassen, Regionen und 

Betriebsgrößen, gewerk-

schaftlich Organisierte 

ebenso wie Nicht-Mitglieder. 

Das vorliegende Ergebnis 

ist repräsentativ. 

Mehr Infos zum DGB-Index 
Gute Arbeit:
www.dgb-index-gute-arbeit.de

➜

Stress und Arbeitshetze sind besonders im Gastgewerbe, den Berufen im 
Sozial- und Gesundheitswesen sowie auf dem Bau verbreitet.
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Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2012
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Im Gastgewerbe besonders stressig
Anteil von Beschäftigten, die sehr häufig oder oft unter Arbeitshetze und 
Zeitdruck leiden (in Prozent)
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PROJEKTE UND PARTNER

zu machen. Die Gewerkschaften 
erwarteten „schlüssige Antwor-
ten“ zum Kampf gegen prekäre 
Beschäftigung, zur Energiewende, 
zu Bildung und Ausbildung sowie 
zu einer gerechten Steuerpolitik. 
Der DGB fordert zudem einen Be-
standsschutz für von Rot-Grün be-
reits umgesetzte Projekte, wie zum 
Beispiel das Tariftreuegesetz.
www.nrw.dgb.de

••• Der Vorsitzende des DGB-
Hamburg, Uwe Grund, hat die 
Entscheidung des Bauer-Ver-
lags begrüßt, den Vertrieb des 
rechtsextremen Magazins „Zu-
erst!“ einzustellen. Hintergrund: 
Bereits im Dezember 2011 hatte 
der DGB Hamburg den Verlag in 
einem offenen Brief aufgefordert, 
den Vertrieb der Zeitschrift durch 
ein Bauer-Tochterunternehmen 
einzustellen. Grund betont: „In-
zwischen ist der Verlag jedoch aus 
dem Vertrieb des Blättchens ausge-
stiegen.“ Der offizielle Grund: der 
Vertrieb sei nicht rentabel.

••• Arbeit und Leben Sachsen und 
der DGB-Bezirk Sachsen laden 
gemeinsam mit dem DGB-Bezirk 
Berlin-Brandenburg am 27. April 
zur Tagung „Gesund auf dem 
Bau – Gefährdungen erken-
nen, Maßnahmen ergreifen – 
mit gesunder Psyche” nach 
Schkeuditz (Sachsen) ein. Exper-
tInnen aus Gewerkschaften, Politik 
und Wissenschaft diskutieren und 
analysieren unter anderem, wie Ar-
beitsunfälle im Baugewerbe besser 
vermieden werden können. Auch 
psychische Erkrankungen durch 
Stress oder Mobbing und der Ju-
gendarbeitsschutz stehen auf dem 
Programm.   
www.sachsen.dgb.de

••• Der DGB-Bezirk NRW hat 
für die Landtagswahlen am 13. 
Mai seine Forderungen an die 
Politik formuliert. Andreas Meyer-
Lauber, Vorsitzender des DGB NRW, 
forderte die Parteien auf, die Inte-
ressen der ArbeitnehmerInnen zum 
zentralen Thema des Wahlkampfes 
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Setzen Sie ein Zeichen,  
damit die UNO endlich strikte  
Kontrollen für den weltweiten  
Waffenhandel beschließt.  

Ihre Stimme rettet Leben.
www.amnesty.de/haendehoch 

T B S  H e s s e n

Datenschutz 
im Wandel
Global agierende Konzerne und 
soziale Netzwerke wie Facebook 
und Twitter erfordern neue Re-
geln, um die Daten der Arbeitneh-
merInnen zu schützen. Doch der 
Gesetzentwurf zum Arbeitnehmer-
datenschutz der Bundesregierung 
wird dem nicht gerecht und wird 
von Gewerkschaften und Daten-

schützerInnen massiv kritisiert. 
Wie Betriebsräte und Beschäftigte 
trotzdem Daten schützen können, 
will die DGB-Technologiebera-
tungsstelle (TBS) Hessen mit einer 
Fachtagung am 5. Juni in Frankfurt 
/ Main zeigen. Dort können sich 
Betriebs- und Personalräte über 
die aktuellen Entwicklungen im 
Datenschutz informieren. Neben 
Expertenvorträgen sind Workshops 
zum betrieblichen Datenschutz und 
zu sozialen Netzwerken geplant.   •
www.tbs-hessen.de

In seinem sorgfältig aufbereiteten 
Dokumentenband „Der Freie 
Deutsche Gewerkschafts-
bund – 1945-1949/50“ be-
schreibt Peter Rütters, Politologe 
an der FU Berlin, den Funkti-
onswandel des Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbundes 
(FDG B) in der jungen DDR. Denn 
mit Gründung des neuen Staates 
standen nicht mehr die sozialen 
und materiellen Interessen der 
Beschäftigten im Mittelpunkt, 
sondern die Produktivitätssteige-
rung zur Planerfüllung. Der Autor 
zeichnet den Weg der ostdeut-
schen Gewerkschaftsbewegung 
vom Tagesbefehl Nr. 2 der Sowje-

tischen Militäradministration am 
10. Juni 1945, der die Gewerk-
schaftsgründung ermöglichte, 
bis zum zentralistischen FDGB 
als Massenorganisation der SED 
nach. Dabei werden sowohl der 
Parteienstreit zwischen SPD und 
KPD/SED als auch die rigide Ab-
lösung der Betriebsräte durch 
Betriebsgewerkschaftsleitungen 
und die Entmachtung der Ein-
zelgewerkschaften umfassend 
behandelt.

Siegfried Mielke, Peter Rütters (Hg.): 
Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund 
1945-1949/50, Quellen zur Geschichte 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung 
im 20. Jahrhundert, Band 15, 
Verlag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn, 2011, 
1028 Seiten, 68 Euro

neueBücher

D G B - B r o s c h ü r e

Schwanger in 
der Ausbildung
Der Ratgeber „Ausbildung, 
schwanger – und jetzt?“ der DGB-
Jugend richtet sich an junge Frauen, 
die während ihrer Berufsausbildung 

schwanger werden. Die Broschüre 
erläutert alle Aspekte vom Mut-
terschutz bis zur Vereinbarkeit von 
Ausbildung und Familie. Dazu gehö-
ren auch Freistellungsmöglichkeiten 
für den Vater, Infos zur Elternzeit, 
finanzielle Hilfsangebote sowie 
Modelle der Kinderbetreuung. Im 
Anhang finden sich zahlreiche Links 

zu weiterführenden Informationen. 
Der Ratgeber kann für 0,14 Euro 
plus Versandkosten bestellt wer-

den: www.dgb-bestellservice.de   •
Kostenloser Download: 

www.bit.ly/Ratgeber_schwanger
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?...nachgefragt

Die Netzwerkarbeit, die wir 
in den vergangenen zehn Jahren geleistet ha-
ben, kommt dem Kreisverband auch in den 
neuen Strukturen zugute. Wir sind vor Ort in 
allen wichtigen Gremien vertreten – vom Ver-
waltungsbeirat der Arbeitsagentur, deren alter-
nierender Vorsitzender ich bin, bis zum Integra-
tionsausschuss. Der DGB wird ernstgenommen 

– von Politik, Medien, Arbeitgebervertretern 
und auch von den Mitgliedsgewerkschaften.

Unser Themenspektrum ist riesig – es reicht 
von der Unterstützung von Streikaktionen in 
Betrieben und Branchen über Gespräche mit 
allen politischen Parteien, um Einfluss auf die 
Haushaltsberatungen zu nehmen, bis etwa zur 
Gründung eines „Bündnisses für Industrie“ ge-
meinsam mit IG BCE, IG Metall, rund 30 Unter-
nehmen und der IHK (www.zukunft-industrie.
de). Besonders wichtig für uns ist eine intensive 
Pressearbeit. Im letzten Jahr haben wir rund 
80 Pressemitteilungen veröffentlicht – mit 
guter Resonanz: In mehr als 160 Artikeln hat 

die Presse unsere Positionen aufgenommen. 
Nicht jeder ehrenamtliche Kreis- oder Orts-
vorstand wird in der Lage sein, ähnlich viel zu 
stemmen wie wir. Als Geschäftsführer einer 
gewerkschaftsnahen Arbeitsmarktgesellschaft 
habe ich mehr Freiräume für die DGB-Arbeit 
als andere, die sich nur nach Feierabend enga-
gieren können. Und doch ist die neue Struktur 
für alle eine Chance. Sie erfordert es, dass auch 
die Gewerkschaften bekennen: Das ist unser 
Kreisvorstand. Wichtig ist dabei vor allem, dass 
die Ehrenamtlichen eigenverantwortlich agie-
ren können .
www.krefeld.dgb.de

Ralf Köpke ist seit zehn 
Jahren Vorsitzender des DGB-
Kreisverbandes Krefeld. Be-
reits 2002 war der Kreisver-
band Teil eines DGB-Modell-
projekts zum ehrenamtlichen 
Engagement vor Ort. 
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Aktiv vor Ort
Ein Ziel der DGB-Organisationsreform ist es, die Interessen der Ge-
werkschaften verstärkt in die Kommunalpolitik einzubringen. Beispiele 
aus den DGB-Bezirken Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt, 
Nordrhein-Westfalen und Nord zeigen, was möglich und was notwen-
dig ist, damit der DGB in Landkreisen und Kommunen als wichtiger 
politischer Akteur wahrgenommen wird. 

Das Zwischenfazit, das die Vor-
sitzende der drei Bezirke ziehen, 
ist positiv. „Ich bin zuversichtlich, 
dass die Organisationsreform den 
DGB stärken wird. Die Reform sorgt 
dafür, dass der DGB vor Ort stark 
und kompetent vertreten ist“, er-
klärt der NRW-Bezirksvorsitzende 
Andreas Meyer-Lauber. Für den 
Bezirk sei die Organisationsreform 
zugleich eine Herausforderung: 

„Wir müssen dafür sorgen, dass 
in allen 54 Kreisen ein DGB er-
kennbar ist.“ Das Engagement auf 
kommunaler Ebene sei neben der 
Arbeit im Bund und in den Ländern 
für den DGB fundamental wichtig, 
betont Hartmut Tölle, Vorsitzender 
des DGB-Bezirks Niedersachsen – 
Bremen – Sachsen-Anhalt. „Denn 
vor Ort wird über die Lebens- und 
Arbeitsbedingungen unserer Mit-

glieder entschieden.“ Besonders 
wichtig sei dem Bezirk, „die be-
reits vorhandenen erfolgreichen 
und vielfältigen Strukturen vor Ort 
einzubeziehen“. Auch der Bezirk 
Nord ist bei der Umsetzung der 
Organisationsreform gut vorange-
kommen: „Wir sind zuversichtlich, 
dass wir bis Ende 2013 die Grün-
dung der Kreis- und Stadtverbände 
abgeschlossen haben“, sagt der 
Vorsitzende Uwe Polkaehn. Das sei 
vor allem der engagierten Mitarbeit 
der Kollegen vor Ort zu verdanken. 
„Es war nicht zu erwarten, dass es 
so hervorragend läuft.“ Besonders 
hebt Polkaehn hervor, dass die 
Kommunikation mit und zwischen 
den Gewerkschaften vor Ort enorm 
an Intensität gewonnen habe.

Selbst in Regionen, in denen 
das ehrenamtliche Engagement im 
DGB bisher eher keine Rolle spielte, 
sind erste Kreisverbände erfolg-
reich gegründet worden, beispiels-
weise in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Besonders reibungslos ging 
die Gründung der neuen Kreis- und 
Stadtverbände überall dort über 
die Bühne, wo bereits ehrenamt-
liche Strukturen vor Ort existierten. 
So knüpft der DGB-Kreisverband 
Stormarn in Schleswig-Holstein an 
die erfolgreiche Arbeit der letzten 
Jahre an. „Wir sind nah dran an der 
Politik im Kreis“, erklärt der Vorsit-
zende Uwe Teut, Polizeibeamter 

DGB präsent vor Ort
Zwischenbilanz: Gründung der ehrenamtlichen DGB-Kreis- und 
Stadtverbände, Stand: Januar 2012

bun-
des-
weit

Nord NRW Niedersachsen – 
Bremen –
Sachsen-Anhalt

Bestehend 147 7 27 36

Gründung 2012 165 11 16 24

Gründung 2013 30 1 2 1

noch nicht terminiert 12 4 8 –
Gesamt 354 23 53 61
Quelle: DGB-Bundesvorstand

Anfang des Jahres hat der DGB eine Zwischenbilanz zur Umsetzung der 
DGB-Organisationsreform gezogen. Die Zahlen dürften bereits überholt 
sein, laufend kommen neue Kreis- und Stadtverbände hinzu.

und GdP-Mitglied, und betont: 
„Alle Mitglieder im Vorstand sind 
betrieblich verankert.“ Thematisch 
setzt der Kreisverband Schwer-
punkte unter anderem beim Kampf 
gegen Rechts und ganz aktuell in 
der Unterstützung der KollegInnen, 
die sich in Tarifauseinanderset-
zungen befinden. 

Der DGB-Kreisverband Emsland 
sorgte bereits im letzten Jahr über-
regional für Aufmerksamkeit, als er 
u.a. mit seinen Aktionen verhinder-
te, dass am 1. Mai in Lingen die 
Geschäfte geöffnet wurden. „Der 
Respekt vor dem DGB ist dadurch 
enorm gewachsen“, freut sich der 
Kreisvorsitzende Paul Kater. Jetzt 
ist der Kreisverband dabei, vor Ort 
eine „Allianz für den freien Sonn-
tag“ zu gründen. Auch für den 
DGB-Stadtverband Hagen nimmt 
die Bündnisarbeit eine zentrale 
Rolle ein. So gehört der DGB Ha-
gen (www.hagen.dgb.de) zu den 
Initiatoren des Bündnisses „Auf-
stehen für Hagen“ gegen die rigo-
rose Kürzungspolitik vor Ort. „Drei 
zentrale Themen – Gute Arbeit, 
Gute Bildung und Gutes Leben – 
bestimmen unsere Arbeit“, erklärt 
der Vorsitzende Jochen Marquardt. 
Als Sprachrohr der Gewerkschaften 
mischt der Stadtverband sich aktiv 
in die Politik ein – ob beim Thema 
Haushalt oder bei der Schulent-
wicklungsplanung.   •
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M a n a g e r g e h ä l t e r

Neue Regeln 
nötig
Eine angemessene Vergütung für 
Konzernchefs will DGB-Vorstands-
mitglied Dietmar Hexel über eine 
neue Regelung im Corporate-Go-
vernance-Kodex sicherstellen. Der 
Kodex, der bereits einen Passus 
zur Vorstandsvergütung enthält, 
könnte ergänzt werden, schlägt 
Hexel vor. Eine „atmende Decke-
lung“, nach der beispielsweise die 
maximale Höhe eines Managerge-

A r b e i t n e h m e r f r e i z ü g i g k e i t 

Sozial, gerecht und aktiv

halts über einen vom Aufsichtsrat 
festgelegten Faktor an die durch-
schnittlichen Einkommen der Be-
legschaft gekoppelt werde, wäre 
eine Möglichkeit, sagt Hexel. 

Seit langem wird kritisiert, dass 
sich Bezahlung und Status der 
Manager von der allgemeinen Ent-
wicklung abgekoppelt haben. Die 
bisher öffentlich gewordenen Ge-
hälter der Vorstandsvorsitzenden 
von DAX-Unternehmen stiegen 
zwischen 2010 und 2011 um 14 
Prozent, die Einkommen der Be-
schäftigten im gleichen Zeitraum 
hingegen nur um 3,3 Prozent.    •

Ab 1. Januar 2014 gilt auch für 
ArbeitnehmerInnen aus Bulgarien 
und Rumänien die volle Arbeit-
nehmerfreizügigkeit in Deutsch-
land. Annelie Buntenbach, Mitglied 
des DGB-Bundesvorstands, plädiert 
dafür, die Übergangsfrist bis dahin 
zu nutzen, um den Schutz für alle 
ArbeitnehmerInnen voranzubrin-
gen. „Es darf keine Ausbeutung 
von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern geben, egal ob zugewan-
dert oder einheimisch.“ Mit dem 

Projekt „Faire Mobilität“ und sei-
nen Beratungsstellen setzt sich der 
DGB für eine soziale und gerechte 
Gestaltung der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit ein. 

„Unser Ziel ist gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit am gleichen Ort“, 
betont Annelie Buntenbach. Die 
Erfahrungen mit der Freizügigkeit 
für acht mittel- und osteuropä-
ische Länder seit 1. Mai 2011 ha-
ben gezeigt, dass es sinnvoll ist, 
die mobilen ArbeitnehmerInnen 

bereits im Heimatland und in ihrer 
Muttersprache über den deutschen 
Arbeitsmarkt zu informieren. Dies 
funktioniert nur in Kooperation 
mit den Gewerkschaften vor Ort. 
Im März hat der DGB daher eine 
Vereinbarung mit den bulgarischen 
Gewerkschaftsbünden CITUB 
und PODCREPA im Rahmen des 
Projekts „Faire Mobilität“ abge-
schlossen. Unter anderem wurde 
vereinbart, gemeinsame, zweispra-
chige Infomaterialien zu erstellen. 
Weitere Vereinbarungen mit ost- 
und mitteleuropäischen Gewerk-
schaften sind geplant.   •
www.dgb.de/fairmobil

Mit einer 
gemeinsamen 
Aktion vor 
dem Branden-
burger Tor 
haben DGB 
und Deutscher 
Frauenrat am 
23. März, dem 
Equal Pay 
Day, auf die 
Entgeltlücke 
zwischen Frauen und Männern hingewiesen. Frauen verdienen weiter-
hin 23 Prozent weniger Geld als ihre männlichen Kollegen. Mit dem 
Motto „Recht auf mehr“ demonstrierten die TeilnehmerInnen für Ent-
geltgleichheit. Im Vordergrund auf dem Bild (von links nach rechts): 
DGB-Vize Ingrid Sehrbrock, der DGB-Vorsitzende Michael Sommer und 
Marlies Brouwers, Vorsitzende des Deutschen Frauenrates. 

G e r i c h t s e n t s c h e i d u n g

Lohndumping 
gestoppt
Das Hamburger Landesarbeits-
gericht (LAG) hat „medsonet“ – 
eine so genannte christliche Ge-
werkschaft im Gesundheitsbe-
reich – für nicht tariffähig erklärt. 
Damit folgten die Richter einem 
Antrag von ver.di. Ellen Paschke, 
Mitglied im ver.di-Bundesvorstand, 
begrüßt das Urteil: „Damit wird 
dem Lohndumping ein Riegel vor-
geschoben und dieser Pseudo-Ge-
werkschaft die Geschäftsgrundlage 
entzogen.“ Sie zeigt sich zudem 
optimistisch, dass das Bundesar-
beitsgericht die Entscheidung des 
LAG Hamburg bestätigen werde.   •

V e r k e h r

EVG und ver.di 
kooperieren
In enger Abstimmung sollen künftig 
tarifpolitische Ziele für den Straßen-
personenverkehr zwischen EVG und 
ver.di festgelegt werden. Beide Ge-
werkschaften unterzeichneten einen 
Kooperationsvertrag. Langfristiges 
Ziel der Zusammenarbeit ist es, ein 
einheitliches Tarifniveau in jedem 
Bundesland durchzusetzen. Darüber 
hinaus wurde vereinbart, wer jeweils 
die Federführung in den einzelnen 
Betrieben übernimmt. Sowohl der 
EVG-Vorsitzende Alexander Kirch-
ner wie auch das zuständige ver.di-
Vorstandsmitglied Christine Behle 

sind überzeugt, dass so die „best-
mögliche Interessenvertretung“ der 
Beschäftigten erreicht werde.   •

GEWERKSCHAFTEN

IG Metall und 
Branchen-Arbeitgeber 
wollen Lohndumping 

und Schwarzarbeit in der 
Textilreinigung und dem Tex-
tilservice bekämpfen. „Bünd-
nis gegen Schwarzarbeit 
und illegale Beschäftigung“ 
heißt der Pakt, der von IG 
Metall, Bundesfi nanzminis-
terium und Arbeitgebern 
geschlossen wurde. Die IG 
Metall erwartet nun für die 
Branche „mehr Fairness im 
Wettbewerb“.

Die GEW setzt auf 
die Öffentlichkeit, 
um den im Iran 

inhaftierten Universitätsdo-
zenten Professor Abdolreza 
Ghanbari zu unterstützen. 
Der 44-jährige Lehrer für per-
sische Literatur soll hinge-
richtet werden. Der interna-
tionale Protestaufruf kann 
national per Mail an die 
iranische Botschaft (info@
iranbotschaft.de) unterstützt 
werden. www.bit.ly/GIN6dE

Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllen-
berg empfi ehlt den 

WählerInnen in Nordrhein-
Westfalen, für „den Mindest-
lohn zu stimmen“. Es sei an 
der Zeit, dem Mindestlohn-
Placebo der CDU die rote 
Karte zu zeigen.

Seit Mitte März 
präsentiert sich die 
IG BCE mit einem 

neuen Internetauftritt. Unter 
anderem können Fotos und 
Videos in deutlich besserer 
Qualität abgerufen werden. 
Die Suchfunktion ist opti-
miert, der Aufbau der Seiten 
klarer gegliedert und das In-
formationsangebot schneller 
erfassbar. www.igbce.de

kurz&bündig
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Zukunft sichern

„Das Zusammenwirken 

von Industrie und Dienst-

leistungen ist von großer 

Bedeutung für eine nach-

haltige gesellschaftliche 

Entwicklung in unserem 

Land“, heißt es im indus-

triepolitischen Antrag, den 

der DGB-Kongress im Mai 

2010 beschlossen hat. Der 

industrielle Sektor bilde in 

Deutschland bis heute das 

Fundament für Wachstum, 

Wohlstand und Arbeitsplät-

ze. Um das auch in Zukunft 

zu gewährleisten, fordern 

DGB und Gewerkschaften 

von EU, Bundesregierung 

und Bundesländern eine 

aktive und nachhaltige 

Industriepolitik für Wachs-

tum und Beschäftigung, die 

„ökonomische, ökologische 

und soziale Fehlentwick-

lungen korrigiert“.

Studie

Der vollständige Titel der 

Studie von André Schmidt 

lautet: „Industrie und 

Dienstleistung heute: Eine 

Strukturanalyse der Volks-

wirtschaft der Bundesrepu-

blik Deutschland“. André 

Schmidt ist Professor für 

Makroökonomik und Inter-

nationale Wirtschaft an der 

privaten Universität Witten-

Herdecke. Die Studie kann 

kostenlos auf der Website 

der CSSA abgerufen werden. 

www.cssa-wiesbaden.de
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MEINUNG

In den 1950er Jahren prognostizierte Jean Fou-
rastié in seinem Buch „Die große Hoffnung des 20. 
Jahrhunderts“, dass der Dienstleistungssektor über 
kurz oder lang den Industriesektor ablösen werde. 
Seitdem ist diese Ablösung zu einer epochema-
chenden Metapher geworden, die das stetige Be-
schäftigungswachstum im Angestelltenbereich qua-
si logisch erscheinen ließ. Sie trug maßgeblich zur 
Begründung der „Dienstleistungsgesellschaft“ bei 
und gab der Industriekritik der Ökologiebewegung 
eine Perspektive. Jetzt sieht es so aus, dass dies alles 
ein Irrtum war. Zu diesem Schluss kommt eine Studie 
von Professor André Schmidt, die er im Auftrag der 
Chemie-Stiftung Sozialpartner-Akademie (CSSA) 
verfasst hat. Sein Fazit: Der Dienstleistungssektor 
löst die Industrie nicht ab, sondern Industrie und 
Dienstleistungen ergänzen sich.

Dabei geht es nicht um die alte Industrie der 
standardisierten Massenproduktion mit Ikonen wie 
dem „VW-Käfer“ und „Aspirin“. Es ist eine neue 
Industrie, die mit Service-Dienstleistungen in 
Wechselwirkung steht. Der Medizintechnikher-
steller B. Braun beispielsweise, der in verschiedenen 
Staaten Osteuropas Dialysestationen betreibt, fand 
dort nicht nur neue Absatzmärkte, sondern erhielt 
auch viele Anregungen für die technologische Wei-
terentwicklung , sei es von „elektronischen Patien-
tenakten“ oder einem „ehrlichen Feedback“ der 
Patienten zu seinen Geräten. 

Industrie und industrienahe Dienstleistungen 
treten immer häufiger als Erfolgs-Duo auf, wenn 
beide gut kooperieren. Die Schmidt-Studie zeigt 
aber auch: Die industrielle Produktion gibt den Takt 
an. Wachstum in der Industrie löst Wachstum im 
Dienstleistungssektor aus. Ein neues Produkt, 
sei es ein Automobil oder ein Medikament, erzeugt 
Bedarf an Beratung oder Hilfe bei der Bedienung. 
Produkte müssen gewartet und finanziert, nach 
einiger Zeit repariert oder erneuert werden. Und: 
Die Industrie beschäftigt den Dienstleistungs-Sektor, 
nicht umgekehrt.

Zudem haben seit der Finanzmarkt-Krise von 
2008 viele Wirtschaftswissenschaftler, Wirtschafts-

Totgesagte leben länger. Nicht erst in der Wirt-
schaftskrise hat sich gezeigt: Der industrielle 
Sektor bleibt von entscheidender Bedeutung für 
die Volkswirtschaft. Eine neue Studie bestätigt das. 
Der Standort Deutschland kann nur profitieren, 
wenn Industrie und industrienahe Dienstleistungen 
gut kooperieren, meint Klaus-W. West.

politiker und die Öffentlichkeit 
erkannt: Die Industrie ist stabiler 
als viele Dienstleistungsmärkte, 
auch was die Zahl und Sicher-
heit der Arbeitsplätze betrifft. 
Deutschland hat wegen seines 
starken industriellen Kerns die 
Krise schneller als andere Län-
der überwunden. Dank seiner 
Industrie ist Deutschland so 
stabil, wirtschaftlich vorn in 
Europa und wettbewerbs-
fähig. In Deutschland hat die 
Produktion der Industriegüter 
einen Anteil von etwa 40 Pro-
zent am Produktionswert der gesamten Volkswirt-
schaft, in Frankreich sind es 27,8 Prozent und in 
Großbritannien 22,7 Prozent.

Das gute Zusammenspiel von Industrie 
und Dienstleistung in Deutschland macht den 
entscheidenden Wettbewerbsvorteil der deutschen 
Industrie aus. Ob eine komplizierte Maschine oder 
eine Spezialchemikalie ein bisschen mehr oder we-
niger kostet, ist nicht entscheidend, wenn Dienst-
leistungsspezialisten zu einem Kunden nach Indien 
kommen, um die Maschine aufzustellen und Mitar-
beiterInnen zu schulen, oder wenn Hilfe schnell und 
zuverlässig kommt, wenn etwas schief läuft.

Darin zeichnet sich auch eine neue Qualität 
von Wachstum ab. Diese Art von Wachstum ist 
unerlässlich für die Bewältigung von Umweltproble-
men, die in Kürze auf der Rio+20 Konferenz wieder 
debattiert werden. Die Industrie hat aus der Wachs-
tumskritik der letzten 25 Jahre gelernt. Der Schutz 
des Klimas lässt sich nur mit Hilfe des Know-how 
der Industrie erreichen. Und die Industrie hat das 
Potenzial dazu, weil sie über einen hohen Anteil an 
qualifizierten Beschäftigten verfügt. 

In der Öffentlichkeit ist davon allerdings noch 
nicht viel angekommen. Noch immer erscheint die 
Industrie als alleinige Verursacherin aller Probleme. 
Diese Sichtweise verstellt den Blick auf einen zen-
tralen Sachverhalt, der für die Bewältigung und Re-
gulierung von Umweltproblemen zentral ist: Heute 
ist die Industrie vor allem als Problemlöserin gefragt. 
Für eine zukunftsweisende Industriepolitik kann 
das nur bedeuten: Sie muss die Bedingungen 
schaffen, um die Lernprozesse zwischen Indus-
triesektoren und unternehmensbezogenen Dienst-
leistungen optimal zu fördern.   •

➜

Dr. Klaus-W. West 
ist Geschäftsfüh-
rer der Chemie--
Stiftung Sozial-
partner-Akademie 
(CSSA) in Wiesba-
den. Zuvor war 
er unter anderem 
in der Wissen-
schaft und bei 
Gewerkschaften 
(DGB und IG BCE) 
tätig.

I n d u s t r i e p o l i t i k

Industrie als Problemlöserin
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„Der Heiratsmarkt zahlt sich für Frauen immer 
noch mehr aus als der Arbeitsmarkt.“ 

So beurteilt die Professorin Jutta Allmendinger, Präsidentin des Wissen-
schaftszentrum Berlin, die Situation für Frauen am 21. März auf einer 
DGB-Pressekonferenz zum Equal Pay Day.

8

BUNDESARBEITSGERICHT: Rekordjahr 2011

dieDGBgrafik

Die Richter am Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hatten 2011 alle Hände voll zu 
tun. Fast 950 neue Verfahren mehr 
sind 2011 im Vergleich zum Vorjahr 
eingegangen. Insgesamt lagen dem 
Gericht damit 3421 Verfahren zur Ent-
scheidung vor. Ein Drittel befasste sich 
mit den Themen Ruhegeld und Alters-
teilzeit (990). Es folgen Verfahren zu 
Kündigungen (731) und zum Arbeits-
entgelt (412). Sieben Monate dauerte 
im Schnitt die Bearbeitung. Die Richter 
urteilten in 2832 Fällen, das waren 
rund 200 Verfahren mehr als 2010. ©

 D
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Quelle: Bundesarbeitsgericht 2011
 

Eingegangene Verfahren beim 
Bundesarbeitsgericht von 2006 bis 2011 

Eingegangene Verfahren 2011 nach 
Rechtsgebieten (in Prozent) 

3421

29

2112

8
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24

2471
2322
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2006 2007 2008 2009 2010 2011

Ruhegeld (mit
Vorruhestand) 
und Altersteilzeit

Kündigungen, 
befristete Arbeits-
verhältnisse

Arbeitsentgelt

Betriebsver-
fassung und 
Personal-
vertretung

Tarifauslegung
und Tarif-
vertragsrecht

Sonstiges

Schlusspunkt●

TV: Markt oder Moral - Deutsche Unternehmen auf dem Prüfstand, 
ARD, 16. April, 23.30 Uhr. Ein Film von Christian Jentzsch/WDR
Was können VerbraucherInnen mit gutem Gewissen kaufen und was 
nicht? Eine schwere Entscheidung, denn viele Produkte entstehen mit 
Kinderarbeit, Niedriglöhnen, Umweltzerstörung. Während in Europa 
strenge Auflagen gelten, nutzen international tätige Konzerne den 
niedrigen Rechtsstandard in den armen Ländern – und machen Mil-
liardengewinne. Ein Beispiel dafür ist ein Stahlwerk in Brasilien, das 
ein Konzern aus NRW betreibt. Die Belastungen für die Umwelt sind 
immens. Europäische Menschenrechts- und Umweltorganisationen set-
zen sich dafür ein, der Bevölkerung in den armen Ländern Klagerechte 
gegen die Konzerne in den Herkunftsländern einzuräumen. Der Film 
berichtet aber auch von Initiativen deutscher Unternehmen, in armen 
Ländern faire Produktionsbedingungen zu etablieren.

Tipp
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2.4.  Lüneburger Bünd-
nis für Demokratie, Diskussion 
„Rechtspopulismus. Platt, dumm, 
gefährlich?”, Lüneburg 

3.4.  DGB Hagen, Arbeit 
und Leben, Diskussion „Gute Ar-
beit für Europa – Gerechte Löhne, 
Soziale Sicherheit“, Hagen

5.-9.4.  Bundesweite Oster-
märsche

5.4.  DGB-Jugend Mittel-
hessen, Vortrag und Diskussion „Ge-
neralstreik und Massenprotest“, 
Gießen

10.4.  Jahrestag der Ver-
abschiedung des Montan-Mitbe-
stimmungsgesetzes 1951

10.-14.4.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „Fachkraft Rechtsextremis-

mus-Prävention 2012“, Hattingen
11./12.4.  Hans-Böckler-Stif-

tung, Fachtagung „Leistungs- und 
erfolgsbezogene Entgelte“, Frank-
furt / Main

11.4.  Gedenktag, 67. 
Jahrestag der Befreiung des Kon-
zentrationslagers Buchenwald

13.-15.4.  DGB-Jugend Ber-
lin-Brandenburg, Seminar „Kör-
persprache und Präsenz“, Flecken-
Zechlin

17.4.  D G B - R e g i o n 
Bremen-Elbe-Weser, 18. Arbeits-
schutzkonferenz des DGB Bremen-
Elbe-Weser, Bremen

17.4.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung und DGB-Region Südwest-
falen, „Hochsauerlandgespräch: 

Arbeitskräfte und Fachkräfte in 
Südwestfalen“, Meschede

17.4.  IG Metall, GEW, 
DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, 
GEW Hessen, DGB Frankfurt, GEW 
Frankfurt-Rhein-Main, Diskussion 

„Für ein soziales Europa – Gegen 
neoliberale Kahlschlagpolitik und 
Abbau von Arbeitnehmerrechten 
– Solidarität mit den Menschen in 
Spanien, Portugal und Griechen-
land“, Frankfurt / Main
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F r i s t l o s e  K ü n d i g u n g

Fälschungsverdacht reicht aus
Der Verdacht gegen einen Mitarbeiter der Berliner Verkehrsbe-

triebe (BVG), unbefugt Fahrscheine hergestellt und vertrieben zu haben,
begründet die außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses.

Der Fall: Der Arbeitnehmer war mit der Verwaltung von Fahr-
scheinen für die BVG-Verkaufsstellen beschäftigt. Für die Mitarbeiter
der Verkaufsstellen besteht die Möglichkeit, in einem besonders ge-
sicherten Schulungsraum die Herstellung der Fahrscheine zu trainie-
ren. Nachdem zwei Kundinnen innerhalb kurzer Zeit mehrere Jahres-
karten und Tageskarten zur Erstattung eingereicht hatten, die in dem
Schulungsraum hergestellt worden waren, kündigte die BVG nach
Ermittlungen das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers fristlos. Die da-
gegen gerichtete Kündigungsschutzklage hatte keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Der Arbeitnehmer ist dringend ver-
dächtig, Fahrscheine hergestellt und vertrieben zu haben. Er hat Zu-
gang zu den Restrollen und dem Schulungsraum gehabt und ist
während der Herstellung der Fahrscheine im Dienst gewesen. Die
Kundinnen, die die Fahrscheine zur Erstattung einreichten, sind mit
dem Arbeitnehmer verwandt bzw. freundschaftlich verbunden. Bei
dieser Sachlage besteht eine ganz überwiegende Wahrscheinlichkeit,
dass der Arbeitnehmer an den Fahrscheinmanipulation beteiligt ge-
wesen ist. Dies berechtigte die BVG zur außerordentlichen Kündi-
gung des langjährigen Arbeitsverhältnisses; eine Täterschaft des Ar-
beitnehmers muss hierfür nicht nachgewiesen werden.

S c h w e r b e h i n d e r t e n e i g e n s c h a f t

Frage danach kann zulässig sein
Im bestehenden Arbeitsverhältnis ist die Frage nach einer

Schwerbehinderung nicht generell unzulässig. Der Erwerb des Son-
derkündigungsschutzes nach sechsmonatiger Beschäftigung kann
für eine eventuelle Sozialauswahl von Bedeutung sein. Das gilt ins-
besondere zur Vorbereitung von beabsichtigten Kündigungen.

Der Fall: Der schwerbehinderte Arbeitnehmer war in einem Be-
trieb beschäftigt, der insolvent wurde. Während des Insolvenzeröff-
nungsverfahrens erbat der Insolvenzverwalter zur Vervollständigung
bzw. Überprüfung der ihm vorliegenden Daten unter anderem Anga-
ben zum Vorliegen einer Schwerbehinderung. Der Arbeitnehmer ver-
neinte seine Schwerbehinderung. Nach Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens kündigte der Insolvenzverwalter das Arbeitsverhältnis frist-
gerecht. Die dagegen erhobenen Klage hatte keinen Erfolg.

Das Bundesarbeitsgericht: Die Frage nach der Schwerbehinde-
rung im Vorfeld einer vom Arbeitgeber beabsichtigten Kündigung
steht im Zusammenhang mit der Verpflichtung des Arbeitgebers, die
Schwerbehinderung bei der Sozialauswahl zu berücksichtigen. Darü-
ber hinaus genießt der Schwerbehinderte einen Sonderkündigungs-
schutz, wonach eine Kündigung der vorherigen Zustimmung des In-
tegrationsamtes bedarf. Die Frage diskriminiert behinderte Arbeit-
nehmer nicht gegenüber solchen ohne Behinderung. 

Infolge der wahrheitswidrigen Beantwortung der rechtmäßig ge-
stellten Frage nach einer Schwerbehinderung ist es dem Arbeitneh-
mer unter dem Gesichtspunkt widersprüchlichen Verhaltens ver-
wehrt, sich im Kündigungsschutzprozess auf seine Schwerbehinder-
teneigenschaft zu berufen. 

P e r s ö n l i c h e  D a t e n

Löschung nach Ende der Beschäftigung
Das Persönlichkeitsrecht eines Arbeitnehmers ist verletzt, wenn

der Arbeitgeber persönliche Daten und Fotos ausgeschiedener Ar-
beitnehmer weiter auf seiner Homepage präsentiert. Der betroffene
Arbeitnehmer kann deren Löschung verlangen.

A r b e i t s k a m p f

Beamte haben kein Streikrecht
Mit Blick auf die Treuepflicht gegenüber dem Dienstherrn und vor

dem Hintergrund der notwendigen Funktionsfähigkeit staatlichen
Handelns steht den Beamten kein Streikrecht zu. Dieses Streikverbot
gilt unabhängig davon, welche konkrete Funktion der einzelne Be-
amte ausübt, denn allein der Status als Beamter ist entscheidend.

G l e i c h b e h a n d l u n g s g e s e t z

Entschädigung ist an Frist gebunden
Wenn ein Stellenbewerber glaubt, er sei bei der Bewerbung dis-

kriminiert worden, kann er Ansprüche auf Entschädigung oder Scha-
denersatz geltend machen. Dafür muss er aber die gesetzliche Zwei-
monatsfrist einhalten. Bei Ablehnung einer Bewerbung beginnt die
Frist in dem Moment zu laufen, in dem der Bewerber von der Be-
nachteiligung Kenntnis erlangt. 

E U - F ü h r e r s c h e i n t o u r i s m u s

Gerichte dürfen im Ausland ermitteln
Führerscheine eines EU-Landes sind grundsätzlich von den ande-

ren Mitgliedstaaten anzuerkennen. Eine Ausnahme besteht aller-
dings dann, wenn der Führerscheininhaber seinen ordentlichen
Wohnsitz nicht im Ausstellerstaat hatte. Als ordentlicher Wohnsitz
gilt der Ort, an dem ein Führerscheininhaber wegen persönlicher
oder beruflicher Bindungen gewöhnlich wohnt, das heißt an mindes -
tens 185 Tagen im Kalenderjahr. Darüber, ob das Wohnsitzerforder-
nis im Einzelfall erfüllt ist, dürfen die nationalen Behörden und Ge-
richte bei dem Ausstellerstaat Informationen einholen.

A l t e r s d i s k r i m i n i e r u n g

Längerer Urlaub auch für Jüngere
Nach dem Gesetz dürfen Beschäftigte unter anderem nicht we-

gen ihres Alters benachteiligt werden. Eine tarifliche Regelung, die
den über 40jährigen einen längeren Urlaub gewährt, benachteiligt
Beschäftigte, die das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, un-
mittelbar und verstößt gegen das Verbot der Benachteiligung wegen
des Alters.

aktuelle Entscheidungen 
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 8. Februar 2012 - 24 Sa 1800/11

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 16. Februar 2012 - 6 AZR 553/10 

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 15. März 2012 - 8 AZR 160/11 

Hessisches Landesarbeitsgericht, 
Beschluss vom 24. Januar 2012 - 19 SaGa 1480/11 

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 7. März 2012 -3d A 317/11.O 

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 6/12
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Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 22. Februar 2012 - 16 A 1529/09

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 20. März 2012 - 9 AZR 529/10 
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Gute Arbeit und gerechte Löhne

Es brennt – vor allem in Europa. 
Der EU-Fiskalpakt (einblick 6/12) 
ist aus Sicht der Gewerkschaften 
nicht geeignet, Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit in Europa 
wiederherzustellen. „Es sind vor 
allem die Beschäftigten und die so-
zial Benachteiligten, die den Preis 

Für die IG Metall beginnt nun 
die heiße Phase in den Tarifver-
handlungen für die rund 3,6 Mil-
lionen Beschäftigten in der Metall- 
und Elektroindustrie. Die Verhand-
lungen in den Tarifbezirken blieben 
bisher ohne Ergebnis. Am 28. April 
endet die Friedenspflicht. Danach 
sind befris tete Warnstreiks mög-
lich. Auch die IG BCE steckt mitten 
im Tarifkampf für die rund 550 000 
Beschäftigten in der Chemischen 
Industrie. Am 7. Mai findet die erste 
Tarifverhandlung auf Bundesebene 
statt.

Die zentrale Maikundgebung, an 
der der DGB-Vorsitzende teilnimmt, 
ist in diesem Jahr in Stuttgart. Die 
weiteren Orte, an denen DGB-Vor-
standsmitglieder oder Gewerk-
schaftsvorsitzende sprechen werden:
Erfurt: Ingrid Sehrbrock, 
stellvertretende DGB-Vorsitzende
Köln: Annelie Buntenbach, 
DGB-Vorstandsmitglied 
Castrop-Rauxel: Claus Matecki, 
DGB-Vorstandsmitglied
Gladbeck: Klaus Wiesehügel,
IG BAU-Vorsitzender
Düsseldorf: Michael Vassiliadis, 
IG BCE-Vorsitzender
Siegen: Alexander Kirchner, 
EVG-Vorsitzender
Berlin: Ulrich Thöne,
GEW-Vorsitzender
Hamburg: Berthold Huber, 
1.Vorsitzender IG Metall
Augsburg: Franz-Josef 
Möllenberg, NGG-Vorsitzender
Lüneburg: Bernhard Witthaut, 
GdP-Vorsitzender
Saarbrücken: Frank Bsirske, 
ver.di-Vorsitzender
www.dgb.de/-/KkL

+ Die Grünen-MdB Katja 
Dörner und Tom Koenigs 

fordern, Kinderrechte in die 
Verfassung aufzunehmen. Die 
Zeit sei dafür zwanzig Jahre 
nach Inkrafttreten der UN-Kin-
derrechtskonvention reif. Das 
Wohl der Kinder müsse Vorrang 
haben. Etwa bei minderjäh-
rigen Flüchtlingen, die oft wie 
Erwachsene behandelt würden.

- Christine Haderthauer 
(CSU) warnt vor einem 

„extrem ideologiebeladenen 
Verhältnis zu Familien“. Sie 
findet, dass manche Kritiker 
einer Art „Krippen-Wahn“ 
verfallen seien, ganz nach 
dem Motto: „Liebe Eltern, 
beschäftigt euch ja nicht zu 
viel mit euren Kindern, sonst 
könnte ja was schiefgehen.“

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

lovedemocracy.arte.tv/de
Themenportal des 

Fernsehsenders Arte zur 
politischen Situation in 
Ländern, in denen 2012 

Wahlen stattfi nden. 
Unter anderem USA, 

Griechenland und Tunesien

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Der neue DGB-
Mediennewsletter. 

Mit aktuellen 
gewerkschaftlichen 

Positionen zu Rundfunk, 
Presse und Internet.

für die Krise zahlen, die sie nicht 
verursacht haben“, stellt der DGB-
Vorsitzende Michael Sommer fest. 
Ein Kurswechsel in Europa gehört 
deshalb zu den wichtigsten Forde-
rungen der Gewerkschaften am 1. 
Mai 2012. 

Auch im fünften Jahr nach Aus-
bruch der Krise gilt: Sie darf nicht 
auf dem Rücken der Beschäftigten 
und der sozial Schwachen ausge-
tragen werden. „Wir brauchen Gute 
Arbeit, gerechte Löhne und soziale 
Sicherheit. Eine neue Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt ist überfällig“, 
betont Sommer.

Der Tag der Arbeit steht in die-
sem Jahr auch im Zeichen aktueller 
Tarifauseinandersetzungen. Für die 
rund zwei Millionen Beschäftigten 
von Bund und Kommunen hat ver.di
bereits Ende März ein Ergebnis 
erzielt: Bis August 2013 sollen die 
Entgelte um insgesamt 6,3 Prozent 
steigen. Auch die Bedingungen für 
die Übernahme von Ausgelernten 
werden deutlich verbessert. Bis En-
de April läuft noch die Mitglieder-
befragung zum Tarifergebnis.

einblick 7/12
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Nach der Schlecker-Pleite
Für Dierk Hirschel, ver.di-Be-

reichsleiter Wirtschaftspolitik, 

muss die Politik Lehren aus 

der Schlecker-Pleite ziehen. 

Wie diese aussehen sollen, 

beschreibt er im einblick

Das Motto des DGB zum 1. Mai 
2012 macht deutlich: Gute Arbeit, 
gerechte Löhne und soziale Si-
cherheit fordern die DGB-Gewerk-
schaften nicht nur hierzulande, 
sondern europaweit.

Das Motto des DGB zum 1 Mai
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E x p e r t e n k o m m i s s i o n 

Bildungsdefizite 
abbauen
Die Expertenkommission für Inno-
vation und Forschung mahnt ein 
stärkeres Engagement der Politik 
im Bildungsbereich an. „Der Fach-
kräftemangel bedroht Deutsch-
lands Zukunftschancen“, fürchten 
die sechs WissenschaftlerInnen. Die 
Gutachter liefern seit 2008 im Zwei-
Jahres-Rhythmus ihre Analysen 
bei der Bundesregierung ab. Im 
gerade erschienenen Gutachten 
schreiben sie: „Der Innovations-
standort Deutschland droht Scha-
den zu nehmen, wenn die Bundes-
regierung es nicht schafft, (...) das 
deutsche Ausbildungssystem zu 
verbessern und die stille Reserve für 
den Arbeitsmarkt zu aktivieren.“

Dabei habe die Weiterentwick-
lung des Berufsbildungs- und Hoch-
schulsystems absoluten Vorrang. 
Bildungspolitik dürfe nicht aus-
schließlich darauf ausgerichtet sein, 
eine hohe Zahl von Akademikern 
zu erreichen. Sinnvoller seien eine 
hochwertige Ausbildung auf allen 
Stufen und eine „maximale Durch-
lässigkeit zwischen beruflichen und 
akademischen Bildungsgängen“. 
Bei der Weiterbildung müssen bis-
her unterrepräsentierte Gruppen 
stärker beteiligt werden. Bisher wir-
ke berufliche Weiterbildung „nicht 
als Ausgleich für entgangene Ausbil-
dung, sondern eher als Verstärkung 
vorhandener Unterschiede“. 

Die Empfehlungen der Wissen-
schaftler sind nicht neu und hätten 
schon lange umgesetzt werden 
können. So heißt es beispielsweise 
im Bildungspolitischen Programm 

des DGB: „Das gegenwärtige Bil-
dungssystem begünstigt ohnehin 
privilegierte Bildungsschichten 
und erschwert den Gruppen den 
Zugang, deren Benachteiligung 
ausgeglichen werden müsste, und 
der Zugang zur Hochschule muss 
allen offenstehen, die Qualifika-
tionen in der schulischen und be-
ruflichen Ausbildung, in der Beruf-
spraxis und in der Weiterbildung 

erworben haben. Arbeitnehmer-
gruppen, vor allem Geringqualifi-
zierte, Migranten und Menschen 
mit Behinderung, sollten über eine 
verstärkte Weiterbildung besser (...)
vorbereitet werden.“ Zudem sollte 
die Durchlässigkeit zum Hoch-
schulsystem für dual Ausgebildete 
ausgebaut werden. Das Programm 
wurde auf dem DGB-Kongress im 
Mai 1982 verabschiedet.   •

POLITIK AKTUELL

E U - B ü r g e r i n i t i a t i v e

Mitbestimmen
EuropäerInnen können künftig Vor-
schläge machen, welches Gesetz 
die EU-Kommission vorlegen soll. 
Die Europäische Bürgerinitiative ist 
seit dem 1. April in Kraft, und wer 
Europas Politik konkret beeinflus-
sen möchte, kann sich über dieses 
Instrument künftig direkt beteili-
gen. Doch bevor die Kommission 
aktiv wird, müssen eine Million 
MitstreiterInnen aus mindestens 
sieben EU-Ländern gefunden wer-
den, die ein Vorhaben unterstützen. 
Wie viele sich aus jeweils einem 
Land beteiligen müssen, ist unter-
schiedlich. In Deutschland sind es 
mindestens 74 250 Unterschriften, 
aus Estland würden wiederum 
4500 reichen. Für die Umsetzung 
müssen dann eine Million Namen 
auf der Liste stehen. Die SPD-
Bundestagsfraktion begrüßt das 
Gesetz. Es sei ein wichtiger Schritt: 
„Engagierte Bürgerinnen und Bür-
ger können der verzagten Politik 
Beine machen.“ Der Europäische 
Gewerkschaftsbund lobt die Initia-
tive, kritisierte allerdings schon im 

E n e r g i e k o s t e n

Akuter 
Handlungsbedarf
„Energie wird immer mehr zum 
Luxusgut“, kritisiert Kurt Klose, 
stellvertretender Sprecher der Na-
tionalen Armutskonferenz (NAK). 
Nach den Zahlen der nordrhein-
westfälischen Verbraucherzentrale 
wurde 2010 in 600 000 Haushalten 
im Land der Strom abgestellt, weil 

Vorfeld den hohen bürokratischen 
Aufwand. Schnelle Erfolge sind in 
der Tat kaum zu erwarten. Vor der 
Abstimmung stehen noch Zertifi-
zierungsverfahren und nationale 
Bescheinigungen. Die einzelnen 
Schritte des Verfahrens werden im 
„Leitfaden Europäische Bürgeriniti-
ative“ ausführlich beschrieben. Auf 
23 Seiten erläutert die Kommission 
das konkrete Verfahren.   •
bit.ly/3Jd6bQ

Stuttgart 21 und die benötigten 
Stromleitungen für die Energie-
wende haben ein altes Problem 
in den Vordergrund gerückt: die 
Akzeptanz der Bürger für Groß-
projekte. Nachdem die schwarz-
gelbe Koalition im Februar den 
Gesetzentwurf zur „Verbesserung 
der Öffentlichkeitsbeteiligung und 
Vereinheitlichung von Planfeststel-
lungsverfahren“ eingebracht hat, 
hat nun Bundesverkehrsminister 
Peter Ramsauer (CSU) noch ein 

H a n d b u c h  B ü r g e r b e t e i l i g u n g

Ergänzungen erwünscht

 B e t r e u u n g s g e l d

OECD warnt
Die Kritik am schwarz-gelben Be-
treuungsgeld reißt nicht ab. Jetzt 
hat sich auch die OECD gegen 
die Einführung ausgesprochen. In 
Deutschland seien Frauen über-
durchschnittlich oft in Teilzeit be-
schäftigt. Das Betreuungsgeld ver-
stärke entsprechende Anreize. Auch 
DGB-Vize Ingrid Sehrbrock sieht 
das Betreuungsgeld als gleichstel-
lungspolitische „Rolle rückwärts“, 
die den Berufsausstieg der Mütter 
fördere. Der DGB fordert stattdes-
sen einen verstärkten Ausbau von 
Krippenplätzen.   •

„Handbuch Bürgerbeteiligung“ 
vorgelegt. Es sei ein „Werkzeugka-
sten für alle Verantwortlichen“ und 
gebe Empfehlungen. Und da es um 
Bürgerbeteiligung gehe, könnten 
sich Bürger „und alle interessierten 
Kreise“ auch tatsächlich beteiligen. 
Auf der Webseite des Ministeriums 
können bis zum 9. Mai noch Vor-
schläge oder Ergänzungen (bit.ly/
H9P8G1) gemacht werden. Das 
81-seitige Handbuch selbst gibt es 
dort ebenfalls (bit.ly/HaAo9e).   •

die Menschen die Rechnung nicht 
bezahlen konnten, meldet die NAK. 
Energie werde damit zum „Luxus-
gut für rund 14,5 Prozent der von 
Armut bedrohten Menschen in 
Deutschland“. Das Armutsnetzwerk 
fordert deshalb Hilfsangebote, „die 
über eine reine Energieberatung hi-
nausgehen“. Klose erwartet, dass 
die Politik gemeinsam mit Energie-
versorgern sowie Verbraucher- und 
Schuldnerberatern bundeseinheit-
liche Lösungen erarbeitet.   •

Eine erheblich bessere Förderung durch Weiterbildungsangebote fordert 
die Expertenkommission der Bundesregierung. Der Wechsel nach 
der Ausbildung zur Hochschule sollte ebenso verbessert werden wie 
Bildungsangebote für Geringqualifizierte ohne Berufsabschluss.
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Jahrbuch 2011
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Das duale System liegt vorn
Bildungsabschlüsse der Bevölkerung ab 15 Jahren im Jahr 2010 (in 1000)

Duales System

Ohne beruflichen Abschluss

Hochschulabschluss

Fachschulabschluss

Fachhochschulabschluss
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Etwa 40 Prozent des Endenergie-
verbrauchs in Deutschland ent-
fallen auf den Gebäudebereich. 
Einsparpotenzial gibt es vor allem 
im Altbaubestand. 30 Jahre lang, 
so die IG BAU, müssten jedes Jahr 
450 000 Gebäude modernisiert 
werden, um die Klimaziele von EU 
und Bundesregierung zu erreichen. 
Danach sollen die gesamten CO2-
Emissionen Deutschlands bis 2020 
um 20 Prozent gesenkt werden. 
Trotz dieser hoch gesteckten Ziele 
wollte die Bundesregierung An-
fang des Jahres die Zuschüsse für 
das KfW-Programm zur Gebäude-
sanierung in zugesagter Höhe von 
1,5 Milliarden Euro jährlich bis zum 
Jahr 2014 um die Hälfte reduzie-
ren. Begründung: Die Finanzierung 
der Mittel soll aus dem „Energie- 
und Klimafonds“ erfolgen, und der 
erzielt geringere Einnahmen als 
ursprünglich geplant. Inzwischen 
hat der Haushaltsausschuss des 
Bundestages die 1,5 Milliarden bis 
2014 wieder freigegeben. Ob es 
dabei allerdings im nächsten Jahr 
bleibt, ist angesichts des Hin und 
Her in der schwarz-gelben Regie-
rungskoalition keineswegs sicher.

Gemeinsam forderten deshalb 
IG BAU und Naturschutzbund 
Deutschland (NABU) unlängst ei-
ne verlässlichere Förderungspolitik. 
„Die Bundesregierung muss ihre 
Zusagen für die Bereitstellung der 
Mittel einhalten“, sagt der IG BAU-
Vorsitzende Klaus Wiesehügel. 
„Sonst ist die Energiewende nicht 
zu schaffen.“ Mit ihrem Vorgehen 
habe die Regierung ihre eigenen 
Klimaschutzziele in Frage gestellt, 
erklärten IG BAU und NABU. Sie 
sehen das „Vertrauen in die staat-
liche Unterstützung für die Gebäu-
desanierung ernsthaft erschüttert“. 

Für die Beschäftigten der Bau-
wirtschaft verspricht die Energie-
wende ein über Jahrzehnte an-

haltendes Konjunkturprogramm: 
Baustoffindustrie, Innenausbau, 
Dachdeckerhandwerk und Woh-
nungswirtschaft werden davon 
profitieren. Laut Berechnungen 
des Bremer Energie Instituts, das 
jährlich neben den Energieein-
spareffekten auch die Beschäfti-
gungseffekte des CO2-Sanierungs-
programms der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) untersucht, 
entsteht bei einem Investitions-
volumen von einer Milliarde Eu-
ro ein Beschäftigungseffekt von 
16 500 Beschäftigten pro Jahr. 

fordert deshalb Klaus Wiesehügel. 
„Wenn es die Bundesregierung 
ernst meint mit ihren Klimazielen, 
muss sie die Zuschüsse im Haus-
halt fest einplanen.“ Außerdem 
müssten die Einspar-Potenziale im 
Gebäudesektor schneller realisiert 
werden. Dazu hat die IG BAU einen 
Forderungskatalog entwickelt:
�  Staatliche Zuschüsse für KfW-

Programme müssen ausgebaut 
und verstetigt, sozial ausge-
wogene steuerliche Erleich-
terungen geschaffen werden. 
Für die KfW-Zuschüsse werden 
dabei mindestens zwei Milliar-
den Euro pro Jahr benötigt, die 
perspektivisch auf bis zu fünf 
Milliarden ansteigen müssen.

�  Die Möglichkeit, Kosten für en-
ergetische Sanierungen auf die 
reguläre Kaltmiete umzulegen, 
sollte ersetzt werden durch ei-
nen separaten Zuschlag, den die 
Mieter zusätzlich zur Kaltmiete 
an den Vermieter zahlen. Die-
ser Zuschlag kann sich stärker 
an den eingesparten Energie-
kosten orientieren und helfen, 
drastische Erhöhungen der 
Warmmieten zu vermeiden.

�  Die Qualität von Sanierungen 
ist durch eine Zertifizierung 
fachkundiger Unternehmen zu 
sichern.

�  Qualifizierte Weiterbildungs-
angebote sind zu schaffen; die 
Betriebe müssen diese stärker 
nutzen.

Der Umbau der Energiewirtschaft 
wird weitere Arbeitsplätze schaf-
fen, beim Bau neuer Stromtrassen 
und in vielen anderen Bereichen. 
So freut sich der Mannheimer 
Bauriese Bilfinger Berger, der als 
Dienstleister für 15 der 17 deut-
schen Atomkraftwerke aktiv ist: 
„Bilfinger will am Atomrückbau 
verdienen“ meldeten die Zei-
tungen im vergangenen Jahr.   •

E n e r g i e w e n d e

Konjunkturprogramm für den Bausektor
Als Umweltgewerkschaft ist die IG Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU) gleich mehrfach mit dem Thema Energie-
wende konfrontiert. In der energetischen Gebäudesanierung ist eine Vielzahl von Jobs über Jahre zu erwarten.

Hochgerechnet auf ein Investiti-
onsvolumen von mehreren hun-
dert Milliarden Euro schätzt das 
Bundesumweltministerium den 
gesamten Beschäftigungseffekt auf 
rund 900 000 Personenjahre. 

Eine Zahl, die kaum gesunken 
sein dürfte, zu groß ist der Sa-
nierungsstau. „Die Mittel dürfen 
nicht vom Auf und Ab der Preise 
für CO2-Zertifikate abhängen“, 

einblick 7/12

GEWERKSCHAFTEN
Energiewende 
schafft 
Beschäftigung

Der Ausbau der erneu-

erbaren Energien in 

Deutschland hat erhebliche 

Wachstums- und Arbeits-

platzeffekte. Das belegt 

das Bundesumweltmini-

sterium (BMU) mit Hilfe 

mehrerer Studien. Dem-

zufolge stieg der gesamte 

Beschäftigungsbeitrag der 

erneuerbaren Energien in 

Deutschland auf aktuell 

rund 367 000 Arbeitsplätze 

gegenüber 160 000 im Jahr 

2004. Bis 2030 könnte sich 

die Brutto-Beschäftigung 

auf mehr als eine halbe Mil-

lion Beschäftigte erhöhen. 

Umfangreiche Modellrech-

nungen belegen, dass im 

gleichen Zeitraum auch die 

Nettobeschäftigungswir-

kungen der erneuerbaren 

Energien in Deutschland in 

nahezu allen analysierten 

Szenarien positiv sind.

Für den Bereich Windener-

gie an Land zeigen die Be-

rechnungen im Auftrag des 

BMU beispielhaft, wie sich 

der Ausbau auf die Beschäf-

tigung in den einzelnen 

Bundesländern auswirkt. Ei-

ne besonders große arbeits-

marktpolitische Bedeutung 

hat die Windkraft demnach 

in Niedersachsen, Schleswig-

Holstein, Sachsen-Anhalt 

und Brandenburg. Durch 

indirekte Effekte profitieren 

jedoch alle Bundesländer 

von den Produktions- und 

Installationsstandorten.

bit.ly/ItVRxi

➜
Der Marktanteil der Energie- und 
Ressourceneffizienz an den Bau- 
und Immobiliendienstleistungen 
steigt kontinuierlich – von derzeit 
17 auf 28 Prozent 2020. Gleichzei-
tig wächst das Gesamtvolumen 
von 232 auf 274 Milliarden Euro.
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* Umfasst Umsätze des Bauhaupt- u. 
Baunebengewerbes (nur Hochbau), des Facility 
Managements und der Energiedienstleistungen

Quelle: Euroconstruct; Roland Berger Studie 
Energie- und Ressourceneffizienz im Immobilien-
management 2011
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Wachsender Markt
Anteil der Energie- und Ressourcen-
effizienz am gesamten Volumen der 
Bau- und Immobiliendienst-
leistungen* (in Prozent)
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PROJEKTE UND PARTNER

••• DGB NRW und DGB-Bil-
dungswerk NRW laden gemein-
sam zur Tagung „Für Freiheit, 
Vielfalt und Toleranz!“ am 
28. April nach Dortmund ein, um 
Strategien gegen Rechts zu disku-
tieren. Dazu gibt es Workshops zu 
Themen wie Bündnisarbeit vor Ort, 
Neonazis im Fußball, Rassismus 
im Betrieb oder rechten Strate-
gien im Internet. Gemeinsam mit 
ExpertInnen aus Gewerkschaften, 
Politik und Praxis werden Ansätze 
diskutiert, um Rechtsextremismus 
zu bekämpfen.
www.dgb-bildungswerk-nrw.de/kongress

••• Gute Arbeit, nachhaltiges Wirt-
schaften und soziale Gerechtigkeit – 
dies sind die zentralen Forde-
rungen, die der DGB Nord im 
Vorfeld der Landtagswahlen in 
Schleswig-Holstein am 6. Mai an die 
künftige Landesregierung formuliert 
hat. Dazu gehören ein gesetzlicher 
Mindestlohn von 8,50 Euro pro 
Stunde, ein Landes-Tariftreuegesetz 
und Maßnahmen, um die Entgelt-
lücke zwischen Männern und 
Frauen zu schließen. Aber auch die 
Gestaltung der Energiewende so-
wie ein gerechtes und solidarisches 
Bildungssystem sind aus Sicht des 
DGB notwendig. Der DGB ruft auch 
zur Wahl auf, damit rechtsextreme 
Parteien keine Chancen haben. 

interregio

Anzeige

J o u r n a l i s t e n p r e i s

Kritik erwünscht
Zum achten Mal wird 2012 der Ot-
to-Brenner-Preis für kritischen  Jour-
nalismus verliehen. Die Otto-Bren-
ner-Stiftung schreibt den Preis für 
JournalistInnen aus, deren Beiträge 
auf sorgfältigen und investigativen 
Recherchen basieren. Unter dem 
Motto „Kritischer Journalismus – 
Gründliche Recherche statt be-
stellter Wahrheiten“ werden drei 
Hauptpreise vergeben. Zusätzlich 
wurden ein Spezialpreis für die 
beste Analyse, ein Newcomerpreis 
und ein Medienprojektpreis ausge-
lobt. Gemeinsam mit dem „Netz-
werk Recherche“ werden außer-
dem drei Recherche-Stipendien für 
NachwuchsjournalistInnen verge-
ben. Ausgezeichnet werden Jour-
nalistInnen, die gesellschaftlich 
relevante Themen bearbeiten und 

„Mach meinen Kumpel nicht an!“ 
ist eines der bekanntesten Bei-
spiele für erfolgreiche gewerk-
schaftliche Kampagnenar-
beit. „Campaigning“ wird nicht 
nur für Nichtregierungsorganisati-
onen und Vereine immer wichtiger, 
sondern auch in den Gewerkschaf-

ten. Der Leitfaden Einführung 
in das Campaigning zeigt wie 
man erfolgreich Kampagnen ent-
wickelt. Der Autor Andreas Graf 
von Bernstorff zeichnet verant-
wortlich für zahlreiche bekannte 
Greenpeace-Kampagnen. Fest 
steht: Für erfolgreiche Kampagnen 
müssen Ziele und Zielgruppen klar 
identifiziert sein. Die Aktionen 

neueBücher

G i r l s ‘  D a y

Mädchen 
machen mit
Der DGB und die Gewerkschaften 
laden gemeinsam mit Bündnispart-

und mögliche Erfolge müssen 
breit und wirksam kommuniziert 
werden. Dazu vermittelt das Buch 
die Grundlagen des Kampagnen-
handwerks und stellt verschiedene 
Kampagnentypen vor.

Andreas Graf von Bernstorff: 
Einführung in das Campaigning, Carl-
Auer-Systeme Verlag, Heidelberg 2012, 
120 Seiten, 13,95 Euro.

sich ihren kritischen Blick bewah-
ren. Bewerbungen werden bis zum 
31. Juli angenommen.   •
www.otto-brenner-preis.de

nern am 26. April, dem diesjährigen 
Girls‘ Day, zu zahlreichen Veranstal-
tungen ein. Auch 2012 empfängt 
der DGB-Bundesvorstand auch 
wieder Schülerinnen, die sich über 
Frauen in der Politik informieren 
wollen. Unter dem Motto „Mäd-
chen erobern Männerwelten“ 
können Schülerinnen ab der 5. 
Klasse am Mädchen-Zukunftstag 
in Unternehmen und Ins titutionen 
technische, handwerkliche, natur-
wissenschaftliche und IT-Berufe 
erkunden. Parallel findet der Boys‘ 
Day statt, um Jungen für soziale Tä-
tigkeiten wie Erzieher oder Pfleger 
zu begeistern.   •
Freie Plätze unter: www.girls-day.de.

D G B - B i l d u n g s w e r k

Vielfalt nutzen
Interkulturelle Vielfalt gehört in 
Deutschland dazu: 20 Prozent der 
Bevölkerung haben einen Migra-
tionshintergrund. Die Diversität 
birgt Chancen und Potenziale. 
Gleichzeitig entstehen neue He-
rausforderungen. Verschiedene 
Kommunikationsstile treffen auf-
einander. Auch Verwaltungen und 
kommunale Betriebe müssen sich 
mit interkulturellen Belegschaften 
und KundInnen auseinandersetzen. 
Das DGB-Bildungswerk hat dazu 
gemeinsam mit dem Kreis Lippe 
und der Stadt Waldkirch das Pro-
jekt „Verwaltungen interkulturell 
stärken – Vielfalt nutzen“ (veris) 
ins Leben gerufen. Ziel ist es, den 
Beschäftigten eine fundierte inter-
kulturelle Aus- und Weiterbildung 
zu bieten. „Den Umgang mit Viel-

falt kann man lernen“, sagt Daniel 
Weber, Leiter des Interkulturellen 
Kompetenzzentrums beim DGB-
Bildungswerk.   •
www.migration-online.de/veris
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Gewalt am 
Arbeitsplatz

Mit dem Thema Gewalt am 

Arbeitsplatz beschäftigt sich 

die Europäische Stiftung zur 

Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen in 

ihrem „European Working 

Conditions Survey“ (EWCS) 

seit der ersten Erhebung 

von 1990. Eine latente 

Zunahme physischer und 

psychischer Gewalt stellen 

die WissenschaftlerInnen 

fest. Die seit nun rund 20 

Jahren gesammelten Daten 

lassen für die aktuelle fünf-

te Erhebung noch einmal 

den Rückschluss zu, dass Ge-

walt am Arbeitsplatz – von 

Mobbing bis hin zu körper-

lichen Angriffen – häufiger 

auftritt. Stärker betroffen 

sind tendenziell Bereiche 

mit Kundenkontakt. 

Nach dem EWCS sind vor 

allem Beschäftigte im Ge-

sundheits- und Sozialwesen, 

dem Bereich Erziehung und 

Bildung, der öffentlichen 

Verwaltung sowie dem Sek-

tor Verkehr und Nachrichten-

übermittlung betroffen. Da-

bei spielen offenbar weder 

Qualifikation noch berufliche 

Position eine entscheidende 

Rolle. Die Befragung zeigt 

vielmehr, dass eher Ange-

stellte als ArbeiterInnen 

unter psychischer wie auch 

physischer Gewalt leiden. 

Die Zusammenfassung 

„Physische und psychische 

Gewalt am Arbeitsplatz“ 

basierend auf den Daten der 

vierten Erhebung liegt auch 

in deutscher Sprache vor.

bit.ly/ItVRxi

A r b e i t s b e d i n g u n g e n  i n  E u r o p a

Kaum Fortschritte
In den letzten Jahren haben sich europaweit die Arbeitsbedingungen 
nicht verbessert. Das ist ein Ergebnis der gerade veröffentlichten Erhe-
bung der EU-Stiftung zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen in Europa, kurz: Eurofound.

Seit 1990 führt Eurofound alle fünf 
Jahre eine Erhebung über die Ar-
beitsbedingungen in Europa durch. 
Für die aktuelle Umfrage wurden 
fast 44 000 Erwerbstätige in 34 
Ländern befragt – Beschäftigte und 
Selbstständige aus den 27 EU-Staa-
ten, aus Norwegen, Kroatien, der 
Türkei, Mazedonien und anderen 
Balkanstaaten. Die Ergebnisse sind 
wenig überraschend und decken 
sich mit nationalen Studien wie dem 
DGB-Index Gute Arbeit: Nachhaltig 
konnte in den letzten Jahren die 
Qualität der Arbeit nicht verbessert 
werden. Zwar ist europaweit die 
durchschnittliche Arbeitszeit gesun-
ken, dafür sind Arbeitsintensität und 
psychischer Druck gestiegen.

Weder in Sachen Autonomie 
am Arbeitsplatz noch bei den 

Chancen, sich weiter zu qualifi-
zieren, gab es in den letzten zehn 
Jahren entscheidende Fortschritte. 
Europaweit ist zudem die Zahl 
der befristet eingestellten Arbeit-
nehmerInnen gewachsen. Es wird 
immer schwieriger, zwischen So-
loselbstständigen und abhängig 
Beschäftigten zu unterscheiden, 
stellt Eurofound fest. Auch die 
Fortschritte bei der Gleichstellung 
der Geschlechter sind „begrenzt“. 
Die geschlechtsspezifische Tei-
lung des Arbeitsmarktes hat sich 
kaum verändert. Immerhin neh-
men zumindest in den weiblich 
dominierten Branchen Frauen häu-
figer Führungspositionen ein. Fast 
ein Fünftel der Erwerbstätigen, 
mehr als im Jahr 2000, hat große 
Schwierigkeiten, Job und Privatle-

ben zu vereinbaren. Insgesamt ist 
die „ehemals hohe Zufriedenheit 
mit den Arbeitsbedingungen leicht 
zurückgegangen“, so Eurofound.

Die Europäische Stiftung zur 
Verbesserung der Lebens- und Ar-
beitsbedingungen ist eine der ers-
ten Einrichtungen der EU, die be-
reits 1975 vom Europarat gegrün-
det wurde, um die Politik der EU 
wissenschaftlich zu unterstützen. 
Zu ihren Aufgaben gehört es, eu-
ropaweit die Lebens- und Arbeits-
bedingungen zu bewerten und zu 
analysieren, sowie für die Verant-
wortlichen und wichtigen Akteure 
der Sozialpolitik fundierte Gutach-
ten und Ratschläge zu formulieren. 
Ziel ist es, für mehr Lebensqualität 
europaweit zu sorgen. Das Beson-
dere: Eurofound ist tripartistisch 
organisiert. Im Verwaltungsrat, der 
die Arbeit von Eurofound begleitet, 
sind sowohl VertreterInnen der EU-
Kommission und der Regierungen 
der Mitgliedstaaten als auch der 
nationalen und europäischen Ge-
werkschaften sowie der Arbeitge-
berverbände vertreten.   •
bit.ly/eurofound_de

Fragenan ...

■ Welches Ziel verfolgt ihr 
mit der Erhebung?

■ Wir schauen vergleichend auf mittlerweile 34 
Länder. Unser Ziel ist es, den politischen Entschei-
dern europaweit die heterogene Lage in den ein-
zelnen Ländern deutlich zu machen. Das ist wich-
tig, um europäische Initiativen ergreifen zu können. 
Die Botschaft des Survey ist weder eindeutig posi-
tiv noch negativ. Positiv ist, dass die Arbeitszeit im 
Schnitt gesunken ist und weiter sinkt. Negativ ist, 
dass die Arbeitsintensität hoch bleibt und weiter 
steigt. Vor allem die psychische Belastung hat zu-
genommen. Hier besteht Handlungsbedarf. 
■ Was passiert mit den Ergebnissen eurer 
Arbeit?
■ Mit unserer Arbeit wollen wir europäische wie 

auch nationale Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände unterstützen und natürlich die EU-Kom-
mission, die nationalen Regierungen und das Euro-
päische Parlament (EP). EP-Abgeordnete waren die 
ersten, denen wir am 12. April die vertiefte Analyse 
des Survey präsentiert haben. Wir wollten zeigen: 
Ihr bekommt einen guten Gegenwert für das in Eu-
rofound investierte Geld – aussagekräftige Daten 
über den Stand von Arbeit in Europa.
■ Was ist eure Empfehlung an die Politik?
■ Die Politik sollte darauf reagieren, dass es über 
20 Jahre hinweg keine tatsächlichen Verbesse-
rungen gegeben hat. Gerade mit Blick auf die Krise 
sollte sie aktiv werden – sowohl in Europa als auch in 
den Nationalstaaten. So planen fast alle EU-Staaten 
eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit. Unsere 
Erhebung zeigt, dass ein großer Teil der Erwerbstä-
tigen sich kaum vorstellen kann, im derzeitigen Job 
bis zum 60. Lebensjahr durchzuhalten. Wenn also 
das Rentenalter heraufgesetzt werden soll, dann 
müssen mehr Anstrengungen unternommen wer-
den, um die Qualität der Arbeit zu verbessern. 

Erika Mezger ist seit 1. Juli 
2009 stellvertretende Direktorin 
von Eurofound. Zuvor war sie 
rund 15 Jahre für die For-
schungsförderung bei der Hans-
Böckler-Stiftung zuständig.

einblick 7/12
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Eine NGG-Umfrage unter 371 
Betriebsräten in der Nahrungsmit-
telproduktion zeigt: Werkverträge 
werden gezielt zum Lohndumping 
eingesetzt. So verdienen Werkver-
tragsbeschäftigte sechs Euro we-
niger als Festangestellte. Zudem 
nimmt der Einsatz von Werkverträ-
gen laut Umfrage zu. 57 Prozent 
der Nicht-Stammbelegschaft sind 
mittlerweile so beschäftigt. Das ist 

E r n ä h r u n g s i n d u s t r i e

Werkverträge auf dem Vormarsch
ein Anstieg von zehn Prozent seit 
2010. Gleichzeitig ging der Anteil 
der Leiharbeit um zehn Prozent zu-
rück. Die NGG fordert, gegen Werk-
verträge vorzugehen. So soll ein 
gesetzlicher Mindestlohn eingeführt 
und die Rechte der Betriebsräte sol-
len gestärkt werden. Die NGG will 
mehr Betriebsvereinbarungen zum 
Thema abschließen.   •
bit.ly/ngg_umfrage

I G  M e t a l l - S c h w a r z b u c h

Sackgasse 
Leiharbeit
Weniger Geld, kaum Sicherheit und 
keine Anerkennung, so schildern 
LeiharbeiterInnen im „Schwarz-
buch Leiharbeit“ der IG Metall 
ihren Alltag.  

Über 1000 Beschäftigte be-
richten in dem Buch persönlich 
über die Missstände, denen sie als 

LeiharbeiterInnen täglich in den 
Betrieben ausgesetzt sind. Erfah-
rungen wie „krank darf man als 
Leiharbeiter nicht sein“ oder „wir 
haben keinen Kündigungsschutz“ 
beschreiben die oft traurige Praxis 
in der Branche. Auch anhand des 
Urlaubsanspruchs wird deutlich, 
dass in deutschen Betrieben häufig 
mit zweierlei Maß gemessen wird: 
„Alle haben Anspruch auf 30 Tage 
Urlaub – nur die Zeitarbeiter nicht, 
die bekommen 24 Tage“, beklagt 

ein Leiharbeiter stellvertretend für 
seine KollegInnen. 

Das Schwarzbuch macht deut-
lich, wie massiv die schlechten 
Arbeitsbedingungen das Leben 
der mittlerweile knapp eine Milli-
on LeiharbeiterInnen beeinflussen. 
Daten und Fakten ergänzen die 
persönlichen Berichte, sodass ein 
detailliertes Gesamtbild der Leih-
arbeit in Deutschland entsteht.   •
Das Schwarzbuch zum Download: 

www.bit.ly/Schwarzbuch_Leiharbeit

Unter dem Motto „Wir wollen bleiben“ haben 200 Aktive der IG-Metall-
Jugend 100 Zelte vor der Zentrale des Arbeitgeberverbandes Gesamt-
metall in Berlin aufgebaut. Ihr Ziel: eine unbefristete Übernah-
me für Ausgebildete. Mit ihrer Aktion will die IG-Metall-Jugend 
zeigen: Wird die Tarifforderung nicht akzeptiert, stehen Zelte vor allen 
Betrieben, die ihre Ausgebildeten nicht übernehmen.

I G  B A U

Gerechtere 
Rente
Unter dem Motto „Rente muss zum 
Leben reichen“ mischt sich die IG 
BAU in den Bundestagswahlkampf 
2013 ein. „Das Thema Rente ist 
Schwerpunkt der politischen Arbeit 
der IG BAU bis zur Bundestagswahl 
und darüber hinaus“, kündigte der 
IG BAU-Bundesvorsitzende Klaus 
Wiesehügel auf dem 7. Außeror-
dentlichen Gewerkschaftstag am 
31. März in Frankfurt/M. an. Zuvor 
hatten die Delegierten einen An-
trag zum Thema beschlossen. Die-
ser sieht u. a. eine frühere Rente für 
schwer arbeitende Menschen vor. 
Die IG BAU fordert außerdem Ver-
besserungen bei der Erwerbsmin-
derungsrente und eine Bürgerver-
sicherung, in die alle einzahlen.   •
bit.ly/igbau_rente

P f l e g e - S t u d i e

Azubis unter 
Druck
Auszubildende in der Pflege be-
klagen sich über Mängel in der 
praktischen Ausbildung. Das zeigt 
der von der DGB-Jugend und ver.di
veröffentlichte „Ausbildungs-
report Pflegeberufe 2011“. So 
muss ein Viertel regelmäßig mehr 
arbeiten, in der Altenpflege sogar 
38,2 Prozent. Rund ein Viertel 
der vor allem weiblichen Azu-
bis bemängelt das Fehlen eines 
Ausbildungsplans. Gleichzeitig 
sind zwei Drittel der Befragten 
mit ihrer Ausbildung „zufrieden“ 
oder „sehr zufrieden“. Sorge be-
reitet ihnen die schlechte Über-
nahmesituation. Nicht einmal 20 
Prozent gaben an, in ein festes 
Arbeitsverhältnis übernommen zu 
werden. Zwei Drittel wussten kurz 
vor Ende der Ausbildung nicht, ob 

sie im Unternehmen bleiben kön-
nen. ver.di-Ausbildungsexperte 
Gerd Dielmann kritisiert, dass sich 
die chronische Unterbesetzung in 
vielen Einrichtungen im Pflegebe-
reich negativ auf die Ausbildung 
auswirke. „Diese Mängel müssen 
dringend beseitigt werden.“   •
bit.ly/pflege_azubis

GEWERKSCHAFTEN

Die IG BCE hat ge-
meinsam mit dem 
Personaldienstleister 

Technicum einen Weiterbil-
dungsfonds Zeitarbeit e.V. 
gegründet. Mithilfe des 
Fonds sollen Zeitarbeitneh-
merInnen tarifl ich verein-
barte Weiterbildung nutzen 
können. Finanziert wird der 
Fonds von Personaldienst-
leis tern, Entleihbetrieben 
und ArbeitnehmerInnen.

Die GEW will bere-
chenbare Karriere-
wege und stabile 

Beschäftigungsverhältnisse 
in der Wissenschaft. So soll 
die Finanzierung von Hoch-
schulen und Forschungs-
einrichtungen an Aufl agen 
gebunden werden, um faire 
Perspektiven zu schaffen. 
Der Bund solle u.a. sicher-
stellen, dass Drittelmittel-
projekte familienfreundlich 
umgesetzt werden.

Die EVG begrüßt 
ein Abkommen der 
Deutschen Bahn 

AG mit dem Europäischen 
Betriebsrat (EBR) des Un-
ternehmens. Die Rechte des 
Gremiums werden dadurch 
gestärkt. Der EBR kann sich 
nun einschalten, auch wenn 
nur ein Land durch Entschei-
dungen der Konzernzentrale 
betroffen ist. 

Die GdP hat sich 
erneut für ein Verbot 
der NPD ausgespro-

chen. Der GdP-Vorsitzende 
Bernhard Witthaut fordert 
zudem, auch den nur teilwei-
se organisierten Rechtsex-
tremismus mehr in den Blick 
zu nehmen. „Wir müssen den 
braunen Rattenfängern über-
all auf den Füßen stehen.“

kurz&bündig
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Rat bei Insolvenz

Was tun, wenn der Arbeitge-

ber pleite ist? Wie bekom-

men ArbeitnehmerInnen 

weiter ihr Geld? Viele exis-

tenzielle Fragen gilt es aus 

Beschäftigtensicht zu beant-

worten, wenn der Arbeitge-

ber Insolvenz anmeldet. 

ver.di bietet auf die häu-

figsten Fragen im Internet 

erste wichtige Informatio-

nen für Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer. So weist 

ver.di darauf hin, dass die 

Bundesagentur für Arbeit 

ein so genanntes Insolvenz-

geld in Höhe des Nettolohns 

für ausstehende Gehälter 

von bis zu drei Monaten vor 

Insolvenzeröffnung zahlt. 

ver.di zeigt auch, dass eine 

Insolvenz das Arbeitsrecht 

nicht aushebelt. Unterneh-

men und Insolvenzverwalter 

müssen sich weiterhin an 

gesetzliche Vorgaben wie 

das Kündigungsschutz- oder 

das Betriebsverfassungs-

gesetz halten. Dazu gehört 

auch, den Betriebsrat über 

die wirtschaftliche Verfas-

sung des Unternehmens zu 

informieren. In Betrieben 

mit mehr als 20 Beschäf-

tigten muss der Betriebsrat 

vom Arbeitgeber über ge-

plante Betriebsänderungen 

und wesentliche Nachteile 

für die Arbeitnehmer infor-

miert werden. 

Mehr Infos gibt’s unter: 
bit.ly/verdi_faq
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Die Preise für Deos, Zahnpasten und Haushaltspa-
pier werden künftig vermutlich steigen.

Die volkswirtschaftlichen Kosten der 
Schlecker-Pleite sind höher als der Preis 
von Staatshilfen. Nicht zuletzt auch aufgrund 
der hohen Kosten der Arbeitslosigkeit. Zwar ist die 
Arbeitslosigkeit in den letzten Monaten deutlich zu-
rückgegangen. Von Vollbeschäftigung sind wir aber 
noch immer meilenweit entfernt. Noch immer fehlen 
hierzulande fast neun Millionen Arbeitsplätze. Doch 
damit nicht genug: Das Durchschnittsalter der ehe-
maligen Schlecker-Frauen ist Ende 40. Viele leben 
auf dem Land und sind alleinerziehend. Rosige Zu-
kunftsaussichten sehen anders aus. Röslers Rat an 
die Schlecker-Frauen, sich möglichst schnell um eine 
Anschlussverwendung zu kümmern, ist somit nichts 
anderes als blanker Zynismus.

Der Fall Schlecker zeigt, dass Lohndumping kein 
erfolgreiches Geschäftsmodell ist. Jetzt ist die Politik 
am Zug. Sie muss die richtigen Lehren aus einer 
der größten deutschen Pleiten ziehen. Nur eine 
vernünftige Ordnung auf dem Arbeitsmarkt 
– gesetzlicher Mindestlohn, Equal Pay, Sozialver-
sichungspflicht für Mini-Jobs ab dem ersten Euro, 
stärkere Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
– kann ausbeuterische Geschäftspraktiken künftig 
unterbinden. Darüber hinaus sollte ein Großunter-
nehmen künftig nicht mehr wie eine Currywurst-
bude geführt werden dürfen. Bilanzierungspflichten 
und Mitbestimmung müssen von der Zahl der Mit-
arbeiterInnen abhängen. Und last but not least 
muss der Staat helfen, wenn Beschäftigte 
unverschuldet in Not geraten.   •

einblick 7/12

MEINUNG

Willkommen im Raubtierkapitalismus. Jahrzehn-
telang machte Anton Schlecker mit Lohndum-
ping Millionengewinne. Während die Rechte der 
Schlecker-Frauen mit Füßen getreten wurden, 
stieg Schlecker zu einem der reichsten Männer 
dieser Republik auf. Reich durch Ausbeutung war 
sein Erfolgsrezept. Doch die Schlecker-Frauen, die 
den Reichtum des Patriarchen erarbeitet hatten, 
wehrten sich mit Hilfe ihrer Gewerkschaft gegen 
diese frühkapitalistischen Arbeitsbedingungen. Mit 
Erfolg! In zahlreichen Filialen wurden Betriebsräte 
gegründet. Am Ende unterschrieb Schlecker sogar 
einen Tarifvertrag. Nachdem jedoch die Geschäfts-
praktiken öffentlich wurden, streikten die Verbrau-
cher. Einkaufen beim Ausbeuter war nicht 
mehr schick. Die Kinder Anton Schleckers ver-
suchten noch verzweifelt, das Ruder herumzurei-
ßen. Doch zu spät – das Ausbeuterimage bekam 
der Drogeriemarkt nicht mehr los.

Da Anton Schlecker seine Drogeriekette als ein-
getragener Kaufmann führen durfte, konnte der 
einstige Milliardär sein Missmanagement jahrelang 
vor den Augen der Öffentlichkeit verbergen. Da 
staunt der Laie, und der Fachmann wundert sich: 
Ein Unternehmen mit über 24 000 Mitarbei-
tern musste keine Bilanz erstellen, und kein 
Aufsichtsrat wachte über die Unternehmenspolitik. 
Wahnsinn! Jetzt zahlen die Beschäftigten die Ze-
che für eine verfehlte Unternehmenspolitik. Fast die 
Hälfte der Arbeitsplätze wurde im Insolvenzverfah-
ren geopfert. 

Natürlich sind Transfergesellschaften kein ar-
beitsmarktpolitisches Wundermittel – sie kaufen 
aber zumindest Zeit. Die Beschäftigen müssen 
nicht aus der Arbeitslosigkeit in neue Jobs vermittelt 
werden. Doch diese letzte Hoffnung der Schlecker-
Frauen fiel dem aussichtslosen Überlebenskampf 
der FDP zum Opfer. Rösler, Brüderle, Lindner & Co 
statuierten an den Schlecker-Beschäftigten ein ord-
nungspolitisches Exempel. Unternehmenspleiten 
sind aus liberaler Sicht schöpferische Zerstörung. 
Dabei dürfen große Unternehmen nicht anders be-
handelt werden als der Krauter um die Ecke. Zudem 
verzerren Staatshilfen nur den Wettbewerb. So viel 
zur ideologischen Rechtfertigung.

Die liberale Rhetorik besteht jedoch kei-
nen Praxistest. Bei Milliardenhilfen für die Banken, 
bei Steuergeschenken für Hoteliers oder bei Hermes-

Was muss die Politik künftig besser machen, um Pleiten wie im Fall Schlecker zu verhindern? 
Dierk Hirschel, ver.di-Bereichsleiter Wirtschaftspolitik, erklärt, worauf es ankommt.

Bürgschaften für die Exporte von Großunternehmen 
spielen ordnungspolitische Prinzipien keine Rolle. 
Da reicht eine ordentliche Parteispende, und schon 
fliegt der Bundesadler. Apropos Wettbewerbsverzer-
rung: Nach der Schlecker-Pleite teilen sich nur noch 
zwei Wettbewerber den deutschen Drogeriemarkt. 

➜

Dierk Hirschel, 41, 
leitet den Bereich 
Wirtschaftspolitik 
beim ver.di-
Bundesvorstand.

W i r t s c h a f t s p o l i t i k

Lehren aus der Schlecker-Pleite
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DIES &DAS

„Sie ist eine Art Linkspartei mit 
Internetanschluss.“

Christian Lindner, FDP-Spitzenkandidat zur Landtagswahl in NRW, hat 
am 1. April auf dem Parteitag der FDP NRW seine Sicht auf die Piraten-
partei erklärt.

8

LEIHARBEITERINNEN: Bis zu 50 Prozent weniger Verdienst

dieDGBgrafik

LeiharbeiterInnen erhalten deutlich 
weniger Lohn als andere Beschäf-
tigte. Das zeigt eine Studie des 
Rheinisch-Westfälischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung im Auftrag der 
Bertelsmann-Stiftung. Die Mehrheit 
der Leiharbeitskräfte ist männlich und 
arbeitet im Westen. Für diese Gruppe 
ist auch die Lohnlücke am größten: 
Sie verdienen 50 Prozent weniger als 
Stammbeschäftigte. Die Studie belegt 
zudem: Je älter die Beschäftigten, 
desto größer ist das Lohngefälle.
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17.4.  D G B  B r e m e n -
Elbe-Weser, Arbeit und Leben 
Bremen, DGB-Bezirk Niedersach-
sen-Bremen-Sachsen-Anhalt, 18. 
Arbeitsschutzkonferenz „Wandel 
der Arbeitswelt – Wandel der Be-
lastungen“, Bremen

17.4.  GEW, IG Metall, DGB 
Hessen-Thüringen, DGB Frankfurt, 
Diskussion „Für ein soziales Europa 
– Gegen neoliberale Kahlschlagpo-
litik und Abbau von Arbeitnehmer-
rechten: Solidarität mit den Men-
schen in Spanien, Portugal und 
Griechenland“, Frankfurt am Main

19.4.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Prekäre Arbeits-
verhältnisse“, Düsseldorf

20./21.4.  GEW Bayern, Semi-

nar „Rettungsschirme für Men-
schen – Ökonomischer Erste-Hilfe-
Kasten für GEWerkschafterInnen“, 
Zellingen-Retzbach

20.-22.4.  DGB-Jugend Regi-
on Süd-Ost-Niedersachsen, Semi-
nar „Islamismus als Herausforde-
rung für demokratische Jugendbil-
dungsarbeit?“, Asse

20.-22.4.  DGB Jugend Ber-
lin-Brandenburg, Tagung „Graue 
Wölfe und die türkische Rechte“, 
Flecken Zechlin

23.4.  Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung und 
Bundesagentur für Arbeit, Nürn-
berger Gespräche „Zankapfel Min-
destlohn – Schutz vor Billiglöhnen 
oder Jobkiller?“, Nürnberg

personalien
 ••• Die IG BAU hat auf einem 
außerordentlichen Gewerkschafts-
tag beschlossen, ihren Vorstand 
zu verkleinern. Künftig besteht das 
Gremium aus fünf statt aus sieben 
Mitgliedern. Ausgeschieden sind 
Frank Wynands, 60, und Andreas 
Steppuhn, 49. Wynands hatte 
bereits im Januar seinen Rückzug 
aus Altersgründen angekündigt. 

26.4.  Girls‘ Day – Mäd-
chen-Zukunftstag

26.4.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Elemente und 
Ausgestaltungsmöglichkeiten der 
Vorstandsvergütung“, Köln

26.4.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung, GdP u.a., Tagung „Die 
Zukunft der Polizei in Rheinland-
Pfalz“, Mainz

27.4.  DGB Bezirke Sach-
sen und Berlin-Brandenburg, Arbeit 
und Leben Sachsen, Arbeitsschutz-
konferenz „Gesund auf dem Bau“, 
Schkeuditz

28.4.  DGB NRW und 
DGB-Bildungswerk NRW, Kongress 
„Für Freiheit, Vielfalt und Toleranz! 
Strategien gegen Nazis und Rassis-
mus in NRW“, Dortmund

Steppuhn will sich stärker für seine 
Aufgaben als Mitglied des Landtags 
von Sachsen-Anhalt engagieren, 
dem er seit 2011 angehört. Klaus 
Wiesehügel bleibt IG BAU-Bundes-
vorsitzender. Seine Stellvertreter 
sind weiterhin Dietmar Schäfers und 
Robert Feiger. Auch die bisherigen 
Vorstandsmitglieder Bärbel Feltrini 
und Harald Schaum bleiben im Amt.
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P f l e g e v e r s i c h e r u n g

Fahrt zur Praxis ist Pflegezeit
Ist ein pflegebedürftiger Mensch bei Arztbesuchen auf die Hilfe

seiner Angehörigen angewiesen, muss die Fahrt zur Praxis als Pfle-
gezeit angerechnet und so beim Pflegegeld berücksichtigt werden.
Die Pflegekasse muss also auch die Zeiten für regelmäßige Fahrten
zum Arzt als Grundpflege berücksichtigen.

B e r u f s k r a n k h e i t e n

Hautkrebs gehört dazu
Bösartige Veränderungen der Haut, die durch Sonneneinstrah-

lung verursacht werden, sind als Berufskrankheit anzuerkennen,
auch wenn sie im Katalog der Berufskrankheiten bisher nicht enthal-
ten sind. 
Das gilt vor allem für den Beruf des Dachdeckers. Es ist wissenschaft-
lich belegt, dass die sogenannten Outdoor-Worker einer erhöhten
Gefährdung durch jahrelange Sonneneinwirkung ausgesetzt sind. In-
sofern bestehen keine vernünftigen Zweifel, dass bösartige Hautver-
änderung bei Dachdeckern durch Sonneneinstrahlung verursacht
werden. 

A r b e i t s z e i t k o n t o

Zeitguthaben nur mit Erlaubnis kürzen
Der Arbeitgeber darf Guthaben auf Arbeitszeitkonten nur dann

mit Minusstunden verrechnen, wenn der Arbeitsvertrag, eine Be-
triebsvereinbarung oder der Tarifvertrag dies erlauben.

H a r t z  I V

Zurückzahlen bei Behördenirrtum
Wer durch ein Behördenversehen zu viel Hartz IV erhält, muss

dies zurückzahlen. Das gilt aber nur, wenn er den Berechnungsfehler
hätte erkennen müssen, grob fahrlässig aber nicht erkannt hat. Das
ist zum Beispiel der Fall, wenn beim Lesen des Bescheides ersichtlich
ist, dass das Amt doppelt soviel Geld für die Miete zahlte wie bean-
tragt. An der groben Fahrlässigkeit ändert auch eine behauptete Re-
chenschwäche und die Einnahme von starken Schmerzmitteln nichts. 

J u g e n d a m t s l e i t e r

Kündigung nach sexuellen Äußerungen
Ein Jugendamtsleiter, der wiederholt durch sexuell grenzüber-

schreitende Äußerungen in Anwesenheit von Mitarbeitern aufgefal-
len ist, verletzt seine Pflichten erheblich, zumal die Äußerungen je-
denfalls teilweise Jugendliche betrafen. Ein solches Verhalten recht-
fertigt eine fristlose Kündigung.

S c h e i n a r b e i t s v e r t r a g

Kein Versicherungsschutz
Ein Arbeitsvertrag allein zur Absicherung gegen Krankheit ist

rechtsmissbräuchlich. Daraus resultiert kein Krankenversicherungsschutz.
Der Fall: Die nicht krankenversicherte Frau war als einzige Be-

schäftigte im Imbissbetrieb ihres Vaters angestellt worden. Nach
wenigen Wochen musste sie wegen einer schweren psychischen Er-
krankung stationär behandelt werden und ist seither arbeitsun-
fähig. Die Krankenkasse lehnte ein Versicherungsverhältnis ab. Die
dagegen gerichtete Klage blieb ohne Erfolg.

Das Landessozialgericht: Es liegt ein Scheinarbeitsverhältnis vor,
das allein zur Absicherung gegen Krankheit geschlossen wurde. Eine
Arbeitsleistung hat die Frau nicht erbracht. Es wurde keine Ersatz-
kraft eingestellt, der Imbissbetrieb hat auch keine Umsätze gemacht.
Als weiterer Anhaltspunkt für das Verneinen eines Arbeitsverhältnis-
ses ist zu werten, dass nur geringer Lohn vorgesehen war und Lohn-
zahlung in bar in der Klinik erfolgte. All das entsprach nicht einem
üblichen Arbeitsverhältnis. Es ist zu vermuten, dass die Krankheit
schon bei Vertragsabschluss bekannt war. Medizinische Ermittlungen
zur Klärung durch das Gericht hat die Frau aber verweigert.

L e h r e r

Kein Dienstzimmer in der Schule
Lehrer haben keinen Anspruch auf ein eigenes Dienstzimmer

oder Kostenerstattung für ein häusliches Arbeitszimmer.
Der Fall: Zwei Gymnasiallehrer verlangen von der Landesschul-

behörde die Erstattung der Kosten für ihre häuslichen Arbeitszimmer
und für ihre Arbeitsmittel. Ein weiterer Lehrer begehrt, dass ihm un-
entgeltlich in der Schule ein Dienstzimmer sowie die notwendigen
Büromaterialien zur Verfügung gestellt werden. Sie tragen im We-
sentlichen vor, dass sie ein Dienst- beziehungsweise Arbeitszimmer
benötigten, weil die Arbeitsbedingungen in ihren Schulen nicht aus-
reichend seien. In den vergangenen Jahren habe sich das Berufsbild
eines Lehrers stark verändert. Es liege zudem eine Ungleichbehand-
lung im Verhältnis zu anderen Beamten vor, denen der Dienstherr Ar-
beitsplätze zur Verfügung stelle. Ihre Klagen hatten keinen Erfolg.

Das Oberverwaltungsgericht: Die Arbeitsbedingungen der Leh-
rer hinsichtlich ihrer außerunterrichtlichen Tätigkeiten in den nieder-
sächsischen Schulen sind nicht optimal. Das Berufsbild des Lehrers
steht aber einer Verpflichtung des Dienstherrn entgegen, ihnen ein
Dienstzimmer zur Verfügung zu stellen. Hinsichtlich seiner außerun-
terrichtlichen Tätigkeiten hat ein Lehrer – anders als andere Beamte
– keine Anwesenheitspflicht und nutzt in aller Regel diesen Um-
stand, die entsprechenden Aufgaben im häuslichen Arbeitszimmer zu
selbstbestimmten Zeiten zu erledigen. Diese Freiheit könnte durch
ein Dienstzimmer in der Schule eingeschränkt werden. Außerdem ist
das Unterrichten im Schulgebäude eine den Beruf prägende Tätigkeit
und nimmt den Hauptteil seiner Aufgaben ein. Die Aufwendungen
für ihre häuslichen Arbeitszimmer sind zumutbar. Insoweit ist auch
von Bedeutung, dass Lehrer die Aufwendungen für ihre häuslichen
Arbeitszimmer – anders als andere Beamte – steuerlich absetzen
können. Die Aufwendungen der Lehrer für ihre häuslichen Arbeits-
zimmer sind zudem auch als Korrektiv zu der ihnen als Lehrern ge-
währten Freiheit in der Einteilung ihrer Arbeitszeit anzusehen.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, 
Urteil vom 19. Mai 2011 - L 10 KR 52/07

Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht, Urteile 
vom 28. Februar 2012 - 5 LC 128/10, 5 LC 133/10 und 5 LC 206/10

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 21. März 2012 - 5 AZR 676/11

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, 
Urteil vom 3. März 2011 - L 5 AS 160/09

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 2. Februar 2012 - L 5 P 29/11

Sozialgericht Aachen, 
Urteil vom 16. März 2012 - S 6 U 63/10

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 7/12
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Landesarbeitsgericht Düsseldorf, 
Urteil vom 8. März 2012 - 5 Sa 684/11



M i c h a e l  S o m m e r  i m  e i n b l i c k - I n t e r v i e w 

„Die Ära der Deregulierung ist zu Ende“

■ Vor welchen zentralen 
Herausforderungen stehen 
die Gewerkschaften und die 
ArbeitnehmerInnen am 
1. Mai 2012?
■ Wir stehen vor drei zentra-
len Herausforderungen: Erstens 
brauchen wir einen Kurswechsel 
in Europa. Wir dürfen nicht zulas-
sen, dass im Rahmen des Krisen-
managements fundamentale Ar-

Ein Kurswechsel in Europa, 
eine neue Ordnung der Arbeit 
und Maßnahmen gegen die 
drohende Altersarmut – das 
sind die zentralen Forde-
rungen von DGB und Gewerk-
schaften zum 1. Mai 2012. Im 
einblick-Interview beschreibt 
der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer, welche fatalen Fol-
gen der rigide Sparkurs nicht 
nur in den Krisenländern der 
EU hat und wie Wachstum, 
Beschäftigung und soziale 
Gerechtigkeit befördert wer-
den können.

wieder gestärkt werden, die von 
den Arbeitgebern durch Tarifflucht 
und den Missbrauch von Leiharbeit 
und Werkverträgen systematisch 
unterlaufen wird. Drittens müssen 
wir jetzt Maßnahmen ergreifen, 
um die tickende Zeitbombe der Al-
tersarmut zu entschärfen. 

■ Du redest am 1.Mai in 
Stuttgart. Was wirst du den 
Kolleginnen und Kollegen 
sagen, was in Europa gesche-
hen muss, um die Situation 
der ArbeitnehmerInnen zu 
verbessern?
■ Wir brauchen für Europa – und 
damit meine ich auch Deutschland 
– gerechte Löhne und soziale Si-
cherheit. Gute Arbeit muss auch 
hier gut bezahlt werden. Und: Es 
kann Deutschland auf lange Sicht 
nicht gut gehen, wenn die Nach-
frage in den Krisenländern am 
Boden liegt. Der gegenwärtige eu-
ropäische Sparkurs hat somit nicht 

+ Die Grünen-MdB Kai 
Gehring und Memet Lilic 

haben sich für eine moderne 
Willkommenskultur ausge-
sprochen, um ausländische 
Studierende in Deutschland 
zu halten. Anstatt auslän-
dischen Hochschulabgängern 
„die kalte Schulter zu zei-
gen“, müssten ihre Möglich-
keiten zu bleiben verbessert 
werden.

- FDP-Generalsekretär 
Patrick Döring hat Ver-

ständnis für das Vorgehen 
der Schweizer Justiz gegen 
deutsche Finanzbeamte, die 
eine CD mit „Steuersünder-
daten“ gekauft hatten. „Es 
ist nicht verwunderlich, dass 
die Schweizer Behörden kein 
Interesse daran haben, dass 
Straftaten in ihrem Land 
belohnt werden.“

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

http://bit.ly/igm_vid_leih
IG Metall-Video mit dem 

Titel „Leiharbeit – warum 
das die IG Metall so 

aufregt“

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Der 1.Mai-Aufruf 
des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes

beitnehmerInnenrechte wie zum 
Beispiel die Tarifautonomie über 
Bord geworfen und Mindestlöhne 
gesenkt werden. Leider ist dies in 
den Krisenländern schon gesche-
hen. Zweitens brauchen wir eine 
neue Ordnung der Arbeit, um der 
Ausweitung des Niedriglohnsektors 
und prekärer Beschäftigung einen 
Riegel vorzuschieben. Auch die Ta-
rifautonomie muss in Deutschland 

Weiter auf Seite 5
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Präsident in der Pflicht
Der französische Gewerkschaf-

ter Marcel Grignard (CFDT) 

erklärt, was die Gewerkschaf-

ten vom neuen Präsidenten 

erwarten
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Mobile Beschäftigte
Seit einem Jahr besteht die 

volle Arbeitnehmerfreizügig-

keit für den deutschen Arbeits-

markt. einblick zeigt, wie es 

um die Arbeitsbedingungen 

mobiler Beschäftigter steht
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Beistand im Betrieb
Peter Hartlaub schildert den 

Wandel der Arbeitswelt aus 

Sicht der katholischen 

Betriebsseelsorge
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Der DGB-Vorsitzende Michael Sommer spricht in diesem Jahr auf der 
zentralen Maikundgebung des DGB in Stuttgart.
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G e r i n g q u a l i f i z i e r t e

Erfolgreiches 
Programm
Erste Erfolge zeigt ein Programm 
der Arbeitslosenversicherung für 
geringqualifizierte Arbeitslose. Die 
„Initiative zur Flankierung des 
Strukturwandels“ (IFlaS) wurde von 
den DGB-VertreterInnen im Verwal-
tungsrat angeregt und durchge-
setzt. Über IFlaS erhalten Gering-
qualifizierte ohne Berufsabschluss 
Zugang zu einer bezahlten Weiter-
bildung. Die Initiatoren sehen das 
Programm aber auch als einen Bei-
trag zur Lösung des Fachkräfteman-
gels. Die positive Zwischenbilanz: 
Die Zielgruppe wird erreicht. Eine 
Befragung der TeilnehmerInnen 
zeigte, dass der überwiegende Teil 
keinen Berufsabschluss hat und le-
diglich einen Hauptschulabschluss 
vorweisen kann. Großen Zuspruch 
findet IFlaS ebenfalls bei Menschen 
mit Migrationshintergrund. 

Doch mit den ersten positiven 
Ergebnissen sind die Gewerkschaf-
terInnen noch nicht ganz zufrieden. 
Da den TeilnehmerInnen während 
der Weiterbildungsphase weniger 
Geld zur Verfügung steht, kön-
nen sich einige das Programm im 
wahrsten Sinne des Wortes „nicht 
leisten“, sagt DGB-Arbeitsmarkt-
experte Wilhelm Adamy. Der DGB 
fordert deshalb einen finanziellen 
Ausgleich. Adamy spricht von einer 
gesetzlichen „Durchhalteprämie“, 
die er sich vorstellen könnte, um 
das Programm noch attraktiver zu 

?...nachgefragt

„Es ist vor der zweiten Runde der 
Präsidentschaftswahlen und den 

Parlamentswahlen im Juni zu früh, um eine gründ-
liche Analyse vorzunehmen. Die hohe Wahlbeteili-
gung im ersten Wahlgang zeigt die großen Erwar-
tungen der Franzosen an die Zukunft. Die vielen 
Protestwähler, besonders für die „Front national“, 
stimmen jedoch nachdenklich. Sie sind ein Indiz für 
die Zukunftsängste der Franzosen, vor allem der 
jungen. Sie glauben den Reden, dass die Abschot-
tung Frankreichs gegenüber Migranten und die 
Distanz zu Europa Lösungen wären. Dies bestärkt 
die CFDT darin, konkrete Perspektiven für die Pro-
bleme aufzuzeigen. Dazu müssen die Menschen 

eingebunden werden und aktiv an der sozialen 
Gestaltung mitarbeiten können.

Unser langfristiges Ziel ist die Vollbeschäftigung. 
Die Wirtschafts-, Steuer- und Arbeitsmarktpolitik 
müssen reformiert werden. Wir brauchen Wachs-
tum, nicht zuletzt, um den Schuldenabbau zu be-
wältigen. Die Menschen wollen sichere und gute 
Arbeit. Sie wollen auch solidarische soziale Sicher-
heitssysteme. Die notwendigen Veränderungen 
müssen auf europäischer Ebene koordiniert wer-
den. Hier muss wirtschaftliche Kompetenz gebün-
delt und die Konkurrenz zwischen den Ländern 
reduziert werden. Wir brauchen einen Sozialpakt 
für Europa.“

Am 6. Mai wählt Frankreich in einer Stichwahl seinen Präsidenten. Die Entschei-
dung fällt zwischen dem Sozialisten François Hollande und dem konservativen 
Amtsinhaber Nicolas Sarkozy. Der Gewerkschaftsdachverband CFDT hatte den 
Kandidaten bereits im Vorfeld einen Forderungskatalog vorgelegt. Sarkozy 
schlug allerdings ein Gesprächsangebot aus. Marcel Grignard, stell-
vertretender CFDT-Generalsekretär, zieht erste Schlüsse.
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gestalten. Zugleich sollte die Bun-
desregierung dieses Sonderpro-
gramm auch im steuerfinanzierten 
Hartz-IV-System auflegen.   •

POLITIK AKTUELL

Der von der EU-Kommission vor-
gelegte Beschäftigungspakt ist für 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach ein „Eingriff in die 
Lohnpolitik und Arbeitnehmer-
rechte“. Mit diesem Ansatz wür-
de die Krise eher noch verschärft. 
Der „Flexicurity-Ansatz“ sei nichts 
anderes als Deregulierung. Das 

A n o n y m e  B e w e r b u n g

Bessere Chancen
Bewerbungen ohne Angaben zu 
Alter, Geschlecht und Herkunft ver-
bessern die Chancen von Frauen, 
MigrantInnen und Älteren auf dem 
Arbeitsmarkt. Zu diesem Ergebnis 
kommt ein Modellversuch im Auf-
trag der Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes (ADS). Fünf Unterneh-
men und drei öffentliche Arbeitge-

geplante tripartite Lohnüberwa-
chungskomitee auf EU-Ebene ist 
nach Ansicht von Buntenbach 
schon rechtlich nicht möglich. 
Denn Eingriffe in die Lohnfindung 
seien im EU-Vertrag definitiv aus-
geschlossen worden. Der Pakt sei 
deshalb nichts anderes als ein „ge-
fährlicher Etikettenschwindel“.  •

F l e x i b l e  A r b e i t s z e i t

Die OECD irrt
Flexible Arbeitszeitmodelle stabi-
lisieren Beschäftigung. Dies hat 
sich nicht zuletzt in der aktuellen 
Krise gezeigt. Das derzeit gerne 
zitierte „deutsche Beschäftigungs-
wunder“ basiert nicht zuletzt auf 
einem System interner Flexibilität, 
dem Mix aus Arbeitszeitkonten 
und Kurzarbeit. Hartmut Seifert, 
Arbeitsmarktexperte und früherer 
Leiter des Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaftlichen Instituts (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung, stellt 
dazu in einer neuen Analyse fest, 

E U - B e s c h ä f t i g u n g s p a k t

Etikettenschwindel

dass ausgefeilte Arbeitszeitmodelle 
wirksamer als Deregulierung seien. 

Der Organisation für wirtschaft-
liche Entwicklung und Zusammen-
arbeit (OECD), die Deutschland re-
gelmäßig einen zu hohen Regulie-
rungsgrad auf dem Arbeitsmarkt vor-
wirft, hält Seifert entgegen, dass ihr 
Verständnis von „flexiblen Arbeits-
märkten zu kurz“ greife. Für Seifert 
heißt die Schlussfolgerung: Flexible 
Arbeitsmärkte könnten nicht mit de-
regulierten Arbeitsmärkten gleich-
gesetzt werden. Nötig sei ein Para-
digmenwechsel. Bei den OECD-Vor-
gaben bleibe „das gesamte Spek-
trum an Formen und Instrumenten 
interner Flexibilität“ außen vor.   •

ber sichteten über zwölf Monate 
8550 anonymisierte Bewerbungen. 
Die Auswahl der BewerberInnen zu 
einem persönlichen Gespräch ba-
sierte ausschließlich auf den vorlie-
genden Angaben zur Qualifikation. 

Insgesamt wurden 246 Arbeits-, 
Ausbildungs- und Studienplätze 
erfolgreich besetzt. Nicht zuletzt 
profitieren vor allem Frauen, wenn 
Vorurteile über familiäre Verpflich-
tungen oder auch das Alter ent-
fallen. Für die DGB-Arbeitsrechts-

expertin Martina Perreng ist das 
Ergebnis überzeugend. Das Projekt 
habe letztlich bestätigt, dass sich 
Arbeitgeber nicht immer von ob-
jektiven Kriterien leiten ließen. Für 
Perreng heißt die Konsequenz aus 
der Studie, dass die Arbeitgeber 
nach diesen positiven Ergebnissen 
ein solches Verfahren auch nutzen 
sollten. Die ADS hat aus den Pro-
jektergebnissen einen Leitfaden für 
Arbeitgeber erarbeitet.   •
www.bit.ly/ads-anon
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Der große Ansturm aus Polen, 
Tschechien, Slowenien, der Slo-
wakei, Ungarn, Estland, Lettland 
und Litauen ist ausgeblieben. „Die 
Einschätzung der Größenordnung 
war maßlos überzogen“, stellt 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach fest. Zahlen der Bun-
desagent ur für Arbeit zeigen: Von 
April 2011 bis Januar 2012 waren 
es im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum nur etwa 63 000 Beschäftigte 
aus den EU-8-Ländern mehr, die in 
Deutschland gearbeitet haben.

Damit sind die Schreckens-
szenarien widerlegt, die zum Bei-
spiel das Institut der deutschen 
Wirtschaft Köln (IW) befürchtete. 
Demnach sollten 800 000 mobile 
ArbeitnehmerInnen bis 2012 kom-
men. Hans-Werner Sinn, Direktor 
des ifo-Instituts, schätzte gar Mil-
lionen. Tatsächlich entspricht die 
Zuwanderung den geringen und 
mittleren Prognosen des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (IAB), die einen Zuzug 
von 52 000 bis 100 000 mobilen 
ArbeitnehmerInnen voraussagten.

Die IAB-Experten sind sich si-
cher: Die geringen Zahlen resul-
tieren auch aus den langen Über-
gangsfristen für den deutschen 
Arbeitsmarkt. Deutschland und 
Österreich haben die mögliche 
Sperrfrist von sieben Jahren voll 
ausgeschöpft. So sind Großbritan-
nien und Irland zu vorrangigen Ein-
wanderungszielen geworden, die 
von über 60 Prozent der mobilen 
ArbeitnehmerInnen aus den EU-
8-Ländern angesteuert wurden. 
Eine Ursache für die geringe Attrak-
tivität Deutschlands ist aus Sicht 

des DGB, dass Deutschland immer 
mehr zu einem Billiglohnland wird. 
„Wenn qualifizierte Arbeitskräfte 
nicht nach Deutschland kommen, 
sondern eher nach Frankreich oder 
Großbritannien gehen, dann liegt 
dies vor allem an den besseren Ar-
beitsbedingungen oder wie im Fall 
von Frankreich am gesetzlichen 
Mindestlohn“, kritisiert Annelie 
Buntenbach.

Die Situation für mobile Arbeit-
nehmerInnen aus Bulgarien und 
Rumänien ist eine andere. Obwohl 
für sie noch kein voller Zugang zum 
Arbeitsmarkt besteht, arbeiten be-
reits viele Menschen aus diesen 
Ländern in Deutschland. Ihre Be-
schäftigung ist nicht selten von 
betrügerischem Missbrauch und 
Lohndumping geprägt. Aufgrund 
mangelnder Information der deut-
schen Betriebe und der mobilen 
ArbeitnehmerInnen könnten win-
dige Geschäftemacher ihre Situati-
on ausnutzen, warnt Annelie Bun-
tenbach. „Sie vermitteln scheinbar 
sichere Arbeitsverhältnisse. In 
der Realität stellt sich oft heraus, 
dass die vermeintlichen Arbeits-
verträge Gewerbeanmeldungen 
waren.“ Besonders problematisch 
sei auch die Situation bei der Ent-
sendung von Arbeitskräften, die in 
allen Branchen mit Ausnahme des 
Baugewerbes möglich sei. „Hier 
werden Mindestlöhne nicht einge-
halten, und die Unterbringung ist 
oft nicht zumutbar.“ Dies sei Folge 
des deutschen Arbeitsmarkts, der 
prekäre Beschäftigung ermöglicht 
und fördert.

Bereits vor einem Jahr warnten 
der DGB und die Gewerkschaf-
ten, dass fehlende politische und 
rechtliche Gestaltung der Arbei-
ternehmermobilität zu Sozial-
dumping und unwürdigen Arbeits-
bedingungen führen. Im damals 
vorgelegten Sieben-Punkte-Plan 
des DGB wurden konkrete Forde-
rungen formuliert: ein allgemeines 
Entsendegesetz, ein gesetzlicher 

Mindestlohn von mindestens 
8,50 Euro und die Kontrolle von 
Beschäftigungsverhältnissen, um 
Betrug zu verhindern. Getan hat 
sich jedoch nicht viel. Buntenbach 
fordert weiterhin:„Wir brauchen 
eine Registrierung aller entsandten 
Beschäftigten und die Bekämpfung 
von Scheinselbstständigkeit durch 
regelmäßige Kontrollen.“ Für den 
DGB geht es nun in erster Linie 

darum, die Übergangsfristen bis 
2014 zu nutzen, um rumänische 
und bulgarische ArbeitnehmerIn-
nen über ihre Rechte aufzuklären 
und vor Missbrauch und Betrug zu 
schützen. „Wer Zuwanderung aus 
den EU-Ländern will, muss auch die 
volle Gleichbehandlung bei Arbeits- 
und Entlohnungsbedingungen her-
stellen“, fordert Buntenbach.   •

A r b e i t n e h m e r m o b i l i t ä t

Zuwanderung braucht Gute Arbeit
Seit einem Jahr besteht die volle 
Arbeitnehmerfreizügigkeit für den 
deutschen Arbeitsmarkt auch für 
Menschen aus den acht neuen 
EU-Mitgliedstaaten (EU-8). Anlass, 
eine Bilanz der Situation mobiler 
ArbeitnehmerInnen aus EU-Staa-
ten in Deutschland zu ziehen.
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Die Arbeitnehmerfreizügig-

keit gehört zu den europä-

ischen Grundfreiheiten. Sie 

besagt, dass EU-BürgerInnen 

ihren Arbeitsplatz in der EU 

frei wählen können. Seit 

dem 1. Mai 2011 besteht 

die volle Freizügigkeit in 

Deutschland für acht neue 

Mitgliedstaaten. Für Rumä-

nien und Bulgarien ist sie 

noch bis Januar 2014 einge-

schränkt.

Eine weitere Grundfreiheit 

ist die Dienstleistungsfrei-

heit. Selbstständige können 

in einem anderen EU-Land 

Dienstleistungen mit eige-

nem Personal auf Werks-

vertragsbasis anbieten. 

Die Dienstleistungsfreiheit 

gilt ebenfalls seit dem 1. 

Mai 2011 uneingeschränkt 

für die EU-8 in allen Bran-

chen. Zuvor war sie unter 

anderem für die Bau- und 

Reinigungsbranche einge-

schränkt.

Per Niederlassungsfreiheit 

können sich Rumänen und 

Bulgaren bereits in Deutsch-

land niederlassen und mit 

einer Arbeitsgenehmigung 

tätig werden. Für Hoch-

schulabsolventen ist der 

Arbeitsmarktzugang ohne 

Vorrangprüfung möglich. 

Darüber hinaus gibt es 

genehmigungsfreie Beschäf-

tigungsverhältnisse und 

die Möglichkeit der Selbst-

ständigkeit.

➜

Der DGB setzt sich mit seinem Projekt „Faire Mobilität“ für die 
Rechte mobiler ArbeitnehmerInnen und gegen Lohn- und Sozial-
dumping ein. Beschäftigte, die ausgebeutet werden, finden Rat und 
Hilfe bei den Beratungsstellen. www.dgb.de/fairmobil

Im Januar 2012 waren insgesamt 
275 000 Beschäftigte aus den EU-
8-Ländern in Deutschland regis-
triert. Etwa 63 000 neue Beschäf-
tigte sind aufgrund der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit von April 2011 
bis Januar 2012 hinzugekommen. 
Insgesamt waren rund 80 Prozent 
sozialversichert beschäftigt. 

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 0

8/
12

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012

davon sozial-
versicherungs-
pflichtig 
beschäftigt

gesamt

davon 
ausschließlich 
geringfügig 
beschäftigt

224 000

275 000

51 000

Mehrheit versichert
Anzahl der Beschäftigten aus den 
acht neuen EU-Mitgliedsstaaten in 
Deutschland im Januar 2012 
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Grüne Jobs 
schaffen
Der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) fordert Regierungen 
weltweit dazu auf, mindestens 
zwei Prozent des Bruttoinlandpro-
duktes in die „grüne Wirtschaft“ 
zu lenken. Dadurch könnten bis zu 
48 Millionen Arbeitsplätze in zwölf 
Ländern in Nord- und Südamerika, 
Asien, Afrika und Europa entstehen. 
In Volkswirtschaften wie Brasilien, 
Indonesien und Bulgarien könnten 
innerhalb von fünf Jahren so bis zu 
19 Millionen neue Jobs geschaffen 
werden – in den Industrieländern 
bis zu 28 Millionen. Sharan Burrow, 
IGB-Generalsekretärin, betont: „Die 

Aussicht auf den Übergang zu ei-
ner grüneren Wirtschaft mit men-
schenwürdiger Arbeit wird Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, 
Unternehmen, den einzelnen 
Volkswirtschaften und künftigen 
Generationen zugute kommen.“   •
www.ituc-csi.org

Seit rund 30 Jahren sinken die 
Mitgliederzahlen der britischen 
Gewerkschaften. Zudem ist der 
politische Einfluss der britischen 
Unions aktuell eher gering, wie 
der Autor Ray Cunningham (Anglia 
Ruskin University) in seiner Studie 
„Die Gewerkschaften im Vereini-
gten Königreich“ zeigt. Im Auf-
trag der Friedrich-Ebert-Stiftung 
analysiert er die aktuelle Situati-
on und die Herausforderungen, 
vor denen die Gewerkschaften in 

Großbritannien stehen. Cunning-
hams Rat: Mitgliederwerbung und 
mitgliedernahe Angebote und 
Dienste sollen den Verlust stop-
pen, um auf lokaler Ebene schlag-
kräftig zu bleiben. Zudem sollen 
sich die britischen Gewerkschaf-
ten vorrangig für die Interessen 
der Beschäftigten einsetzen. Vor 
allem für sichere und gut bezahlte 
Arbeitsplätze.   •
Die Studie als pdf-Download unter 

www.bit.ly/uk_fes 

 G r o ß b r i t a n n i e n

Gewerkschaften im Fokus
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Wasser für alle
Die EU-Kommis-
sion plant die öf-
fentliche Daseins-
vorsorge zu libera-
lisieren. So sollen 
Dienstleistungen 
in den Bereichen 
Wasser, Energie, 
Abfall und Ver-
kehr auch von pri-
vaten Anbietern 
übernommen wer-
den. Das sieht ein Richtlinienpaket 
vor, das in diesem Jahr beschlossen 
werden soll. Der DGB kritisiert das 
Vorhaben scharf. Das DGB-Faltblatt 
„Wasser gehört uns allen!“ liefert 
wichtige Infos und Gegenargumen-
te zum Thema. Zum Beispiel gerate 
auf diesem Weg die Qualität des 
Trinkwassers in Gefahr, warnt der 
DGB. „Am Ende drohen Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern hö-
here Kosten und schlechtere Qua-
lität, den Beschäftigten schlechtere 
Arbeitsbedingungen.“   •
www.bit.ly/dgb_wasser

W i l l i - B l e i c h e r - P r e i s

Preisträger 
gesucht
Bis zum 25. Mai können Bewerbe-
rInnen für den Willi-Bleicher-Preis 
ihre Beiträge noch bei der IG Metall 
Baden-Württemberg einreichen. 
Das Motto der diesjährigen Aus-
schreibung lautet „Wandel der Ar-
beitswelt: Arbeit und Leben – Leben 
und Arbeiten“. Die IG Metall ver-
leiht den Preis an JournalistInnen, 
die die Arbeitswelt mit ihren Bei-
trägen erlebbar gemacht haben. 
Bedingung ist, dass die AutorInnen 
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Ein Kurswechsel 
für Europa
Die Krise in Europa hält an und 
gefährdet Wirtschaft und Arbeits-
plätze. Der strikte Sparzwang 
verhindert Wachstum und verbaut 
Perspektiven für die Krisenstaaten. 
DGB und Gewerkschaften wollen 
eine andere Politik. Mit dem Flyer 

„Europa geht nur anders“ zeigt der 
DGB, wie den Krisenstaaten und 
ganz Europa neue Wege eröffnet 
werden können. 

So fordert der DGB unter an-
derem, das unsoziale Spardiktat 
in den europäischen Ländern zu 
beenden. „Europa braucht eine 
sozial-ökologische Wachstums-
strategie. Wir brauchen mehr In-
vestitionen in gute Arbeitsplätze 
– Investitionen in Wohlstand für 
alle.“ Das Faltblatt bietet fundierte 
Fakten zu den Ursachen der Krise 
sowie Hintergrundinfos und Argu-
mente für ein soziales Europa. Die 
Publikation kann kostenlos im In-
ternet bestellt werden, es werden 
nur Versandkosten in Rechnung 
gestellt.   •
www.bit.ly/dgb_euro_bro 

für Medien in Baden-Württemberg 
arbeiten und die Beiträge einen 
Bezug zum Bundesland haben. Die 
Preisverleihung erfolgt auf der Be-
zirkskonferenz der IG Metall am 13. 
Juli in Ludwigsburg. •
www.willi-bleicher-preis.de

PROJEKTE UND PARTNER

auch für ein neues Steuerkonzept ge-
worben werden, damit gemeinschaft-
liche Aufgaben solidarisch finanziert 
werden. www.ueber-geld-reden.de

••• Der DGB-Sachsen hat die 
Kampagne „Billig kommt 
teuer“ gestartet, um für ein mo-
dernes Vergabegesetz mit fairen 
Bedingungen zu werben. Überall 
gebe es Beispiele, dass öffentliche 
Aufträge an den billigsten Anbie-
ter gingen und die Gesellschaft die 
Kosten für unsaubere Arbeit zahlen 

••• Der DGB Rheinland-Pfalz 
will mit der Kampagne „Übers 
Geld redet man nicht – wir 
schon!“ gegen die Schuldenbrem-
se vorgehen. Im Dialog mit Bürger-
Innen sollen in Veranstaltungen 
Ideen für einen handlungsfähigen 
Staat entwickelt werden. Ziel des 
DGB: „Wir wollen deutlich machen, 
wo und wie staatliche Mittel ein-
gesetzt werden, um das Gemein-
wesen zum Vorteil der Bürger zu 
organisieren.“ Unter anderem soll 

interregio
müsste. Mit einer Tour soll landes-
weit auf Marktplätzen, auf Straßen, 
aber auch im sächsischen Landtag 
für ein faires Vergabegesetz gewor-
ben werden. Auch mit Lokalpoliti-
kerInnen soll das Gespräch gesucht 
werden. Die BürgerInnen können 
sich zudem an einer Unterschrif-
tenaktion beteiligen. 
www.sachsen.dgb.de

••• Der DGB-Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-
Anhalt lädt am 11. Mai zur 

Sitzung des Hochschulpoli-
tischen Arbeitskreises nach 
Hannover ein. Thema ist die Finan-
zierung der Hochschulen. Neben 
zwei Vorträgen soll ein Überblick 
über die Hochschulsituation in 
Deutschland und Niedersachsen 
gegeben werden. ExpertInnen 
aus Wissenschaft, Politik und Ge-
werkschaften analysieren und 
diskutieren zudem neue Trends 
bei Finanzierungsverfahren. www.

niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de
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„Die Ära der 
 Deregulierung 
 ist zu Ende“

Interview mit Michael Sommer /
Fortsetzung von Seite 1
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GEWERKSCHAFTEN

1. Mai: Die Vorsit-
zenden vor Ort
Am 1. Mai laden DGB und Ge-
werkschaften in allen größeren 
Städten zu Kundgebungen und 
Demonstrationen ein.
Stuttgart: Michael Sommer, 
DGB-Vorsitzender
Erfurt: Ingrid Sehrbrock, stell-
vertretende DGB-Vorsitzende
Köln: Annelie Buntenbach, 
DGB-Vorstandsmitglied 
Castrop-Rauxel: Claus Matecki, 
DGB-Vorstandsmitglied
Gladbeck: Klaus Wiesehügel,
IG BAU-Vorsitzender
Düsseldorf: Michael Vassiliadis, 
IG BCE-Vorsitzender
Siegen: Alexander Kirchner, 
EVG-Vorsitzender
Berlin: Ulrich Thöne,
GEW-Vorsitzender
Hamburg: Berthold Huber, 
1.Vorsitzender IG Metall
Augsburg: Franz-Josef Möllen-
berg, NGG-Vorsitzender
Lüneburg: Bernhard Witthaut, 
GdP-Vorsitzender
Saarbrücken: Frank Bsirske, 
ver.di-Vorsitzender
www.dgb.de/-/KkL

Die Langfassung des Interviews: 
www.einblick.dgb.de

nur gravierende soziale Folgen in 
den betroffenen Ländern, sondern 
wird auch auf die exportorientierte 
deutsche Wirtschaft zurückschla-
gen. Ich bin der festen Überzeu-
gung: Mit Sparen allein ist die ak-
tuelle Krise nicht zu überwinden. 
Die Staats- und Regierungschefs 
müssen auch die Einnahmeseite 
anpacken. So ist die Einführung 
der Finanztransaktionssteuer längst 
überfällig.

■ Laut ILO sind 209 Milli-
onen Menschen weltweit 
arbeitslos. 12,7 Prozent aller 
Jugendlichen haben keinen 
Job. Die Jugendarbeitslo-
sigkeit nimmt damit einer 
ganzen Generation die Chan-
ce auf eine eigenständige 
Existenz. Was muss passieren, 
um diesen Trend zu stoppen?
■ Die weltweiten Arbeitslosen-
zahlen der ILO sind ein Alarmsignal 
für die Staats- und Regierungs-
chefs. Es müssen endlich mehr 
Anstrengungen für Wachstum 
und Beschäftigung unternommen 

werden. Besorgniserregend ist vor 
allem die hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit in den südeuropäischen 
Krisenländern. In Spanien ist fast 
jeder zweite Jugendliche ohne Ar-
beit. Sparen allein wird die jungen 
Menschen aber nicht in Lohn und 
Brot bringen. Europa muss mit In-
vestitionen in Bildung, Wachstum 
und Beschäftigung dafür sorgen, 
dass die Menschen wieder eine 
Perspektive bekommen und die 
Jugend nicht zur verlorenen Gene-
ration wird. Und die Finanzmärkte 
müssen endlich konsequent regu-
liert werden, denn solange Banken, 

Hedgefonds und Rating-Agenturen 
machen können, was sie wollen, 
wird es nicht gelingen, die Krise zu 
überwinden. 

■ Die Gewerkschaften for-
dern eine neue Ordnung für 
Arbeit. Was sind die wich-
tigsten Eckpunkte?
■ Wir brauchen wieder mehr 
Gerechtigkeit, dazu gehört ein 
gesetzlicher Mindestlohn von min-
destens 8,50 Euro die Stunde, um 
die schlimmsten Auswüchse auf 
dem Arbeitsmarkt zu beenden. In 
der Leiharbeit muss endlich „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“ gel-
ten. Auch bei den Minijobs und 
der Solo-Selbständigkeit besteht 
Handlungsbedarf, hinzu kommt 
der zunehmende Missbrauch von 
Werkverträgen. Und wie gesagt: 
Auch die Tarifeinheit und die 
Tarifautonomie müssen wieder 
ge stärkt werden. Sie wird zuneh-
mend unterlaufen durch Tarif-
flucht, OT-Mitgliedschaften in den 
Arbeitgeberverbänden und den 
Missbrauch von Leiharbeit und 
Werkverträgen. Das Instrument der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung 
muss deshalb gestärkt werden, wie 
es uns andere Länder vormachen, 
zum Beispiel Frankreich. 

Ich erwarte von der Politik, dass 
sie sich endlich dazu durchringt, 
die Arbeitswelt klaren Regeln zu 
unterwerfen. Immer mit dem Ziel, 
die Beschäftigten vor Lohndum-
ping und Ausbeutung zu schützen. 
Die Ära der Deregulierung ist zu 
Ende.

■ Unter Schwarz-Gelb stehen 
die Chancen eher schlecht, 
prekäre Beschäftigung und 
Niedriglohnjobs einzudäm-
men. Fehlt der Koalition 
weiterhin die Einsicht?
■ Im Ergebnis ja. Es gibt zwar 
Bewegung, zum Beispiel beim 
Mindestlohn – auch wenn die Vor-
schläge bei weitem nicht ausrei-
chen. Leider tritt vor allem die FDP 
auf die Reformbremse, und es ist 
schwer vorstellbar, dass sich daran 
in absehbarer Zeit etwas ändert.

■ Die Piratenpartei entert 
die Landesparlamente. Auch 
im Bund deuten einige Prog-
nosen auf einen möglichen 
Einzug in den Bundestag. 
Welchen Einfluss hat die 
Piratenpartei auf die Partei-
enlandschaft?
■ Der bisherige Erfolg der Piraten-
partei und die Umfragewerte wir-
beln die Parteienlandschaft in der 

Tat kräftig durcheinander. Welche 
Rolle die Partei langfristig spielen 
wird, muss sich aber noch zeigen. 
Neben dem Kernthema Netzpolitik 
ist es vor allem der offene, unkon-
ventionelle Stil der Piraten, der sie 
als Alternative zu den etablierten 
Parteien interessant macht. Wann 
hört man schon mal von einer der 
im Bundestag vertretenen Parteien, 
dass sie noch keine Antwort auf 
eine sachpolitische Frage hat. Das 
empfinden viele Menschen als ehr-
lich und erfrischend anders. Aber 
auf Dauer wird das natürlich nicht 
reichen – das zeigen ja auch schon 
die ersten Erfahrungen in Berlin. 
Denn keine Antworten sind genau-
so schlecht wie falsche Antworten.

■ Wo siehst du gewerk-
schaftliche Schnittmengen 
mit der Piratenpartei?
■ Ich habe mich vor kurzem mit 
dem Vorsitzenden der Piratenpar-
tei Sebastian Nerz getroffen. Es 
war ein konstruktives Gespräch, 
aber es sind auch Unterschiede 
deutlich geworden. Zum Beispiel 
beim Urheberrecht und beim be-
dingungslosen Grundeinkommen, 
dessen Einführung die Piraten be-
fürworten und das ich als Anschlag 
auf den Wert der Arbeit sehe. Wir 
haben uns aber darauf verständigt, 
im Gespräch zu bleiben und eine 
gemeinsame Arbeitsgruppe zum 
Urheberrecht und zur Netzkom-
munikation einzurichten.

■ Die DGB-Organisations-
reform ist auf einem guten 
Weg. Wie siehst du den 
bisherigen Prozess? 
■ Wir haben aus dem gesamten 
Bundesgebiet sehr gute Rückmel-
dungen, und die Gründung der 
dritten Satzungsebene der Stadt- 
und Kreisverbände geht mit großen 
Schritten voran. Wir haben unser 
Soll für 2012 mehr als erfüllt. Der 
DGB ist in guter Verfassung, und 
wir werden bis zum Ende dieser 
Kongressperiode die beschlossene 
Satzungsreform umgesetzt haben. 
Bei meinen Regionsbesuchen vor 
Ort freut es mich sehr zu sehen, mit 
welch großem Elan und Freude die 
Kolleginnen und Kollegen an die 
Arbeit gehen.   •

„Der DGB ist in 
guter Verfassung“

„Tarifeinheit und 
Tarifautonomie 
müssen wieder 
gestärkt werden.“ 
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H e b a m m e n

Finanzieller 
Druck
Der Internationale Hebammentag 
am 5. Mai weist unter anderem 
auf die schwierige ökonomische 
Situation der Geburtshelferinnen 
hin. Rund 60 Prozent aller Heb-
ammen in Deutschland arbeiten 
freiberuflich, und ihre finanziellen 
Belastungen sind in den letzten 
Jahren enorm gewachsen. 

Judith Lauer, ver.di-Gewerk-
schaftssekretärin für Berufspolitik, 
kritisiert: „Seit 1. Juli 2010 sind 
Hebammen gezwungen, 3689 Euro 
Haftpflichtprämie pro Jahr für das 
Berufsrisiko Geburtshilfe zu zah-
len.“ Läuft der aktuelle Vertrag aus, 
drohen ab Herbst 2012 Prämien 
von über 4000 Euro. Hinzu kommen 
schlechte Arbeitsbedingungen, die 
auch angestellte Hebammen belas-

ten, so Lauer. Von acht Stunden 
Rufbereitschaft im Krankenhaus 
wird nur eine Stunde bezahlt, die 
Nachtdienst-Zulage beträgt 12,5 
Prozent – gegenüber 100 Prozent 
in der Metallverarbeitung. Lauer 
betont: „ver.di unterstützt die Heb-
ammen in ihren Forderungen nach 
fairen Arbeitsbedingungen und an-
gemessenen Haftpflichtprämien.“ •

Anzeige

S o l a r i n d u s t r i e

Regen statt 
Sonnenschein
Die IG Metall Berlin-Brandenburg-
Sachsen kritisiert die geplante 
Werksschließung des US-Konzerns 
First Solar am Standort Frankfurt 
an der Oder. 1200 Arbeitsplätze 
sind dadurch bedroht. IG Metall-
Bezirksleiter Olivier Höbel fordert 
den Arbeitgeber auf, den maxi-
malen Kurzarbeitszeitraum voll 
auszuschöpfen. „Wir erwarten von 
der Unternehmensleitung die Nut-
zung aller Fördermöglichkeiten der 
Bundesagentur für Arbeit.“ 

Höbel kritisiert zudem die Bun-
desregierung, die die Förderung der 
Solarenergie kürzen will: „Wandert 
die Produktion nach Asien ab, wan-
dert über kurz oder lang auch die 
Forschung ab. Derzeit haben wir 
noch die Solar-Spitzentechnologie 
in Ostdeutschland. Daran müssen 
wir festhalten.“ Im Mai stehen die 
Kürzungspläne der Bundesregie-

F r e i h a n d e l s a b k o m m e n

Ausbeutung 
nicht belohnen
Die IG BAU hat das EU-Parlament 
davor gewarnt, falsche Signale an 
Unrechtsregime durch Freihandels-
abkommen zu senden. Aktuell 
beraten Ausschüsse in Brüssel ein 
Abkommen zwischen der EU und 
Kolumbien. Der IG BAU-Vorsitzen-
de Klaus Wiesehügel kritisiert: „In 
Kolumbien ist die Menschenrechts-
lage alarmierend. Gewerkschafter 
werden bedroht und umgebracht.“ 

L e b e n s m i t t e l k o n t r o l l e

NGG will Reform
Die NGG hat eine grundlegende 
Reform der Lebensmittelkontrolle 
gefordert. „Die aktuellen Funde 
von dioxinbelasteten Eiern und der 
Umgang damit zeigen zum wieder-
holten Mal, dass das Kontroll-Früh-
warn-System versagt hat und der 
Dioxin-Aktionsplan von Bundes-
ministerin Ilse Aigner nicht greift“, 
kritisiert der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg.   •

G d P - H o m e p a g e

Kriminalität 
vorbeugen
Die GdP hat die Präventions-Home-
page www.PolizeiDeinPartner.de 
im Internet freigeschaltet. Unter 
anderem bietet das Portal umfas-
sende Informationen und Hilfe zu 
Themen wie Zivilcourage, Sucht, 
Diebstahl und Betrug. Die GdP will 
so Interessierte informieren und 
Aktivitäten rund um die Präventi-
onsarbeit vernetzen.   •

In keinem anderen Land gebe es so 
viel Gewalt gegen Menschen, nur 
weil sie sich für ihre Arbeitnehmer-
rechte einsetzen. „Wenn die EU ih-
re Werte ernst nimmt, darf sie eine 
Regierung, die das zulässt oder 
sogar fördert, nicht auch noch mit 
einem Freihandelsabkommen beloh-
nen“, so Wiesehügel. Einem Gut-
achten zufolge sind die Nachhaltig-
keitsbestimmungen im Abkommen 
mangelhaft. Soziale und ökolo-
gische Belange seien nur unvoll-
ständig und unverbindlich geregelt. 
Gewerkschaften werden keine Rech-
te zur Beschwerde eingeräumt.   •

rung für die Solarbranche zur Ab-
stimmung im Bundesrat. Von den 
Ministerpräsidenten der Länder 
erwartet die IG Metall die Ableh-
nung mit der notwendigen Zwei-
drittelmehrheit. Statt Branchen-
kahlschlag sei eine neue industrie-
politische Initiative gefordert.   •

GEWERKSCHAFTEN

50 000 Arbeitneh-
merInnen haben an 
einer Unterschriften-

aktion der IG BCE teilgenom-
men und sich für sichere und 
fl exible Übergänge in die 
Rente ausgesprochen. Die 
unterschriebenen Postkarten 
sind dem Bundesarbeitsmini-
sterium übergeben worden. 

Die GEW kritisiert die 
Haltung der Bun-
desländer, die die 

Mitbestimmungsrechte von 
Personalvertretungen bei 
der Eingruppierung ange-
stellter LehrerInnen ignorie-
ren. Ein Gutachten belege, 
dass dabei gegen geltendes 
Recht verstoßen werde.

kurz&bündig
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Rat für 
Beschäftigte

Die Betriebsseelsorge ist 

eine Einrichtung der katho-

lischen Kirche in Deutsch-

land. Ihre Aufgabe ist es, 

Kontakt zwischen der Kirche 

und der Arbeitswelt, ins-

besondere den Arbeitneh-

merInnen aufzubauen und 

zu halten. Unter anderem 

geht es darum, konkrete 

Solidarität mit den Men-

schen in der Arbeitswelt zu 

zeigen und sie im Kampf 

um eine gerechtere und 

menschenwürdigere Arbeit 

zu unterstützen. 

Dies geschieht durch Ein-

zelberatung und -seelsorge, 

(z.B. bei Mobbing, Burn-out, 

Angst um den Arbeitsplatz), 

durch die Unterstützung von 

Betriebs- und Personalräten, 

durch gemeinsame poli-

tische Aktion, etwa im Falle 

von Werksschließungen und 

Tarifauseinandersetzungen. 

Dabei bringen die momen-

tan rund 50 Betriebsseelsor-

ger und -seelsorgerinnen 

die Stimme des Evangeliums 

und der christlichen Soziale-

thik ins Gespräch. 

Die Betriebsseelsorge gibt 

es zur Zeit in 13 Diözesen, 

vorwiegend in Süddeutsch-

land. Auch die evangelische 

Kirche bietet Beschäftigten 

Rat und Hilfe mit dem Kirch-

lichen Dienst in der Arbeits-

welt KDA.

Weitere Informationen zur 
katholischen Betriebsseelsorge 
unter www.betriebsseelsorge.de

einblick 8/12

MEINUNG

Die Arbeitswelt hat sich fundamental gewandelt. 
Aussagen wie „Früher war ich müde, heute bin 
ich fertig“ machen deutlich: Der Druck auf die 
Menschen ist immens. Die Anforderungen an 
die Menschen werden immer höher geschraubt, 

egal wo sie arbeiten. MitarbeiterInnen müssen 
mobil und flexibel sein, sowohl räumlich wie auch 
zeitlich. Immer erreichbar und kurzfristig verfügbar 
sein – dieses „Ideal“ gilt längst nicht mehr nur 
ab einer bestimmten Gehaltsstufe. Wie dabei die 
lebenswichtigen sozialen Beziehungen außerhalb 
der Arbeit gelebt werden können, ist zweitrangig. 
Wann die Menschen zum Atmen kommen, bleibt ihr 
Problem. Das dokumentieren eindringlich Zitate von 
Ratsuchenden (siehe Kästen).

Weniger MitarbeiterInnen sollen in weniger Zeit 
immer mehr Arbeit erledigen – im Krankenhaus 
ebenso wie in der Fabrikhalle, in der Schule wie 
an der Supermarktkasse. Die Belastungen steigen, 
gleichzeitig nimmt die Unsicherheit zu. Seit mit 
der Einführung von Hartz IV der Niedriglohnsektor 
in diesem Land wächst, breitet sich die Angst vor 
dem sozialen Abstieg 
immer stärker aus. 
Krankheit und Ar-
beitslosigkeit schwe-
ben wie ein Damo-
klesschwert über 
den Beschäftigten. 
Immer mehr Menschen halten diesem Druck 
nicht mehr stand.

Mit diesen Sorgen kommen Beschäftigte auf die 
BetriebsseelsorgerInnen zu. Oft vermittelt durch Be-
triebs- und Personalräte, mit denen wir vertrauens-
voll zusammen arbeiten. Wir bieten uns an als Ge-
sprächspartner, der die betriebliche Realität kennt, 

Prekäre Beschäftigung, Arbeitsverdichtung, Stress, 
Mobbing – neben den Gewerkschaften nimmt sich 
auch die katholische Betriebsseelsorge der Pro-
bleme der ArbeitnehmerInnen an. Betriebsseelsor-
ger Peter Hartlaub schildert, wie sich die Arbeits-
welt aus Sicht der Betriebsseelsorge verändert hat 
und was die katholische Soziallehre dem Wandel 
entgegen hält. 

ohne selber Teil des Betriebs zu sein. Im Dialog 
versuchen wir, mit den Menschen ihre Situation zu 
analysieren, mit ihnen nach Lösungsmöglichkeiten 
zu suchen, sie zu trösten und zu ermutigen. Einen 
übergreifenden Ratschlag gibt es dabei nicht, son-
dern nur Lösungen im Einzelfall. Wichtig ist, den 
Menschen die Angst zu nehmen und ihnen Mut 
zu machen, sich für ihre Bedürfnisse einzusetzen.

Hilfe im Einzelfall ist uns wichtig – aber dabei 
können und wollen wir nicht stehen bleiben. Wenn 
ein System für viele Einzelne Probleme produziert, 
dann ist das System das Problem. In der Sozi-
alverkündigung der katholischen Kirche gilt zentral 
der Vorrang der Arbeit vor dem Kapital. Das heißt, 
für jede Wirtschaftsordnung und für die Gestaltung 
der Arbeitswelt gilt: Welchen Stellenwert hat der 
Mensch? Wird er mit seinen Fähigkeiten und Kom-

petenzen anerkannt? Werden seine Bedürfnisse be-
rücksichtigt? Wird die Arbeitswelt so gestaltet, dass 
sie den Menschen dient oder müssen sich Menschen 
dem Diktat von Effizienz und Rendite unterwerfen?

Diese Fragen gemeinsam mit den Beschäftigten 
oder auch stellvertretend für sie öffentlich zu stellen 
und sich so in Politik einzumischen, das gehört zu 
unserem Verständnis von Seelsorge. Dabei arbeiten 
wir zusammen mit Kolleginnen und Kollegen in den 

Betrieben und Gewerkschaften. 
Mit ihnen zusammen versuchen 
wir, die Beschäftigten zu ermuti-
gen, damit sie ihre Interessen 
gemeinsam verteidigen. 

Für uns gilt, was Papst Jo-
hannes Paul II. 1981 in seiner 

Enzyklika „Laborem Exercens“ geschrieben hat: 
„Solidarität muss immer dort zur Stelle sein, wo die 
gesellschaftliche Herabwürdigung des Subjekts der 
Arbeit, die Ausbeutung der Arbeitnehmer und das 
wachsende Ausmaß von Elend oder sogar Hunger 
sie herausfordern.“ An dieser Solidarität mit zu bau-
en, ist unser Auftrag.   •

➜

Peter Hartlaub, 47, 
ist ständiger Diakon 
und Sprecher der 
Bundeskommission 
Betriebsseelsorge. 
Seit 1998 ist er als 
Betriebsseelsorger in 
Schweinfurt tätig.
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W a n d e l  d e r  A r b e i t s w e l t

„Früher war ich müde! 
Heute bin ich fertig!“

„Ich mach das jetzt seit dreißig Jahren, aber 
so stressig war es noch nie. Ich weiß nicht, 
wie ich das bis zur Rente schaffen soll.“

„Früher hab‘ ich gedacht: Wenn du 
deine Arbeit gut machst und die Firma 
Gewinn abwirft, dann ist dein Arbeits-
platz sicher. Aber die wollen unseren 
Standort schließen, obwohl wir seit 
Jahren schwarze Zahlen schreiben.“

„Wie soll ich denn mit dem Lohn hin-
kommen? Das reicht ja kaum zum Leben. 
Und wenn ich an meine Rente denke – da 
kann ich mich ja gleich erschießen!“
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DIES &DAS

„Mein Lieblingsprojekt ist, 
aus Grünen Schwarze zu machen.“

CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe im Interview mit dem Tagesspiegel 
vom 22. April.
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 DEMOGRAFISCHER WANDEL: Junger Nachwuchs gesucht

dieDGBgrafik

Trotz des drohenden Fachkräfteman-
gels nutzen die Unternehmen nur 
einen Teil ihrer Möglichkeiten, um sich 
Führungskräfte zu sichern. Nach einer 
Umfrage der Personalberatung Odgers 
Berndtson ist zwar 70 Prozent der be-
fragten Firmen das Problem bewusst, 
doch suchen sie vor allem auf dem um-
kämpften Markt der Nachwuchskräfte. 
Die Förderung junger Frauen ist eben-
falls noch nicht Firmenalltag, auch 
ältere Beschäftigte erhalten wenig 
Chancen. Das Schlusslicht bildet die 
Suche nach ausländischen Fachkräften. ©
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Quelle: Odgers Berndtson Umfrage 2011
 

Wie Firmen künftig ihre Führungspositionen besetzen (in Prozent) 

61 21 16 2

10 13 58 19

34 32 31 3

5 21 56 18

wird umgesetzt

Rekrutierung junger Nachwuchskräfte

Maßnahmen für ältere Beschäftigte

Rekrutierung und Förderung junger Frauen

Anwerbung ausländischer Führungskräfte

wäre eine Option kommt nicht in Frageist geplant

Schlusspunkt●

Buch: Alena Schröder, Christian 
Esser: Die Vollstrecker – wer 
für Unternehmen die Probleme 
löst. C. Bertelsmann Verlag, 
München, 192 Seiten, 14,99 Euro
Anwälte, die als „Kündigungsex-
perten“ unliebsame Mitarbeite-
rInnen, wie zum Beispiel Betriebs-
räte, Schwangere und Behinderte, 
kündigen, sorgen für Schrecken 
unter den Beschäftigten. In den 

vergangenen Jahren profitieren 
auch spezialisierte PR-Berater, 
Detektive und Sicherheitsexper-
ten vom Trend einiger Unterneh-
men, „Drecksarbeit“ auszulagern. 
Mit dem Buch „Die Vollstrecker“ 
stellen die JournalistInnen Alena 
Schröder und Christian Esser die 
Szene dieser DienstleisterInnen 
vor. Was sind die Ziele externer 
„Sanierer“? Mit welchen Mitteln 

gehen Anwälte gegen Betriebsräte 
vor? Und: Wie polieren PR-Berater 
das Image einer Firma auf, die we-
gen Skandalen oder kriminellen 
Geschäften in die Schlagzeilen 
geraten ist? Von Interesse sind 
neben vielen Beispielen aus der 
Praxis Interviews mit „Sanierern“ 
und „Kündigungsexperten“ über 
Vorgehensweise und persönliche 
Ansichten.

Tipp
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1.5.  DGB und Mitglieds-
gewerkschaften, Tag der Arbeit, 1. 
Mai-Hauptkundgebung in Stuttgart

1.5.  Eröffnung der Ruhr-
festspiele, Recklinghausen

2.5.  DGB Hessen-Thü-
ringen, Diskussion „Die Zukunft 
des Alterns in Hessen“, Frankfurt 
am Main

3.5.  Welttag der Presse-
freiheit

3./4.5.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Rosa-Luxemburg-Stiftung, 
JenZiG – Jenaer Zentrum für in-
terdisziplinäre Gesellschaftsfor-
schung, Tagung „Arbeitsbewusst-
sein und Demokratie”, Jena

4.-18.5.  DGB Region Köln-

Bonn, „2. Kölner Festival des poli-
tischen Kabaretts“, Köln

5.5.  Europäischer Pro-
testtag zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderung

6.5.  Landtagswahl in 

Schleswig-Holstein
8.5.  Fr iedr ich-Ebert-

Stiftung, Diskussion „Finanzpolitik 
in Zeiten der Euro-Krise – Welche 
Politik braucht Europa?“, Potsdam

8.5.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung, Vortrag und Gespräch mit 
Oskar Negt „Arbeit und mensch-
liche Würde“, Chemnitz

10./11.5.  IG BCE, Daten-

schutztagung der IG BCE, Hannover
12.5.  Tag der Kranken-

pflege
13.5.  Landtagswahl in 

Nordrhein-Westfalen
14.5.  Fr iedr ich-Ebert-

Stiftung, Diskussion „Burnout des 
Sozialen in der Arbeitsgesellschaft. 
Krankmachende Faktoren in der 
Arbeitswelt“, Leipzig
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R e n t e n v e r s i c h e r u n g

Kampfsportlehrer sind keine Künstler
Lehrer für Tai Chi und Kung Fu sind keine Künstler im Sinne der

Sozialversicherung. Deshalb sind sie, sofern sie keine versicherungs-
pflichtigen Arbeitnehmer beschäftigen, als selbstständige Lehrer in
der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig.

Der Fall: Der Mann unterrichtet in Schulen und Sporthallen die
aus der chinesischen Kampfkunst abgeleiteten Bewegungsmetho-
den. Er will vom Gericht feststellen lassen, dass er ein nicht versiche-
rungspflichtiger Künstler sei, weil im Zentrum der Übungen Bilder
und Einzelbewegungen stehen und die Darbietungen mit Ballettauf-
führungen vergleichbar seien. Dieser Argumentation hast sich das
Gericht nicht angeschlossen.

Das Sozialgericht: Der Gesetzgeber hat den Begriff der Kunst
nicht abschließend definiert. Was als Kunst zu bewerten ist, ist im So-
zialrecht deshalb unter Berücksichtigung der Künstlersozialversiche-
rung, der allgemeinen Verkehrsauffassung und der historischen Ent-
wicklung zu bestimmen. Danach ist Kunst, was Ergebnis eines krea-
tiven Prozesses ist und von der jeweiligen Gesellschaft als Kunst an-
erkannt wird. Bei darstellender Kunst wird zwischen den Hauptspar-
ten Theater, Tanz und Film unterschieden. Unter Anwendung dieser
Kriterien ist der vom Kläger erteilte Unterricht nach seinem Gesamt-
bild mehr dem Unterricht eines Fitness- und Gymnastiklehrers als der
Tätigkeit eines Künstlers zuzuordnen. Es handelt sich nicht um „Leh-
re von Kunst“, weil Thai Chi und Kung Fu überwiegend pädagogi-
sche, therapeutische, gymnastische und meditative Elemente haben.

Die Art der Bewegungsabläufe hat zwar bei beiden Ausübungs-
formen künstlerische Elemente. Dies ist jedoch – ähnlich wie bei der
rhythmischen Sportgymnastik – nicht ausreichend, um Tai Chi und
Kung Fu als darstellende Kunst zu bewerten. Der Kläger unterliegt
grundsätzlich der Versicherungspflicht.

B e t r i e b s r a t s d a t e i e n

Arbeitgeber hat keinen Zugriff darauf
Der Arbeitgeber hat keinen Anspruch darauf, Einsicht in Dateien

des Betriebsrats zu nehmen. 
Der Fall: Auf dem Laufwerk des Betriebsrats im EDV-System des

Arbeitgebers befindet sich unter dem Briefkopf des Betriebsrats eine
nicht unterzeichnete achtseitige Stellungnahme in einem Kündi-
gungsschutzverfahren, das Mitarbeiter des Arbeitgebers betrifft. Der
Arbeitgeber verdächtigt ein nicht freigestelltes Betriebsratsmitglied,
diese Stellungnahme während seiner Arbeitszeit verfasst und so ei-
nen Arbeitszeitbetrug begangen zu haben. Der Arbeitgeber verlangt
mit seinem Antrag deshalb die gerichtliche Feststellung, dass er die
vollständige Dokumentenhistorie der achtseitigen Stellungnahme
zurückverfolgen darf, um festzustellen, wann die Datei durch wen
bearbeitet wurde. Mit diesem Antrag hatte er keinen Erfolg. 

Das Landesarbeitsgericht: Dem Arbeitgeber steht nicht das Recht
zu, in die Dateien des Betriebsrats Einsicht zu nehmen. Der Betriebs-
rat verwaltet seine Dateien genauso wie seine sonstigen schriftlichen
Unterlagen eigenverantwortlich, weil die Betriebsverfassung durch
eine autonom ausgestaltete Interessenwahrnehmung geprägt ist.
Auf die Eigentumsverhältnisse an den Datenlaufwerken kommt es
insoweit nicht an. 

B e r u f s k r a n k h e i t

Auch mittelbare Folgen gehören dazu 
Ist eine Hepatitis als Berufskrankheit anerkannt, sind auch die

psychischen Folgen als Berufskrankheit anzuerkennen. Selbst wenn
es mithilfe der Medikamente gelungen ist, den Zerstörungsprozess
der Leberzellen zu stoppen, müssen die psychischen Folgen als mit-
telbare Schädigung der antiviralen Therapie oder der Hepatitis ange-
sehen werden.

U n t e r r i c h t s m a t e r i a l

Kopierkosten trägt die Schule
Öffentliche Schulträger im Land Sachsen können von den Eltern

ihrer Schüler nicht die Erstattung von Kopierkosten für Unterrichts-
material verlangen. Es obliegt der Gemeinde als Schulträgerin, die
sachlichen Kosten für den Schulbetrieb, zu denen auch die Lernmittel
gehören, zu tragen. Die Herstellung von Unterrichtskopien gehört
auch dazu.

P f l e g e e l t e r n

Elterngeld nur bei Adoptionswille
Pflegeeltern haben nur im Fall einer so genannten Adoptions-

pflege Anspruch auf Elterngeld. Ein Elterngeldanspruch für andere
als leibliche Kinder besteht nur, wenn eine auf Dauer angelegte und
rechtlich verfestigte Familienbeziehung vorliegt, insbesondere weil
ein Kind mit dem Ziel der späteren Adoption in Pflege genommen
worden ist. An einer solchen verfestigten rechtlichen Bindung fehlt
es, wenn die leibliche Mutter des Kindes einer Adoption nicht zuge-
stimmt hat und eine Adoptionspflege daher nicht bestand.

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Gefahrbeseitigung steht unter Schutz
Das Überqueren der Autobahn mit dem Ziel, einen den Straßen-

verkehr gefährdenden Gegenstand zu entfernen, steht unter dem
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.

S t a l k i n g

Kann Kündigungsgrund sein
Fühlt sich eine Mitarbeiterin von einem Arbeitskollegen belästigt

und äußert sie, dass sie weder dienstlich noch privat Kontakt mit ihm
wünscht, so hat der Arbeitnehmer das zu respektieren. Handelt der
Arbeitnehmer gegen den erklärten Willen der Arbeitskollegin, kann
dieses Verhalten eine außerordentliche Kündigung rechtfertigen. Ob
es zuvor einer Abmahnung bedarf, hängt von den Umständen des
Einzelfalls ab.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Sozialgericht Mainz, 
Urteil vom 26. März 2012 - S 1 R 340/09

Landesarbeitsgericht Düsseldorf, 
Beschluss vom 7. März 2012 - 4 TaBV 11/12

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 9. März 2012 – L 13 EG 37/11

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 27. März 2012 - B 2 U 7/11 R 

Sozialgericht Detmold, 
Urteil vom 8. September 2011 - S 14 U 161/09

Sächsisches Oberverwaltungsgericht, 
Urteil vom 17. April 2012 - 2 A 520/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 8/12
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Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 19. April 2012 - 2 AZR 258/11
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Frankreich-Wahl macht Hoffnung
Der rigide Sparkurs vieler EU-Mit-
gliedstaaten verändert die politische 
Landschaft in Europa. Nicht nur in 
den Krisenländern zeigen die Men-
schen, dass sie nicht gewillt sind, 
die Folgen der Finanzkrise allein 
zu tragen – mit Demonstrationen, 
Streiks und bei Wahlen. „Die Wäh-
lerinnen und Wähler in Frankreich 
und Griechenland haben deutlich 
gemacht, dass sie einen Kurswech-
sel in Europa wollen“, erklärt der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
Wie dieser Kurswechsel aussehen 
kann, hätten die Gewerkschaften 
in einem Vier-Punkte-Programm 
skizziert (www.dgb.de/-/y4d). 

„Wir brauchen ein Wachstums-
paket für Europa, eine Finanztrans-
aktionssteuer und eine wirkliche 
Regulierung der Finanzmärkte. 
Die Regierungen dürfen sich nicht 
weiter von Spekulanten erpressen 
lassen“, sagt der DGB-Vorsitzende. 
Er hoffe darauf, dass die Bundes-
kanzlerin die Bedenken des neuen 
französischen Präsidenten Fran-
çois Hollande gegenüber dem Fis-
kalpakt ernst nimmt. Der Sozialist 
Hollande hatte erklärt, dass er den 
Fiskalpakt im Falle seiner Wahl neu 

verbessert. In der Geschichte der 
EU habe Frankreich schon mehr 
als einmal entscheidende Beiträge 
geleistet, um das soziale Euro-
pa voran zu bringen. Sie betont: 
„Jetzt kommt es darauf an, dass 
Hollande ein echtes Wachstums-
paket schnüren und mit anderen 
Partnern durchsetzen kann.“ Das 
müsse mehr sein als die „Mogel-
packung“, die EU-Kommission und 
Kanzlerin Merkel in Arbeit haben. 

Es brauche einen Dreiklang 
aus Wachstum, Guter Arbeit und 
sozialer Gerechtigkeit, so Annelie 
Buntenbach. „Entscheidend ist, 
dass die Tarifautonomie in Europa 
besser geschützt, soziale Haltelini-
en eingezogen und die Lasten der 
Krise gerecht verteilt werden.“ Die 
europäischen Gewerkschaften seien 
weiterhin gefordert, gemeinsam mit 
Bündnispartnern aus Politik und Ge-
sellschaft Druck für einen deutlichen 
Kurswechsel zu machen.  • 

+  MdB Kai Gehring 
(Bündnis 90/Die Grünen) 

fordert wegen der erwarte-
ten hohen Studierendenzahl 
ein Nachjustieren des Hoch-
schulpakts: Fehlende Studien-
plätze wären angesichts des 
Mangels an Fachkräften 
„unerträglich“.

- CDU-MdB Monika 
Grütters hält den 

Hochschulpakt „gerade 
wegen seiner Flexibilität für 
ein erfolgreiches Modell“. 
Forderungen der Opposition 
wie die Neuregelung des 
Hochschulzugangs seien 
„Panikmache“.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.bit.ly/ilo_bericht2012
Der Weltarbeitsbericht 

der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) 

zeigt: Die Lage auf den 
nationalen Arbeitsmärkten 

bleibt angespannt

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

WSI: Statistisches 
Taschenbuch Tarifpolitik 

2012 zum Download

verhandeln wolle. „Die Sparpolitik 
ist keine Unabwendbarkeit“, be-
kräftigte er nach der Wahl. „Meine 
Mission ist es, Europa eine neue 
Perspektive von Wachstum, Be-
schäftigung und Wohlstand – kurz: 
Zukunft – zu geben.“ 

Annelie Buntenbach, im DGB-
Vorstand für Europapolitik zustän-
dig, ist überzeugt: Mit der Wahl 
Hollandes haben sich die Chancen 
auf einen Kurswechsel in Europa 
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Gesellschaft im Umbruch
Ein grundlegender Umbau 

des Wirtschafts- und Gesell-

schaftssystems ist machbar. 

Wie das gehen kann, erklärt 

der evangelische Sozial-

ethiker Gerhard Wegner
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Für gute Arbeit in Europa sind am 1. Mai bundesweit 419 000 Menschen 
auf die Straße gegangen. „In den TeilnehmerInnenzahlen spiegelt sich 
die Unzufriedenheit der Gewerkschaftsbewegung über die aktuelle 
Krisenpolitik der Bundesregierung und den rigiden Sparkurs in Europa 
wider“, erklärt der DGB-Vorsitzende Michael Sommer und bedankt 
sich bei allen Beteiligten für den „gelungenen 1. Mai“.
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A u s b i l d u n g

Qualität 
anbieten
Zu einer guten Ausbildung ge-
hören gute Ausbildungsbetriebe. 
Eine Expertise des DGB stellt die-
sen Zusammenhang anlässlich des 
Kabinettsbeschlusses zum Berufs-
bildungsbericht 2012 noch einmal 
klar. Im vergangenen Jahr blieben 
knapp 30 000 Stellen unbesetzt. 
Ausbildungswillige hätte es ausrei-
chend gegeben, denn fast 78 000 
junge Menschen waren auf der Su-
che nach einem Ausbildungsplatz. 
Die Arbeitgeberseite klagt häufig 
über die fehlende Ausbildungsrei-

fe. Doch, so die Expertise, betrach-
tet man die Branchen genauer, in 
denen der größte Mangel an Aus-
zubildenden herrscht, dann zeigt 
sich, dass gerade dort auch die Be-
zahlung schlecht ist, Überstunden 
zum Berufsalltag gehören und die 
meisten Abbrecher zu finden sind. 

Bei Restaurantfachleuten, Bä-
ckerInnen oder KöchInnen liegt die 
Ausbildungsvergütung unter dem 
Durchschnitt, die Abbrecherquo-
te ist mit über 40 Prozent extrem 
hoch. Während Industriemecha-
nikerInnen im Westen 865 Euro 
erhalten, müssen die künftigen 
Restaurantfachmänner und -frauen 
mit 625 Euro auskommen, Bäcke-
rInnen mit 500 Euro. Bestandene 

Abschlussprüfungen sind ein wei-
terer Indikator für gute Ausbildung. 
Auch hier zeigt sich: In Branchen, in 
denen es viele unbesetzte Stellen 
gibt, ist auch die Misserfolgsquote 
hoch. 

Für den jährlichen Ausbildungs-
report der DGB-Jugend wurden 
die Auszubildenden auch zur Aus-
bildungsqualität befragt. Diese 
Aussagen bestätigen die Daten 
der Expertise: Schlechte Ausbilder, 
Überstunden und geringe Bezah-
lung monieren die Auszubildenden 
in den Problembranchen. Das Fazit 
des DGB: Wenn Betriebe ihre Stel-
len besetzen wollen, dann müssen 
sie ihre Ausbildungsbedingungen 
erheblich verbessern.   •

POLITIK AKTUELL

Mit 42 Prozent schneidet die SPD bei der Wahl in Schleswig-Holstein in der Gunst der 
gewerkschaftlich organisierten WählerInnen mehr als doppelt so gut ab wie die CDU (20%). 
Auf dem dritten Platz steht Bündnis 90 / Die Grünen mit 14 Prozent, gefolgt vom Südschles-
wigschen Wählerverband SSW mit acht Prozent und den Piraten mit sechs Prozent. Besonders 
hohe Verluste mussten die FDP mit einem Minus von sechs und die Linke mit einem Minus von 
fünf Prozentpunkten hinnehmen. Eine Koalition aus SPD, Grünen und SSW hätte vor allem 
unter den Gewerkschaftsfrauen eine große Mehrheit: Insgesamt 70 Prozent von ihnen gaben 
ihre Stimme einer der drei Parteien (SPD: 42%, Grüne: 19%, SSW: 9%) gegenüber 60 Prozent 
der gewerkschaftlich organisierten Männer (SPD: 42%, Grüne: 11%, SSW: 7%).

4,6 8,2 2,42,28,213,230,830,4

5 3614 282042

Wahl in Schleswig-Holstein: 
CDU bei GewerkschafterInnen abgeschlagen 
Stimmenanteile bei der Landtagswahl in Schleswig-Holstein vom 6. Mai 2012 (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2012 / Landeswahlleiterin Saarland

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim
*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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CDU Die LinkeGrüne FDPSSW Piraten Andere

Quelle: Wahltagsbefragung der 
Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim

*Alle Arbeitnehmerorganisationen 
(neben DGB-Gewerkschaften auch 
z. B. Beamtenbund)
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SPD legt am stärksten zu
Stimmen von Gewerkschaftsmitgliedern* bei der 
Landtagswahl 2012 in Schleswig-Holstein – 
Veränderungen gegenüber 2009  (in Prozent)
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M i n d e s t l o h n

Schlechte Arbeit
„Wir wollen faire Löhne und gu-
te Arbeit.“ Mit diesen Worten 
begründete der Vorsitzende Ar-
beitnehmergruppe der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, Peter Weiß, 
den Beschluss einer Unionsarbeits-
gruppe zum Mindestlohn, der al-
lerdings „Lohnuntergrenze“ heißt. 
Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer stellt denn auch fest: „Die 
Union tut jetzt so, als ob sie einen 
Mindestlohn einführt.“ Zwar hät-
ten CDU/CSU erkannt, dass eine 
Lohnuntergrenze notwendig sei, 
doch der Vorschlag sei „völlig un-
genügend“. Sein Ratschlag an die 
Politiker: „Die Arbeitsgruppe sollte 
nachsitzen und ihren Vorschlag 
noch einmal grundlegend überar-
beiten.“   •

A u f e n t h a l t s r e c h t

Blaues 
Stückwerk
Die im Kabinett beschlossene Neu-
regelung zum Aufenthaltsrecht, die 
vor allem Hochqualifizierte nach 
Deutschland locken soll, ist für 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach eine „undurchdachte 
Einzelmaßnahme“. Die Absenkung 
der so genannten Mindestgehalts-
grenze der neuen Blue-Card-Re-
gelung habe schon bei der letzten 

I G B

Forderungen 
an G20
Die internationale Gewerkschafts-
bewegung fordert die Arbeitsminis-
terInnen der G20-Staaten auf, in 
der weltweiten Krise ihre Anstren-
gungen für gute Arbeit zu erhöhen. 
Beim G20-Treffen in Mexiko am 
17./18. Mai müssten die Schaffung 
neuer Jobs, aber auch deren Qua-
lität auf der Tagesordnung stehen. 
Die hohe Jugendarbeitslosigkeit 

Änderung nicht zum Erfolg geführt. 
Dennoch sei die Bundesregierung 
hier „auf ganzer Linie den Arbeit-
geberverbänden gefolgt“. Proble-
matisch sei die Absenkung zudem, 
weil nun zwei Gruppen von Hoch-
qualifizierten mit ähnlicher Min-
destgehaltgrenze unterschiedliche 
Aufenthaltsgenehmigungen er-
hielten. Das Ziel müsse doch sein, 
qualifizierten ArbeitnehmerInnen 
mit Berufs- oder Hochschulausbil-
dung und guter Integrationspro-
gnose einen Daueraufenthalt in 
Deutschland zu ermöglichen.    •

müsse bekämpft, die Arbeiterrechte 
gestärkt werden. Andernfalls wür-
den soziale Spannungen weltweit 
zunehmen. Nach Ausbruch der Krise 
hätten die G20 zunächst effektive 
Maßnahmen ergriffen. Durch die 
Sparpolitik sei der Schwung jedoch 
verloren gegangen. So fehle etwa 
ein Pakt für Jugendbeschäftigung.  •
www.bit.ly/G20_Stellungnahme 
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Die EU will – so hat sie ihre Ziele 
formuliert – eine angemessene, 
nachhaltige, transparente und 
insolvenzsichere Alterssicherung. 
Der DGB bewertet diesen Ansatz 
an sich positiv. Der Haken: Das 
Projekt „Solvency II“, das beste-
hende Vorschriften für Versiche-
rungsunternehmen modifizieren 
will, soll möglicherweise auch auf 
Einrichtungen der betrieblichen Al-
tersversorgung, insbesondere Pen-
sionskassen, ausgeweitet werden. 
Dies würde die Einrichtungen dazu 
zwingen, ihre Eigenkapitalreserven 
deutlich zu erhöhen.

Für die DGB-Rechtsexpertin 
Martina Perreng wäre diese Er-
weiterung nicht nur überflüssig, 
sondern schädlich. In Deutschland 
gibt es, so der DGB, mittlerweile 
in allen Branchen Tarifverträge zur 
betrieblichen Altersvorsorge. Die 
deutschen Systeme seien vor allem 
durch die Haftung des Arbeitgebers 
sehr gut gesichert, erklärte der DGB 
gegenüber der EU-Kommission. 
Deshalb sei eine solche Regulie-
rung vollkommen überflüssig. Nur 
Schaden und keinen Nutzen sehen 
die gewerkschaftlichen ExpertInnen 
deshalb bei der Umsetzung der Re-
gulierungen auf die betriebliche 
Altersversorgung zukommen. Für 
Heribert Karch, Geschäftsführer der 
MetallRente, wäre es „die Perver-
tierung des Sicherheitsprinzips der 
Betriebsrente“. Deutsche Versor-
gungswerke hätten seit über 100 
Jahren Rentenleistungen erbracht 
ohne Solvency II „und können das 
auch in Zukunft“, kritisiert der Me-
taller. Die Chemie-Arbeitgeber be-
zeichnen es als „Katastrophe“. Ihre 
Warnung: Viele Unternehmen wä-
ren gezwungen, Renten zu kürzen. 

Neben der ersten Säule, der 
staatlichen Rente, gewinnt die 
betriebliche Zusatzversorgung zu-

nehmend an Bedeutung. Im Ide-
alfall können ArbeitnehmerInnen 
zwischen unterschiedlichen Mo-
dellen wählen. Voraussetzung ist 
allerdings, dass die Beschäftigten 
aktiv werden. Sie können den Ar-
beitgeber auffordern, bis zu vier 
Prozent ihres Einkommens bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze auf 
einen Vorsorgevertrag umzuleiten. 

Einige Unternehmen bieten Pensi-
onskassen oder -fonds an, gibt es 
das nicht, muss der Arbeitgeber 
wenigstens eine Direktversiche-
rung anbieten.

Obwohl die meisten Tarifverträ-
ge bereits seit einigen Jahren lau-
fen, ist der Anteil der Beschäftigten, 
die ihre Rente auf diese Art aufsto-
cken, noch immer verhältnismäßig 
gering. Nach einer Studie von TNS 
Infratest im Auftrag der Ergo-
Versicherungsgruppe wussten 85 
Prozent der Befragten nicht, dass 
es seit 2002 einen Rechtsanspruch 
auf eine Entgeltumwandlung gibt. 
Ein Drittel würde in eine Betriebs-
rente investieren, wenn sie bei 
einem Arbeitgeberwechsel wei-
tergeführt werden kann. Offenbar 
ist ihnen nicht bekannt, dass es 
diese Regelung bereits gibt. Auf 

der Arbeitgeberseite sind es vor 
allem die kleinen Unternehmen, 
die weder eine Altersversorgung 
anbieten noch planen. 87 Prozent 
der Unternehmen mit über 500 
Beschäftigten bieten eine betrieb-
liche Altersversorgung. Aber erst 
37 Prozent der kleinen und mittle-
ren Betrieben offerieren ein solches 
Angebot. Hinzu kommt, dass die 

Frauen auch in der zweiten Säule 
der Altersversorgung schlechter 
abschneiden. Nach der Studie ha-
ben 34 Prozent der Männer, aber 
nur 25 Prozent der Frauen einen 
Betriebsrentenanspruch. 

Ein weiteres Problem hat die 
IG Metall ausgemacht. Sie ließ 
eine Jugendstudie erstellen. Das 
Ergebnis: Die 17- bis 27-Jährigen 
überschätzen ihr eigenes Wissen im 
Hinblick auf die Altersvorsorge. Von 
einer Bruttoentgeltumwandlung 
haben nur 12 Prozent von ihnen 
überhaupt einmal gehört. Die Au-
toren der Metall-Studie befürchten, 
wenn nichts geschehe, „werden 
viele Jugendliche von heute im 
Alter unter prekären materiellen 
Bedingungen leben müssen“. 
Kommt dann noch eine überflüs-
sige Regulierung aus Europa, die 
eine betriebliche Altersversorgung 
für Arbeitgeber unattraktiv macht, 
wird die Altersabsicherung zusätz-
lich gefährdet.   •

B e t r i e b l i c h e  A l t e r s v o r s o r g e

EU will Zusatzrente regulieren
Die betriebliche Altersversorgung ist für immer mehr Deutsche eine zusätzliche Absicherung. 
Nachdem die Gewerkschaften in den vergangenen Jahren eine Reihe tarifvertraglicher Vereinbarungen 
dazu abgeschlossen haben, drohen nun Einschnitte durch die Europäische Kommission.
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POLITIK AKTUELL Tarifliche 
Regelungen

Seit 2008 gibt es das 

Chemie-Versorgungswerk 

(CVW), in den mittlerweile 

1900 Chemiebetriebe in 

einen Demografiefonds ein-

zahlen. Aktuell sind das pro 

Beschäftigtem 312,30 Euro 

im Jahr. Der Betrag steigt 

entsprechend den tarif-

lichen Entgelterhöhungen. 

Über die Verwendung der 

Mittel entscheiden Unter-

nehmen und Betriebsräte 

gleichberechtigt. Zum CVW 

gehört der Chemie-Pensions-

fonds, den es bereits 2002 

als Branchen-Pensionsfonds 

gab. Aus den CVW-Mittel 

finanzieren zwei Drittel der 

Betriebe eine zusätzliche 

Altersversorgung.

www.chemiepensionsfonds.de

Das Versorgungswerk 

MetallRente gibt es seit 

2001 als gemeinsame Ein-

richtung von IG Metall und 

Gesamtmetall. Ursprünglich 

war es ein Konzept für die 

Metall- und Elektroindustrie. 

Seit 2007 ist die MetallRente 

eine GmbH, die auch offen 

ist für Betriebe, die nicht 

Mitglied im Arbeitgeberver-

band sind und für Verbände 

und Unternehmen, die nicht 

zur Metall- und Elektro-

industrie gehören, wie 

Stahl, Textil sowie Holz und 

Kunststoff. Fünf Versiche-

rungsunternehmen sind 

die Kooperationspartner. 

Das Versorgungswerk kann 

weitaus bessere Vertragsbe-

dingungen aushandeln als 

ein einzelner Versicherungs-

nehmer.

www.metallrente.de

➜

Die gleiche Studie zeigt: Gewerk-
schaftsmitglieder sind besser 
informiert. Der Anteil unter ihnen 
mit einer betrieblichen Alters-
versorgung liegt bei 46 Prozent.
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Quelle: Fidelitiy-Studie/
Statista 2011 

Ja, nehme teil

Nein, bietet der Arbeitgeber nicht an

Habe mich dagegen entschieden

Nein, ich bin selbstständig

Das weiß ich nicht

38

32

10

10

11

Zusätzlich abgesichert
Nehmen Sie an betrieblicher Altersvorsorge teil? 
Antworten von Erwerbstätigen zwischen 18 und 55 Jahren (in Prozent) 
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Seit 50 Jahren unterstützt die 
August-Schmidt-Stiftung der IG 
BCE junge Menschen, deren El-
tern durch einen Arbeitsunfall oder 
eine Berufskrankheit verstorben 
sind. Bis zum Jahr 2011 half die 
Stiftung 3222 jungen Menschen, 
eine Ausbildung oder ein Studium 
zu absolvieren. So erhielten bei-
spielsweise 1972 rund 480 Wai-
sen Unterstützung, 2011 waren es 
127. Finanziert wird die Stiftung 
unter anderem durch Spenden von 
Privatpersonen und Unternehmen. 

A u g u s t - S c h m i d t - S t i f t u n g

3200 Waisen unterstützt
D G B - F i l m p r e i s

Publikum entscheidet

Insgesamt sind in den vergangenen 
50 Jahren über eine Million Euro 
Spenden zusammengekommen. 
Anlass für die Gründung der Stif-
tung war ein schweres Grubenun-
glück im saarländischen Luisenthal 
mit insgesamt 299 Toten. Heute 
haben neben Unfall-Hinterbliebe-
nen auch Kinder und Jugendliche, 
die einen Elternteil aufgrund einer 
berufsbedingten Krankheit wie As-
bestose verloren haben, die Mög-
lichkeit, gefördert zu werden.   •
www.august-schmidt-stiftung.de

Der DGB Niedersachsen–Bremen–Sachsen-An-
halt verleiht am 10. Juni beim Internationalen 
Filmfest Emden-Norderney den DGB-Filmpreis. 
Die Auszeichnung ist ein Publikumspreis: Die 
ZuschauerInnen entscheiden über die Preisträ-
gerInnen. Am 8. Juni werden die Filme in Em-
den vorgestellt. Nominiert sind RegisseurInnen, 
die in ihren Filmen gesellschaftlich relevante 
Themen aufgreifen. Bereits vorab lädt die DGB-

Jugend zu einem Filmfestseminar ein, um über sozialkritische Filme und 
die Arbeitsbedingungen in der Filmbranche zu diskutieren.   •
www.niedersachsen.dgb.de/-/69p

PROJEKTE UND PARTNER

dig. Unsere Bilanz ist eine Auffor-
derung, deutlich gegenzusteuern. 
Wir verbinden damit aber auch ei-
nen Appell an alle Parteien, unsere 
Inhalte zu berücksichtigen.“
www.niedersachsen.dgb.de

••• Der DGB-Bezirk Berlin-
Brandenburg hat Klaus Wo-
wereit, Regierender Bürgermei-
ster von Berlin, aufgefordert, 
die Beamten in der Hauptstadt 
anständig zu bezahlen. Die DGB-
Bezirksvorsitzende Doro Zinke for-
dert: „Schluss mit der Sanierung 
des Landeshaushaltes auf Kosten 

••• Der DGB Niedersachsen 
zieht eine durchwachsene Bi-
lanz der schwarz-gelben Regie-
rungspolitik in Hannover. Der DGB 
kritisiert u.a., dass die Landesre-
gierung die Zunahme der prekären 
Beschäftigung ignoriere. So fehle 
zum Beispiel ein wirksames Ver-
gabegesetz. In der Kritik stehen 
zudem die Haushalts- und die 
Bildungspolitik. Neun Monate vor 
der Landtagswahl stellt der DGB-
Landesvorsitzende Hartmut Tölle 
deshalb fest: „Die Politik der Lan-
desregierung ist aus unserer Sicht 
grundsätzlich verbesserungswür-

interregio
der Beamten.“ Der Senat plane, 
den Berliner Beamten dauerhaft 
weniger zu zahlen als den Beamten 
im Bund und in anderen Ländern. 
„Damit der Abstand beim Entgelt 
nicht weiter steigt, brauchen wir 
jetzt die gleichen Erhöhungen wie 
im Bund.“ Der DGB fordert, die 
Bezüge 2012 und 2013 zusätz-
lich um einen Mindestbetrag von 
jeweils 100 Euro zu erhöhen. So 
könnten die unteren Besoldungs-
gruppen schneller an die Höhe der 
Bundesbesoldung herangeführt 
werden.
www.berlin-brandenburg.dgb.de

••• Der DGB-Bezirk Baden-
Württemberg freut sich über 
den Entwurf eines Tariftreue-
gesetzes. Damit gehöre nun auch 
Baden-Württemberg in die Riege 
der zehn Länder, in denen Lohndum-
ping bei öffentlichen Aufträgen der 
Vergangenheit angehöre. Im Gesetz 
wurde ein Mindestlohn von 8,50 
Euro festgeschrieben, der durch ei-
ne Günstigkeitsklausel nicht unter-
schritten werden darf. Das Gesetz 
ermöglicht „faire Wettbewerbsbe-
dingungen“, lobt der DGB-Landes-
vorsitzende Nikolaus Landgraf.
www.bw.dgb.de

J d i Fil f

B ü n d n i s

Zocker zügeln
Die globalisierungskritischen Or-
ganisationen WEED, Oxfam und 
Attac sowie die Welthungerhilfe 
haben die Politik aufgefordert, Spe-
kulationen auf Nahrungsmittel zu 
verbieten. Unter dem Motto „Spe-
kulation macht unbezahlbar – Mit 
Essen zockt man nicht!“ wollen 
sie gegen Termingeschäfte auf den 
Finanzmärkten vorgehen. Anlass 
sind Verhandlungen auf EU-Ebene, 
an denen auch die Regierungen 
der Mitgliedstaaten teilnehmen. 
Besonders in der Kritik steht die 
schwarz-gelbe Bundesregierung. 

W S I - T a r i f a r c h i v

Ungleiche 
Vergütung
In Deutschland bestehen erheb-
liche regionale Unterschiede bei 
den tariflichen Ausbildungsvergü-
tungen. Das zeigt eine Studie des 
WSI-Tarifarchivs in der Hans-Böck-
ler-Stiftung. Demnach variieren die 
monatlichen Entgelte im dritten 
Ausbildungsjahr um bis zu 388 
Euro. Dabei seien starke West-Ost- 
und Süd-Nord-Gefälle zu beobach-
ten, erklärt der WSI-Tarifexperte 
Reinhard Bispinck. 

Während die Unterschiede in 
der Metall-, Chemie- und Elektroin-
dustrie gering ausfallen, gibt es die 
größten regionalen Differenzen im 
Hotel- und Gaststättengewerbe (bis 
zu 270 Euro), im Bauhauptgewerbe 
(bis zu 277 Euro) und im privaten 
Transport- und Verkehrsgewerbe 
(bis zu 388 Euro). Bundesweit ein-
heitliche Vergütungen werden unter 
anderem bei Banken und Versiche-
rungen, in der Druckindustrie, in 
der Papierverarbeitung und im öf-
fentlichen Dienst gezahlt. Das WSI-
Tarifarchiv hat Tarifverträge in 26 
Wirtschaftszweigen ausgewertet.   •
www.bit.ly/WSI-Tarifarchiv

Oxfam kritisiert: „Finanzminister 
Schäuble und Kanzlerin Merkel 
haben sich – im Gegensatz zu 
den Franzosen – bis heute nicht 
dazu bekannt, die Spekulation 
mit Nahrung zu begrenzen.“ Der 
Hintergrund: Spekulationen auf 
Nahrungsmittel treffen vor allem 
die Ärmsten. Während der speku-
lativen Hochphasen wird Nahrung 
für Millionen Menschen unbezahl-
bar. Die NGG begrüßt die Aktion. 
Der Zusammenhang sei nicht von 
der Hand zu weisen, erklärte Franz-
Josef Möllenberg. Bis Herbst läuft 
eine Unterschriften-Aktion, um die 
Bundesregierung zum Handeln zu 
bewegen.   •
www.weed-online.org
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E-Mails ins Archiv

HistorikerInnen stehen in 

Zukunft vor großen Proble-

men: Die Digitalisierung 

raubt ihnen die Quellen. 

Archivierbare Briefkorre-

spondenz gehört der Ver-

gangenheit an. Besonders in 

der Arbeitswelt sind E-Mails 

das Kommunikationsmittel 

Nummer eins. 

Das gilt auch für Gewerk-

schaften. Nicht nur aus 

diesem Grund geht ver.di 

deshalb neue Wege, um die 

gesamte E-Mail-Kommunika-

tion des Bundesvorstandes 

zu archivieren. Zuständig 

dafür ist Mike Zuchet von 

der Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Er erklärt: „Schon heute gibt 

es aus Sicht der Geschichts-

wissenschaft digitale 

schwarze Löcher.“ 

Um diesen Löchern vor-

zubeugen, archiviert er in 

regelmäßigen Abständen 

E-Mails beim ver.di-Bun-

desvorstand. Dabei geht 

es ausschließlich um rein 

dienstliche und gewerk-

schaftspolitisch wichtige 

E-Mail-Korrespondenz. 

Zuchet betont: 70 Prozent 

aller Kommunikation läuft 

auch bei ver.di über den 

digitalen Weg. 

ver.di führt zudem ein 

eigenes Archiv, in dem vor 

allem die Geschichte der 

Vorläufer-Gewerkschaften 

dokumentiert wird. 

Die Homepage gibt einen Über-
blick unter www.archiv.verdi.de

Würde man die 50 000 Dokumente, 
über die DGB-Archivar Klaus Mert-
sching wacht, aneinander reihen, 
ergebe dies eine Strecke von gut 
drei Kilometern. Seit 24 Jahren ar-
chiviert er nun alle Sitzungsproto-
kolle, Plakate und Fotos des DGB. 
Angefangen hat er im Rahmen 
eines Projektes, das die Bestände 
des DGB-Archivs mit dem Mitbe-
stimmungsarchiv der Hans-Böckler-
Stiftung vereinen sollte. 1995 wurde 
das komplette Material in das Archiv 
der Sozialen Demokratie der Fried-
rich-Ebert-Stiftung integriert. Wie 
viele tausende Protokolle, Fotos, 
Gesprächsnotizen er seit dem in den 
Händen gehabt hat, weiß er nicht 
mehr. Dass er aber fast alle Facet-
ten der Geschichte des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes parat hat, 
wissen nicht nur Studierende und 
WissenschaftlerInnen zu schätzen. 

„Neben der Unterstützung 
wissenschaftlicher Anfragen stehe 
ich vor allem auch dem DGB und 
den Gewerkschaften zur Seite, 
wenn es zum Beispiel darum geht, 
Beschlüsse von vergangenen Kon-
gressen ausfindig zu machen.“ Die 
Arbeit im Archiv erfordert viel Er-
fahrung, um das jeweils benötigte 
Dokument in den Beständen zu fin-
den. „Erfahrung, Bauchgefühl und 
Beharrlichkeit bei der Recherche 
führen zum Erfolg“, erklärt Mert-
sching. Am Herzen liegen ihm vor 
allem die Nachlässe berühmter 
Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter. Angefangen von 
Hans Böckler über Otto Brenner, 
Heinz Kluncker, Willi Richter, Thea 
Hartmuth und Heinz Oskar Vetter 
bis zu Ernst Breit. „Anhand dieser 
Dokumente lassen sich ganze Epo-
chen der Gewerkschaftsgeschichte 
in der Bundesrepublik nachzeich-

D G B - A r c h i v

Das Gedächtnis der Gewerkschaften
Ob der Nachlass des ersten DGB-Vorsitzenden Hans Böckler oder die 
Beschlüsse des letzten DGB-Bundeskongresses – im DGB-Archiv in 
Bonn werden alle Dokumente, Broschüren, Plakate, Korrespondenzen, 
Sitzungsprotokolle und Texte des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
archiviert. einblick hat einen Blick hinter die Kulissen geworfen. 

nen“, erklärt er. Auch die Ge-
schichte der Einheitsgewerkschaft 
ist im DGB-Archiv dokumentiert. 
So finden sich in den Räumen die 
Vermächtnisse der Christlich-Sozi-
alen in den Gewerkschaften, wie 
zum Beispiel von Bernhard Tacke 

oder von Maria Weber, die über 25 
Jahre im Geschäftsführenden DGB-
Bundesvorstand gearbeitet hat. 

„Kein historisches Projekt, 
das sich mit der Sozialpolitik in 
Deutschland befasst, kommt ohne 
die Quellenbestände des DGB-Ar-
chivs aus“, ist sich der 63-Jährige 
sicher. Eine lange Reihe von Publi-
kationen ist so in Kooperation ent-
standen, etwa Biografien führender 
GewerkschafterInnen wie Ludwig 
Rosenberg, Otto Brenner oder zu-
letzt der DGB-Vorstandsmitglieder 
Gerd Muhr und Maria Weber. Auch 
tausende AutorInnen von Hausar-
beiten, Dissertationen, Habilitati-
onen und Festschriften haben auf 
die Dienste zurückgegriffen. 

Aktuell arbeitet Mertsching an 
zwei weiteren Editionsbänden der 
„Quellen zur Geschichte der deut-
schen Gewerkschaftsbewegung 
im 20. Jahrhundert“. Das Ziel: Alle 
bedeutenden Zeugnisse aus der 
Ära des DGB-Vorsitzenden Heinz 
Oskar Vetter von 1969 bis 1982 
sollen hier dargestellt werden.  
Auch über die künftige Funktions- 
und Arbeitsweise des DGB-Archivs 
macht sich Mertsching Gedanken. 
Das Zeitalter der Digitalisierung 

wird die Nutzung verändern. So 
wird es für die NutzerInnen ein-
facher sein als bisher, Dokumente 
zur Gewerkschaftsgeschichte zu 
finden. „Wir planen so genannte 
Findbücher ins Internet zu stellen. 
Das bedeutet, eine Vorabrecher-
che kann von überall erfolgen.“ 
Alle Dokumente zu digitalisieren, 
hält er allerdings nicht für umsetz-
bar. Bis zu seinem Ruhestand im 
kommenden Jahr wird Mertsching 
deshalb weiterhin allen Wissen-
schaftlerInnen und Geschichtsfor-
scherInnen mit Rat und Wissen zu 
Seite stehen.   •

einblick 9/12

GEWERKSCHAFTEN

Ein Foto von etwa 100 000 im DGB-Archiv: Auf dem 12. DGB-Bundes-
kongress 1982 erhält der neu gewählte DGB-Vorsitzende Ernst Breit 
(links) vom ÖTV-Vorsitzenden Heinz Kluncker einen Besen überreicht. 
Breit war mit 97 Prozent der Stimmen gewählt worden.
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Die Medien-Datenbank des DGB-Archivs 
kann kostenlos genutzt werden unter 
www.bit.ly/dgb_archiv
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Prozess hat 
begonnen
Drei Jahre nach dem Nazi-Überfall 
auf den Demonstrationszug des 
DGB am 1. Mai 2009 in Dort-
mund stehen nun seit Ende April 
zwei Rädelsführer vor dem Dort-
munder Amtsgericht. Die Staats-
anwaltschaft wirft den beiden 
führenden Kadern der Dortmunder 
Autonomen Nationalisten Land-
friedensbruch und Verstoß gegen 
das Versammlungsgesetz vor, nicht 
aber den gezielten und gewalttä-
tigen Überfall auf die DGB-Demo.

Mehrere hundert Autonome Na-
tionalisten überfielen damals zielge-
richtet, mit Stöcken bewaffnet und 
Steine werfend, die Gewerkschaf-
terInnen. Die Polizei war auf diesen 
Angriff nicht vorbereitet. Es gab ver-
letzte TeilnehmerInnen und Polizis-

tInnen. Bereits an den ersten beiden 
Verhandlungstagen zeigte sich, dass 
es drei Jahre nach den Ereignissen 
vielen Zeugen schwerfällt, Details zu 
benennen. Das zuständige Gericht 
begründet den langen Zeitablauf mit 
„Überlast“. Insgesamt sind sechs 
Verhandlungstage vorgesehen.   •
www.dortmund-hellweg.dgb.de/-/69O

G l o b a l e  G e w e r k s c h a f t e n

DHL im Visier
Nach der Deutschen Telekom steht 
nun mit der Deutschen Post DHL 
ein weiterer deutscher Global Pla-
yer wegen Missachtung von Ge-
werkschafts- und Arbeitnehmer-
rechten im Visier der globalen 
Gewerkschaften. Anlässlich der 
Hauptversammlung der Deutschen 
Post DHL am 9. Mai in Frankfurt/
Main haben UNI Global Union und 
die Internationale Transportarbei-

Anzeige

anders als andere

Unser Verein auf  Gegenseitigkeit – 

besser als jede Bürger   versicherung

Wir sind solidarisch, leistungsstark und 

bieten auch im Alter bezahlbare Beiträge.

TESTSIEGER

Branchen:

• Private Krankenversicherungen
• Bausparkassen
Details unter www.debeka.de/kundenmonitor

    Kundenmonitor®
Deutschland 20 11

Kundenzufriedenheit

Krankenversicherungsverein a. G.

Größte Selbsthilfeeinrichtung 

des öff entlichen Dienstes 

auf dem Gebiet der Kranken-

versicherung

Debeka-Hauptverwaltung

Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18

56058 Koblenz

Telefon (02 61) 4 98 - 0

www.debeka.de

ter-Föderation (ITF) ein Weißbuch 
mit dem Titel „Unternehmerische 
Verantwortungslosigkeit: Globale 
Arbeitspraktiken bei Deutsche Post 
DHL aufgedeckt“ vorgelegt. Der 
Bericht listet vor allem außerhalb 
von Europa zahlreiche Fälle von Be-
hinderung der Gewerkschaftsarbeit 
auf und belegt den übermäßigen 
Einsatz von schlecht entlohnten 
Leiharbeitskräften. 

Aus Sicht der Gewerkschaf-
ten stehen die Verletzungen von 
Arbeitnehmerrechten im krassen 
Widerspruch zum vom Konzern 
propagierten Engagement in Sa-
chen Unternehmensverantwor-
tung. Ziel der Gewerkschaften ist 
es, ein globales Rahmenabkommen 
abzuschließen, um zu gewährlei-
sten, dass das Unternehmen die 
Arbeitnehmer-Grundrechte in allen 
Ländern respektiert. Die Kampagne 
wird vom IGB unterstützt.   •
www.respectatdhl.org

GEWERKSCHAFTEN

Die GdP will mit deut-
lich lesbaren Warn-
hinweisen auf Medi-

kamentenpackungen das Un-
fallrisiko im Straßenverkehr 
mindern. Dass Schmerz- und 
Schlafmittel sich negativ auf 
die Fahrtüchtigkeit auswirk-
ten, werde häufi g überse-
hen, so Bernhard Witthaut, 
GdP-Vorsitzender.

Die EVG sagt mit 
ihrer „Frankfurter 
Erklärung“ der Über-

lastung der Bahn-Beschäftig-
ten den Kampf an. Darin for-
dert sie den Abbau von Über-
stunden und eine solide Per-
sonalplanung. Überstunden 
müssten die Ausnahme sein.

kurz&bündig
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Der Kongress

Nachhaltig handeln, 

Wirtschaft neu gestalten, 

Demokratie stärken: Das 

sind die Ziele eines „Trans-

formationskongresses“, 

zu dem DGB, Deutscher 

Naturschutzring, Sozialwis-

senschaftliches Institut der 

EKD, „Brot für die Welt” 

und das Forschungsinstitut 

„FEST” am 8. und 9. Juni 

nach Berlin einladen. 

Jenseits des politischen 

Tagesgeschäfts wollen drei 

wichtige gesellschaftliche 

Kräfte – Gewerkschaft, 

Evangelische Kirche und 

Umweltbewegung – gemein-

sam mit namhaften Wissen-

schaftlerInnen den Diskurs 

über die Zukunft von Arbeit 

und Demokratie, die Neu-

ordnung der Wirtschaft, 

Verteilungsfragen und die 

Transformation von Wirt-

schaft und Gesellschaft in 

Richtung auf eine nachhal-

tige Entwicklung fortführen.

Bereits im Vorfeld des Kon-

gresses hat „Gegenblende“, 

das Online-Debattenmaga-

zin des DGB, die Debatte 

um die Kongressthemen er-

öffnet (www.gegenblende.

de). In den ersten Beiträgen 

der aktuellen Ausgabe geht 

es vor allem um das Thema 

Wachstum. Es kann online 

mitdiskutiert werden.

www.transformationskongress.de

In der nächsten einblick-

Ausgabe nimmt der 

DGB-Vorsitzende Michael 

Sommer Stellung zu den 

Kongressthemen.

einblick 9/12

MEINUNG

Ein neues politisches Programm macht seit einiger 
Zeit die Runde: die „große Transformation“. Gezeugt 
von vielen wurde es 2011 vom „Wissenschaftlichen 
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverän-
derungen“ zur Welt gebracht. Gefordert wird ein 
neuer Gesellschaftsvertrag, um angesichts der öko-
logischen Bedrohungen einen nachhaltigen Wandel 
einzuleiten. Das Expertengremium macht deutlich: 
Weder in sozialer, noch in ökologischer oder ökono-
mischer Hinsicht ist eine lebenswerte Zukunft durch 
das zu erreichen, was wir in den letzten Jahren als 
„Reformen“ erlebt haben. Es braucht dringend eine 
Gesamtstrategie. Sie wird nur dann erfolgreich sein, 
wenn es gelingt, eine grundlegende Trans-
formation des  die Welt beherrschenden 
Wirtschafts- und Gesellschaftsystems zu 
erreichen, das sich immer noch am besten mit dem 
Begriff Kapitalismus erfassen lässt. Es geht um die 
Indienstnahme und Zivilisierung dieser höchst dy-
namischen Struktur. 

Kann solch ein Vorhaben überhaupt Erfolg ha-
ben? Lassen sich die „Monster auf den Finanzmärk-
ten“, wie sie sogar ein deutscher Bundespräsident 
nannte, in nützliche Haustiere verwandeln? Geht 
nicht Kapitalismus immer mit zunehmender sozialer 
Ungleichheit und der hemmungslosen Ausbeutung 
der natürlichen Ressourcen einher? Bildet nicht die 
Legitimation der Gier geradezu seine Kernstruktur? 
Ob seine Zähmung gelingen kann, scheint gerade 
heute völlig offen zu sein. Skepsis ist berechtigt. 
Klar ist aber auch: Der Kapitalismus hat sich in sei-
ner Geschichte nie völlig autonom entwickelt. Die 
Ausdehnung der Marktbeziehungen und die Verkeh-
rung aller Dinge und Möglichkeiten in Waren sto-
ßen auf den „Selbstschutz der Gesellschaft“ (Karl 
Polanyi). Die Menschen wehren sich gegen 
die Reduzierung ihres Selbst auf die beliebig 
handelbare Ware Arbeitskraft. Immer wieder 
wird die moralische Ökonomie der menschlichen 
Beziehungen und Gemeinschaftsformen gegen die 
„Teufelsmühlen“ des Kapitalprinzips in Anschlag 
gebracht. Das Bild eines festgefügten Systems trifft 
nicht zu; beim näheren Hinsehen werden Ände-
rungspotenziale deutlich. So waren und sind das 
Ausmaß der Marktfreiheit und der Geltung von 
Wettbewerb, die Rolle des Staates, der Einfluss 

Ein grundlegender Umbau des Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystems ist machbar. 
Davon ist der evangelische Sozialethiker 
Prof. Dr. Gerhard Wegner überzeugt.

sozialpolitischer Gestaltung, das Maß an sozialer 
Ungleichheit und vor allem die reale Geltung von 
Demokratie und Menschenrechten höchst unter-
schiedlich in den Ländern der Welt verteilt. Das geht 
so weit, dass ein Land wie Schweden aus Sicht der 
USA als sozialistisch eingeordnet werden kann. 

Dem katholischen Sozialethiker Friedhelm Hengs-
bach ist zuzustimmen: „Für mich ist der Kapitalis-
mus ein ambivalentes gesellschaftliches Konstrukt. 
Als ökonomisches Funktionsgerüst – bestehend aus 
einem funktionsfähigen marktwirtschaftlichen Wett-
bewerb, einer elastischen Geldversorgung, einer ka-
pitalintensiven Technik aus vorgeleisteter Arbeit und 

vorwiegend privatautonom organisierten Unterneh-
men – erzeugt er eine konstruktive Dynamik mit au-
ßerordentlicher Produktivität und unermesslichem 
Wohlstand.“ Worum es mit der großen Transforma-
tion gehen muss, ist mithin die Schaffung eines 
Kapitalismus 4.0, der den Neoliberalismus (als 
dritte Stufe des Kapitalismus nach seiner liberalen 
und sozialstaatlichen Phase) ablöst. Der Neolibera-
lismus ist vor allem eine Rechtfertigungsideologie 
der Finanzmärkte, die heute weltweit dominieren. 
Effizienz und Dynamik dieses Wirtschaftssystems 
müssen steuerbar gemacht werden. Grundlegende 
Veränderungen sind dafür notwendig. Wir brauchen:

� die konsequente Aufwertung der Rolle des 
Staates durch die Stärkung der Demokratie,

� die Indienstnahme der Finanzmärkte: 
„Banking has to be boring again!“,

� die Umstellung der Ökonomie in Richtung 
ökologischer Nachhaltigkeit,

� die Schaffung umfassend inklusiver, nach-
haltiger und demokratischer Arbeitswelten, 
um Teilhabe aller zu verwirklichen.

Kleine Schritte reichen nicht – wir brauchen eine 
klare Orientierung. Höhere Deiche allein retten uns 
nicht vor einem Tsunami. Der wissenschaftliche 
Beirat „Globale Umweltveränderungen“ hat zehn 
Maßnahmenbündel mit „großer strategischer He-
belwirkung“ entwickelt. Sie machen deutlich: Die 
„große Transformation“ ist nicht nur not-
wendig – sie ist vor allem auch machbar.    •

➜

Prof. Dr. Gerhard Wegner ist 
Leiter des Sozialwissenschaft-
lichen Instituts der Evange-
lischen Kirche in Deutschland 
(SI der EKD) und Mitglied des 
Präsidiums des Diakonischen 
Werks der Ev.-Luth. Landes-
kirche Hannover.
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G e s e l l s c h a f t  i m  U m b r u c h

Transformation wohin? Kapitalismus 4.0
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DIES &DAS

„Die Wirtschaft in Deutschland floriert, 
die Lage am Arbeitsmarkt ist ausgesprochen gut. 
Wir wollen und brauchen keine Wachstumsbremse 
Mindestlohn.“ 

So erklärt FDP-Generalsekretär Patrick Döhring laut „Süddeutsche 
Zeitung“ vom 2. Mai, warum Deutschland keinen Mindestlohn braucht.

8

NIEDRIGLOHNBEZIEHER/INNEN: Vor allem in Dienstleistungsjobs

dieDGBgrafik

Gästebetreuer, HilfsarbeiterInnen 
und SpeisenbereiterInnen arbeiten 
besonders häufig zu Niedriglöhnen. 
Das zeigen Zahlen der Bundesagentur 
für Arbeit (BA). Gleichzeitig müssen 
Beschäftigte in diesen Bereichen wie 
auch in der Leiharbeit häufig mit 
Hartz IV aufstocken. Nach den Berech-
nungen der Bundesagentur für Arbeit 
sind allein 4,6 Millionen Vollzeitbe-
schäftigte im Niedriglohnbereich tätig. 
Ihre Entgelte liegen zum Teil deutlich 
unter der Niedriglohnschwelle von 
1802 Euro brutto. ©

 D
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* Nach bundeseinheitlicher Niedriglohnschwelle 
   von 1802 Euro 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012 

 

Anteil von vollzeitbeschäftigten NiedriglohnbezieherInnen* in verschiedenen Branchen (in Prozent)

68,1

64,3

61,8

58,8

33,4

32,8

28,7

27,9

22,9

18,6

GästebetreuerIn

HilfsarbeiterIn

SpeisenbereiterIn

Reinigungskraft

Übrige Gesundheitsdienstberufe

Warenkaufleute

Berufe des Landverkehrs

Lager-, TransportarbeiterIn

Sozialpflegerische Berufe

Bürofach-, Bürohilfskräfte

Schlusspunkt●

TV: Eurovision Song Contest 
mit IG BCE-Mitglied Roman Lob 
für Deutschland, 
ARD, 26.5., 20.15 Uhr
„Roman ist auch unser Mann für 
Baku“, erklärt der IG BCE-Bezirk 
Neuwied-Wirges. Denn Roman 
Lob (21), der deutsche Teilnehmer 
am 57. Eurovision Song Contest, 
ist Mitglied der IG BCE. Im Fina-
le in Baku, Aserbaidschan, tritt 
er mit seinem Song „Standing 
Still“ gegen TeilnehmerInnen aus 
26 Ländern an. Der Industrieme-

chaniker ist 
mit 17 Jah-
ren während 
seiner Aus-
bildung der 
Gewerkschaft 
beigetreten. 
Auch sein Vater ist langjähriges 
Mitglied und war unter anderem 
als Betriebsrat aktiv. Lob hat sich 
im Vorentscheid „Unser Star für 
Baku“ durchgesetzt und will an 
den Erfolg seiner Vorgängerin 
Lena Meyer-Landrut anknüpfen. 

Tipp
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14.5.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Das neue Thü-
ringer Gleichstellungsgesetz – Ein 
Streitgespräch“, Erfurt

14.5.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Veranstaltung „Burnout des 
Sozialen in der Arbeitsgesellschaft. 
Krankmachende Faktoren in der 
Arbeitswelt“, Leipzig

14.5.  GEW, Fachtagung 
„Psychische Belastungen am Ar-
beitsplatz Schule“, Berlin

15.5.  Internationaler Tag 
der Kriegsdienstverweigerung

15.-20.5.  G8-Gipfel in Chica-
go/USA

17.-20.5.  GEW, Treffen „14. 
Mai-Meeting der GEW“, Haltern 
am See

19.5.  ver.di Köln, Aktions-
tag „Wert der Kreativität“, Köln

21.-27.5.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Woche der Weiterbildung für 
Menschen mit Migrationshinter-
grund

22.5.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Diskussion „Länger arbeiten 
für weniger Geld? Gewerkschafts-
politische Strategien gegen die dro-
hende Altersarmut“, Erfurt

23.5.  Bündnis für Gute 
Pflege, Podiumsdiskussion „Per-
spektiven für die Pflege älterer 
Menschen in Deutschland“, Berlin 24.5.  Friedrich-Ebert-Stif-

tung, Veranstaltung „Im Westen 
nichts Neues? Frankreich nach den 
Präsidentschafts- und vor den Par-

lamentswahlen“, Weimar
30.5.-1.6.  IG BCE, „6. Jahres-

tagung für Schwerbehindertenver-
tretungen“, Haltern am See
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G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Keine spezielle Badeprothese
Eine Badeprothese mit einem Schaft in Silikonlinertechnik kann

grundsätzlich nicht auf Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung
verordnet werden. 

Der Fall: Der bei der beklagten Krankenkasse gesetzlich kranken-
versicherten Frau wurde 2007 der rechte Unterschenkel amputiert.
Sie erhielt durch die Krankenkasse eine Unterschenkelprothese. Im
Juli 2008 verordnete der behandelnde Arzt zusätzlich eine Bade- und
Schwimm-Unterschenkelprothese. Einen Antrag auf Kostenübernah-
me lehnte die Krankenkasse zunächst ganz ab, da es sich nicht um
eine Kassenleistung handele. Im Widerspruchsverfahren stellten die
Orthopädiemeister und Ärzte des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung wegen einer zusätzlichen Einschränkung der Greif-
fähigkeit der linken Hand einen grundsätzlichen Bedarf für eine Ba-
de- und Schwimmprothese fest. Danach bewilligte die Kasse eine
solche in herkömmlicher Bauweise mit Weichwandschaft. Die Frau
wollte aber eine Badeprothese mit Silikonlinertechnik, da dies auch
der Ausstattung bei der anderen Prothese entspreche. Mit ihrer Kla-
ge hatte sie keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die teurere Badeprothese bietet insge-
samt nur geringe Gebrauchsvorteile, zum Beispiel bei längeren Strand-
urlauben oder längerem Stehen im Wasser, die eine Kostentragung
durch die gesetzliche Krankenversicherung nicht rechtfertigen. Zu er-
bringen ist nur eine ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche
Hilfsmittelversorgung. Die Frau kann allerdings im Rahmen ihres
Wunsch- und Wahlrechts auch die teurere Prothese anschaffen,
wenn sie die Mehrkosten trägt.

K ü n d i g u n g

Kein Grund bei Fremdvergabe
Die Kündigung einer Reinigungskraft kann trotz Fremdvergabe

der Reinigungsarbeiten unwirksam sein. 

Der Fall: Das Unternehmen hatte Umstrukturierungsmaßnahmen
vorgenommen und dabei unter anderem die unternehmerische Ent-
scheidung getroffen, die Reinigungsarbeiten nicht mehr durch eige-
ne Kräfte durchzuführen, sondern diese per Fremdvergabe auszu-
lagern. Gegenüber den Reinigungskräften, die tarifvertraglich or-
dentlich nicht mehr kündbar waren, wurde daraufhin eine außeror-
dentliche Kündigung ausgesprochen. Die dagegen gerichtete Klage
hatte Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Der Arbeitgeber war nicht berechtigt,
das Arbeitsverhältnis der Reinigungskraft durch außerordentliche
Kündigung zu beenden. Er kann sich – ebenso wie bei anderen Ver-
trägen – nicht ohne Weiteres von seiner Vertragsbindung gegenüber
dem Arbeitnehmer lossagen, sondern muss die ordentliche Unkünd-
barkeit der Reinigungskraft bereits bei der Erstellung seines unter-
nehmerischen Konzepts in Rechnung stellen. Umstände, dass die
Auslagerung der Reinigungsarbeiten auf Dritte unter betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten unumgänglich gewesen sei, hat der Ar-
beitgeber nicht vorgetragen.

D r u c k k ü n d i g u n g

Entschärfung der Lage geht vor
Eine Kündigung ist nicht wirksam, nur weil Arbeitskollegen ihrer-

seits mit Eigenkündigung drohen. Bevor der Arbeitgeber dem Druck
von Arbeitskollegen nachgibt und eine Kündigung ausspricht, muss
er konkrete Maßnahmen ergriffen haben, um die Drucksituation zu
beseitigen. 

F e u e r w e h r

Bereitschaftsdienst auch in den Pausen
Feuerwehrleute müssen sich auch während ihrer Ruhepausen in

der Feuerwache für Noteinsätze bereithalten. Zwar bestimmen die
Arbeitszeitregelungen, dass die Arbeit spätestens nach sechs Stun-
den durch eine Pause zu unterbrechen ist. In dieser Zeit muss der Be-
amte weder Dienst leisten noch sich dafür bereithalten. Jedoch fin-
den die Arbeitszeitvorschriften auf Berufsfeuerwehren keine Anwen-
dung. 
Denn dort ist es u.a. wegen der unterschiedlichen Spezialisierung der
meisten Beamten objektiv unmöglich, in Pausen ohne Bereitschafts-
dienst die erforderliche Vertretung und damit die Einsatzbereitschaft
sicherzustellen.

S c h w e r b e h i n d e r t e n v e r t r e t u n g

Kein weltlicher Richter in der Kirche
Bei Rechtsstreitigkeiten der Schwerbehindertenvertretung eines

kirchlichen Krankenhauses sind die weltlichen Arbeitsgerichte nicht
zuständig.

B e a m t e n r e c h t

Urlaubsabgeltung bei Krankheit
Bei Eintritt in den Ruhestand hat ein Beamter Anspruch auf eine

finanzielle Vergütung, wenn er seinen Anspruch auf bezahlten Min-
destjahresurlaub von vier Wochen aus Krankheitsgründen ganz oder
zum Teil nicht ausüben konnte. Für etwaige Ansprüche auf zusätzli-
chen bezahlten Urlaub kann jedoch die nationale Regelung die Zah-
lung einer finanziellen Vergütung ausschließen.

A r b e i t s z e i t

Auch während der Kinderbetreuung
Wenn eine teilzeitbeschäftigte pädagogische Mitarbeiterin eine

Schulklasse auf Klassenfahrt begleitet, sind die vom Wecken der Kin-
der bis zum Beginn der Nachtruhe anfallenden pädagogischen und
pflegerischen Tätigkeiten abzüglich der gesetzlichen Pausenzeiten
insgesamt als Arbeitszeit zu werten.

aktuelle Entscheidungen 
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 2. Februar 2012 - L 5 KR 75/10

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg 
Urteil vom 7. Februar 2012 - 7 Sa 2164/11

Landesarbeitsgericht München, 
Beschluss vom 11. April 2012 - 11 TaBV 18/12

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, 
Urteil vom 20. März 2012 - 2 Sa 331/11

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 23. März 2012 - 2 A 11355/11.OVG, 2 A 11356/11.O

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 9/12

blickeineinblickeinein

einblick 9/12

Europäischer Gerichtshof, 
Urteil vom 3. Mai 2012 - C-337/10

Landesarbeitsgericht Niedersachsen, 
Urteil vom 10. Februar 2012 - 12 Sa 597/11
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Arbeitsstress und Unsicherheit

Junge Beschäftigte sind konfrontiert 
mit unsicherer Beschäftigung und 
Armutslöhnen. Gleichzeitig steigt 
der Arbeitsdruck, die Anforderungen 
an die einzelnen ArbeitnehmerInnen 
nehmen zu. Das ist das Fazit einer 
Sonderauswertung des DGB-Index 
Gute Arbeit 2011 mit dem Fokus 
auf Beschäftigte unter 35.

Das Ergebnis der Studie offen-
bart Handlungsbedarf: Rund die 
Hälfte der jungen Beschäftigten 
leiden unter Zeitdruck und Arbeits-
hetze. 41 Prozent machen fünf und 
mehr Überstunden pro Woche. 70 
Prozent der jungen Beschäftigten 
sind in den letzten 12 Monaten 
mindestens einmal zur Arbeit ge-
gangen, obwohl sie sich richtig 
krank gefühlt haben. Arbeitsdruck 
und Stress sind so groß, dass es 
mehr als einem Viertel der Beschäf-
tigten schwer fällt, nach dem Ende 
der Arbeitszeit abzuschalten.

Zum vierten Mal hat der DGB im 
Rahmen des Index Gute Arbeit eine 
Sonderauswertung zu den jungen 
Beschäftigten vorgenommen. Da-
bei wurde nach der Einkommens-
situation und den Arbeitszeiten, 
der Arbeitsintensität und den 

ter Zeitdruck zu stehen. Aber auch 
60 Prozent der jungen Arbeitneh-
merInnen im Baugewerbe klagen 
über Arbeitshetze.

Für die jüngeren Beschäftigten 
fangen die Probleme beim Einkom-
men und der Art ihrer Beschäfti-
gung an. Lediglich die Hälfte der 
Befragten ist unbefristet beschäftigt 
und verdient mehr als 1500 Euro 
im Monat. Fast jede/r vierte bezieht 
ein Einkommen unter 1500 Euro, 
jede/r sechste weniger als 800 Eu-
ro. „Von Planungssicherheit kann 
bei vielen der Befragten keine Re-
de sein“, stellt die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
fest. Etwa ein Fünftel sei befristet 
beschäftigt, jede/r zehnte arbeite 
in Leiharbeit oder als Minijobber. 
„Gerade sie sind verunsichert, und 
das in einer Lebensphase, in der für 
viele die weitere Lebens- und Fa-
milienplanung ansteht“, so Ingrid 
Sehrbrock weiter.

Ein zentrales Problem liegt in 
der Entgrenzung der Arbeitszeit. 
Überstunden und der Trend, die 
Arbeit mental mit nach Hause zu 
nehmen, führen dazu, dass die 
Zeit zur Regeneration nicht reicht. 
DGB-Bundesjugendsekretär René 
Rudolf sieht damit den „Burnout 
in der Mitte der Gesellschaft an-
gekommen“. Es sei notwendig, die 
belastenden Faktoren anzugehen. 
„Befristete Beschäftigung darf 
nicht zum Normalfall, Minijobs 
müssen neu geregelt werden. Und 
was die psychischen und körper-
lichen Belastungen der Beschäf-
tigten angeht, brauchen wir mehr 
Mitbestimmung, mehr Kontrollen 
und stärkere Sanktionen.“   • 

+ „Frauen verdienen das 
gleiche Gehalt wie 

Männer – sie bekommen es 
nur nicht“, begründete 
Anette Kramme, Sprecherin 
der SPD-Bundestagsfraktion 
für Arbeit und Soziales, den 
SPD-Entwurf für ein Entgelt-
gleichheitsgesetz. 

- „Da muss man den 
Arbeitsmarkt deregu-

lieren“, lautete der Vor-
schlag des CDU-MdB Norbert 
Barthle auf den Vorwurf der 
Opposition, die Regierung 
kümmere sich nicht um die 
Jugendarbeitslosigkeit in 
Europa.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.ituc-csi.org/
play-fair.html

IGB-Kampagnen-Portal 
„Play Fair“ für menschen-

würdige Arbeitsbedin-
gungen im Vorfeld von 
Sportveranstaltungen, 

wie den Olympischen 
Spielen oder Fußball-
Weltmeisterschaften

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Sonderauswertung 
des DGB-Index Gute 

Arbeit 2011 über junge 
Beschäftigte

psychischen wie physischen Belas-
tungen gefragt. Wer psychische 
Belastungen und Burnout bislang 
eher bei ArbeitnehmerInnen ab 50 
vermutete, wird durch die Studie 
eines Besseren belehrt. Besonders 
hoch sind die Belastungen in Pfle-
geberufen: 67 Prozent der jungen 
Beschäftigten in Gesundheitsberu-
fen haben das Gefühl, ständig un-

Bereits zu Beginn des Berufslebens 
ist der Stress immens: Mehr als die 
Hälfte aller unter 35-Jährigen 
leidet unter Zeitdruck.
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Quelle: DGB-Index Gute Arbeit 2011, 
Sonderauswertung „Arbeitsqualität aus der 
Sicht von jungen Beschäftigte“
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Jeder Zweite leidet 
unter Arbeitshetze
Psychische Belastungen von 
Beschäftigten unter 35 Jahren 
(in Prozent)

Zeitdruck

Unerwünschte Unterbrechungen der Arbeit

Qualitätsabstriche wegen Zeitdruck

Widersprüchliche Anforderungen

Vorenthalten von notwendigen
Informationen
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Einfluss nehmen
Die Arbeit der Gewerk-

schaftsvertreterInnen bei der 

Bundesanstalt für Arbeit ist 

Thema des Interviews mit 

dem DGB-Arbeitsmarkt-

experten Wilhelm Adamy
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Lösungen suchen
Auf dem Transformations-

kongress des DGB am 8./9. 

Juni in Berlin geht es um 

die Zukunft der Gesellschaft, 

wie wir künftig leben und 

arbeiten wollen. Welche Ziele 

angestrebt werden, beschrei-

ben der DGB-Vorsitzende 

Michael Sommer für die 

Gewerkschaften und Michael 

Müller für den Deutschen 

Naturschutzring
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Geringverdiener 
arbeiten länger
Weniger Einkommen, aber längere 
Arbeitszeiten: Das ist für Geringver-
dienerInnen der Normalfall. Nach 
einer neuen Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) arbeiten knapp 900 000 
Vollzeitbeschäftigte mit Nied-
riglohn 50 Wochenstunden und 
mehr. Für DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach ist das Ergeb-
nis „besonders perfide“. Ausge-
rechnet Geringverdiener würden 
„ausgequetscht wie eine Zitrone“. 
Häufig findet sich diese negative 

Kombination laut der DIW-Befra-
gung bei KraftfahrerInnen und im 
Gastgewerbe. Für den NGG-Vor-
sitzenden Franz-Josef Möllenberg 
ist das Ergebnis logisch: „Hunger-
löhne führen ja gerade dazu, dass 
die Betroffenen ihre Stundenzahl 
erhöhen und ihre Gesundheit ge-
fährden.“ Sein Fazit: Die Studie 
stützt die gewerkschaftliche For-
derung nach einem Mindestlohn. 
Annelie Buntenbach erwartet da-
rüber hinaus eine bessere Kontrol-
le des Arbeitszeitgesetzes. Es sei 
offensichtlich, dass die gesetzliche 
Wochenarbeitszeit von maximal 48 
Stunden von vielen Arbeitgebern 
„systematisch“ ignoriert werde.   •
www.bit.ly/studiediw

POLITIK AKTUELL

Mit 53 Prozent erreicht die SPD 
bei der Wahl in Nordrhein-
Westfalen unter den gewerk-
schaftlich organisierten Wähler-
Innen einen mehr als dreimal so 
hohen Stimmenanteil wie die 
CDU (17%). Auf dem dritten Platz 
folgen Bündnis 90/Die Grünen 
mit zehn Prozent. Mit einem Plus 
von sieben Prozentpunkten kann 
die Piratenpartei auch unter 
den GewerkschafterInnen den 
höchsten Zuwachs verbuchen. 
Hohe Verluste mussten die Linke 
mit einem Minus von fünf und die 
CDU mit einem Minus von vier Pro-
zentpunkten hinnehmen. Die von 
Hannelore Kraft (SPD) geführte 
rot-grüne Landesregierung steht 
bei Frauen hoch im Kurs – über 53 
Prozent der Wählerinnen stimmten 
für Rot-Grün (SPD: 40,7%, Grüne: 12,9%). Vor allem bei den Gewerk-
schaftsfrauen: Mehr als 66 Prozent von ihnen votierten für Rot-Grün 
(SPD: 52,2%, Grüne: 14,0%) gegenüber knapp 60 Prozent der gewerk-
schaftlich organisierten Männer (SPD: 51,7%, Grüne: 7,9%). 

Fast 75 Millionen Jugendliche auf 
der ganzen Welt sind arbeitslos – 
das ist das traurige Fazit des ILO-
Berichtes „Global Employment 
Trends for Youth 2012“. Nach dem 
gerade erschienenen Bericht setzte 
die Weltwirtschaftskrise dem all-
mählichen Rückgang der Jugend-
arbeitslosigkeit ein jähes Ende. Seit 
2008 nimmt die Arbeitslosigkeit 

I L O - R e p o r t

Jugendarbeitslosigkeit nimmt zu

M i n d e s t l o h n g e s e t z

Bremen 
geht voran
Als erstes Bundesland will die 
Hansestadt Bremen ein Mindest-
lohngesetz verabschieden. Zwar 
können Senat und Bürgerschaft 
keine umfassenden Vorgaben für 
die Privatwirtschaft regeln, aber 
das geplante Gesetz soll sicher-
stellen, dass alle Beschäftigten in 
Unternehmen, die mehrheitlich der 
öffentlichen Hand gehören, einen 
Mindestlohn von 8,50 Euro bekom-
men. Ebenso müssen Firmen, die 
öffentliche Aufträge, Bürgschaften 
oder Landesmittel erhalten, den 
Mindestlohn zahlen. Dies gilt dann 

L e i h a r b e i t

Bessere 
Bedingungen
Faire Arbeitsbedingungen für Leih-
arbeiterInnen will der Bundesrat 
über die Entschließung „Faire und 
sichere Arbeitsbedingungen” bei 

der Bundesregierung durchsetzen. 
Auf Antrag der Länder Rheinland-
Pfalz, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen wurde eine 
entsprechende Drucksache bei der 
letzten Sitzung der Länderkammer 
am 11. Mai eingebracht. Die Vorla-
ge wird jetzt in den Fachausschüs-
sen beraten.   •

7,8 8,6 2,5 4,311,326,339,1

5 4 417 10 853

NRW-Wahl: Mehr als die Hälfte aller 
GewerkschafterInnen wählen SPD
Zweitstimmen bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen vom 
13. Mai 2012 (in Prozent)
Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2012 / Landeswahlleiterin NRW

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim
*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z.B. Beamtenbund)
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CDU Die LinkeGrüne FDPPiraten Andere

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungs-
gruppe Wahlen, Mannheim

*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben 
DGB-Gewerkschaften auch z. B. Beamtenbund)
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Gewinne für die Piraten
Stimmen von Gewerkschaftsmit-
gliedern* bei der Landtagswahl 2012 
in NRW – Veränderungen gegen-
über 2010  (in Prozent)
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10,3 9,1 3,0 4,910,125,736,9

6,0 7,8 2,1 4,212,926,340,7

9,6 4,8 4,4 4,27,917,451,7

6,5 4,3 3,8 3,614,015,652,2

Frauen für Kraft
Zweitstimmen bei der NRW-Landtagswahl 2012 nach Geschlecht (in Prozent)

Alle WählerInnen:

Gewerkschaftsmitglieder*:

SPD

Quelle: Vorläufiges amtliches Endergebnis der Landtagswahl 2012 / Landeswahlleiterin NRW

Quelle: Wahltagsbefragung der Forschungsgruppe Wahlen, Mannheim
*Alle Arbeitnehmerorganisationen (neben DGB-Gewerkschaften auch z.B. Beamtenbund)
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CDU Die LinkeGrüne FDPPiraten

Männer

Frauen

Männer

Frauen

Andere

ebenso für Vereine und Verbände, 
die bezuschusst werden. 

Während die Bremer nach 
Verbesserungen suchen, ist der 
Berliner Senat dabei, die existie-
rende Vergaberechtregelung einzu-
schränken. Im Wirtschaftsausschuss 
beschlossen die Abgeordneten der 
SPD/CDU-Regierung, die Vorgaben 
des Gesetzes einzuschränken. Der 
Mindestlohn von 8,50 Euro soll 
dann nicht schon bei Aufträgen ab 
500 Euro gelten, sondern erst ab 
einem Volumen von 10 000 Euro. 
Doro Zinke, DGB-Vorsitzende von 
Berlin-Brandenburg, appellierte an 
die Abgeordneten, die Änderung 
nicht einfach zu akzeptieren, son-
dern „sich Zeit für eine sachliche 
Debatte zu nehmen“.   •

der jungen Generation zu. Für das 
laufende Jahr prognostiziert der 
Bericht eine Quote von 12,7 Pro-
zent – ein Prozentpunkt oder vier 
Millionen mehr Jugendliche ohne 
Job als zu Beginn der Krise 2007. 
Die ILO erwartet, dass weltweit die 
Jugendarbeitslosigkeit bis 2016 
nicht sinken wird.   •
www.bit.ly/ilo_jugend
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■ Du sitzt auf der Arbeit-
nehmerbank der BA. 
Wie groß ist euer Einfluss?
■ Unsere Rechte im Verwaltungs-
rat unterscheiden sich deutlich 
von denen in Aufsichtsräten. Der 
Gesetzgeber hat unsere Hand-
lungsmöglichkeiten – gerade mit 
den Hartz-Gesetzen – massiv ein-
geschränkt. Zudem stellen wir nur 
ein Drittel der Stimmen, neben den 
Arbeitgebern und der öffentlichen 
Hand. Da kommen gewerkschaft-
liche Erfolge dem Bohren dicker 
Bretter gleich.

■ Wo waren denn die Bretter 
besonders dick?
■ Wir brauchten zum Beispiel 
viel Überzeugungsarbeit, um vor 
einigen Jahren die Plätze in der 
außerbetrieblichen Ausbildung um 
mehr als 30 000 zu erhöhen. Dann 
haben wir durchgesetzt, dass die 
Arbeitsagenturen sich nicht nur 
um Arbeitslose kümmern, sondern 
ebenfalls um Beschäftigte, die ein 
hohes Risiko haben, arbeitslos zu 
werden. Und es ist ebenfalls das 
Verdienst der Arbeitnehmerver-
tretung, dass wir seit 2006 das 
Sonderprogramm „WeGebAU“ ha-
ben, mit dem Beschäftigte im Be-
trieb gefördert und weitergebildet 
werden. Wir haben damals unsere 
Zustimmung zum Haushalt von der 
Zusage für eine solche Initiative ab-
hängig gemacht.

■ Und das funktioniert 
immer?
■ Das hängt von der Situation 
ab. So haben wir uns vor einigen 
Jahren massiv mit allen über die 
geplante Ausweitung der privaten 
und gewerbsmäßigen Arbeitsver-
mittlung gestritten. Wir konnten 

die gesetzliche Ausweitung der 
privaten, gewinnorientierten Ver-
mittlung nicht verhindern, aber 
durchsetzen, dass die BA selbst 
Modellversuche zur besseren Ver-
mittlung durchführt. Gleichzeitig 
haben wir dann mit dem Haupt-
personalrat der BA ein Gegenmo-
dell entwickelt, das eine intensive 
und ganzheitliche Betreuung und 
Unterstützung von Arbeitslosen 
gewährleistet. Das war erfolgreich. 
Dieses Modell der Intensivbetreu-
ung wird jetzt stufenweise in allen 
Agenturen umgesetzt.

■ Gehört der Streit zum 
Geschäft?
■ Nein, bei den Entscheidungen 
gibt es oft wechselnde Mehr-
heiten. Geht es um die Mittel zur 
Förderung Arbeitsloser, können 
wir meistens mit den Stimmen der 
öffentlichen Hand – in dem Fall der 
Bundesländer – rechnen. Aber es 
gibt auch einstimmige Voten mit 
den Arbeitgebern. Beispielswei-
se wenn der Bund wieder einmal 
in die Taschen der Beitragszahler 
greifen will. So haben wir gemein-
sam erfolgreich gegen die Bun-
desregierung geklagt, weil sie die 
Rentenbeiträge für die Menschen 
in Behindertenwerkstätten nicht 
mehr aus Steuermitteln finanzie-
ren wollte. 

Ein weiterer Rechtsstreit ist 
noch nicht entschieden. Dabei geht 
es um die Mittel aus der arbeitge-
berfinanzierten Insolvenzrücklage, 
die der Bund vereinnahmt hat. 
Auch bei Präventionsthemen für 
Jugendliche sind wir häufig einer 
Meinung.

■ Ist der Verwaltungsrat in 
seiner jetzigen Konstruktion 

aus gewerkschaftlicher Sicht 
ausreichend stark gegenüber 
dem Vorstand?
■ Nein. Im Gegenteil. Der Gesetz-
geber greift stärker ein und hat 
die Aufgabe des Verwaltungsrates 
weitgehend auf die nachträgliche 
Überwachung des Vorstandes und 
des operativen Geschäfts reduziert. 
Dazu kommt: Im Hartz IV-System 
gibt es kein Gremium, in dem Ge-
werkschaften und Arbeitgebern ein 
inhaltliches Beteiligungsrecht zuge-
standen wird. Es wurde uns nicht 

einmal ein Informationsrecht ein-
geräumt. Das Hartz-IV-System trägt 
erheblich zur Deregulierung des 
Arbeitsmarktes bei. Doch gewerk-
schaftliche Einflussmöglichkeiten 
wollen sowohl der Bund als auch 
die Länder mit Macht verhindern. 

■ Gibt es ein Zukunfts modell 
aus gewerkschaftlicher 
Perspektive?
■ Ich bin vorsichtig optimistisch, 
dass im Versicherungssystem mit 
der geplanten Reformstufe in den 
nächsten Jahren neue Ansätze pro-
biert werden. In erster Linie muss 
es darum gehen, berufliche Auf-
stiegs- und nicht Abstiegsprozesse 
zu fördern. Außerdem muss die 
Qualifizierungsberatung ausgebaut 
und die nachhaltige Eingliederung 
verbessert werden. Zudem darf 
sich gewerkschaftliche Arbeits-
marktpolitik nicht nur darauf be-
schränken, die BA-Verwaltung für 
Kurskorrekturen zu gewinnen. Sie 
muss auch gesellschaftliche Vorur-
teile gegenüber Arbeitslosen und 
der Arbeitsförderung abbauen.   •

G e w e r k s c h a f t e n  i n  d e r  B u n d e s a g e n t u r  f ü r  A r b e i t

Vorsichtiger Optimismus
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) wurde in diesem Jahr 60 Jahre alt. 
Der DGB-Arbeitsmarktexperte Wilhelm Adamy ist Sprecher der 
Gewerkschaftsgruppe im Verwaltungsrat. Mit welchen Problemen 
sich das Gremium beschäftigt und wie durchsetzungsstark die 
ArbeitnehmervertreterInnen sind, wollte der einblick wissen.
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POLITIK AKTUELL Die Bundeagentur 
für Arbeit

Zum 1. Mai 1952 trat das Ge-

setz für die „Bundesanstalt 

für Arbeit“ in Kraft. Seit 

2004 heißt die Institution 

nun moderner „Bundesa-

gentur für Arbeit“ (BA). 

Die Körperschaft des öf-

fentlichen Rechts ist mit 

fast 120 000 Beschäftigten 

der größte Arbeitgeber des 

Bundes. Das Budget der 

Arbeitslosenversicherung 

beträgt 38 Mrd. Euro im 

Haushaltsjahr 2012.

An der Spitze steht der Vor-

stand mit dem Vorsitzenden 

Frank-Jürgen Weise. Selbst-

verwaltungsorgane sind 

der Verwaltungsrat und der 

Verwaltungsausschuss bei 

den örtlichen Agenturen. 

Sie überwachen die Arbeit 

des Vorstandes und der 

Geschäftsführung und bera-

ten den Vorstand.

Beide Selbstverwaltungsgre-

mien sind drittelparitätisch 

besetzt. Der Verwaltungsrat 

besteht aus jeweils sieben 

VertreterInnen der Gewerk-

schaften, Arbeitgeber und 

der öffentlichen Hand (Bund, 

Länder, Kommunen), die 

Verwaltungsausschüsse 

haben jeweils 4 Mitglieder 

VertreterInnen der Gewerk-

schaften sind: DGB-Vor-

standsmitglied Annelie 

Buntenbach, Wilhelm Adamy 

(DGB), Egbert Biermann (IG 

BCE), Isolde Kunkel-Weber 

(ver.di), Michaela Rosenber-

ger (NGG), Dietmar Schäfers 

(IG BAU), Hans-Jürgen Urban 

(IGM). Zusätzlich gibt es 

fünf Stellvertreterinnen.

Wilhelm 
Adamy, Leiter 
des Bereichs 
Arbeitsmarkt-
politik beim 
DGB-Bun-
desvorstand, 
gehört seit 
1986 den 
Nürnberger 
BA-Gremien 
an.Fo
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W e t t b e w e r b e

Gegen Rassismus
Unter dem Motto „Zeig dein Foto 
von Respekt!“ rufen IG Metall und 
die Initiative „Respekt! Kein Platz 
für Rassismus“ zu einem Foto-
wettbewerb auf. Gesucht werden 
Fotos, die zeigen, was Respekt im 
Umgang miteinander bedeutet – 
Momentaufnahmen aus dem All-
tag ebenso wie inszenierte Bilder. 
Es winken Geldprämien bis 1000 
Euro. Einsendeschluss ist der 10. 
Oktober. Zur Jury gehören neben 
IG Metall-Vorstandsmitglied Ber-
tin Eichler und Dr. Klaudia Tietze, 
Geschäftsführerin des Gelbe-

D G B - B i l d u n g s w e r k

Gipfel zur Prävention

F o t o a u s s t e l l u n g

Arbeit im Bergbau

Hand-Vereins „Mach meinen 
Kumpel nicht an“, unter anderem 
Betriebsräte und eine Jugend- und 
Auszubildendenvertreterin.

Bereits zum siebten Mal schreibt 
der Kumpel-Verein für 2012/13 den 
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
aus,  der sich insbesondere an Be-
rufsschülerInnen und Auszubilden-
de richtet. Neue Schirmherren des 
Wettbewerbs sind Baden-Würt-
tembergs Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann und Alexander 
Kirchner, Vorsitzender der Eisen-
bahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG). Mehr zum Wettbewerb im 
nächsten einblick.   •
www.igmetall.de/respekt

www.gelbehand.de

Können Manager Unternehmen ge-
sundheitsgerecht führen? Eine Fra-
ge, die der 5. Gesundheitsgipfel des 
DGB-Bildungswerks vom 5. bis 10. 
Oktober in Grainau beantworten 
will. Zum Gipfelthema „Prävention 
und Gesundheitsförderung“ wer-

R e n t e n p o l i t i k

Stabilität statt 
Lebensstandard
Der Paradigmenwechsel in der 
Rentenversicherung – weg von der 
Sicherung des Lebensstandards im 
Alter hin zur Armutsvermeidung - ist 
das Thema einer Veranstaltung des 
DGB und der Deutschen Renten-
versicherung Baden-Württemberg. 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach und Johannes Steffen 
von der Arbeiterkammer Bremen 
sind die Referenten der Veranstal-
tung „Für eine Rente mit Niveau“ 
am 20. Juni in Stuttgart.   •
Anmeldung per Fax: 0711 848 101 99 
oder E-Mail: bvsv@drv-bw.de.
www.bw.dgb.de

O t t o - B r e n n e r - S t i f t u n g

„Bild“ und Wulff
„Wer Bild für guten Journalismus 
lobt, muss Stalker für ihre Treue, 
Schwarzfahrer für umweltfreund-
liches Verkehrsverhalten und 
Schmuggler für das Überwinden 
von Grenzen auszeichnen.“ Dies ist 
das Fazit der Autoren Hans-Jürgen 
Arlt und Wolfgang Storz aus ihrer 
Studie „‚Bild‘ und Wulff – Ziemlich 
beste Partner“. Die Fallstudie ent-
stand im Auftrag der Otto-Brenner-
Stiftung. 

Es ist die zweite Bild-Studie der 
beiden Medienexperten. Gut 1500 
Meldungen zu Wulff wurden aus-
gewertet. Arlt und Storz stellen fest: 
„Immer macht Bild seinem Pub-
likum etwas vor.“ Und letztlich sei 
das Massenblatt nichts anderes als 
eine „reine große Inszenierung“. 
Eine besondere Aktualität erhielt 
die Untersuchung Mitte Mai: Der 
renommierte Henri-Nannen-Jour-
nalistenpreis ging für den Bereich 
„Investigativer Journalismus“ an 
das Hamburger Massenblatt für 
seine Wulff-Berichterstattung. 
Gleichzeitig vergab die Jury den 
Preis auch an die Süddeutsche Zei-
tung. Die SZ-Redakteure nahmen 
den Preis nicht an.   •
www.bit.ly/obs_bild

Anlässlich des Endes der 
saarländischen Kohle-
förderung im Juni 2012 
lädt die Arbeitskammer 
des Saarlandes zu ei-
ner Fotoausstellung ins 
„Haus der Beratung“ in 
Saarbrücken ein. Kaum 
etwas anderes hat der 
Region an der Saar so 
ihren Stempel aufge-
drückt wie der Steinkohlebergbau. 
Die Ausstellung „Gesichter des 
Bergbaus“ zeigt noch bis zum 31. 
Juli die schönsten Porträts aus der 
Epoche des Bergbaus an der Saar.

den auch gute Beispiele vorgestellt. 
Veranstaltungsort ist die Zugspitze, 
„um die besondere Bedeutung der 
Veranstaltung herauszustellen“, 
wie das DGB-Bildungswerk in der 
Einladung erklärt.   •
www.betriebsrätequalifizierung.de

„Arbeitswelten heute in Deutsch-
land“ ist das Motto eines Foto-
wettbewerbs, den die Arbeitskam-
mer aktuell ausgeschrieben hat.   •
www.arbeitskammer.de/fotopreis2012

PROJEKTE UND PARTNER

Meyer-Lauber klar: „Nur wenn wir 
Arbeit, Umwelt und Logistik zu-
sammen denken, wird es uns gelin-
gen, die Grenzregion zukunftsfähig 
zu gestalten.“   www.nrw.dgb.de

••• Die Frauen im DGB-Bezirk 
Baden-Württemberg starteten 
eine gemeinsame Kampagne 
mit Verbänden, um den Frauen-
anteil in den Gemeinderäten zu 
erhöhen. Die stellvertretende Be-
zirksvorsitzende Marion von War-
tenberg wünscht sich, dass künftig 
die „weibliche Bevölkerung von 
Baden-Württemberg an den poli-
tischen Prozessen gleichberechtigt 
beteiligt ist“.   
www.bw.dgb.de

www.halbe-kraft-reicht-nicht.de

••• Der DGB-Bezirk Nord 
wünscht sich von der neuen 
Landesregierung in Schleswig-
Holstein vor allem faire Löhne. 
Das nördlichste Bundesland sei 
der „Lohnkeller der Nation“, kri-
tisiert der Bezirksvorsitzende Uwe 
Polkaehn. Der DGB erwarte „enga-
gierte Maßnahmen“, wie beispiels-
weise einen „Bundesratsantrag für 
einen gesetzlichen Mindestlohn“. 
www.nord.dgb.de

••• Der DGB-Bezirk Nord-
rhein-Westfalen will eine „zu-
kunftsfähige Grenzregion“. 
Deutschland und die Niederlande 
müssten handeln, um die Infra-
struktur zu verbessern. Dabei stellt 
der Bezirksvorsitzende Andreas 

interregio

I G  B C E

Pharmastandort
Neue Gesetze oder auch der ver-
schärfte Wettbewerb führen in der 
pharmazeutischen Industrie zu 
Umstrukturierungen. Auf der Berli-
ner IG BCE-Fachtagung „Pharma-
standort Deutschland“ werden die 
unterschiedlichen Fragestellungen 
und Probleme diskutiert.   •
Anmeldung für die Tagung vom 28. bis 29. 
Juni: bws@igbxe.de; www.igbce-bws.de  
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?...nachgefragt

„Wir sind dabei, die Organisation der Call Center voranzutreiben. Dazu 
verteilen wir Material auf den Parkplätzen, da wir das Firmengelände 
nicht betreten dürfen. In letzter Zeit haben wir auch viele Hausbesuche 
gemacht, manchmal bis zu 30 am Tag. Dort haben die Beschäftigten 
ein wenig Abstand zum Arbeitsplatz. Denn im Betrieb werden weiter-
hin irreführende Informationen über die Gewerkschaften verbreitet, 
sodass die Leute Angst haben, mit uns zu reden. Nur wenn es uns 
gelingt, die Mehrheit der Beschäftigten an einem Standort für uns zu 
gewinnen, können wir als CWA im Betrieb agieren. Im Mai haben wir 
eine internationale Petition gestartet. Ziel ist es, das Grundrecht auf 
gewerkschaftliche Organisation auch bei T-Mobile USA und in anderen 
Ländern durchzusetzen.“      www.bit.ly/CWA_Petition

Blake Poindexter, Organiser der 
US-Gewerkschaft Communications 
Workers of America (CWA), war am 
24. Mai bei der Telekom-Hauptver-
sammlung in Köln, um auf die gewerk-
schaftsfeindliche Unternehmenspolitik 
von T-Mobile USA aufmerksam zu 

machen. „Wir erwarten Besseres“, die Kampagne von ver.di und 
CWA für mehr Gewerkschaftsrechte bei der US-Tochter, wird u.a. 
vom IGB unterstützt. einblick fragte nach dem Stand der Dinge.
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B r a n c h e n z u s c h l ä g e

Mehr Fairness 
für Leiharbeiter
IG Metall, Bundesverband der 
Personaldienstleister (BAP) und In-
teressenverband Deutscher Zeitar-
beitsunternehmen (iGZ) haben sich 
am 22. Mai auf einen Tarifvertrag 
über Branchenzuschläge für die 
rund 240 000 Leiharbeitskräfte in 
der Metall- und Elektroindustrie 
geeinigt. Danach erhalten diese auf 
ihr Grundentgelt einen stufenwei-
sen Zuschlag von bis zu 50 Prozent, 
der die Entgeltdifferenz zur Stamm-
belegschaft teilweise ausgleicht. 
Nach sechs Wochen Einsatzdauer 
beträgt dieser Branchenzuschlag 
15, nach dem dritten Monat 20, 
nach dem fünften Monat 30, nach 
sieben Monaten 45 und nach wei-
teren zwei Monaten 50 Prozent.  
Für einen Leiharbeitnehmer in der 
untersten Entgeltgruppe beträgt 
der Zuschlag je nach Einsatzdauer 
zwischen 186 Euro und 621 Euro 
pro Monat.

„Das Ergebnis ist ein wichtiger 
Schritt hin zur fairen Bezahlung von 

Leiharbeitnehmern“, urteilt Helga 
Schwitzer, Vorstandsmitglied und 
Verhandlungsführerin der IG Me-
tall. Der Tarifvertrag tritt am 1. No-
vember in Kraft und läuft bis Ende 
2017. 

Die Einigung zur Leiharbeit 
hänge eng mit dem wenige Tage 
zuvor in Baden-Württemberg ab-
geschlossenen Pilottarifvertrag für 
die Branche zusammen, der den 
Betriebsräten mehr Kontrollrechte 
beim Einsatz von Leiharbeit ein-
räumt. Nach zwei Jahren Tätigkeit 
in einem Betrieb soll den Leihar-
beitskräften ein Stammarbeitsplatz 
angeboten werden. Regulierung 
im Entleihbetrieb und Branchenzu-
schläge seien zwei Seiten dersel-
ben Medaille, so Schwitzer. 

Mit der Einigung über die 
Branchenzuschläge für Leiharbei-
terInnen sei ein wesentliches Ziel 
zur Verbesserung der Bedingungen 
von Leiharbeitnehmern in der Me-
tall- und Elektroindustrie erreicht 
worden, fasst Helga Schwitzer zu-
sammen. Unabhängig davon for-
dert die IG Metall wie die anderen 
DGB-Gewerkschaften weiterhin 
Equal Pay per Gesetz.   •

F e r n b u s v e r k e h r

Liberalisierung 
stoppen
EVG und ver.di fordern ein Ende 
der Liberalisierung im Fernbusver-
kehr. In einem gemeinsamen Brief 
rufen Alexander Kirchner (EVG) 
und Frank Bsirske (ver.di) auf, die 
Gesetzesnovelle im Bundesrat 
zu stoppen. Sie fordern, dass das 
Eisenbahnangebot „nicht durch 
konkurrierende Busleistungen 
gefährdet wird“. Dazu müsse die 
Maut auch auf Linienfernbus- und 
Gelegenheitsverkehre ausgeweitet 
werden. Im Entwurf der Bundes-
regierung fehlten Vorgaben zur 
Einhaltung von Tarif- und Sozial-
standards.   •

v e r . d i

Kritik an H&M
ver.di fordert die Textilhandelskette 
H&M auf, sich aktiv für die Sicher-
heit der Beschäftigten in Bangla-
desch einzusetzen. Dazu solle sich 
das Unternehmen am Programm 
der weltweit größten US-Beklei-
dungsfirma PVH beteiligen, die 
gemeinsam mit Nichtregierungsor-
ganisationen und Gewerkschaften 
eine Absichtserklärung unterzeich-
net hat. Ziel ist es, die Betriebe si-
cherheitstechnisch aufzurüsten, um 
etwa Brände zu vermeiden und die 
Arbeitsbedingungen zu verbessern. 
Besonders wichtig seien verbind-
liche externe Kontrollen und ein 
Beschwerderecht der Beschäf-
tigten, erklärt Johann Rösch. 

PVH wird die Vereinbarung je-
doch nur umsetzen, wenn sich min-
destens drei weitere internationale 
Textilfirmen beteiligen. H&M hat 
bereits abgelehnt. Für ver.di ist dies 
„skandalös und unverantwortlich“. 
Daran änderten auch die Verspre-
chen des Unternehmens nichts, 
ein eigenes Programm auflegen zu 
wollen. Im Februar hatte ein Brand 
in einer Zuliefererfabrik von H&M 
zum Tod von 22 Näherinnen ge-
führt.   •
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GEWERKSCHAFTEN

Die IG BAU kritisiert 
die „Verhinderungs-
politik aus Sachsen“ 

beim Mindestlohn im Maler- 
und Lackierhandwerk. Der 
Widerspruch des sächsischen 
Arbeitsministers blockiere 
die notwendige Erklärung 
der Allgemeinverbindlichkeit 
durch den Tarifausschuss im 
Bundesarbeitsministerium. 

Nach den Ausschrei-
tungen beim Relega-
tionsspiel zwischen 

Fortuna Düsseldorf und Her-
tha BSC fordert die GdP vom 
DFB größere Anstrengungen 
gegen Gewalt im Fußballsta-
dion. Stadionverbote und 
Geldstrafen reichten nicht 
aus. Punktabzüge für den ei-
genen Verein – und damit im 
schlimmsten Fall der Abstieg 
– könnten Ausschreitungen 
verhindern.

Die IG Metall kritisiert 
die angekündigten 
Produktionsverlage-

rungen bei Opel. Berthold 
Huber, Erster Vorsitzender der 
IG Metall, fordert vom Opel-
Vorstand ein Gesamtkonzept 
für alle Standorte und rasche 
Gespräche mit IG Metall und 
Betriebsräten. Der Versuch, 
die Beschäftigten über Droh-
gebärden gegeneinander 
auszuspielen, sei unredlich.

Auf dem internatio-
nalen Kongress der 
Lebensmittelgewerk-

schaften (IUL) in Genf hat 
der NGG-Vorsitzende Franz-
Josef Möllenberg gefordert, 
„transnationale Konzerne in 
die Pfl icht zu nehmen“ und 
gemeinsam gegen die Aus-
beutung der Beschäftigten 
und für mehr Arbeitsplatz-
sicherheit zu kämpfen. 

kurz&bündig
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In dem fiktiven Brief an Francis Ba-
con, einem der wichtigsten Ideen-
geber der Aufklärung, lässt Hugo 
von Hofmannsthal den jungen 
Schriftsteller Lord Chandos klagen, 
dass er die Welt nicht mehr mit 
Hilfe der Sprache ordnen könne. Er 
wäre nicht mehr fähig, die Zusam-
menhänge zu verstehen. So scheint 
es auch heute zu sein. Getrieben 
vom Klimawandel über den Zusam-
menbruch von Lehman-Brothers bis 
zu Peak-Oil und Eurokrise haben 
wir die Orientierung verloren. 
Um zu begreifen, um was es geht, 
müssen wir unter die Oberfläche 

G e s e l l s c h a f t  i m  U m b r u c h

Die Grundlagen sind erschüttert
Die Transformation hat längst begonnen, davon ist Michael Müller, Vorsitzender der Naturfreunde 
Deutschland und Präsidiumsmitglied des Umwelt-Dachverbandes Deutscher Naturschutzring, überzeugt.

Anzeige

gucken und die längerfristigen 
Entwicklungstendenzen verstehen.

Das fängt an mit dem Begriff 
der Krise. Der Deutsche Natur-
schutzring ist überzeugt davon, 
dass es um mehr geht, um einen 
Epochenbruch, der uns grundsätz-
lich herausfordert. Die Transfor-
mation hat längst begonnen. Es 
geht nicht um Teilkorrekturen, wir 
müssen nicht nur ein reinigendes 
Gewitter überstehen. Vielmehr sind 
wesentliche Grundlagen in un-
serem Verständnis von Fortschritt 
erschüttert. Die Architektur der 
europäischen Moderne stürzt ein, 

die auf Fortschritt und Linearität 
aufbaut. Das ist vorbei.

Wir erreichen die ökono-
mischen Grenzen des Wachs-
tums, alle OECD-Länder befinden 
sich schon länger nicht mehr auf 
einem exponentiellen Kurs, auch 
wenn dies die Grundannahme des 
Lissabon-Vertrags der EU ist. Das 
hohe Wachstum bis in die sieb-
ziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
war eine historische Ausnahmesi-
tuation, aber es prägt bis heute die 
Rezepte der Wirtschaftspolitik. Und 
auch der Finanzkapitalismus be-
ruht auf der irrsinnigen Annahme, 
der Neoliberalismus könnte in die 
Wachstumsraten der Nachkriegs-
jahrzehnte zurückführen. 

Die ökologischen Grenzen des 
Wachstums haben wir in wich-
tigen Bereichen schon überschrit-
ten. Der Klimawandel ist in den 
nächsten fünf Jahrzehnten 
nicht mehr zu stoppen, und wir 
tun nur wenig, ihn wenigstens in 
der zweiten Hälfte unseres Jahr-
hunderts drastisch abzumildern. 
Der ökologische Fußabdruck der 
heutigen Zivilisation ist bereits so 
groß, dass wir im August die bio-
logische Regenerationskraft eines 
Jahres verbraucht haben. Die Öl-
Prognosen gehen davon aus, dass 
in rund 40 Jahren mit einem Ende 
der herkömmlichen Ölförderung zu 
rechnen ist. Aber die unvermindert 
weiter wachsende Mobilität ist auf 
diesem schwarzen Gold aufgebaut.

Schließlich basieren auch die 
meisten Sozialsysteme auf Wachs-
tum, sodass nicht nur der demo-
grafische Wandel an der sozialen 
Sicherheit rüttelt, sondern auch 
ihre finanziellen Grundlagen weg-
brechen. Zudem nehmen in allen 
Industriegesellschaften die Unter-
schiede zwischen Arm und Reich 

zu, seitdem die Wachstumsmaschi-
ne nicht mehr die hohen Zuwachs-
raten ausspuckt.

Doch wir setzen Wachstum 
weiterhin mit Fortschritt gleich, ob-
wohl der Nationale Wohlfahrtsindi-
kator zu dem Ergebnis kommt, dass 
trotz eines steigenden Brut-
toinlandsprodukts seit fast 
zehn Jahren die Lebensquali-
tät sinkt. In den nächsten Jahren 
wird sich die alte Frage wieder mit 
aller Kraft stellen: Wie ist Fortschritt 
möglich? Ein Fortschritt, der nicht 
die natürlichen Lebensgrundlagen 
zerstört, der die Gesellschaften 
zusammenhält, der Lebensqualität 
und Wohlstand für alle – nicht nur 
national, sondern global – möglich 
macht, der mehr Demokratie und 
Teilhabe verwirklicht.

Dafür müssen wir uns lösen aus 
der Geiselhaft der Banken, dür-
fen nicht länger Getriebene eines 
Marktes sein, hinter dem nur die 
kurzfristigen Gewinninteressen 
großer und kapitalstarker Unter-
nehmungen stehen. Wir müssen 
mehr Demokratie wagen und zei-
gen, dass wir auch zur Solidarität 
mit den künftigen Generationen 
fähig sind. Deshalb müssen wir 
den Ökonomismus unserer 
Zeit beenden und das ins Zen-
trum stellen, um was es bei der 
europäischen Moderne ging: die 
Emanzipation der Menschen.   •

TRANSFORMATIONSKONGR

Michael Müller, von 1983 bis 
2009 SPD-Bundestagsabgeord-
neter und von 2005 bis 2009 
Parlamentarischer Staats-
sekretär, gehört seit 2011 der 
Bundestags-Enquetekommis-
sion Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität als Sach-
v erständiger an.
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Prominente Gäste

Nachhaltig handeln, Wirt-

schaft neu gestalten, Demo-

kratie stärken: Unter diesem 

Motto wollen DGB, Deut-

scher Naturschutzring und 

Einrichtungen der Evange-

lischen Kirche auf dem Kon-

gress am 8./9. Juni gemein-

sam mit Wissenschaft und 

Politik die Debatte über eine 

nachhaltige Transformation 

von Wirtschaft und Gesell-

schaft führen (einblick 9/12).

Namhafte Wissenschaftler-

Innen haben ihre Beteiligung 

zugesagt. So wird der US-

amerikanische Ökonom Prof. 

Dr. James K. Galbraith über 

das „nächste ökonomische 

Welt-Modell“ referieren. 

Prof. Dr. Gesine Schwan, Prä-

sidentin der Humboldt-Via-

drina School of Governance, 

will im Sinne Willi Brandts 

„Mehr Demokratie wagen“.

Am Diskurs über eine nach-

haltige Zukunft von Arbeit, 

Wirtschaft und Demokratie 

nehmen zahlreiche bekannte 

WissenschaftlerInnen, Poli-

tikerInnen sowie Vertrete-

rInnen von Gewerkschaften, 

Kirchen und Umweltverbän-

den teil, u.a. Dr. Stephan 

Schulmeister (Austrian Insti-

tute of Economic Research), 

Prof. Dr. Petra Dobner (Lehr-

stuhl für Politikwissenschaft, 

Universität Hamburg), Prof. 

Colin Crouch (Warwick Busi-

ness School), Präses Dr. h.c. 

Nikolaus Schneider (EKD-

Ratsvorsitzender), Hubert 

Weinzierl, Präsident des 

Deutschen Naturschutzringes 

und IGB-Generalsekretärin 

Sharan Burrow.

www.transformationskongress.de

In wenigen Wochen beginnt in Rio 
de Janeiro die „Rio plus 20“-Kon-
ferenz. 20 Jahre nach dem ersten 
UN-Gipfel für nachhaltige Entwick-
lung wird am selben Ort Bilanz ge-
zogen. Sie wird negativ ausfallen. 
Denn wir leben in einer Zeit, die 
von sich gegenseitig bedingenden 
und verschärfenden Krisen geprägt 
ist: die Entwertung der Arbeit, die 
Schuldenkrise, die Sozialstaats-
krise, die ökologische Krise, die 
Ernährungskrise und in der Ge-
samtheit eine Legitimations- und 
Demokratiekrise.

Keine dieser Krisen ist vom 
Himmel gefallen. Die politisch 
Verantwortlichen haben sie durch 
falsche Entscheidungen und Wei-
chenstellungen verursacht, Banker 
und Finanzjongleure haben sie ver-
schärft. Die Politik steuert nicht, sie 
ist getrieben. Die Zuspitzung der 
Eurokrise unterstreicht, wie wichtig 
es ist, Alternativen zur einseitigen 
Kürzungspolitik zu finden. 

Gemeinsam mit dem Deutschen 
Naturschutzring (DNR) und Einrich-
tungen der Evangelischen Kirche 
Deutschlands (EKD) setzen wir uns 
für eine Neuordnung und Neudefi-
nition der Wirtschaft, die Stärkung 
der Demokratie und ökologische 
Nachhaltigkeit ein. In dieser Koo-
peration arbeiten erstmals drei 
wichtige gesellschaftliche 
Kräfte zusammen. Wir werben 
auf dem Transformationskongress 
gemeinsam für ein Umdenken und 
eine neue Politik. Diese Koopera-
tion ist dabei schon für sich ein 
wichtiges Signal. 

Wir setzen uns für die Trans-
formation der Verhältnisse ein, für 
verbindliche Regeln für die Märkte 
und damit für einen Politikwechsel. 

Es ist höchste Zeit, umzudenken! 
Es ist an der Zeit, endlich gegen-
zulenken und einer Politik entge-
genzuwirken, die die gesellschaft-
liche Spaltung vertieft, eine ganze 
Generation um ihre Zukunft bringt 
und den Raubbau an unseren na-
türlichen Lebensgrundlagen nicht 
stoppen will oder kann.

Dabei beginnen wir nicht bei 
Null, sondern knüpfen an unse-
re unterschiedlichen Werte, Tra-
ditionen und Positionen an. Wir 
Gewerkschaften haben unseren 
Wertekanon mit den Kernen 
Solidarität und Gerechtig-
keit, mit starker internationaler 
Ausrichtung. Auf dieser Grundlage 
streiten wir seit vielen Jahrzehnten 
für gute Arbeit, soziale Gerechtig-
keit, nachhaltiges Wirtschaften und 
eine starke Demokratie. Die Neuge-
staltung der Wirtschaft ist für uns 
untrennbar mit mehr Demokratie 
verbunden. Deswegen streiten wir 
nicht nur für den Erhalt der Mit-
bestimmung, sondern wir wollen 
sie zum Exportschlager machen. 
Wir wollen, dass die Beschäftigten 
mitbestimmen können, wenn es 
um ihr Unternehmen und damit 
auch ihre Arbeitsplätze geht. 

Neben Gerechtigkeit und So-
lidarität setzt sich der DGB für 
eine nachhaltige und wett-
bewerbsfähige Wirtschaft ein. 
„Wer das Leben der Menschen 
für die Zukunft sichern will, muss 
ökologisch umsteuern. Der Res-
sourcen- und Energieverbrauch 
muss erheblich reduziert werden.“ 
So heißt es im DGB-Grundsatzpro-
gramm von 1996.

Doch nachhaltiges Wirtschaften 
ist nicht leicht zu haben. Wir sehen 
das am nachholenden Wachstum 

der Schwellenländer, das auf den 
alten, quantitativen Prinzipien ba-
siert. Doch wer in den Industrie-
ländern mag ihnen das ernsthaft 
vorwerfen? Umso wichtiger ist 
es, dass wir ein anderes Leit- und 
Vorbild entwickeln. Das kann der 
sozial-ökologische Umbau in den 
westlichen Industriestaaten sein, 
damit der Kurs des „immer mehr“ 
nicht als alternativlos hingestellt 
werden kann. Deutschland hat mit 
der Energiewende hier die Chance, 
globaler Vorreiter zu sein. 

Sozialökologische Modernisie-
rung meint qualitatives Wachstum 
und setzt auch auf den Ausbau 
sozialer Dienstleistungen. Es geht 
nicht um „immer mehr“, son-
dern um „immer besser und 
effektiver“. Bessere Bildung und 
Daseinsvorsorge, bessere Arbeitsbe-
dingungen, mehr soziale Teilhabe – 
und das alles global. Wichtig ist uns, 
dass nachhaltiges Wirtschaften und 
Gute Arbeit nicht als Gegensätze 
dargestellt werden. Eine Branche, 
in der die Arbeitsbedingungen 
schlecht sind, kann weder modern 
noch zukunftsfähig sein.

Solidarität, Gerechtigkeit und 
Gute Arbeit waren und sind keine 
Selbstverständlichkeiten – man 
muss immer wieder von Neuem da-
für kämpfen, mit starken Bündnis-
partnern, die auch diese Ziele ver-
folgen. Einen Aufschlag machen wir 
mit dem Transformationskongress. •

einblick 10/12

ESS BERLIN 8./9. JUNI

Der Kurs des „immer mehr“ ist nicht alternativlos, sagt der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer und erklärt, warum sich die Gewerkschaften 
gemeinsam mit Bündnispartnern für eine sozialökologische 
Modernisierung von Wirtschaft und Gesellschaft engagieren.

➜

Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer wird gemeinsam mit 
Nikolaus Schneider, Vorsitzen-
der des Rates der EKD, und 
Hubert Weinzierl, Präsident des 
Deutschen Naturschutzringes, 
den Transformationskongress 
am 8. Juni eröffnen.  

Fo
to

: D
G

B/
Fr

an
ka

 B
ru

ns

P o l i t i k  f ü r  e i n e  g e r e c h t e  G e s e l l s c h a f t

Umdenken – gegenlenken!



8

10/12

DIES &DAS

„Nobelpreisträger unterliegen keinen 
Einschränkungen, sie erhalten sofort 
unbefristete Niederlassungserlaubnis.“

Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) in der Bundestagsdebatte 
über Fachkräftebedarf und Einwanderung am 27. April.

8

KAPITALSTEUERN: Deutsche zahlen unter EU-Durchschnitt

dieDGBgrafik

Nach wie vor leistet sich Deutschland 
eine erheblich niedrigere Besteue-
rung von Kapital- und Firmeneinkünf-
ten (14,9%) als der EU-Durchschnitt 
(20,6%). Im Vergleich der EU-27 
kommt Deutschland gerade mal auf 
Platz 17. Von 2000 bis 2009 ist der 
Steueranteil aus Kapitaleinkünften 
um 1,3 Prozent gesunken. Vor allem 
die Einführung der Abgeltungssteu-
er 2009, mit der Kapitaleinkommen 
pauschal mit 25 Prozent versteuert 
werden, führte zu Mindereinnahmen.
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Quelle: Taxation Trends in the European Union – Data for the EU Member States, Iceland and Norway, 2011
 

Anteil aus Steuern auf Kapitaleinkommen am gesamten Steueraufkommen 2009 
in ausgewählten EU-Mitgliedsländern (in Prozent)
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EU-27 (Durchschnitt) = 20,6

Schlusspunkt●

 ••• Den neu gegründeten Dach-
verband europäischer Industrie-
gewerkschaften „IndustriALL – 
European Trade Union“ (www.
industriall-europe.eu) wird der IG 
BCE-Vorsitzende Michael Vassi-
liadis, 48, als  Präsident führen. 
Zum Generalsekretär wurde Ul-
rich Eckelmann, 61, gewählt, 
bisher Generalsekretär des Europä-
ischen Metallgewerkschaftsbundes 
(EMB). Der Mitte Mai in Brüssel ge-
gründete neue Gewerkschaftsbund 
ist ein Zusammenschluss aus dem 
EMB, der Europäischen Föderation 
der Bergbau-, Chemie- und Ener-
giegewerkschaften (EMCEF) sowie 
des Europäischen Gewerkschafts-
verbands Textil, Bekleidung, Leder 
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29.5.  DGB West, Diskussi-
on „Pflegen am Fließband?“, Mainz

29.5.-13.6.  DGB Sachsen, Kam-
pagne für ein modernes Verga-
begesetz „Billig: kommt teurer – 
öffentliche Aufträge gesetzlich 
fair regeln!“, Städtetour durch die 
DGB-Regionen Leipzig-Nordsach-
sen und Dresden-Oberes Elbtal

31.5.  Verband deutscher 

Schriftsteller (VS in ver.di) u.a., Li-
terarisch-politischer Themenabend: 
Literatur sucht Politik, Leipzig

31.5.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung Mecklenburg-Vorpommern, 
Veranstaltung „Wie weiter mit dem 
Mindestlohn?“, Torgelow

2.6.  Hamburger Bündnis 
gegen Rechts, Demonstration „Nazi-
aufmarsch stoppen!“, Hamburg

4.6.  DGB und GEW, 
Workshop „Vereinbarkeit von 
Qualifizierung und Familie? Ar-
beitszeiten des wissenschaftlichen 
Nachwuchses“, Berlin

5.6.  DGB-Jugend Düs-
seldorf-Bergisch Land, Kino gegen 
Rechts „Die Kriegerin“, Düsseldorf

5.6.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung, Diskussion „Nachhaltig-
keit Reloaded – Auf dem Weg zum 
Rio+20 Gipfel“, Berlin

personalien
6.-10.6.  D G B - B i l d u n g s -

werk, Seminar: Fachkraft Rechts-
extremismus – Prävention 2012, 
Hattingen

6.-13.6.  DGB-Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-An-
halt u.a., 23. Internationales Film-
fest Emden-Norderney

7.-10.6.  IG BAU-Jugend, 
Camp Sunrise Festival 2012, Stein-
bach

8./9.6.  DGB, Deutscher Na-
turschutzring und Einrichtungen der 
EKD, Transformationskongress, Berlin

8.-10.6.  War Resisters‘ In-
ternational, unterstützt von der 
GEW, Konferenz „Gegen die Mili-
tarisierung der Jugend“, Darmstadt

10.6.  DGB-Bezirk Nieder-
sachsen-Bremen-Sachsen-Anhalt, 
Verleihung des DGB-Filmpreises, 
Emden

(EGV:TBL). Er vertritt die Interessen 
von sieben Millionen Beschäftigten 
aus 230 europäischen Gewerk-
schaften.
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B e r u f s k r a n k h e i t e n

Auch Meniskusschäden von Müllmännern
Müllmänner sind bei der Arbeit den gleichen Belastungen aus-

gesetzt wie Profisportler. Meniskusschäden können daher als Be-
rufskrankheit anerkannt werden.

Der Fall: Ein Müllwerker erlitt während seiner beruflichen Tätig-
keit ein Verdrehtrauma im rechten Kniegelenk. Die medizinische Un-
tersuchung ergab eine ausgeprägte Schädigung im Meniskus. Die
Berufsgenossenschaft lehnte eine Entschädigung des Arbeitsunfalls
mit der Begründung ab, dass die Erkrankung keine Unfallfolge sei.
Es liege auch keine Berufskrankheit vor, da Müllwerker nicht ent-
sprechenden Kniebelastungen ausgesetzt seien. Mit seiner Klage
hatte der Arbeitnehmer Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Berufsgenossenschaft ist zur An-
erkennung der Berufskrankheit verpflichtet. Müllwerker sind bei ih-
rer Tätigkeit in erheblich höherem Maße als die übrige Bevölkerung
Belastungen der Kniegelenke ausgesetzt. Dies resultiert aus der
häufigen und erheblichen Bewegungsbeanspruchung insbesonde-
re beim Laufen und Springen mit häufigen Knick-, Scher- oder Dreh-
bewegungen auf unebenem Untergrund. Solche Belastungen mit
reflektorisch unkoordinierten Bewegungsabläufen liegen auch bei
Rangierern sowie bei Hochleistungssportlern wie Fußball-, Hand-
ball- und Basketballspielern vor, deren Meniskuserkrankungen als
Berufskrankheiten anerkannt werden. Entgegen der Annahme der
Berufsgenossenschaft ist die Tätigkeit von Müllwerkern auch nicht
von einem kontrollierten Besteigen des Trittbretts – vergleichbar
dem Benutzen einer Leiter oder Treppe – geprägt. Diese Vorstellung
entspricht allenfalls den bestehenden Arbeitsschutzbedingungen,
nicht aber der alltäglichen Lebenswirklichkeit von Müllwerkern. 

A r b e i t s a u f g a b e

Keine Sperrzeit bei wichtigem Grund
Schließt eine schwangere Frau mit ihrem Arbeitgeber einen Auf-

hebungsvertrag, um zum Kindsvater in eine andere Stadt zu ziehen,
dann stellt dies einen wichtigen Grund zur Aufgabe der Arbeitsstel-
le dar. Die Verhängung einer Sperrzeit ist dann unbegründet.

Der Fall: Die Arbeitnehmerin aus Berlin im fünften Schwanger-
schaftsmonat gab ihre Beschäftigung auf, um zu dem in Bochum le-
benden Partner zu ziehen. Die Agentur für Arbeit Bochum ordnete
eine zwölfwöchige Sperre des Arbeitslosengeldes an. Die Maßnah-
me wurde damit begründet, dass die Versicherte das Beschäfti-
gungsverhältnis gelöst und damit die Arbeitslosigkeit vorsätzlich
herbeigeführt habe, ohne dass dafür ein wichtiger Grund vorgele-
gen habe. Die dagegen gerichtet Klage hatte Erfolg.

Das Sozialgericht: Die Arbeitnehmerin hat zwar vorsätzlich die
Arbeitslosigkeit herbeigeführt, hierfür jedoch einen wichtigen
Grund gehabt. Der Frau ist die Fortsetzung des Beschäftigungsver-
hältnisses in Berlin nicht mehr zumutbar gewesen. Aufgrund von
gesundheitlichen Problemen während der Schwangerschaft mit Ar-
beitsunfähigkeitszeiten und der Gefahr einer Fehlgeburt hat die
Frau auch im Interesse des ungeborenen Kindes die Unterstützung
des Kindsvaters in Bochum gebraucht. Dies ist nur dadurch zu er-
möglichen gewesen, dass die Arbeitnehmerin ihre Arbeit in Berlin
aufgegeben hat und nach Bochum gezogen ist.

U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Sturz in der Werkskantine ohne Schutz
Rutscht ein Arbeitnehmer in der Werkskantine auf Salatsoße aus

und verletzt sich dabei, so ist das nicht als Arbeitsunfall zu werten.
Die Nahrungsaufnahme ist grundsätzlich dem privaten (nicht versi-
cherten) Lebensbereich zuzurechnen. 

V e r d a c h t s k ü n d i g u n g

Arbeitnehmer ist vorher zu hören
Beabsichtigt der Arbeitgeber, eine Kündigung aufgrund eines Ver-

dachts auszusprechen, so muss er vorher den Arbeitnehmer zu den
Vorwürfen hören. Die Einladung zur Anhörung muss den Gegen-
stand des Gesprächs beinhalten und den Mitarbeiter in die Lage ver-
setzen, eine Vertrauensperson hinzuzuziehen.

K ü n d i g u n g s g r u n d

Zulässige Anordnung ist zu befolgen
Widersetzt sich ein Arbeitnehmer beharrlich einer zulässigen Wei-

sung des Arbeitgebers, stellt dies eine schwerwiegende Pflichtverlet-
zung dar, die einen Kündigungsgrund bilden kann. Das ist der Fall,
wenn der Arbeitgeber im Rahmen seines Direktionsrechts eine ein-
heitliche Dienstkleidung vorschreibt, der Arbeitnehmer sich aber wei-
gert, die Dienstkleidung zu tragen.

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s b e i t r ä g e

Nachzahlung bei ungültigem TV
Der Grundsatz gleicher Lohn für gleiche Arbeit kann nur durch ei-

nen wirksamen Tarifvertrag außer Kraft gesetzt werden. Die Verein-
barung, die von der „Tarifgemeinschaft christlicher Gewerkschaften“
geschlossen wurde, wonach Leiharbeitnehmer eine geringere Vergü-
tung erhalten als Stammbelegschaften, ist aber kein Tarifvertrag. Die
„Tarifgemeinschaft christlicher Gewerkschaften“ ist nämlich keine
tariffähige Gewerkschaft. Da jahrelang zu geringer Lohn gezahlt
wurde, haben auch die Sozialversicherungsträger zu niedrige Beiträ-
ge erhalten. Diese können sie jetzt nachfordern.

M i t b e s t i m m u n g

Korrekte Information muss sein
Der Unternehmer hat den Wirtschaftsausschuss rechtzeitig und

umfassend über die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unterneh-
mens zu unterrichten. Verspätete, unvollständige oder unterlassene
Information des Wirtschaftsausschusses kann mit einem Verfahren
nach dem Paragrafen 23 Absatz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes
geahndet werden. Nach dieser Vorschrift kann sogar ein Ordnungs-
geld oder ein Zwangsgeld gegen den Arbeitgeber verhängt werden.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Sozialgericht Dortmund, 
Urteil vom 27. Februar 2012 - S 31 AL 262/08

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 7. Mai 2012 - L 9 U 211/09

Arbeitsgericht Cottbus, 
Urteil vom 20. März 2012 – 6 Ca 1554/11

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, 
Beschluss vom 10. Mai 2012 - L 8 R 164/12 B ER

Sozialgericht Heilbronn, 
Urteil vom 26. März 2012 - S 5 U 144 4/11 

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 30. März 2012 – 10 Sa 2272/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 10/12

einein
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Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 30. März 2012 – 10 TaBV 2362/11



I L O - K o n f e r e n z

Für eine sozial gerechte Welt
 Noch bis zum 15. Juni beraten die 
Delegierten der 101. Konferenz 
der Internationalen Arbeitsorgani-
sation ILO in Genf darüber, wie in 
Krisenzeiten Arbeitnehmerrechte 
und soziale Gerechtigkeit weltweit 
gesichert werden können. Bei der 
Eröffnung warnte der scheidende 
ILO-Generalsekretär Juan Somavia 
vor einem strengen Sparkurs als 
alleinigem Instrument zur Euro-
Rettung. „Ausschließlich Sparen als 
Kurs zur finanziellen Konsolidierung 
führt zu wirtschaftlicher Stagna-
tion, zum Verlust von Arbeitsplät-
zen, reduziertem sozialem Schutz 
und hohen menschlichen Kosten.“ 
Nötig seien „produktive Investiti-
onen in nachhaltige Unternehmen, 
die Jobs schaffen, die Nachfrage 
durch Konsumenten und zugleich 
Steuereinnahmen erhöhen“.

Maßnahmen gegen die welt-
weite Jugendarbeitslosigkeit und 
die Jobpotenziale einer ökolo-
gischen Wirtschaft gehören zu den 
Schwerpunkten der zweiwöchigen 
Jahrestagung der UN-Sonderorga-
nisation, an der Delegierte aus 185 
Mitgliedsländern – VertreterInnen 
der Regierungen sowie der nati-
onalen Arbeitnehmer- und Arbeit-

Vorsitzende Michael Sommer, der 
auch IGB-Präsident und Mitglied 
im ILO-Verwaltungsrat ist. 

Für einen Eklat sorgten die 
Arbeitgebervertreter am 4. Juni 
in dem ILO-Ausschuss, der sich 
mit den schlimmsten Fällen von 
Arbeitnehmerrechtsverletzungen 
beschäftigt. Sie verweigerten jede 
Diskussion darüber. Aus Sicht der 
Gewerkschaften untergräbt diese 
Haltung die Grundlagen „eines der 
wirksamsten Menschenrechtsme-
chanismen in internationalen Sys-
tem“, erklärt IGB-Generalsekretärin 
Sharan Burrow. „Die Arbeitgeber 
versuchen, die schlimmsten Miss-
bräuche zu verschweigen, und ver-
hindern, dass durch eine internati-
onale Prüfung der Fälle Menschen-
leben gerettet werden können.“ 
Die Arbeitgeber hielten weder eine 
Debatte über die 29 in 2011 ermor-
deten GewerkschafterInnen in Ko-
lumbien für notwendig noch über 
die Gewalt, die Gewerkschafter-
Innen in Guatemala, Swasiland 
oder in Ägypten ausgesetzt seien.

Aus Sicht des IGB gefährdet das 
die Grundlagen des tripartistischen 
Systems der ILO, das sich gerade in 
der Krise bewährt hat. Eine Stärkung 
der ILO erhofft sich der DGB dage-
gen mit der Wahl von Guy Ryder 
zum neuen ILO-Generalsekretär ab 
Oktober 2012 (siehe Seite 8). „Ge-
meinsam mit Guy Ryder an der Spit-
ze können wir die ILO zum Exzel-
lenzzentrum für die Welt der Arbeit 
machen“, erklärt der DGB-Vorsit-
zende. „Eine ILO, die für eine sozial 
gerechte Welt der Arbeit steht, die 
gegen prekäre Beschäftigung und 
für soziale Arbeit eintritt.“   • 

+ „Bundeswirtschafts- und 
umweltministerium 

wollen die Energiewende nun 
einvernehmlich voranbringen. 
„Wir haben entschieden, uns 
zu mögen“, verkündete der 
neue Mann für das Umweltmi-
nisterium Peter Altmaier (CDU).

- Zu viel Staat könne 
nur schaden, begrün-

det der Vorsitzende der 
FDP-Bundestagsfraktion 
Rainer Brüderle die ableh-
nende Haltung seiner Partei 
zum Mindestlohn und einer 
gesetzlichen Frauenquote.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.bit.ly/3sat_doku_ball
Die 3Sat-Dokumentation 
„Der Ball ist rund“ zeigt, 
unter welchen Bedingun-
gen in Pakistan Fußbälle 

produziert werden

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

ILO-Dokument: „Jugend-
beschäftigung in der 

Krise: Zeit zum Handeln“

geberorganisationen – teilnehmen. 
„Die ILO muss jetzt Antworten auf 
die Krise und auf die weltweite 
Jugendarbeitslosigkeit finden und 
gemeinsam mit den Sozialpart-
nern umsetzen“, betont der DGB-

Angesichts der anhaltenden 
Jugendarbeitslosigkeit weltweit 
warnt die ILO vor einer „verlorenen 
Generation“. Maßnahmen gegen 
die Jugendarbeitslosigkeit stehen 
ganz oben auf der Agenda der dies-
jährigen ILO-Konferenz.
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*ILO-Prognose
Quelle: ILO-Report Globale Beschäftigungstrends 
Jugend, Mai 2012
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F a c h k r ä f t e b e d a r f

Regierung hat versagt

Mit einer breit angelegten Werbe-
kampagne im In- und Ausland will 
die Bundesregierung den Bedarf 
der Wirtschaft an qualifizierten 
Fachkräften decken. Vorgestellt 
wurde die Fachkräfteinitiative un-
mittelbar vor dem zweiten Fach-
kräftegipfel der Bundesregierung 
gemeinsam mit den Sozialpart-
nern am 5. Juni. Einig waren sich 
Regierung, Arbeitgeber und Ge-
werkschaften dort insbesondere 
darüber, dass alle Anstrengungen 
 unternommen werden sollen, die 
1,5 Millionen jungen Menschen 

in Deutschland ohne Berufsab-
schluss weiter zu qualifizieren. 
Nicht durchsetzen konnten sich 
Arbeitgeber und Gewerkschaften 
mit ihrer gemeinsamen Forderung 
nach einem Punktesystem für die 
Einwanderung zusätzlicher Fach-
kräfte aus Nicht-EU-Ländern.

Während Bundeskanzlerin An-
gela Merkel die bisherigen Maß-
nahmen zur Fachkräftesicherung 
positiv bewertet, fällt die Bilanz der 
Gewerkschaften dürftig aus. Von 
der beim ersten Fachkräfte-Gipfel 
verabschiedeten Erklärung sei we-

nig umgesetzt worden, kritisiert der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 
Die Bundesregierung habe es zu-
dem in den letzten Jahren nicht ge-
schafft, die inländischen Fachkräfte-
potenziale zu heben. „Das Jammern 
von Arbeitgebern und Regierung 
über einen Fachkräftemangel ist 
unglaubwürdig, solange immer 
noch zu wenig getan wird für die 
Beschäftigung und Weiterbildung 
von jungen Menschen, Frauen, Mi-
granten und Älteren“, so Sommer. 
Wer Fachkräfte aus dem Ausland 
werben wolle, müsse auch die ent-
sprechenden Arbeits- und Entgelt-
bedingungen bieten. „Da hilft auch 
keine bunte Werbekampagne“, so 
der DGB-Vorsitzende.   •

B e t r e u u n g s g e l d

Rückwärts 
gewandt
Das Betreuungsgeld wird nicht nur 
von den Gewerkschaften strikt ab-
gelehnt. Ein „rückwärtsgewandtes 
Signal“ ist für den DGB-Vorsitzen-
den Michael Sommer, wenn ab 
2013 Eltern Geld erhalten, wenn 
sie ihre Kinder nicht in einer öffent-
lichen Kindertagesstätte betreuen 
lassen. Seine Stellvertreterin Ingrid 
Sehrbrock fordert, das Geld lieber 
„für eine Betreuungs- und Bil-
dungsinfrastruktur“ auszugeben. 
Nach dem aktuellen „Sozialba-
rometer“ der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) lehnen 61 Prozent der un-
ter 30-Jährigen den Plan der Bun-

desregierung ab. Dennoch wird die 
schwarz-gelbe Koalitionsregierung 
die Milliarden-Ausgabe wohl be-
schließen. Schließlich stehe es so 
im Koalitionsvertrag.   •

L e i h a r b e i t

Finales Urteil
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
hat Ende Mai bestätigt, dass die 
Tarifgemeinschaft Christlicher Ge-
werkschaften für Zeitarbeit (CGZP) 
zu keinem Zeitpunkt tariffähig war. 
Alle von der CGZP geschlossenen 
Tarifverträge sind damit nichtig. 
Über Jahre hätten Leiharbeitsfir-
men mit Hilfe der Pseudogewerk-
schaft CGZP die Löhne gnadenlos 
gedrückt, so der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg. Zehn-
tausende LeiharbeiterInnen seien 
ausgebeutet worden. Die Leihar-
beitsfirmen hätten planmäßig die 
Zeche geprellt. „Mitleid ist da nicht 
angebracht“, so Möllenberg.   •
www.dgb.de/-/6W2

E i n z e l h a n d e l

Kein Mindestlohn
im Supermarkt
Einen bundesweiten Mindestlohn 
wird es im Einzelhandel in ab-
sehbarer Zeit nicht geben. Nach 
den Daten des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) seien weniger als 50 Prozent 
der Beschäftigten tarifgebunden. 
Stimmt die Zahl des IAB, kann ein 
zwischen ver.di und dem Einzel-
handelsverband HDE ausgehan-
delter Mindestlohn nicht für all-
gemeinverbindlich erklärt werden. 
Laut IAB arbeiten im Westen rund 
44 Prozent der MitarbeiterInnen 
im Einzelhandel in einem tarifge-
bundenen Betrieb, im Osten sogar 
nur 27 Prozent. Hinfällig wäre ei-
ne solche Unterscheidung, wenn 
die Bundesregierung sich für die 
Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns, den die Gewerk-
schaften seit langem fordern, ent-
scheiden würde. Der HDE fordert, 
die Hürden zur Einführung von 
Mindestlöhnen zu senken und die 
gesetzliche Regelung zur Erklärung 
der Allgemeinverbindlichkeit von 
Tarifverträgen zu reformieren. ver.di 
will die IAB-Daten prüfen.   •

I G  M e t a l l

Solarindustrie 
erhalten
Der Bundesregierung fehlt ein 
schlüssiges Energiekonzept, kritisiert 
Detlef Wetzel, Zweiter Vorsitzender 
der IG Metall. Die Solarindustrie 
werde deshalb zum „Kostenbuh-
mann aufgebaut“. Wetzel fordert 
einen industriepolitischen Aktions-
plan für die Photovoltaik. Die In-
dustrie brauche „Chancengleichheit 
gegenüber der Konkurrenz aus an-
deren Industrieregionen“, damit der 
Wettbewerb „nicht über Lohndum-
ping ausgetragen wird“.   •

M i n d e s t l o h n

Lob von der 
Arbeitgeberseite
Eine positive Bilanz zieht der Bun-
desverband der Sicherheitswirt-
schaft (BDSW) zu dem seit einem 
Jahr geltenden Branchen-Mindest-
lohn. Die Entscheidung für den Min-
destlohn sei für „unsere Mitglieds-
unternehmen, aber vor allem für de-
ren Beschäftigte eindeutig richtig“ 
gewesen, erklärt BDSW-Präsident 
Wolfgang Waschulewski. Trotz Min-
destlohn sei die Beschäftigtenzahl 
um 4,2 Prozent gestiegen.   •

F r i e d r i c h - E b e r t - S t i f t u n g

Gezielte 
Ost-Förderung
Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat 
eine Studie zum Aufbau Ost vorge-
legt. Die AutorInnen gehen davon 
aus, dass bis 2019 – wenn der 
Solidarpakt II ausläuft – die An-
gleichung der Lebensverhältnisse 
in Ost und West nicht erreicht sein 
wird. Anhand von Expertenbefra-

gungen und der Auswertung von 
Fachliteratur empfehlen sie Instru-
mente, „mit denen eine zielgenaue 
Förderung“ in Zukunft erreicht wer-
den könne. Entscheidend sei unter 
anderem die Sicherung von Fach-
kräften. Der demografische Wandel 
und die anhaltende Abwanderung 
von Fachkräften betreffe den Osten 
besonders negativ, heißt es in der 
Studie „Ostdeutschland 2020 –Die 
Zukunft des ‚Aufbau Ost‘“.   •
www.bit.ly/FESStudie

POLITIK AKTUELL

Die Mehrheit der Deutschen hält 
nichts vom Betreuungsgeld.
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Quelle: AWO-Sozialbarometer Juni 2012
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Mehrheit dagegen 
Haltung zur Einführung des Betreuungs-
geldes in  der wahlberechtigten 
Bevölkerung und ausgewählten 
Bevölkerungsgruppen (in Prozent)
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Berufstätige
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Wenig Aussicht auf Erfolg – das 
ist wohl das Fazit, das man für die 
Schlecker-Frauen angesichts des 
bundesweiten Arbeitsmarktes im 
Einzelhandel ziehen muss. Denn 
bundesweit stehen rund 25 000 
offenen Stellen 300 000 Arbeits-
suchende gegenüber.

Die Schlecker-Frauen, Gewerk-
schaften und auch die Oppositi-
onsparteien in Bund und Ländern 
sind in den letzten Wochen für eine 
Transfergesellschaft eingetreten. 
Doch vergeblich: Die „Kaltschnäu-
zigkeit der FDP-Seite“, so ver.di-
Chef Frank Bsirske, verhinderte ein 
Eingreifen der Bundes- und Länder-
regierungen. So werden noch über 
90 Prozent der bereits im März ge-
kündigten Beschäftigten in der Sta-
tistik der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) geführt oder nehmen an Maß-
nahmen der BA teil. Zuvor hatten 
mehrere FDP-Landesminister ihre 
Zustimmung zu einer Bürgschaft 
für einen Kredit der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) verweigert. 
ver.di-Landeschef Uwe Klemens 
aus Rheinland-Pfalz wirft ihnen 
denn auch vor: „Mit ihrer Weige-
rung für die erste Kündigungswelle 
Transfergesellschaften zu finanzie-
ren, haben Rösler, Brüderle und Co. 
dafür gesorgt, dass Schlecker jetzt 
vollständig absäuft.“

Dabei hatten die verbliebenen 
fast 14 000 Schlecker-Beschäf-
tigten deutlich zu erkennen gege-
ben, dass sie sich an der Unterneh-
menssanierung mit eigenen Bei-
trägen beteiligen wollen. Rund 75 
Prozent erklärten gegenüber der 
Gewerkschaft ver.di, für drei Jahre 
auf Sonderzahlungen und tarifliche 
Lohnerhöhungen verzichten zu 
wollen, wenn die Weiterbeschäfti-
gung gesichert ist. Der Gläubiger-
ausschuss – allen voran die Allianz-
Tochter Euler Hermes – entschied 

trotzdem, dass man an einer Sa-
nierung nicht interessiert ist. Zu 
den Großgläubigern gehören da-
bei auch die Schlecker-Kinder Lars 

und Meike. Nun könnten Lars und 
Meike Schlecker möglicherweise 
noch Profit aus der Unterneh-
menszerschlagung ziehen. Ihre 
Forderungen summieren sich auf 
rund 176 Millionen Euro. 

Am Ende stimmte dann auch 
die Versammlung aller Gläubiger 
der Zerschlagung des Schlecker-Im-
periums zu und besiegelt so auch 
das Schicksal der noch  verbliebe-
nen 14 000 Beschäftigten. Noch 
ungeklärt ist dabei die Zukunft der 
Märkte Schlecker XL sowie IhrPlatz. 
Nachdem zunächst von einer Ret-
tung dieser beiden Unternehmen 
die Rede war, hieß es unmittelbar 
vor Redaktionsschluss, dass Euler 
Hermes sein Veto gegen den Ret-
tungsplan eingelegt habe. Kommt 
es auch hier zur Zerschlagung, geht 
es um weitere 5000 Beschäftigte in 
über 800 Filialen.

Die ver.di-Landesvorsitzende 
von Baden-Württemberg Leni 
Breymaier bezeichnet die Vorgän-
ge als „Katastrophe für die Schle-
cker-Frauen und Schande für die 
soziale Marktwirtschaft“. ver.di-
Chef Bsirske fordert einen „Son-

derfonds bei der BA und zwei bis 
drei Monate Zeit“, um wenigstens 
Teile des Konzerns zu retten. Hein-
rich Alt, Vorstandsmitglied der BA, 
hat dazu seine eigene Meinung 
und sieht „gute Jobchancen für 
die vor der Entlassung stehen-
den Mitarbeiter“. Alt weiter: „Die 

BA sucht bereits nach neuen Be-
schäftigungsmöglichkeiten. Wir 
führen Gespräche mit Amazon, 
McDonald‘s, Lidl oder dem Dä-
nischen Bettenlager.“

DGB-Chef Michael Sommer kri-
tisiert die „grausige Kälte“ der FDP. 
Mit der Transfergesellschaft hätte 
man die nötige Zeit gewonnen, um 
den Betroffenen „Betreuung und 
Qualifizierung” zu verschaffen. 
Viele Schlecker-Beschäftigte sind 
über fünfzig, das Durchschnittsal-
ter liegt bei Ende vierzig. Oft sind 
es alleinerziehende Mütter, fami-
liär und regional gebunden. „Sie 
können nicht einfach ihre Sachen 
packen und alles hinter sich las-
sen. Für viele endet die Suche nach 
Arbeit wahrscheinlich im Niedrig-
lohn-Ghetto der Minijobs”, sagt 
der DGB-Vorsitzende. So sieht es 
auch Miriam Wunderlich, Betriebs-
rätin bei Schlecker in Schwerin. 
„Die Frauen verlieren jetzt ihren 
Arbeitsplatz. Es wurde keine Trans-
fergesellschaft eingerichtet. Man ist 
allein und hat gar keine Perspektive. 
Wie es in der Zukunft aussieht? Kei-
ne Ahnung, ich weiß es nicht.“   •

S c h l e c k e r - A u s

„Wir brauchen einen Sonderfonds“
Rund 25 000 Beschäftigte stehen nach dem Aus für die Drogerie-
marktkette Schlecker vorerst vor dem Nichts. Der Verlust von sozialer 
Sicherheit und persönlicher Lebensplanung droht. 
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POLITIK AKTUELL Denver, Dallas, 
Ehingen

1974: Anton Schlecker eröff-

net in Ehingen (Schwaben) 

den ersten Drogeriemarkt.

Niedriglöhne, ungesicherte 

Beschäftigung und damit 

preisgünstige Ware sowie 

das Konzept, überall hinzu-

gehen, wo sonst kaum Ein-

zelhandel ist, begründen den 

Erfolg der Schlecker-Kette. 

1984 wird die 1000. Filiale 

eröffnet. Bis Anfang der 

neunziger Jahre wächst die 

Kette auf über 5000 Läden.

In den Neunzigern wächst 

auch die Kritik: Schlechte 

Bezahlung und unmögliche 

Arbeitsbedingungen sorgen 

für wachsenden Unmut. All-

mählich halten Betriebsräte 

und Gewerkschaften Einzug 

– sehr zum Unwillen Anton 

Schleckers. Der reagiert mit 

Filialschließungen und an-

schließender Neueröffnung 

unter dem Namen Schlecker 

XL. Zuvor tariflich entlohnte 

Beschäftigte dürfen dort 

über die Schlecker-eigene 

Personalvermittlung Meniar 

weiter arbeiten, freilich 

ohne Betriebsrat und für 

6 Euro die Stunde.

Wachsende Konkurrenz und 

ein zunehmendes Verbrau-

cherbewusstsein führen 

dazu, dass immer weniger 

Kunden bei Schlecker ein-

kaufen. Am 23. Januar 2012 

meldet das Unternehmen 

Insolvenz an. Anfang März 

werden 11 000 Mitarbeite-

rinnen entlassen, der Insol-

venzverwalter scheitert bei 

dem Versuch, für die Reste 

des Imperiums einen Käufer 

zu finden.

Schlecker-Frauen demonstrieren am Tag der Entscheidung des 
Gläubiger-Ausschusses vor dem Kanzleramt in Berlin.
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K o o p e r a t i o n

Gute Arbeit über 
Grenzen
Gute Arbeit in der Ernährungswirt-
schaft auf beiden Seiten der Oder: 
Das ist das Ziel der Kooperations-
stelle Wissenschaft und Arbeit 
(KOWA) an der Europa-Universität 
Viadrina Frankfurt (Oder). Mit dem 
Projekt „Transparente Arbeitsbe-
dingungen – auf beiden Seiten 
der Oder“ sollen deutsche und 
polnische GewerkschafterInnen 
gemeinsam ein Konzept für eine 
grenzüberschreitende Auszeich-
nung „Gute Arbeit“ in der Ernäh-
rungswirtschaft entwickeln. Der 
Geschäftsführer der NGG-Region 
Berlin-Brandenburg Uwe Ledwig 

K a m p a g n e  S a u b e r e  K l e i d u n g

Kampf für Abfindung

erklärt: „Wenn das Siegel glaub-
würdig ist, kann es auch wirksam 
sein, und die Verbraucher können 
mit ihrem Einkauf etwas beein-
flussen.“ 

Die Vorsitzende des DGB-
Bezirks Berlin-Brandenburg Doro 
Zinke sieht die Möglichkeit, von-
einander zu lernen und verschie-
dene Dimensionen guter Arbeit 
zu diskutieren. Das Projekt läuft 
bis August 2013. Partner sind 
der DGB Berlin-Brandenburg, die 
NGG-Region Berlin-Brandenburg, 
die Europa-Universität Viadrina, 
der Polnische Gewerkschaftsbund 
der Lebensmittelindustrie (in der 
OPZZ) und NSZZ Solidarność sowie 
die polnische staatliche Arbeitsin-
spektion (PIP).   •
www.kowa-ffo.de

18 Prozent Gewinnzuwachs konn-
te der Sportartikelhersteller adidas 
2011 verbuchen – zur Freude der 
Aktionäre. Geht es um Arbeitneh-
merInnen in Indonesien, dann ist 
das Unternehmen weniger spen-

D G B - B r o s c h ü r e

Lohnsteuer ABC
Wie verbuche ich Weiterbildungs-
kosten? Wie hoch ist der Ausbil-
dungsfreibetrag für Kinder? Diese 
und viele weitere Fragen beantwor-
tet der DGB in der Broschüre „Das 
ABC von 36 Lohnsteuer-Grundbe-
griffen 2012“. Arbeitsmittel oder 
Reisekosten: Der DGB erklärt, 
was ArbeitnehmerInnen beachten 
müssen. Grafiken verdeutlichen 
Rechenbeispiele und geben Hin-
weise auf Gesetze. Die Broschüre 
kann für einen Euro zzgl. Porto und 
Versandkosten beim DGB-Bestell-
service bestellt werden.   •
www.bit.ly/dgb_lohnsteuer

 W S I

Neues 
Genderportal
Das Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftliche Institut (WSI) in 
der Hans-Böckler-Stiftung hat ein 
„GenderDatenPortal“ im Internet 
freigeschaltet. Die Seite präsentiert 
hunderte von Daten und Grafiken 
rund um die Berufstätigkeit von 
Frauen und Männern. Die Startver-

A u t o  C l u b  E u r o p a

Tipps für 
EM-Anreise 
Der Auto Club Europa (ACE) rät 
Fußball-Fans bei der Anreise zur 
Europameisterschaft in Polen und 
der Ukraine, sich auf ungewohnte 
Verkehrsbedingungen einzustel-
len. Vor allem in der Ukraine seien 
die Straßenbedingungen nicht mit 
denen in Mitteleuropa zu verglei-
chen. So gebe es dort lediglich 
um die Hauptstadt Kiew ein Netz 
von Autobahnen. Die Treibstoffver-
sorgung sei nicht immer optimal 
und bleifreies Benzin nicht über-
all erhältlich. Darum rät der ACE, 
möglichst vollzutanken. Weitere 
Infos für Autofahrer zur EM gibt es 
im Internet.   •
www.bit.ly/em_anreise

dabel, kritisiert die Kampagne für 
Saubere Kleidung. Denn adidas 
weigert sich, die gesetzlich zu-
stehende Abfindung nach einer 
illegalen Werksschließung durch 
einen Zulieferbetrieb in Höhe von 

sion umfasst die Themenschwer-
punkte Arbeitszeit, Erwerbstätig-
keit, Entgelt und Führungsposition. 

So zeigt eine aktuelle Auswer-
tung, dass sich die (bezahlten) 
Arbeitszeiten von Männern und 
Frauen immer deutlicher vonei-
nander unterscheiden. Während 
Männer immer öfter mehr als 41 
Stunden arbeiten, mussten über-
wiegend Frauen sehr kurze Ar-
beitszeiten hinnehmen. Dadurch 
hat sich die Schere weiter geöffnet. 
2010 haben Frauen 9,5 Stunden 
weniger in der Woche gearbeitet 
als Männer. 1991 lag der Unter-
schied noch bei weniger als sieben 
Stunden. Die WSI-ExpertInnen kri-
tisieren den großen Nachholbedarf 
in Sachen Gleichstellung auf dem 
Arbeitsmarkt.   •
www.wsi.de/genderdatenportal 

1,8 Millionen US-Dollar zu zahlen. 
Mit einer Eilaktion soll adidas unter 
Druck gesetzt, per E-Mail Vorstand 
und Aufsichtsrat zum Umdenken 
bewogen werden. Die Kampagne 
fordert zudem, die ArbeiterInnen 
in neue Jobs zu vermitteln und die 
örtlichen Gewerkschaften DPC, SPSI 
und TSK mit einzubeziehen.   •
Infos zur Eilaktion: www.bit.ly/ccc_aktion

PROJEKTE UND PARTNER

••• Der DGB-Bezirk Berlin-
Brandenburg lädt alle Arbeit-
nehmerInnen dazu ein, an der 
Aktion „Mit dem Rad zur 
Arbeit“ teilzunehmen. Jeder ge-
radelte Kilometer sei gelebter Kli-
maschutz, so der DGB. Alle Teilneh-
menden, die vom 1. Juni bis zum 
31. August mindestens 20 Tage mit 
dem Rad zur Arbeit fahren, können 
Fahrräder, Radzubehör, Reisen und 
Wellness-Gutscheine gewinnen. 
Dazu muss man sich auf der Home-
page anmelden. Infos:
www.mit-dem-rad-zur-arbeit.de

••• Der DGB Thüringen hat 
sich mit Parteien, Gewerkschaf-
ten, Kirchen und Antifa-Gruppen 
zu einem Bündnis gegen das 
geplante Rechtsrockfestival 
in Gera am 7. Juli zusammenge-
schlossen. Die InitiatorInnen wollen 
gegen das seit zehn Jahren in Gera 
stattfindende Rechtsrock-Konzert 
demonstrieren: „Es gilt, ein klares 
und eindeutiges Zeichen gegen Na-
zis und Menschenfeinde zu setzen. 
Dies sollte Aufgabe aller couragier-
ten Menschen sein.“
www.gera-nazifrei.com

interregio

v e r . d i

Literaturpreis 
ausgeschrieben
Bereits zum neunten Mal hat der 
ver.di-Landesbezirk Berlin-Bran-
denburg einen Literaturpreis aus-
geschrieben. Vergeben wird der 
Preis in diesem Jahr an AutorInnen 
von Kinder- und Jugendbüchern. 
Die BewerberInnen müssen ihren 
Wohnsitz in Berlin oder Branden-
burg haben. Zudem darf das Werk 
nicht von den AutorInnen selbst 
verlegt und finanziert worden sein. 
Einsendeschluss ist der 31. August. 
Dotiert ist der Preis mit 5000 Euro. 
Preisträgerin im vergangen Jahr 
war Saskia Fischer für ihren Ge-
dichtband „Scharmützelwetter“. 
Einsendungen an: ver.di, Fach-
bereich 8/VS, Köpenicker Str. 30, 
10179 Berlin.   •
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Forum mit Tradition

Zum 15. Mal ist das Rat-

haus im Berliner Stadtteil 

Schöneberg am 28. und 29. 

November 2012 Tagungs-

ort für das Schöneberger 

Forum, der Jahrestagung für 

den öffentlichen Sektor. Das 

Motto in diesem Jahr: „Zwi-

schen Bürgerbeteiligung 

und Arbeitsverdichtung“. 

Mehr direkte Demokratie ist 

zwar in aller Munde, doch 

Gute Arbeit spielt dabei 

bisher kaum eine Rolle. Aus 

diesem Grund wollen der 

DGB und die Hans-Böckler-

Stiftung gemeinsam mit Ar-

beitgebern, PolitikerInnen, 

Personalräten und Beschäf-

tigten des öffentlichen 

Dienstes über das Thema 

diskutieren. 

So sollen in verschiedenen 

Foren die unterschiedlichen 

Schauplätze von Bürgerbe-

teiligung im öffentlichen 

Sektor analysiert werden. 

Etwa in Schulen, bei der 

Polizei und durch Bürgerbe-

fragungen. Am zweiten Tag 

stehen Diskussionen zum 

Streikrecht für BeamtInnen, 

zur Gesundheitspräventi-

on, zur Interkulturalität im 

öffentlichen Dienst und zur 

Aus- und Weiterbildung auf 

dem Plan. 

Mehr Infos unter:
www.schoeneberger-forum.de
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Mehr als 1,7 Millionen Beschäftigte scheiden bis 2027 aus dem 
öffentlichen Dienst aus. 

©
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2012 / Berechnung des DGB

  *Stand 30.06.2010, 
** es wird angenommen, 
dass die Anzahl der Aus-
bildungsstellen in Bund, 
Ländern und Gemeinden 
in den nächsten 15 Jahren 
konstant bleibt.

Differenz 2027

Abgänge

Zugänge Gesamt
1 012 020

Gesamt
-1 715 111

-703 091

Zugänge aus Ausbildung
pro Jahr 67 468**

BeamtInnen
-685 797

ArbeitnehmerInnen
-1 029 314

Engpass in Sicht
BeamtInnen und ArbeitnehmerInnen des öffentlichen Dienstes, die in den 
kommenden 15 Jahren in Ruhestand gehen, sowie die zu erwartenden Zugänge 
aus Ausbildung*

Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t

Die Zukunft gestalten
In den kommenden 15 Jahren werden im öffentlichen Dienst rund 
1,7 Millionen Beschäftigte in den Ruhestand gehen. DGB und 
Gewerkschaften fordern neue Wege, um den demografischen 
Wandel zu gestalten. Mehr Neuzugänge, aber auch alternsgerechte 
Arbeitsbedingungen sollen her. Mit einem Modellprojekt zeigt 
ver.di, wie das aussehen kann. 

Berechnungen des DGB, basierend 
auf den Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes, machen deutlich, 
was auf den öffentlichen Sektor 
bis zum Jahr 2027 zukommen wird. 
Rund 686 000 BeamtInnen und 
rund eine Million ArbeitnehmerIn-
nen des öffentlichen Dienstes (ÖD) 
gehen in den Ruhestand. Gleich-
zeitig werden schätzungsweise 
nur eine Million neu ausgebildete  
Beschäftigte hinzukommen. Macht 
ein Defizit von rund 700 000 Be-
schäftigten. Karsten Schneider, 
Leiter der Abteilung Beamte und 
öffentlicher Dienst beim DGB-
Bundesvorstand, kritisiert die Po-

litik: „Wenn die Bundesregierung 
glaubt, auf eine demografische He-
rausforderung hinweisen zu müs-
sen, sollten auch konkrete Schluss-
folgerungen für den öffentlichen 
Dienst gezogen werden.“ Um das 
Angebot an öffentlichen Dienstlei-
stungen für die BürgerInnen auch 
in Zukunft zu gewährleisten, müsse 

deshalb sofort mit dem Aufbau von 
Personal begonnen werden. 

Problematisch ist dabei: Seine 
Vormachtstellung als Musterarbeit-
geber droht der öffentliche Dienst 
zu verlieren. Studien weisen darauf 
hin, dass die Beschäftigten zuneh-
mend über schlechtere Arbeitsbe-
dingungen klagen. So zeigt eine 
Sonderauswertung des DGB-Index 
Gute Arbeit, dass nur 18 Prozent 
der Beschäftigten im ÖD ihre Ar-
beitssituation positiv bewerten. 
27,4 Prozent sind sehr unzufrieden 
mit den Arbeitsbedingungen. Sie 
beklagen unter anderem mangeln-
den Respekt, körperliche Schwer-

arbeit, einseitige Belastungen und 
emotionale Überforderung. Über 
ein Drittel kommt zu dem Schluss, 
dass sie unter den aktuellen An-
forderungen nicht bis zum Renten-
alter durchhalten werden. 

ver.di-Vorstandsmitglied Achim 
Meerkamp kritisiert die mangeln-
de Gesundheitsprävention. „Im 

Hinblick auf die Förderung der 
Gesundheit der Beschäftigen tritt 
der öffentliche Dienst keineswegs 
als ‚Musterarbeitgeber‘ in Erschei-
nung.“ ver.di fordert deshalb, phy-
sische und psychische Belastungen 
durch Gefährdungsbeurteilungen 
zu erfassen. 

An anderer Stelle gestaltet ver.di 
bereits den Wandel im öffentlichen 
Dienst. Mit dem Modellprojekt 
„Beruf und Pflege besser verein-
baren – Alternsgerechte Arbeits-
bedingungen gestalten“ sollen 
alters- und alternsgerechte Ar-
beitsbedingungen im öffentlichen 
Dienst umgesetzt werden. Ziel ist 
es, den demografischen Wandel 
gemeinsam mit Personalräten 
und kommunalen Arbeitgebern 
zu meistern. Wie zum Beispiel in 
Konstanz: Dort bieten die tech-
nischen Betriebe gesundheitlich 
eingeschränkten KollegInnen 
Alternativen an. Auf so genann-
ten Lastenfahrrädern reinigen sie 
Gehwege und Straßen von Leicht-
müll wie Zigarettenschachteln oder 
Plastiktüten. BürgerInnen und Be-
schäftigte schätzen diese Form der 
altersgerechten Arbeit. 

Ein weiteres Beispiel liefern die 
Marburger Kindertagesstätten. Hier 
können ErzieherInnen, die das 55. 
Lebensjahr überschritten haben, 
mit einer Zusatzqualifikation spe-
zielle Funktionen in der Kita über-
nehmen. So erkunden sie mit den 
Kindern den Wald, üben Deutsch 
oder lernen die Umwelt näher 
kennen. Zudem sind Arbeitspro-
zesse neu geregelt worden, sodass 
Heimarbeitstage genutzt werden 
können. Das erleichtert die Pflege 
von Angehörigen. Bis 2013 kön-
nen sich weitere kommunale und 
öffentliche Arbeitgeber am ver.di-
Projekt beteiligen. 

Neben solchen Maßnahmen 
fordern DGB und die Gewerkschaf-
ten eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, mehr Weiterbil-
dung und einen gleichberechtigten 
Zugang von Menschen aus unter-
schiedlichen Kulturen zum öffentli-
chen Dienst.   •
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Die NGG kritisiert, 
dass der Deutsche Ho-
tel- und Gaststätten-

verband (DEHOGA) Arbeits- 
und Ausbildungsbedingun-
gen, Entgelte und Tarifbin-
dung in der Branche beschö-
nige, so NGG-Vize Michaela 
Rosenberger. Ein Mindestlohn 
sei deshalb unverzichtbar.

Die GEW fordert, die Qualität 
der frühkindlichen 
Betreuung zu verbes-
sern. So sollen unter 

anderem befristete Erzieher-
Innenstellen in dauerhafte 
Jobs umgewandelt werden. 
Zudem lehnt die GEW den 
Einsatz von unausgebildeten 
Hilfskräften ab.

H B S - S t u d i e 

Jung und 
ausbildungsreif
Arbeitgeber klagen, immer mehr 
Jugendliche seien nicht ausbil-
dungsreif. Online-Befragungen 
des Deutschen Industrie- und Han-
delskammertages (DIHK) scheinen 
diesen Zusammenhang zu bestä-
tigen. Laut DIHK-Umfrage gaben 
46 Prozent der Unternehmen an, 
mit „Ausbildungshemmnissen“ zu 
kämpfen. 

Eine Studie der Hans-Böckler-
Stiftung stellt nun fest: Wissen-
schaftlich ist diese Behauptung 
nicht zu belegen. Die Bildungs-
forscherInnen der Universität 
Duisburg-Essen und der Sozialfor-
schungsstelle Dortmund kritisieren, 
dass Probleme beim Übergang zwi-
schen Schule und Berufsausbildung 
in erster Linie mit Defiziten der Be-

werberInnen begründet würden. 
Sie weisen die DIHK-Argumentati-
on als nicht überzeugend zurück. 
Tatsächlich falle auf: Die Branchen 
mit den größten „Besetzungspro-
blemen“ böten besonders unat-
traktive Arbeitsbedingungen und 
geringe Bezahlung. Auch Daten 
stützen die These der Arbeitgeber 
nicht. Im Gegenteil, Zahlen der 
Bundesagentur für Arbeit belegen, 
dass die allgemeine Intelligenz zu-
genommen hat. Logisches Denken 
und die Fähigkeit, Probleme zu 
lösen, seien stärker ausgeprägt als 
vor 20 Jahren.   •
www.bit.ly/hbs_ausbildung

B e r l i n e r  B ü n d n i s

Ausbeutung 
stoppen
Das „Berliner Bündnis gegen 
Menschenhandel zum Zweck der 
Arbeitsausbeutung“ (BBGM) hat 
Empfehlungen entwickelt, wie 
Menschenhandel und Ausbeutung 
effektiver bekämpft werden kön-
nen. Zum Beispiel soll laut BBGM 

Bei jedem sechsten Arbeitgeber am 
Bau muss der Zoll nach bundes-
weiten Kontrollen weiter ermit-
teln. Insgesamt wurden Mitte Mai 
im Rahmen einer bundesweiten 
Schwerpunktprüfung rund 25 000 
Beschäftigte und 8500 Unterneh-
men kontrolliert. Die Kontrolleure 
stellten mehr als 2500 Rechts-
verstöße fest. Demnach gibt es 
in rund 200 Fällen Hinweise auf 
Leistungsbetrug, in 680 Fällen 
Anhaltspunkte für Scheinselbst-
ständigkeit, und mehr als 500 
Unternehmen stehen im Verdacht, 
den Beschäftigten den gesetzlichen 
Mindestlohn vorzuenthalten. 

Der stellvertretende IG BAU-
Vorsitzende Dietmar Schäfers er-
klärt dazu: „Es gibt offenbar eine 
Form der organisierten Schwarz-

I G  B A U

Schattenwirtschaft bekämpfen

arbeit durch Unternehmen, die zu 
Las ten regulärer Arbeitsverhält-
nisse und der Sozialkassen geht.“ 
Der Missbrauch zeige, dass eine sehr 
viel stärkere Kontrolle von Baustel-
len notwendig sei. „Erreicht werden 
kann das nur, wenn der Staat die 
Zahl der Zoll-Stellen deutlich auf-
stockt.“ Schäfers kritisiert, dass die 
Kontrolleure immer mehr Branchen 
überwachen müssten, die Zahl der 
MitarbeiterInnen aber gleich blei-
be. Besonders die öffentliche Hand 
als Bauherr stehe in der Pflicht, für 
saubere Verhältnisse auf dem Bau 
zu sorgen. „Wer schon bei der Auf-
tragsvergabe die Preise so niedrig 
kalkuliert, dass seriöse Unterneh-
men keine Chance mehr haben, ist 
mitschuldig am Ausufern der Schat-
tenwirtschaft“, so Schäfers.   •

Arbeitsausbeutung als eigenstän-
diges Delikt fassbar gemacht wer-
den. Die bisherigen gesetzlichen 
Regelungen reichten nicht aus, um 
dem Problem gerecht zu werden. 
Ein gesetzlicher Mindestlohn wür-
de zudem eine wichtige Orientie-
rung liefern, ab wann Arbeitsbe-
dingungen als ausbeuterisch gelten 
können. 

Die Vorsitzende des DGB-
Bezirks Berlin-Brandenburg Doro 
Zinke erklärt: „Menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen nutzen allen 
arbeitenden Menschen – gleich, 
welcher Herkunft.“ Gezielte Infor-
mationspolitik und Unterstützungs-
angebote, etwa um Lohn- und Ent-
schädigungsansprüche einzufor-
dern, seien wesentliche Elemente 
im Kampf gegen prekäre und 
ausbeuterische Beschäftigung. Das 
BBGM ist 2009 durch die Senats-
verwaltung für Arbeit, Integration 
und Frauen Berlin, den DGB-Bezirk 
Berlin-Brandenburg, die Internati-
onale Organisation für Migration 
und die Internationale Arbeitsorga-
nisation ILO gegründet worden.   •
www.gegen-menschenhandel.de
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Gemeinwohl 
vor Profit

Dienstleistungen erfahren 

nicht die Anerkennung, die 

ihnen gebührt. Um das zu 

ändern, sprechen sich die 

Gewerkschaften für eine 

„gezielte Strategie“ aus, 

um qualitativ hochwertige 

Dienstleistungen zu för-

dern und auszubauen. Im 

Beschluss zur Dienstleis-

tungspolitik auf dem DGB-

Kongress 2010 fordern sie 

außerdem, die öffentliche 

Daseinsvorsorge zu stärken. 

Die Politik der Entstaatli-

chung und des Sozialabbaus 

habe „zur kontinuierlichen 

Verschlechterung der Ar-

beitsbedingungen geführt“, 

heißt es in dem verab-

schiedeten Antrag. Künftig 

müsse die Devise gelten. 

„Gemeinwohl vor Profit“.

www.einblick.dgb.de/hintergrund

Mehr Infos zur gewerkschaft-

lichen Dienstleistungspolitik:

einblick 11/12

MEINUNG

Immer noch gelten Dienstleistungen in unserer Ge-
sellschaft weitgehend als niedrigproduktive Tätig-
keiten mit geringer Wertschöpfung, als Arbeit, die 
auch von un- und angelernten Kräften geleistet wer-
den kann, und soziale Dienstleistungen als typische 
Arbeit  für Frauen, oft als „Hinzuverdienst“. Dem 
Vorurteil folgen die Fakten: 25 Prozent aller aty-
pisch Beschäftigten arbeiten im Dienstleistungssek-
tor, 58 Prozent aller in der Leiharbeit beschäftigten 
Frauen sind in Dienstleistungsbranchen eingesetzt. 
Fast eine Million Minijobs zählt der Einzelhandel, 
420 000 das Gesundheitswesen. Prekäre Arbeit 
und niedrige Löhne in den Dienstleistungen 
drücken keine ökonomischen Gesetzmäßig-
keiten aus. Sie sind Ergebnis einer politischen 
Agenda, die die so genannte Dienstleistungslücke 
zwischen Deutschland und den angelsächsischen 
Ländern vor allem durch die Abwertung und Entsi-
cherung von Arbeitsverhältnissen lösen wollte.

Diese Abwertungsstrategie gerät zunehmend 
in Widerspruch zum wachsenden Stellenwert der 
Dienstleistungen für die wirtschaftliche, gesell-
schaftliche und politische Entwicklung. In Deutsch-
land sind mehr als zwei Drittel aller Erwerbstätigen 
in den Dienstleistungen beschäftigt und tragen zu 
mehr als 70 Prozent zur volkswirtschaftlichen Wert-
schöpfung bei. Dienstleistungen sind unverzichtbar 
für die Industrie – Fachleute sprechen heute von 
einer hybriden Wertschöpfung durch Produktion 
und Dienstleistung. Dienstleistungen haben eine 
zunehmende Bedeutung in der Energiewende, für 
ein ressourcenschonendes Wachstum, bei der Be-
wältigung des demografischen Wandels und für die 
Integration der Gesellschaft. 

Dienstleistungspolitik, wie sie zuletzt der ver.di-
Kongress 2011 formuliert hat, hat das Ziel, gute 
Arbeit für die Beschäftigten und damit hochwertige 
Dienstleistungen für die Menschen durchzusetzen. 
Im Unterschied zur Produktionsarbeit bedeu-
tet Dienstleistungsarbeit Arbeit von Men-
schen für Menschen. Der DGB-Index Gute Arbeit 
zeigt die hohen Ansprüche an Dienstleistungsarbeit 
aus Sicht der Beschäftigten ebenso wie die großen, 
vor allem psychischen Belastungen durch die teil-
weise schlechten Arbeitsbedingungen. Das gilt nicht 

nur für Dienstleistungsarbeit im Gesundheitsbereich 
und im Sozialwesen, sondern auch für Dienstleis-
tungen in Branchen wie Transport und Logistik, Te-
lekommunikation oder Forschung und Entwicklung. 
Kritik, die laut wird etwa an der Qualität von Pflege, 
an kommunalen Diensten, an Mängeln im Verkehrs-
wesen, im Handel, an Finanzdienstleistungen oder 
an der Lehre an den Hochschulen weist eindringlich 
darauf hin, dass Deutschland heute weniger quanti-

tativ, sondern vor allem qualitativ eine „Dienstleis-
tungslücke“ hat.

Wir brauchen eine Wende in der Dienstleis-
tungspolitik. Notwendig sind Investitionen 
wie Innovationen. Gerade in den personal- und 
damit auch kostenintensiven Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge und -fürsorge, führt Sparpolitik zu 
Leistungseinschränkungen und Kostensteigerungen 
für die Menschen. Wir brauchen nicht den Abbau, 
sondern den Ausbau vor allem öffentlicher Dienst-
leistungen. Aber auch in der Privatwirtschaft müssen 
hochwertige Dienstleistungen systematisch entwi-
ckelt und angeboten werden. Eine gezielte Förde-
rung der Dienstleistungs- wie der Arbeitsforschung, 
die umfassende Professionalisierung der Dienstleis-
tungsarbeit, eine Reform von Aus- und Weiterbil-
dung sowie die materielle Aufwertung von Dienst-
leistungsarbeit sind notwendig, um die Qualität der 
Arbeitsbedingungen und damit der Dienstleistungen 
deutlich zu verbessern. Dazu bedarf es gesellschaft-
licher Bewegung, politischer Entscheidungen und 
auch ökonomischen Drucks.

Die Niedriglohnstrategie hat im Kalkül 
vieler Unternehmen Investitionen und damit 
Innovationen in Dienstleistungen erübrigt. 
Ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn ab 8,50 
Euro und deutlich höhere Branchenmindestlöhne, 
der Abbau entsicherter Arbeitsverhältnisse und 
die faktische Durchsetzung von Entgeltgleichheit 
und Gleichstellung der Frauen setzen nicht nur der 
weiteren Ausbeutung der Arbeitskräfte eine klare 
Grenze, sondern sie wirken auch als „ökonomische 
Peitsche“ ( Kurt Biedenkopf) für hochwertige und 
innovative Dienstleistungen.   •

➜
Im Internet

www.wiki-gute-arbeit.de
www.verdi.de

Reden, Anträge und 
Beschlüsse des 

3. ver.di-Bundeskongresses 
von Oktober 2011 in Leipzig 

www.fes.de/wiso/content/
dienstleistung.php

Arbeitskreis Dienstleistungen 
von ver.di und 

Friedrich-Ebert-Stiftung

www.boeckler.de/wsi_37658.htm
„Dienstleistungsarbeit 
zwischen Niedriglohn, 

Professionalisierung und 
Innovation“, Schwerpunktheft 

der WSI-Mitteilungen 9/ 2011

Gewerkschaftliches Engagement für gute Arbeit 
und damit für gute Dienstleistungen ist notwen-
diger denn je. Sagt Wolfgang Uellenberg-van Da-
wen (ver.di) und zeigt Ziele und Handlungsfelder 
von gewerkschaftlicher Dienstleistungspolitik.

Fo
to
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Dr. Wolfgang 
Uellenberg-van Dawen 
ist seit 2008 Bereichs-
leiter Politik und 
Planung beim 
ver.di-Bundesvorstand.

G e w e r k s c h a f t l i c h e  D i e n s t l e i s t u n g s p o l i t i k

Gute Arbeit – Gute Dienstleistungen
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DIES &DAS

„Wenn Sie sich mit Leuten treffen, 
nennen Sie das immer ‚Gipfel‘.“

Hubertus Heil, stellvertretender Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion, 
hat am 24. Mai während einer Bundestagsdebatte erklärt, was hinter der 
schwarz-gelben „Gipfelpolitik“ steckt.

8

POLITIKVERDROSSENHEIT: Besonders hoch unter prekär Beschäftigten

dieDGBgrafik

Leiharbeitskräfte und geringfügig Be-
schäftigte sind mit der Demokratie un-
zufrieden. Nach einer repräsentativen 
Befragung von 1633 ArbeitnehmerIn-
nen durch die Universität Bamberg 
im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung 
fühlen sich prekär Beschäftigte beson-
ders benachteiligt. Sie glauben nicht, 
dass das gesellschaftliche System in 
Deutschland gerecht ist. Bei den Leih-
arbeiterInnen sind es 58 Prozent, die 
an der Gerechtigkeit zweifeln. Doch 
auch Vollzeitbeschäftigte sehen beim 
Thema Gerechtigkeit Lücken. ©

 D
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Quelle: Bertelsmann 2012
 

Meinung von ArbeitnehmerInnen zu Politik und Gerechtigkeit in Deutschland 
(nach Beschäftigungsverhältnissen, in Prozent)

47

87

22

3535

85

32

46

33

79

33

47

37

77

46

58

Vollzeit unbefristet

Sind an Politik
interessiert 

Teilzeit unbefristet Geringfügig beschäftigt Zeitarbeit

Würden zur Bundes-
tagswahl gehen

Sind mit dem 
demokratischen

System unzufrieden

Halten das gesell-
schaftliche System

für ungerecht

Schlusspunkt●

personalien
 ••• Guy Ryder, 55, ist zum neuen 
Generaldirektor der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) gewählt 
worden. Der Verwaltungsrat, das 
Exekutivorgan der ILO, wählte ihn 
mit 30 von 56 Stimmen. Zum Rat 
gehören RegierungsvertreterInnen 
und VertreterInnen von Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerorganisa-
tionen der ILO-Mitgliedsstaaten. 
Ryder folgt Juan Somavia, 71, 
der aus persönlichen Gründen zu-
rücktritt. Die fünfjährige Amtszeit 
beginnt im Oktober. Ryder, seit 
2010 ILO-Exekutivdirektor, war zu-
vor unter anderem Sekretär beim 
britischen Gewerkschaftsdachver-
band TUC und bis 2010 acht Jahre 
Generalsekretär des Internationa-
len Gewerkschaftsbundes (IGB).
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11.6.  DGB und Friedrich-
Ebert-Stiftung, Tagung „Niedrig-
lohnsektor – Chance zum Einstieg 
in den Arbeitsmarkt oder Sackgas-
se?“, Berlin

12./13.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Innovation nicht 
ohne Personal und Investition“, 
Essen

13.6.  DGB-Bildungswerk 
Baden-Württemberg, Seminar 
„Überwachung und Datenschutz 
am Arbeitsplatz“, Ostfildern

14.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Betriebliche Mitbe-
stimmung in Zeiten von Manage-
mentopposition und Unterneh-
mensrestrukturierung“, Düsseldorf

15.6.  DGB-Stadtverband 

Düsseldorf, Soli-Aktion „Griechen-
land – Solidarität!“, Düsseldorf

15./16.6.  Zentrum für Zu-
sammenarbeit der Gewerkschaften 
von Niederschlesien und Sachsen, 
Konferenz „Gute Arbeit in der 
Grenzregion Niederschlesien –
Sachsen“, Myslakowice/Polen

18.6.  ver.di und DGB, 
Tagung „Arbeit und Leben im Le-
bensverlauf“, Berlin

18.-22.6.  Uni Kassel, Hans-
Böckler-Stiftung und Friedrich-
Ebert-Stiftung, „8. Internationale 
Kasseler Sommerakademie zur 
Gestaltung der Weltwirtschaft“, 
Kassel

19.6.  Gesellschaft für So-
zialen Fortschritt e.V., Tagung „Pfle-

gerische Versorgung – Herausfor-
derung und Entwicklungen“, Berlin

19.6.  DGB und Gewerk-
schaften, Diskussion „Kieler-Wo-
che-Gespräch der Gewerkschaften 
2012“, Kiel

20.6.  Welttag des Flücht-
lings

20.-22.6.  Vereinte Nationen, 
„Rio +20“-Konferenz über nach-
haltige Entwicklung, Rio de Janei-
ro/Brasilien

21.-22.6.  IG BCE BWS, Fach-
tagung „Dual-Studierende im Be-
trieb“, Bad Münder

22.-24.6.  DGB-Bildungswerk, 
Seminar „ABC der Demokratie – 
Betzavta für Jugendliche“, Hattingen

23.6.  Tag des öffentlichen 
Dienstes
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Tr a n s s e x u e l l e

Kasse zahlt keine Brustvergrößerung
Die Krankenkasse ist nicht verpflichtet, die Kosten einer Brust-

vergrößerung einer Transsexuellen zu tragen.
Der Fall: Bei der Klägerin, als Mann geboren, wurde nach Östro-

gentherapie eine geschlechtsangleichende Operation durchgeführt.
Die Kosten übernahm die Krankenkasse. Nach Zufuhr von weibli-
chen Sexualhormonen hatte sich eine mäßige weibliche Brust ent-
wickelt. Eine Steigerung der Hormonenzufuhr führte zu keinem wei-
teren Brustwachstum. Daraufhin beantragte die Klägerin die Kosten
für eine operative Brustvergrößerung. Das lehnte die Krankenkasse
ab, da sich eine Brust entwickelt habe und ein krankhafter Befund
nicht vorliege. Dagegen erhob die Frau erfolglos Klage.

Das Landessozialgericht: Beim geringen Brustwachstum der
Klägerin handelt es sich nicht um eine Krankheit, da weder organi-
sche Funktionsdefizite oder Beschwerden bestehen noch eine ent-
stellende anatomische Abweichung vorliegt. Der Behandlungsan-
spruch bei Transsexualität beschränkt sich auf eine deutliche kör-
perliche Angleichung an das andere Geschlecht. Diese kann durch-
aus einen operativen Brustaufbau bedeuten, wenn sich keine weib-
lichen Brüste gebildet haben und eine weitere Hormonbehandlung
keinen Erfolg verspricht. Dagegen ist die operative Brustvergröße-
rung auch zur Behandlung eines besonders tief greifenden Transse-
xualismus Mann-zu-Frau keine notwendige Krankenbehandlung. Es
besteht nur ein Anspruch auf eine deutliche Annäherung an den
weiblichen Körper. Insoweit gelten für Transsexuelle Mann-zu-Frau
keine anderen Maßstäbe als für genetische Frauen, bei denen auch
bei erheblichem psychischen Leidensdruck eine Brustvergrößerung
keinen Behandlungsanspruch zu Lasten der Krankenkasse auslöst.

S e n i o r e n s t u d i u m

Bleibt bei der Rente unberücksichtigt
Ein so genanntes Seniorenstudium ist nicht als Anrechnungszeit

bei der Berechnung der Altersrente zu berücksichtigen.
Der Fall: Die 1950 geborene Versicherte hatte von 1969 bis

2006 als Arzthelferin gearbeitet. Während ihrer Arbeitslosigkeit von
Herbst 2007 bis Frühjahr 2010 absolvierte sie ein Seniorenstudium
in einer Pädagogischen Hochschule. Diese verlieh ihr ein berufsfeld -
orientiertes Zertifikat, wonach sie das Zusatzstudium „Journalisti-
sche Bildung“ mit Erfolg absolviert habe. Bei der Berechnung ihrer
Altersrente berücksichtigte der Rentenversicherungsträger die Zeit
der Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbezug als Anrechnungszeit. Die
Berücksichtigung als zusätzliche Anrechnungszeit wegen Hoch-
schulausbildung lehnte er ab. Die dagegen gerichtete Klage hatte
keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Ziel des Studiums ist der Erwerb einer
bestimmten beruflichen Qualifikation. Darauf muss auch das Studi-
um ausgerichtet sein. Die Klägerin ist aber nicht für einen bestimm-
ten Beruf ausgebildet worden, denn sie hat gerade kein vollständi-
ges Journalistikstudium durchlaufen, das ihr den Beruf des Journa-
listen eröffnet hätte. Sie kann sich weder als Journalistin noch als
Redakteurin bezeichnen. Dass sie in der Vergangenheit bereits jour-
nalistisch tätig war und dies weiterhin sein möchte, ist unerheblich.
Dafür ist das Zusatz- bzw. Seniorenstudium nicht erforderlich.

H a r t z  I V

Kein Zuschlag für stillende Mütter
Stillende Mütter haben keinen Anspruch auf höhere Hartz-IV-Leis -

tungen. Das Gesetz sieht lediglich einen Mehrbedarf während der
Schwangerschaft vor, der nicht auf stillende Mütter zu übertragen ist.
Das gilt auch, wenn während der Stillzeit ein erhöhter Kalorienbedarf
mit Zusatzkosten besteht.

H a r t z  I V

Kein Geld für Umzug aus dem Ausland
Ein Empfänger von Hartz-IV-Leistungen, der aus dem Ausland

nach Deutschland umzieht, kann vom Jobcenter die Umzugskosten
nicht verlangen. Die Einwanderung in das deutsche Sozialsystem soll
nicht bezuschusst werden.

L K W - F a h r e r

Finanzamt berücksichtigt Aufwendungen
Ein im Ausland tätiger Fernfahrer, der in der Schlafkabine seines

LKW übernachtet, kann nicht die Übernachtungspauschalen der Fi-
nanzverwaltung für Auslandsdienstreisen als Werbungskosten gel-
tend machen, denn diese Pauschalen überschreiten die tatsächlich
angefallenen Aufwendungen beträchtlich. Abziehbar sind jedoch die
tatsächlich angefallenen Aufwendungen. Liegen Einzelnachweise
nicht vor, so ist ihre Höhe zu schätzen. 

Der Fernfahrer darf die Kosten für die Fahrten von der Wohnung
zum LKW (LKW-Wechselplatz) in der tatsächlich angefallenen Höhe
als Werbungskosten abziehen; denn der LKW-Wechselplatz ist keine
regelmäßige Arbeitsstätte. 

H a r t z  I V

Münzsammlung ist zu versilbern
Arbeitslose, die wertvolle Briefmarken- oder Münzsammlungen

besitzen, müssen diese zuerst verkaufen, bevor ihnen Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts bewilligt werden. Das gilt auch
dann, wenn der Verkauf nur mit großen Verlusten möglich ist.

E l t e r n g e l d

Kein Anspruch für Mütter im Gefängnis
Während der Verbüßung einer Freiheitsstrafe haben Mütter kei-

nen Anspruch auf Elterngeld, und zwar auch dann nicht, wenn Mut-
ter und Kind in der Justizvollzugsanstalt (JVA) zusammen unterge-
bracht sind. Anspruch auf Elterngeld haben nur solche Eltern, die mit
ihrem Kind in einem gemeinsamen Haushalt zusammen leben. Ein
solcher Haushalt kann innerhalb einer JVA nicht begründet werden.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Baden-Württemberg,
Urteil vom 17. Februar 2012 - L 4 R 2791/11

Landessozialgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 25. Januar 2012 - L 5 KR 375/10

Bundesfinanzhof, 
Urteil vom 28. März 2012 - VI R 48/11

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 23. Mai 2012 - B 14 AS 100/11 R

Sozialgericht Wiesbaden, 
Urteil vom 29. Mai 2012 – S 16 AS 581/11

Sozialgericht Mainz, 
Beschluss vom 25. Mai 2012 - 10 AS 412/12 ER

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 11/12

einein

einblick 11/12

blick

Landessozialgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 17. Januar 2012 - L 11 EG 2761/10
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Rente durch Demografie-Reserve sichern
Mit einem neuen Rentenkonzept 
zeigt der DGB, wie das heutige 
Rentenniveau auch in Zukunft ge-
sichert werden kann. Für DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Buntenbach 
sind das Mindestanforderungen, 
„um den Absturz der Rente für die 
junge Generation aufzuhalten“. 

Demnach soll der Rentenbeitrag 
von heute 19,6 Prozent nicht ge-
senkt, sondern der demografischen 
Entwicklung angepasst und in jähr-
lichen Schritten um je 0,1 Prozent-
punkte für Versicherte und Arbeit-
geber angehoben werden. Bis zum 
Jahr 2025 würde der Rentenbeitrag 
auf die heute geltende, gesetzliche 
Höhe von 22 Prozent steigen. Da-
durch entsteht eine Demografie-
Reserve, mit der die Rente der Zu-
kunft deutlich verbessert werden 
kann. Für Durchschnittsverdienen-
de mit einem Monatseinkommen 
von 2600 Euro kostet dies jedes 
Jahr nur einen zusätzlichen Beitrag 
von 2,60 Euro im Monat.

Die von der Bundesregierung 
geplante Senkung des Rentenni-
veaus um knapp 20 Prozent bis zum 
Jahr 2030 kritisiert DGB-Vorstands-
mitglied Annelie Buntenbach als 
unverantwortlich. Durchschnitts-

den Beitragssatz zu senken, wenn 
die Rücklage 1,5 Monatsausga-
ben im Folgejahr übersteigt. Da-
rauf beruft sich Schwarz-Gelb bei 
der geplanten Beitragssenkung. 
So soll die Rücklage von jetzt 25 
Milliarden Euro bis 2019 auf das 
gesetzliche Mindestmaß von 0,2 
Monatsausgaben abgeschmolzen 
werden. „In wenigen Jahren wäre 
dann eine drastische Beitragserhö-
hung nötig, ohne dass die Entwer-
tung der Rente aufgehalten wird“, 
erklärt Buntenbach.

Im Bezug auf das DGB-Ren-
tenkonzept stellt Buntenbach klar, 
dass sich der DGB nicht auf eine 
Begrenzung des Beitragssatzes auf 
22 Prozent festgelegt hätte. „Wir 
zeigen jedoch mit unserem Kon-
zept, dass die 22-Prozent-Marke 
nicht automatisch zu einer weite-
ren Niveauabsenkung führt, son-
dern dass eine bessere Rente für 
die heute Jungen auch innerhalb 
dieser Grenze möglich ist.“   • 

- Jörg von Pohlheim (FDP) 
sieht keinen Bedarf, Ent-

geltgleichheit zwischen Frauen 
und Männern gesetzlich zu re-
geln. Er befand im Bundestag: 
„Nicht alles muss Vater Staat 
regeln.“ Ohne Regeln habe sich 
schließlich der Anteil weib-
licher Aufsichtsräte erhöht. 

+ „Vielleicht sollte Mutter 
Staat mal was regeln“, 

entgegnete Christian Lange 
(SPD) während der Sitzung 
im Bundestag. Anlass der 
Debatte war eine Initiative 
der SPD-Bundestagfraktion 
für ein Entgeltgleichheitsge-
setz für Frauen und Männer.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

bit.ly/antidiskr_bericht
Der Bericht der 

Antidiskriminierungsstelle 
des Bundes zu 

anonymisierten 
Bewerbungsverfahren

Hintergrund

www.dgb.de/-/fyW
Das DGB-Konzept für eine 
sichere Rente der Zukunft 

– mit Zahlen, Fakten 
und dem Statement von 

Annelie Buntenbach 

verdienerInnen müssten dann 33 
Jahre ohne Unterbrechung arbei-
ten, um eine Rente knapp über der 
Grundsicherung zu erhalten. Der 
DGB fordert die Koalition deshalb 
auf, den Rentenbeitrag zum Jah-
resende nicht wie geplant auf 19,2 
oder 19,0 Prozent abzusenken. Mit 
sofortiger Wirkung müsse die ge-
setzlich vorgesehene Begrenzung 
der Nachhaltigkeitsrücklage ab-
geschafft werden. Ein gesetzlicher 
Regelungsmechanismus sieht vor, 

Wenn das DGB-Rentenkonzept umgesetzt wird, kann das heutige Ren-
tenniveau gehalten und die Erwerbsminderungsrente sowie das Reha-
Budget spürbar verbessert werden. Trotzdem bleiben dann noch Reserven 
von 182 Mrd. Euro, sodass auch die Rente mit 67 abgeschafft werden 
kann. Übrig blieben im Jahr 2030 immer noch 18,9 Milliarden Euro. 
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Quelle: Berechnungen Deutsche Rentenversicherung Bund 2012

* Rentenpläne der Bundesregierung: Rentenniveau wird auf 43 Prozent gesenkt, Erwerbsminderungsrente 
und Reha-Budget werden nicht verbessert, Altersgrenze 67 Jahre
** DGB-Rentenkonzept: Rentenniveau bleibt bis 2030 auf heutigem Niveau, Verbesserung der 
Ewerbsminderungsrente und Reha-Budget, Altersgrenze 65 Jahre 
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Unterstützung erwünscht
Aktiv mitbestimmen und Politik gestalten geht auch über die 
Unterstützung internationaler Aktionen. Der DGB empfiehlt, 
sich einzumischen bei der europäischen Bürgerinitiative 
„Wasser ist Menschenrecht“. Die KollegInnen von T-Mobile 
USA benötigen internationale Solidarität, um ihre Rechte 
durchzusetzen. Amnesty International sammelt Unterschriften 
für die Petition „Hände hoch für Waffenkontrolle“. 

� Wasser: Bezahlbar und sauber
Der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen Dienst 
(EGÖD) fordert mit der ersten europäischen Bürgerinitiative „Wasser 
ist Menschenrecht“ von der EU eine Garantie für sichere, saubere und 
bezahlbare Trinkwasserversorgung. Europaweit müssen eine Million 
Unterschriften gesammelt werden. ver.di und auch der DGB hoffen 
auf eine breite Zustimmung, um in Deutschland mindestens 130 000 
MitstreiterInnen zu finden.   www.right2water.eu

� T-Mobile USA: Gewerkschaftsrechte
Die US-Tochter der Deutschen Telekom verhindert in ihren amerika-
nischen Niederlassungen systematisch jedes Engagement von Gewerk-
schaften (einblick 10/12). Mit einer internationalen Petition fordern die 
Gewerkschaften nun ihre Rechte ein. Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer hat – ebenso wie seine Vorstandskollegen Dietmar Hexel und 
Claus Matecki – die Petition bereits unterzeichnet.   bit.ly/MAWu8E

� Waffen: Kontrolle verschärfen
Mit einer Online-Petition will Amnesty International (AI) die UNO unter 
Druck setzen, endlich strikte Kontrollen für den weltweiten Waffenhan-
del zu beschließen. Laut AI gebe es zwar internationale Regeln für den 
Handel mit Bananen, aber keine für Rüstungsgüter. Wie bereits 2009 
von den UNO-Mitgliedsländern vereinbart, könnte in diesem Jahr ein 
solcher Vertrag beschlossen werden. Unter dem Titel „Hände hoch für 
Waffenkontrolle“ wirbt Amnesty für einen starken Waffenkontrollver-
trag. Der DGB ruft zur Unterstützung der Kampagne auf.   bit.ly/LzR9vq

POLITIK AKTUELL
W h i s t l e b l o w e r

Ungenügender 
Schutz
Der DGB wünscht sich mehr recht-
liche Sicherheit für Beschäftigte, 
die auf Missstände in ihren Un-
ternehmen aufmerksam machen 
(einblick 5/2012). Diesen so ge-
nannten WhistleblowerInnen drohe 
heute „im Zweifel die Kündigung“, 
kritisiert Martina Perreng, Arbeits-
rechtsexpertin des DGB, die bislang 
fehlende gesetzliche Grundlage. 

Doch trotz eines Urteils des Eu-
ropäischen Gerichtshofes im ver-
gangenen Jahr ist die Bundesregie-
rung nach wie vor der Auffassung, 
dass innerbetriebliche Regelungen 
gegenüber jeder Gesetzesände-
rung die bessere Lösung seien. 
Mitte Juni diskutierte der Bundes-
tag einen Entwurf von Bündnis 90/
Die Grünen für ein „Whistleblower-
Schutzgesetz“. 

Auch die SPD-Bundestagsfrak-
tion hatte bereits im September 
2011 einen Gesetzentwurf vorge-
legt. Der Entwurf der Grünen wur-
de an die Bundestagsauschüsse 
weitergeleitet. Doch selbst über 
die Federführung des Ausschusses 
wurde keine Einigkeit erzielt. Die 
Koalition sieht den Schwerpunkt im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales, 
die Antragsteller hingegen erwar-
ten, dass der Rechtsausschuss die 
Federführung übernimmt. Generell 
ist allerdings ein Umdenken auf 
der Regierungsbank nicht in Sicht, 
schätzt Perreng.   •

E n t g e l t g l e i c h h e i t

Gesetzliche 
Regelung
Der Gesetzentwurf der SPD-Frak-
tion zum Entgeltgleichheitsgesetz 
wird vom DGB begrüßt. Danach 
werden die Betriebe zur Überprü-
fung verpflichtet, ob Frauen und 
Männer tatsächlich für gleiche 
Arbeit den gleichen Lohn erhalten. 
Gemeinsam müssten dann Arbeit-

M i n i j o b s

Pilotprojekt 
im Jobcenter
Das Geld der Minijobber reicht 
nicht zum Leben. Und letztlich 
wartet eine Minirente. Die Bun-
desagentur für Arbeit hat nun ein 
Pilotprojekt in Nordrhein-Westfalen 
gestartet. Ausgewählte Jobcenter 
versuchen gezielt, Menschen aus 
unterbezahlter Stundenarbeit in 
sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigungsverhältnisse zu ver-
mitteln. Mit einigem Erfolg, wie der 
nordrhein-westfälische Arbeitsmi-
nister Guntram Schneider bestätigt. 
Die Bundesagentur für Arbeit wür-
de sich wünschen, dass dieses Pro-
jekt bundesweit „Schule macht“. 

DGB-Vorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach findet den An-
satz ebenfalls positiv. Allerdings 
bezweifelt sie, dass dieses bera-
tungsintensive Projekt bei mittler-
weile fast sieben Millionen solcher 
400-Euro-Jobber tatsächlich im 
erforderlichen Umfang erfolgreich 
sein kann. „Das Problem der Mi-
nijobs kann nicht durch Einzel-
fallberatung gelöst werden. Der 
Gesetzgeber muss umsteuern und 
die Fehlanreize für Kleinstbeschäf-
tigungen beseitigen. Sonst haben 
wir dauerhaft zwei Klassen von 
Beschäftigten am Arbeitsmarkt“, 
so Buntenbach.   •

geber, Betriebs- und Personalräte 
sowie die Tarifvertragsparteien ei-
nen Weg suchen, die unterschied-
liche Entlohnung entsprechend zu 
verändern. Damit erhöhe sich der 
Druck auf die Unternehmen, lobt 
die stellvertretende DGB-Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock. Allerdings 
seien in diesem Entwurf die Be-
amtInnen nicht mit eingeschlos-
sen. Zudem würde die gesetzliche 
Regelung erst in Betrieben ab 15 
Beschäftigten gelten. 

Dies grenze einen großen Teil 
der Belegschaften aus, kritisiert 
die stellvertretende Vorsitzende. 
Gerade Frauen seien aber vor 
allem in kleinen Betrieben be-
schäftigt. Die VertreterInnen der 
schwarz-gelben Regierungskoali-
tion lehnten in der Bundestagsde-
batte das Gesetz grundsätzlich ab. 
Bündnis 90/Die Grünen würden 
hingegen – ebenso wie Fraktion 
Die Linke – eine gesetzliche Re-
gelung befürworten.   •

Die Tarifbindung ist rückläu-
fig, stellt das Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftliche Institut (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung fest. 
Die Tarifbindung West verringerte 
sich von 2010 auf 2011 von 63 auf 
61 Prozent, im Osten von 50 auf 49 
Prozent. 
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Quelle: WSI in der Hans-Böckler-Stiftung, 2012
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Der Gebrauch von Smartphones, 
Tablet-PCs und Notebooks hat 
die Arbeitswelt verändert, die 
Grenzen zwischen Arbeits- und 
Freizeit existieren nicht mehr. Viele 
Beschäftigte arbeiten zunehmend 
„mobil“. Gleichgültig, ob das 
Handy nach Feierabend dienstlich 
klingelt oder schnell noch eine 
Mail zu beantworten ist, die mo-
derne Technik macht es möglich: 
Die Beschäftigten sind im Dienste 
des Arbeitgebers abends oder am 
Wochenende per Mail, SMS oder 
Anruf erreichbar. Ein permanenter 
Standby-Betrieb, der Fragen auf-
wirft: Wann endet die Arbeitszeit, 
wann beginnt der Feierabend? 
Frank Steinwender, Experte für 
mobile Telefonie der Technolo-
gieberatungsstelle (TBS) des DGB 
NRW, beschreibt das Phänomen 
als „Entgrenzung von Arbeitsort 
und -zeit“. Er kritisiert: „Es wird 
nicht nur vorausgesetzt, dass man 
erreichbar ist, sondern auch stets 
arbeitsfähig.“

Dies bestätigt auch die Sonder-
auswertung „Stressfaktor Wochen-
end-Arbeit“ des DGB-Index Gute 
Arbeit. Danach müssen 27 Prozent 
der Beschäftigten in ihrer Freizeit 
häufig oder sehr häufig dienstlich 
erreichbar sein. 15 Prozent müs-
sen in der Freizeit oft oder sehr oft 
Aufgaben für den Betrieb erledigen. 
Mittlerweile hat auch Bundesar-
beitsministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) das Problem erkannt und 
fordert: „In der Freizeit sollte Funk-
stille herrschen.“ Damit dies nicht 
auf freiwilliger Basis erfolgt – und 
so die Verantwortung bei den Ar-
beitnehmerInnen liegt – fordert der 
DGB von der Bundesregierung eine 
Anti-Stress-Verordnung mit klaren 
Regeln als Ergänzung zum Arbeits-
schutz-Gesetz. „Die Arbeitgeber 

müssen dafür sorgen, dass die zum 
Teil erhebliche Kluft zwischen der 
vereinbarten und der tatsächlichen 
Arbeitszeit verringert wird“, erklärt 
DGB-Bundesvorstandsmitglied An-
nelie Buntenbach.

Mit Betriebsvereinbarungen 
wirken Betriebsräte und Gewerk-
schaften der dauerhaften Erreich-
barkeit und der Entgrenzung der 
Arbeit entgegen. Darin wird etwa 
die Nutzung von Diensthandys 
nach Feierabend eingeschränkt. 

Prominent ist das Beispiel von VW, 
deren Firmen-Smartphones auf In-
itiative des Betriebsrats seit August 
2011 vor und nach Dienstbeginn 
sowie am Wochenende keine Mails 
mehr empfangen. In der Vereinba-
rung heißt es: „Das Smartphone 
wird grundsätzlich während der 
Anwesenheit im Betrieb genutzt, 
außerhalb der Anwesenheit im 
Betrieb sind die Nutzungsmöglich-
keiten eingeschränkt.“ Von 18.15 
Uhr bis 7 Uhr und am Wochenen-
de steht nur die Telefonfunktion 
zur Verfügung. Außerdem soll das 
Smartphone in der Regel im Be-
trieb bleiben. Wolf-Dieter Rudolph, 
Fach anwalt für Arbeitsrecht, er-
klärt: „Die permanente Erreichbar-
keit empfinden die Beschäftigten 
als Stress, und der führt zu psychi-
schen Erkrankungen. Um derartige 

Szenarien präventiv zu verhindern, 
sind die Betriebsräte gefragt.“

Herausforderungen an den 
Datenschutz ergeben sich für 
Gesetzgeber, Betriebsräte und 
Gewerkschaften aus den neuen 
Ortungsfunktionen: iPhone & Co. 
hinterlassen weltweit Spuren, der 
jeweilige Aufenthaltsort der Nut-
zerInnen ist bis auf wenige Meter 
lokalisierbar. Es sind nicht nur die 
Bewegungsprotokolle, mit denen 
Big Brother grüßen lässt. Mails, 
Skype- und Chat-Protokolle, selbst 
Surfspuren sind durch den Arbeit-
geber auslesbar und machen eine 
hundertprozentige Überwachung 
möglich. Die Arbeitgeber halten 

dagegen, dass sie lediglich verhin-
dern wollten, dass sensible Firmen- 
oder Kundendaten über die Geräte 
der Beschäftigten ausspioniert 
werden. Dazu setzen sie Manage-
mentsoftware ein, so genannte 
MDM (Mobile Device Manage-
ment). Mit ihr können die Endge-
räte der Beschäftigten ausgelesen 
werden, gleichgültig ob sie privat 
oder unternehmenseigen sind.

Die Einführung mobiler End-
geräte, Nutzung von Einzelverbin-
dungsnachweisen, Ortung per GPS 
oder Speicherung der Daten lassen 
eine Leistungs- und Verhaltenskon-
trolle der Beschäftigten durch den 
Arbeitgeber zu. Damit sind sie mit-
bestimmungspflichtig, Handhabe 
für Betriebs- und Personalräte, über 
ihren Einsatz mit den Arbeitgebern 
zu verhandeln.   •

Z u k u n f t  d e r  A r b e i t

Klare Regeln für Smartphones
Smartphones und Tablet-PCs lassen die Grenzen zwischen Arbeit 
und Freizeit verschwinden. Denn viele Unternehmen erwarten 
ständige Erreichbarkeit und Arbeitsbereitschaft der Beschäftigten. 
Doch Gewerkschaften und Betriebsräte steuern gegen.
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Stressfaktor 
Wochenendarbeit

Wie sehr die zunehmende 

Entgrenzung der Arbeits-

welt die ArbeitnehmerInnen 

belastet, zeigt die Sonder-

auswertung Wochenend-

arbeit des DGB-Index Gute 

Arbeit.

Für 35 Prozent der Be-

schäftigten in Deutschland 

ist Wochenendarbeit die 

Regel: 15 Prozent arbeiten 

sehr häufig, 20 Prozent oft 

samstags oder sonntags. 

Am stärksten betroffen: das 

Gastgewerbe – hier gaben 

80 Prozent an, oft oder 

sehr oft am Wochenende 

zu arbeiten. Aber auch im 

Handel (54 Prozent), im 

Gesundheits- und Sozial-

wesen (50 Prozent) und in 

Bildung und Erziehung (40 

Prozent) arbeiten Menschen 

überdurchschnittlich oft am 

Wochenende.

Gerade Beschäftigte mit 

niedrigem Einkommen oder 

in Teilzeit sind häufig oder 

sehr häufig am Wochenende 

tätig: 38 Prozent mit einem 

Einkommen unter 800 Euro 

(Vollzeit) sowie 41 Prozent 

der Geringverdiener in Teil-

zeit. Auch Frauen und jün-

gere Beschäftigte müssen 

überdurchschnittlich oft am 

Wochenende ran: 41 Prozent 

der Frauen in Teilzeit arbei-

ten oft oder sehr oft am 

Wochenende. Bei den 26- bis 

35-jährigen Beschäftigten 

sind es 40 Prozent.

www.dgb.de/-/68P

➜

Die Belastungen am Arbeitsplatz lassen immer weniger Zeit 
für Erholung, Kultur und Familie.
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Quelle: Sonderauswertung „Stressfaktor Wochenend-Arbeit” des DGB-Index Gute Arbeit 2012
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Stressfaktor Erreichbarkeit
Anteil der Beschäftigten, die für den Arbeitgeber in ihrer Freizeit sehr oft oder oft 
erreichbar sein müssen oder für den Betrieb tätig sind (in Prozent)

Alle Beschäftigten

Beschäftigte, die oft/sehr oft
am Wochenende arbeiten

Ständige Erreichbarkeit Arbeit in der Freizeit für den Betrieb
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N G G - T a g u n g

Wandel gestalten
Schichtarbeit und körperlich an-
strengende Tätigkeit verlangen 
den ArbeitnehmerInnen in der 
Ernährungswirtschaft viel ab. Ein 
Grund, sich auch mit den demogra-
fischen Herausforderungen in der 
Branche zu befassen. Das von der 
Hans-Böckler-Stiftung geförderte 
Projekt „Lösungen für demogra-
fische Herausforderungen in der 
Ernährungswirtschaft – Transfer 
von Beispielen guter Praxis“ hat 
sich in Kooperation mit der NGG 
mit dem Problem befasst. Auf ei-
ner abschließenden Fachtagung 
am 12. und 13. September sollen 
die Ergebnisse im Bildungszentrum 
Oberjosbach vorgestellt werden. In 
neun Themenforen erläutern Exper-
tInnen Beispiele guter Praxis, unter 
anderem zur alternsgerechten Ge-
staltung von Schichtarbeit und zu 
psychischen Erkrankungen.   •
www.bzo.de D G B - F i l m p r e i s 

Jugendgewalt 
im Fokus
Der Regisseur Lars-Gunnar Lotz ist 
mit dem Filmpreis des DGB-Bezirks 
Niedersachsen – Bremen –Sach-
sen-Anhalt ausgezeichnet worden. 
Im Mittelpunkt seines sozialkri-
tischen Films „Schuld sind immer 
die Anderen“ steht der Jugendliche 
Ben, für den Gewalt und Raub zum 

m o b i f a i r

Tatort 
Führerstand
Der Verein mobifair schlägt Alarm: 
Auf sächsischen Bahnstrecken 
sollen Lokführer einer privaten 
Betreiberfirma ohne Führerschein 
unterwegs sein. Nach Recher-
chen von mobifair verfügen die 
Lokführer zwar über die entspre-
chende Ausbildung, werden von 
ihrem Arbeitgeber aber nicht mit 
den erforderlichen Papieren aus-
gestattet. Der Hintergrund: Wer 
nicht über die Qualifikationsnach-
weise für seinen Beruf verfügt, hat 
keine Chance, bei einem anderen 
Arbeitgeber einen Job zu bekom-
men, vermutet mobifair. Der Verein 
fordert deshalb, die Kontrolldichte 
im Eisenbahnverkehr zu erhöhen. 
„Wenn Lokführer ohne Fahrer-
laubnis ungehindert unterwegs 
sein können, stimmt etwas nicht“, 
kritisiert mobifair-Geschäftsführer 
Helmut Diener.   •

F a l k e n

Gegen rechts 
rüsten
Rechtsextreme verübten 2011 zwei 
Brandanschläge auf das „Anton-
Schmaus-Haus“ des Kinder- und 
Jugendverbands der Falken in Ber-
lin. Um Haus und Menschen nach 
dem Wiederaufbau vor Anschlägen 

D G B - B i l d u n g s w e r k

Grenzenlose 
Solidarität
Die Krise des Euro zeigt, wie eng 
die Volkswirtschaften Europas ver-
flochten sind. Doch welche Mög-
lichkeiten haben Gewerkschaften, 
darauf Einfluss zu nehmen? Um 
diese Frage geht es bei einem Se-
minar des DGB-Bildungswerks vom 
26. bis 31. August in Hattingen. Von 
dort aus wird eine Exkursion in die 
Euroregion Maas-Rhein gestartet. 
Vor Ort soll der sozialen Geschich-
te und Gegenwart in der Region 
zwischen Aachen, Maastricht (NL) 
und Lüttich (Belgien) nachgegan-
gen werden. In Gesprächen sollen 
Möglichkeiten europäischer Zusam-
menarbeit ausgelotet werden.   •
bit.ly/seminar_euro

Alltag gehören. Nachdem er im Ju-
gendknast gelandet ist, soll er in 
ländlicher Umgebung resozialisiert 
werden. Der DGB-Filmpreis ist mit 
5000 Euro dotiert.   •
niedersachsen.dgb.de/-/faM

zu schützen, ist ein 190 Meter lan-
ger Zaun geplant. Die Falken bitten 
um Unterstützung: 5 Euro kostet 
ein Zentimeter Zaun, der symbo-
lisch „erworben“ werden kann. 
Zu den Unterstützern gehören der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer, 
der Kabarettist Dieter Hildebrandt 
und die Liedermacher Reinhard 
Mey und Konstantin Wecker.   •
www.bollwerk-gegen-nazis.de

PROJEKTE UND PARTNER

••• Gute Arbeit, Gestaltung der 
Energiewende, Bekenntnis zum 
Industriestandort und soziale Si-
cherung – das sind die Eckpunkte 
des rot-grünen Koalitionsver-
trags in NRW. Für den DGB NRW 
sind zentrale gewerkschaftliche 
Forderungen erfüllt. Bezirksvorsit-
zender Andreas Meyer-Lauber hält 
den Vertrag zum Teil für zu vage. Er 
fordert, nicht bei Bildung, Personal 
und Sozialleistungen zu sparen.
www.nrw.dgb.de/-/fHS

••• Der DGB Nord bewertet die 
Vorhaben der neuen Landes-
regierung in Schleswig-Holstein 
überwiegend positiv. Zustimmung 
finden vor allem die Initiativen zu 
Mindestlohn, Energiewende und 
Ostseekooperation. Öffentliche 
Aufträge werden nur noch an tarif-
treue Firmen vergeben.
www.nord.dgb.de/-/fj9

 ••• Das vom DGB Berlin-Bran-
denburg initiierte Bündnis der 
Vernunft gegen Gewalt und Aus-

länderfeindlichkeit hat das „Band 
für Mut und Verständigung“ 
verl iehen. Ministerpräsident 
Matthias Platzeck (SPD) zeichne-
te das Aktionsbündnis Cottbusser 
Aufbruch und das Bündnis Neu-
kölln aus. Weitere Preise gingen 
an engagierte BürgerInnen aus der 
Region, unter anderem an Josefine 
Markarian, die Führungen zu Pots-
damer Stolpersteinen anbietet, und 
die Jugendband „Hightek Music“.
berlin-brandenburg.dgb.de/-/faR

interregio

Im Rahmen der Kampagne ‚Billig: Kommt Teurer‘ 
setzen wir uns für ein neues Vergabegesetz ein, 
das auch soziale und ökologische Kriterien bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge berücksichtigt. 

Denn klar ist: Billig kommt hinterher teurer. Beispiele gibt es genug: 
Die Eishalle Dresden hatte schon nach wenigen Jahren einen ‚Dach-
schaden‘, die Sporthalle in Freital musste bereits nach einem Monat 
wegen Schimmelbefalls gesperrt werden. Deshalb brauchen wir eine 
bessere Überprüfung der Vergabekriterien und mehr Kontrolle bei 
der Durchführung. Seit Anfang Juni touren wir durch Sachsen und 
werben bei Politik, Verbänden und Wirtschaft für dieses Anliegen. 
Gleichzeitig machen wir mit Straßenaktionen und Konferenzen auf 
das Thema aufmerksam – und erfahren von den Bürgerinnen und 
Bürgern große Unterstützung. Sie haben kein Verständnis dafür, 
dass mit der öffentlichen Auftragsvergabe die Lohndumping-Spirale 
weitergedreht wird. Die Menschen wissen: Niedriglöhne helfen 
nicht weiter. Wir werden also weiterhin Druck von unten aufbauen.    
www.billig-kommt-teurer.de

Der DGB Sachsen wirbt mit seiner Kampagne 
„Billig: Kommt Teurer“ für die Novellierung des 
Vergabegesetzes. Ralf Hron, Vorsitzender 
der DGB-Region Dresden-Oberes Elbtal, berich-
tet von den Aktionen in seiner Region.
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Leiharbeitskräfte in der chemischen 
Industrie erhalten ab November 
mehr Geld. „Das enorme Entgelt-
gefälle zwischen Stammbelegschaf-
ten und Leiharbeitnehmern wird ein 
kräftiges Stück abgetragen“, kom-
mentiert der IG BCE-Tarifpolitiker 
Peter Hausmann den neuen Vertrag, 
den die IG BCE gemeinsam mit dem 

I G  B C E

Leiharbeit wird besser bezahlt

I G B - U m f r a g e

Weltweite 
Zukunftsangst
Die Kürzungspolitik weltweit müsse 
sich ändern, fordert der DGB-Vorsit-
zende und Präsident des Internati-
onalen Gewerkschaftsbundes (IGB) 
Michael Sommer. Erstmals liegt eine 
internationale repräsentative Be-
fragung von Beschäftigten vor, die 
der IGB in 13 Ländern durchführen 
ließ. Das Ergebnis müsste die Politik 
aufhorchen lassen. So glauben 58 
Prozent der Befragten, dass sich 
ihr Land in die falsche Richtung 
bewege. Noch mehr, 67 Prozent, 
sind überzeugt, dass Banken und 
Finanzinstitutionen zu viel Einfluss 
auf die wirtschaftlichen Entschei-
dungen haben. Ebenso viele sind 
der Überzeugung, dass Wahlen 
keinen Einfluss auf die wirtschaft-
lichen Entscheidungen haben. 
Zudem sorgen sich die Menschen 
zunehmend um ihren Arbeitsplatz 
und die Familieneinkommen. 

Bundesarbeitgeberverband der 
Personaldienstleister (BAP) und 
dem Interessenverband Deutscher 
Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) aus-
gehandelt hat. Bereits im Dezember 
2011 hatten sich die Tarifparteien 
auf ein Grundsatzabkommen ver-
ständigt, diese Regelungen wurden 
jetzt konkretisiert.   •

V e r g a b e r e c h t

Berlin bleibt bei 
alter Regelung
Der DGB Berlin-Brandenburg pro-
testierte mit Erfolg: Die geplante 
Verschlechterung im Vergabege-
setz wird es nicht geben. Entgegen 
den Vorschlägen des Wirtschafts-
ausschusses (einblick 10/12) bleibt 
es bei der Lohnuntergrenze für 
Aufträge ab 500 Euro.   •

Könnten die Befragten selbst 
entscheiden, wären 66 Prozent für 
staatliche Investitionen zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, nur 24 
Prozent sind für einen Schuldenab-
bau zu Lasten der öffentlichen Aus-
gaben. Michael Sommer wünscht 
sich, dass die Bundesregierung die-
se Ergebnisse ernst nimmt: „Der ri-
gide Sparkurs der Bundesregierung 
ist nicht nur falsch, er hat auch 
keine Mehrheiten hinter sich.“   •
www.dgb.de/-/fHz

einblick 12/12

GEWERKSCHAFTEN

F i n a n z k r i s e

Wenig Hoffnung für Europas Jugend
Die Krise in Europa trifft die Jugendlichen in den Krisenländern besonders hart. 
Inzwischen sind in der EU über 5,5 Millionen Menschen unter 25 Jahren arbeitslos. 
In Italien, Portugal und Irland ist rund ein Drittel der Jugendlichen betroffen, in 
Griechenland und Spanien sind mehr als 50 Prozent ohne Job. einblick hat zwei 
junge GewerkschafterInnen gefragt, wie es in ihrem Land aussieht.

„Die Situation für junge Men-
schen in Irland ist schwierig. 
Viele verlassen das Land. Im 
Moment liegt die Jugendar-
beitslosigkeit bei 30 Prozent. 
Wir brauchen eine Strategie, 
damit die frühe Arbeitslo-
sigkeit nicht das gesamte 

Leben prägt. Die Regierung versucht derzeit, 
die jungen Menschen möglichst lange in der 
schulischen Ausbildung zu halten. Außerdem 
soll die Arbeitsvermittlung reformiert werden. 
Zusätzlich wurde ein Programm für Praktika 
aufgelegt. Da besteht jedoch die Gefahr, dass 
es zur Jobauslagerung missbraucht wird. Das 
muss genau beobachtet werden.“ 
Loraine Mulligan (30), SIPTU, Irland

„Die Lage der spanischen Jugend ist dramatisch. Die Ar-
beitslosenquote für junge Menschen von 16 bis 24 Jahren 
liegt bei 51 Prozent. Die Hälfte der jungen Beschäftigten 
hat nur einen Teilzeitjob und ein Viertel einen befristeten 

Vertrag, der läng-
stens sechs Monate 
läuft. Die Jugend-
lichen sind verzwei-
felt. Weniger Rechte, 
keine Arbeit, unbe-
zahlbare Unterkünf-
te, auch Bildung und 
Gesundheitsvorsorge 

haben sich verschlechtert. Für die Regierung hat aber die 
Reduzierung der öffentlichen Ausgaben absolute Priorität. 
Dies wird nicht zur wirtschaftlichen Erholung führen.“
Ignacio Doreste Hernández (31), CCOO, Spanien
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Mit Dumpinglöhnen 
und Werkverträgen 
hat sich die deutsche 

Schlachtindustrie vom Im- 
zum Exporteur entwickelt. 
Auf Kosten der Arbeitsplät-
ze in Deutschland und den 
Nachbarländern. Ein Min-
destlohn hätte das verhin-
dert, ist sich die NGG sicher.

Prominente Künst-
ler unterstützen die 
IG Metall bei ihrem 

Einsatz für den Erhalt des 
Bochumer Opel-Werks. Mit 
dabei sind die Schauspie-
ler Armin Rohde und Frank 
Goosen sowie der VfL Bo-
chum. Die IG Metall erwartet 
ein tragfähiges Zukunftskon-
zept und die notwendigen 
Investitionen vom Opel-Ma-
nagement.

IG BAU und der Zent-
ralverband Deutsches 
Baugewerbe (ZDB) 

fordern einen Ausbau des 
sozialen Wohnungsbaus. In 
Ballungszentren drohe Woh-
nungsnot, die auch Familien 
mit mittleren Einkommen 
betreffe. Die Verdrängung 
ins Umland verursache zu-
dem erhebliche ökologische 
Folgekosten.

Nur eine breit auf-
gestellte Hochschul-
landschaft garantiert 

exzellente Wissenschaft, 
betont ver.di anlässlich der 
zweiten Phase der Exzellenz-
initiative. Diese dürfe nicht 
von zentralen Problemen des 
Hochschulsystems ablenken: 
85 Prozent des wissenschaft-
lichen Personals sei nur 
befristet beschäftigt.

kurz&bündig
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Anzeige

Setzen Sie ein Zeichen,  
damit die UNO endlich strikte  
Kontrollen für den weltweiten  
Waffenhandel beschließt.  

Ihre Stimme rettet Leben.
www.amnesty.de/haendehoch 

Eine bessere Welt ist möglich
Zwei Tage lang diskutierten rund 900 VertreterInnen von 
Gewerkschaften, evangelischer Kirche und Naturschutz-
verbänden gemeinsam mit WissenschaftlerInnen und 
PolitikerInnen über Strategien zu mehr Nachhaltigkeit, 
Demokratie und einer gerechteren Gesellschaft. Vor 50 
Jahren wäre eine solche Tagung zu diesem Thema noch 
undenkbar gewesen, stellte der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer zu Beginn fest.

„Nachhaltig handeln, Wirtschaft 
neu gestalten, Demokratie stär-
ken“: Das war das Motto des Trans-
formationskongresses in Berlin, zu 
dem DGB, Deutscher Naturschutz-
ring und Einrichtungen der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland 

eingeladen hatten. Gewerkschafte-
rInnen und VertreterInnen von Kir-
che und Umweltbewegung waren 
sich einig, dass weltweit Ungleich-
heit und Ungerechtigkeit zuneh-
men – gerade auch in der Krise. Ziel 
des Kongresses war es, gemeinsam 
Strategien für mehr Gerechtigkeit 
und Nachhaltigkeit in sozialen wie 
in ökologischen Fragen zu entwi-
ckeln. Das bestehende Wirtschafts-
system, das den Planeten über sei-
ne Regenerationsfähigkeit hinaus 
ausbeutet und zwischen den Men-
schen extreme 
U n g l e i c h h e i t 
produziert, soll 
umgebaut, der 
Wachstumsbe-
griff neu defi-
niert werden. 
„Neoliberalis-

mus und Deregulierung können 
überwunden werden, wenn wir 
gemeinsam daran arbeiten, den 
Transformationsprozess in unserer 
Gesellschaft voranzutreiben und 
der demokratischen Politik endlich 
wieder den Primat über die Wirt-
schaft einzuräumen“, erklärte der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer. 

Konsens war in Berlin: Das Ziel 
der Umgestaltung von Wirtschaft 
und Gesellschaft muss auch mehr 
Demokratie und Generationenge-
rechtigkeit sein. Dazu werde die Ju-
gend gebraucht. „Junge Menschen 
werden diese Welt verändern, wir 
müssen sie dabei unterstützen. Die 
Jugend ist nicht die Zukunft, die Ju-
gend lebt jetzt – sie braucht unser 
Empowerment“, sagt Olav Fykse-
Tveit, Generalsekretär des Ökume-

nischen Rates 
der Kirchen.  Die 
Zusammenarbeit 
der drei großen 
ge se l l s cha f t -
lichen Gruppen 
soll fortgesetzt 
werden.   •

TRANSFORMATIONSKONGR

„Wenn Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft weiter-
machen wie bisher, werden 
sich die Krisensituationen 
ständig verstärken und wird 
die Krisenhaftigkeit dieser 
Form des Wirtschaftens im-
mer schneller, häufiger und 
heftiger zu Tage treten.“
Michael Sommer, DGB-Vorsitzender

 „Um mit Roosevelt zu spre-
chen: Wir haben ein Rendez-
vous mit dem Schicksal.“
Michael Müller, Vorsitzender der 
Naturfreunde Deutschland und 
Präsidiumsmitglied des Deutschen 
Naturschutzrings DNR

„Alle großen Worte müssen 
auch herunter gebrochen 
werden in konkrete Poli-
tik: Was heißt Würde des 
Menschen zum Beispiel für 
arme Menschen, für prekär 
Beschäftigte?“
Nikolaus Schneider, Vorsitzender 
des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD)
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Handlungsbedarf

* Seit 2011 leben sieben 

Milliarden Menschen auf der 

Erde.

* Offiziell leiden 925 Milli-

onen Menschen an Hunger, 

seriöse Schätzungen gehen 

von einer Milliarde hun-

gernder Menschen aus.

* Von den 2,8 Milliarden Er-

werbstätigen weltweit lebt 

jeder Zweite von weniger 

als einem Dollar (1,54 Euro).

* Rund eine Milliarde Men-

schen ist arbeitslos.

* 200 Millionen Kinder un-

ter 14 Jahren gehen täglich 

zur Arbeit statt zur Schule.

* Mehr als zwei Millionen 

Menschen sterben jährlich 

an den Folgen ihrer Arbeit.

* Der weltweite CO2-

Ausstoß ist 2010 um 5,8 

Prozent gestiegen.

* Über eine Milliarde Men-

schen ist ohne Strom.

* Rund eine Milliarde Men-

schen ist ohne ausreichende 

medizinische Versorgung.

Quelle: 
Vorträge von ReferentInnen des 
Transformationskongresses
Im Internet: 
www.transformationskongress.de
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Je größer die Ungleichheit in einer Gesellschaft ist, 
umso größer ist auch ihre Krisenanfälligkeit“, legte 
Prof. Richard Wilkinson, Gründer und Co-Direktor von 
Equality Trust, in seinem Eingangsreferat anhand von 
vielen Beispielen anschaulich dar. + + + „Ursache al-
len Übels ist die Ungleichheit zwischen Menschen“, 
stellte auch Prof. Dr. Brigitte Unger, Wissenschaftliche 
Direktorin des Wirtschafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Instituts (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 
fest. Es gelte daher vor allem, „Ungleichheiten zu 
vermindern“. Sie verwies dabei auf den griechischen 
Philosophen Aristoteles, der bereits im 4. Jh. v. Chr. 
proklamierte: „Kein Mensch soll zehnmal so viel ver-
dienen wie ein Anderer.“ Ein zentrales Problem insbe-
sondere in der aktuellen Eurokrise ist für Unger, dass 
wichtige politische Entscheidungen zunehmend von 
Expertengremien – vom Europäischen Gerichtshof 
bis zum EZB-Rat – gefällt würden. Sie forderte: Diese 
Gremien müssen sich öffentlich legitimieren.  + + + 
Mehr Demokratie wagen empfahl Gesine Schwan, 
Präsidentin der Humboldt-Viadrina School of Gover-
nance. Wer mehr Demokratie wagen wolle, müsse in 
die Vernunft der Bürgerinnen und Bürger vertrauen. In 
der gegenwärtigen Schuldenkrise in Europa glaubten 
viele Deutsche, dass sie Europa nicht mehr bräuchten. 
Die Krise lasse sich aber nur lösen „durch Solidarität 
– nicht nur in Deutschland, sondern in ganz Europa“. 
+ + + Wenn es um die Zukunft geht, ist vor allem auch 
die Meinung der Jugend gefragt. In kurzen Video-
Einspielfilmen vor jeder Diskussionsrunde gaben jun-
ge Menschen den Input. Sie antworteten auf Fragen 
wie: „Wie stellst du dir deine Zukunft vor? Was ist 
dein Beitrag dazu? Was müssten Politiker in Zukunft 
ändern?“ + + + In acht Workshops wurde inten-
siv über einzelne Aspekte einer nachhaltigen Zukunft 
diskutiert. Das Themenspektrum reichte dabei von der 
Energiewende und der Regulierung der Märkte über 
Innovationen und Technologiepolitik, Green Jobs, 
Mobilität für alle und der Welternährungssituation 
bis hin zu einer Demokratisierung der Wirtschaft und 

einem neuen globalen Gesellschaftsvertrag. + + + Der 
herkömmliche Wachstumsbegriff ist passé. Auch das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) sei heute kaum mehr 
geeignet, den Wohlstand einer Gesellschaft zu be-
schreiben, sagte Frank-Walter Steinmeier, Vorsitzender 
der SPD-Bundestagsfraktion. So würden die Kosten für 
die Reparatur von Umweltschäden das BIP erhöhen, 
obwohl sie die Lebensqualität stark beeinträchtigen. 
Nicht zuletzt deshalb habe die SPD gemeinsam mit 
den Grünen aufgrund der aktuellen Krisenerfahrungen 
die Enquetekommission des Bundestags „Wachstum, 
Wohlstand, Lebensqualität“ initiiert. + + + Claudia 
Roth, Vorsitzende von Bündnis 90 / Die Grünen, for-
derte einen neuen Gesellschaftsvertrag, getragen 
von einem breiten Bündnis für eine ökologisch-soziale 
Erneuerung der Gesellschaft: „Wir brauchen einen 
Green New Deal.“ + + + Der neue Bundesumweltmi-
nister Peter Altmaier (CDU) versprach, sich in seinem 
neuen Amt dafür stark zu machen, dass Themen wie 
Klimaschutz und nachhaltige Entwicklung den Stellen-
wert in der politischen Debatte bekommen, der ihnen 
zusteht. Von entscheidender Bedeutung sei dabei eine 
erfolgreiche Umsetzung der Energiewende. Wenn es 
Deutschland gelänge, in der Energiewende führen-
des, wettbewerbsfähiges Industrieland zu bleiben, 
die Arbeitsplätze zu erhalten und gleichzeitig auf ei-
ne ressourcenschonende, nachhaltige Volkswirtschaft 
umzusteigen, „dann wird das eine weltweite Ver-
änderungsdynamik auslösen, die dazu führt, dass 
auch andere dieses Modell übernehmen“. Um das 
zu erreichen, gehörten auch die Arbeitgeber mit ins 
Boot. Gemeinsam mit ihnen werde er bei der Rio+20-
Konferenz ein Papier zur Green Economy vorstellen.  
+ + + Eine rigide staatliche Sparpolitik ist keines-
falls „the world’s next economic top model“, stellte 
Prof. Dr. James K. Galbraith von der US-amerikanischen 
Universität in Austin (Texas) klar. Im Gegenteil: Gerade 
in wirtschaftlichen Krisenzeiten müssten Staaten mit 
Investitionen Impulse für ein qualitatives Wachs-
tum setzen.    •

ESS BERLIN 8./9. JUNI
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Fotos: DGB/Simone M. Neumann
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„Die Kommunistische Partei Chinas ist nach meiner 
Einschätzung ein ‚wohlmeinender Diktator‘, der das 
Richtige tut, weshalb ich es nicht schlimm finde, 
dass die Partei sich diese Macht nimmt.“

Jorgen Randers, Professor für Klimastrategie an der norwegischen Schule 
für Management, erklärte im „Tagesspiegel“ vom 17. Juni, wie er den 
Klimawandel gestaltet sehen möchte.

8

ENERGIEWENDE: Kritik an Bundesregierung groß

dieDGBgrafik

Die Zustimmung zur Energiewende 
ist hoch – in der Bevölkerung wie bei 
den Unternehmen. Aber nur 25 Pro-
zent der BürgerInnen und 13 Prozent 
der Unternehmen sind mit den Maß-
nahmen der Bundesregierung zufrie-
den. Das sind zentrale Ergebnisse des 
„Deutschen Energie-Kompass 2012“, 
einer repräsentativen Befragung durch 
TNS Infratest im Auftrag der IG BCE. 
Erneuerbare Energien werden umso 
besser bewertet, je größer ihre Effizi-
enz ist. Wasserkraft liegt vorn, gefolgt 
von Wind- und Solarenergie.
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Quelle: Deutscher Energie-Kompass 2012 – eine Untersuchung von TNS Infratest im Auftrag der IG BCE 
 

Anteil der Bevölkerung und der Unternehmen,
die die Entscheidung zur Energiewende bzw. 
die Maßnahmen der Bundesregierung dazu als 
sehr gut oder gut bewerten (in Prozent)

Akzeptanz-Index für Kraftwerke in der Bevölkerung 
und in den Unternehmen
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Schlusspunkt●

personalien
 ••• Michael Panteleit, 27, ist 
neuer Bundesjugendsekretär der 
IG BCE. Der gelernte Chemie-Labo-
rant war vorher Leiter der Jugend-
bildungsstätte in Kagel. Er folgt 
Kathy Hübner, 34, die neue IG 
BCE-Bezirksleiterin in Karlsruhe ist. 
 ••• Melanie Pallien, 22, ist 
neue Bundesjugendleiterin der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft (EVG). Sie wurde von der 
Bundesjugendkonferenz einstim-
mig gewählt. Ihr Stellvertreter ist 
Florian Witte, 26. 

IMPRESSUM                     einblick erscheint vierzehntäglich   Herausgeber: DGB   
Verlag: Graewis Verlag GmbH   GeschäftsführerInnen: Anne Graef, Dr. Peter Wilke   
Redaktion:  Anne Graef (verantw.), Sebastian Henneke, Lena Clausen   Redaktionelle 
Mitarbeit: Udo Böhlefeld, Birgit Böhret, Luis Ledesma, Tonio Pougin   Redaktionsan-
schrift: Wallstraße 60, 10179 Berlin, Tel. 030/308824-0, Fax 030/30882420, Internet: 
www.einblick.dgb.de, E-Mail: redaktion@einblick.info Anzeigen: Bettina Mützel, 
Tel. 030/859946-240, Fax 030/859946-100, E-Mail: bettina.muetzel@berlin.de   
Layout: zang.design    Infografik: Klaus Niesen   Druck und Vertrieb: PrintNetwork 
Berlin   Abonnements: Änderungen schriftlich an Redaktion einblick (Adresse s.o.)
Nachdruck frei für DGB und Gewerkschaften bei Quellenangabe und zwei Beleg-
exemplaren. Alle Anderen nur nach schriftlicher Genehmigung durch den Verlag. Nachdruck 
von namentlich gezeichneten Artikeln nur nach Genehmigung durch Verlag und Autor. 

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
14TAGE

25.6.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Was ist uns gute Pfle-
ge wert? Zum Stand der Pflegere-
form 2012/2013“, Frankfurt/Main

25.6.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung Sachsen-Anhalt, Veranstal-
tung „Rettungsschirme, Sparpakete 
oder Hebel – wie soll die Euroret-
tung funktionieren?“, Magdeburg

26.6.  DGB-Bezirk Ba-
den-Württemberg, Fachtagung 
„FrauenStärken: Novellierung des 
Chancengleichheitsgesetzes - For-
derungen und Realität“, Stuttgart

26.6.  DGB-Bezirk Hes-
sen-Thüringen, DGB-Mobilitäts-
konferenz „Erzwungene Mobilität? 
Betriebliches Mobilitätsmanage-
ment in der Region Frankfurt-

Rhein-Main“, Frankfurt / Main
26.6.  GEW, Fachtagung 

„Kita inklusiv?!“, Frankfurt / Main
28.6.  GdP und „Behör-

den Spiegel“, Polizeitage 2012: 
„Sicherheitsarchitektur im demo-
graphischen Wandel“, München

28.-29.6.  IG BCE, Fachta-
gung „Pharmastandort Deutsch-
land“, Berlin

29.6.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung Regensburg, Regensbur-
ger Gespräch „Das Neue Soziale 
Europa – Perspektiven für mehr 
Gerechtigkeit“, Regensburg

29.6.-1.7  v e r. d i - J u g e n d 
Rheinland-Pfalz und Saar, Som-
mercamp 2012, Hauenstein/Pfalz

29.6.-20.7  Fr iedr ich-Ebert-

Stiftung, Ausstellung „Demokratie 
stärken – Rechtsextremismus be-
kämpfen“, Göttingen

30.6.  DGB Sachsen-
Anhalt/Süd, Fachkonferenz „Gute 
Arbeit“, Halle/Saale

30.6.  DGB-Jugend Düs-
seldorf – Bergisch Land, Workshop 
„Nazis im WorldWideWeb“, Düs-
seldorf

3.7.  DGB-Bezirk Nieder-
sachsen – Bremen – Sachsen-An-
halt, Fachtagung „Zukunft gestal-
ten mit Bus und Bahn“, Hannover

4.7.  IG Metall Wolfs-
burg, 14. AngestelltenForum „Ta-
rifpolitik der Zukunft“, Wolfsburg

5.7.  GEW Bremen, Dis-
kussion „Wege in den Ruhestand“, 
Bremen

7.7.  DGB, IG Metall, ver.
di, Aktionsbündnis Gera, Aktions-
tag gegen Nazi-Rock-Festival „RfD 
2012 verhindern!“, Gera
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Z u z a h l u n g

Pflicht trotz fehlerhafter Behandlung
Eine fehlerhafte medizinische Behandlung im Rahmen stationä-

rer Leistungen zur medizinischen Rehabilitation befreit nicht von der
Pflicht, eine Zuzahlung zu leisten.

Der Fall: Die versicherte Frau beantragte Leistungen der medizi-
nischen Rehabilitation insbesondere wegen einer Schuppenflechte
an ihren Händen, die zu Beeinträchtigungen ihrer Tätigkeit als Kas-
siererin führte. Nach Bewilligung wurde die Maßnahme in einer
Nordseeklinik durchgeführt. Nach Durchführung forderte der Ren-
tenversicherungsträger für die stationäre Leistung zur medizinischen
Rehabilitation die Zuzahlung von 32 Tagen x 10 Euro, insgesamt al-
so 320 Euro. Die Frau weigerte sich zu zahlen. Sie begründete dies
damit, dass sie in der Klinik fehlerhaft behandelt worden sei. Die Be-
handlung der Schuppenflechte habe mittels Lichttherapie erfolgen
sollen. Dabei würden die befallenen Hautpartien einer täglich länger
anhaltenden Bestrahlung ausgesetzt. Bereits anfangs habe sie die
zuständige Betreuerin darauf hingewiesen, dass die Bestrahlung zu
heiß sei und sie Schmerzen sowie ein „Bizzeln“ an den Handflächen
verspüre. Die Betreuerin sei darauf jedoch nicht eingegangen. Als sie
die Verbrennungen an den Händen dem Arzt gezeigt habe, habe die-
ser sofort die Absetzung der Lichttherapie und die Behandlung der
Verbrennungen angeordnet. Dadurch sei sie zu einem längeren Auf-
enthalt in der Klinik gezwungen gewesen. Die Klage gegen das Zu-
zahlungsverlangen hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht: Bei der Zuzahlungspflicht handelt es sich um
eine selbstständige, dem Versicherungsträger gegenüber bestehende
gesetzliche Zahlungspflicht. Es handelt sich um eine besondere Art
der Kostenbeteiligung, mit der der Versicherte Vorteile ausgleichen
soll, die ihm durch die gewährte Sachleistung erwachsen. Während
der stationären Heilbehandlung erfährt der Versicherte eine Erspar-
nis von Aufwendungen für seine häusliche Lebenshaltung. Diese Ver-
mögensmehrung wird pauschal durch den Zuzahlungsanspruch ab-
geschöpft.

B e r u f s k r a n k h e i t e n

Hautkrebs bei Dachdeckern zählt dazu
Die Vorstufe von bösartigen Veränderungen der Haut, durch Son-

neneinstrahlung verursacht, ist als Berufskrankheit anzuerkennen. 
Der Fall: Der Dachdecker war während seines Erwerbslebens

rund vierzig Jahre lang auf Dächern der Sonneneinstrahlung ausge-
setzt. Als sich bei ihm bösartige Veränderungen der Kopfhaut gebil-
det hatten, beantragte er die Anerkennung der Krankheit als Berufs-
krankheit. Die Berufsgenossenschaft lehnte den Antrag ab: Im Kata-
log der Berufskrankheiten-Verordnung fehle bislang eine entspre-
chende Berufskrankheit. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Sozialgericht: Es bestehen keine Zweifel an dem ursächli-
chen Zusammenhang zwischen Sonneneinstrahlung und bösartigen
Hautveränderungen. 

Im konkreten Fall sind die Voraussetzungen eines Ausnahmetat-
bestands erfüllt, der die Anerkennung von Erkrankungen ermöglich,
die nicht ausdrücklich in die Berufskrankheiten-Verordnung aufge-
nommen sind: „Wie-Berufskrankheiten“.

F a h r t k o s t e n

Auch Weg zur Uni ist voll abzugsfähig
Fahrtkosten zur Universität oder Bildungseinrichtung können in

voller Höhe bei der Steuer als Werbungskosten abgesetzt werden.
Denn die Universität ist nicht als regelmäßige Arbeitsstätte anzuse-
hen, auch wenn diese häufig über einen längeren Zeitraum hinweg
zum Zwecke eines Vollzeitstudiums aufgesucht wird. 
Die Aufwendungen für solche Dienstreisen können allerdings nur
dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn die Kosten auch
tatsächlich angefallen sind.

G e s e t z l i c h e  K r a n k e n v e r s i c h e r u n g

Fettabsaugung wird nicht übernommen
Die Krankenkasse ist nicht verpflichtet, die Kosten für eine Fett-

absaugung zur Behandlung von Lipödemen zu übernehmen.

S e n i o r e n h e i m

Aufsicht ist ernst zu nehmen
Besteht bei der Bewohnerin eines Altenheimes eine erhöhte

Sturzgefährdung, so muss das Altenheim alles tun, um einen Sturz zu
vermeiden. Verletzt es seine Aufsichts- und Betreuungspflicht und er-
leidet die Bewohnerin dadurch einen Schaden, so ist das Heim zum
Schadensersatz verpflichtet. 

A n h ö r u n g  d e s  B e t r i e b s r a t s

Sozialauswahl ist wichtig
Zur ordnungsgemäßen Anhörung des Betriebsrats zu einer beab-

sichtigten Kündigung gehört die Mitteilung der Gründe, warum ein-
zelne Arbeitnehmer aus der Sozialauswahl herausgenommen wor-
den sind.

K i n d e r g e l d

Nicht immer bei Au-pair-Aufenhalt 
Für volljährige Kinder wird Kindergeld unter anderem dann ge-

zahlt, wenn sie für einen Beruf ausgebildet werden. Sprachaufent-
halte im Rahmen eines Au-pair-Verhältnisses im Ausland sind
grundsätzlich nur dann als Berufsausbildung anzusehen, wenn sie
von einem durchschnittlich mindestens zehn Wochenstunden umfas-
senden theoretisch-systematischen Sprachunterricht begleitet wer-
den. 

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Sozialgericht Fulda, 
Urteil vom 20. April 2012 - S 1 R 61/11

Sozialgericht Aachen, 
Urteil vom 16. März 2012 - S 6 U 63/10

Oberlandesgericht Düsseldorf, 
Urteil vom 17. Januar 2012 - 24 U 78/11

Landesarbeitsgericht Nürnberg, 
Urteil vom 10. Februar 2012 - 8 Sa 342/11

Bundesfinanzhof, 
Urteile vom 9. Februar 2012 - VI R 42/11 und VI R 44/10

Sozialgericht Mainz, 
Urteil vom 23. April 2012 - S 14 KR 143/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 12/12
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Bundesfinanzhof, 
Urteil vom 15. März 2012 - III R 58/08 
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Ein Kurswechsel sieht anders aus
Maßnahmen für mehr Wachstum 
und Beschäftigung, zaghafte Locke-
rungen des Sparzwangs für die 
Krisenländer und eine schnellere 
und flexiblere Sanierung europä-
ischer Banken: Der Euro-Gipfel 
Ende Juni in Brüssel hat erste Kurs-
korrekturen an der europäischen 
Krisenpolitik vorgenommen. Ein 
Kurswechsel ist das aus Sicht der 
Gewerkschaften noch nicht. „Der 
Europäische Rat bleibt weit hin-
ter den notwendigen Maßnah-
men zurück“, kritisiert Annelie 
Bunten bach, im DGB-Vorstand für 
Europa politik zuständig. 

Zudem zeige sich erneut: Das 
Europa der 27 ist in wesentlichen 
Fragen nicht mehr handlungsfähig 
und greift als Notlösung auf zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen 
zurück. „Das gefährdet mehr und 
mehr die Demokratie, weil das EU-
Parlament (EP) außen vor bleibt“, 
so Buntenbach. Es sei ein Skandal, 
dass der EU-Rat das EP bei der 
Ausgestaltung der künftigen Wirt-
schafts- und Währungsunion nicht 
miteinbezieht. „Das ist genauso 
inakzeptabel wie die schlechte 
Information der nationalen Par-
lamente und die mit dem Fiskal-
pakt verbundenen Eingriffe in das 

Wachstumspakt 
gelingt, bezweifelt 
Claus Matecki, im 
DGB-Vorstand für 
Wirtschaftspolitik 
zuständig: Das 
Paket bestehe im 
Wesentlichen aus 
Lu f tbuchungen 
und werde der 
e inb rechenden 
Konjunktur in Eu-
ropa kaum helfen. 
Sollte der Fiskal-
pakt  kommen, 

werde der erhöhte Spardruck die 
Wachstumsförderung „im Keim 
ersticken“. Matecki resümiert: „Die 
Beschlüsse retten Europa nicht. Es 
ist höchste Zeit für einen wirklich 
anderen Kurs in der Anti-Krisen-
politik. Wir brauchen sofort wirk-
same Instrumente, um die Zinsen 
auf Staatsanleihen dauerhaft zu 
senken. Das geht nur mit einer un-
befristeten, umfänglichen Garantie 
der Staatsschulden durch die EZB.“

Auch wenn Bundestag und 
Bundesrat mit Zweidrittelmehrheit 
dem Fiskalpakt und dem dauer-
haften Euro-Rettungsschirm ESM 
zugestimmt haben, ist noch nicht 
entschieden, ob Deutschland den 
Pakt ratifizieren wird. Bereits in 
der zweiten Juli-Woche beschäftigt 
sich das Bundesverfassungsgericht 
mit ersten Klagen dagegen. Trotz 
aller Kritik sei aber wichtig gewe-
sen, sagt Michael Sommer, dass 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
ihre Zustimmung an Bedingungen 
wie der Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer geknüpft ha-
ben. Er fordert: „Die muss jetzt 
kommen, die Kanzlerin darf nicht 
einknicken.“   •

+ Brigitte Pothmer (MdB 
Bündnis90/Die Grünen) 

fordert eine Umschulungsga-
rantie für ehemalige Schlecker-
Beschäftigte. Nach großspu-
rigen Ankündigungen sei Ar-
beitsministerin von der Leyen 
verpflichtet, die Schlecker-
Frauen zu unterstützen.

- Die Rentenkassen 
seien nicht dazu da, 

„Milliarden zu horten“, 
begründete FDP-Generalse-
kretär Patrick Döring den 
Willen der Regierung im 
kommenden Jahr die 
Rentenbeiträge von 19,6 
auf 19 Prozent zu senken.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.dgb.de/-/fu9
DGB-Infoportal zu einer 

Fachtagung von Friedrich-
Ebert-Stiftung und DGB 

zum Thema Niedriglohn-
sektor mit aktuellen 

Fakten, Daten und 
Statements

Hintergrund

www.dgb.de/-/fyW
Stellungnahmen, 
Statements und 

Informationen des DGB 
zum EU-Fiskalpakt

Königsrecht des Bundestages, die 
Haushaltskompetenz.”

„Es geht jetzt vor allem um die 
demokratische und soziale Stabili-
sierung der EU und der Mitgliedstaa-
ten“, betont der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer. Die Handlungs-
fähigkeit des Sozialstaates müsse 
erhalten und gestärkt werden. 
Deshalb sei es wichtig, dass tat-
sächlich massiv in mehr Wachstum 
investiert werde. Ob das mit dem 
auf dem EU-Gipfel beschlossenen 
130 Milliarden Euro schweren 

Die Gewerkschaften bleiben bei ih-
rer Kritik am Fiskalpakt: Der rigide 
Sparzwang gefährdet Wachstum 
und Beschäftigung und verschärft 
die Krise, statt sie zu lösen.
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Quelle: OECD, IMK , Hans-Böckler-Stiftung
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Sparen kostet Wachstum 
     Veränderung der Wirtschaftsleistung, Prognose der 
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Mehr Perspektive 
Viele Auszubildende im letzten 

Ausbildungsjahr wissen noch 

nicht, wie es nach der Ab-

schlussprüfung weitergeht. 

Die Gewerkschaften machen 

Druck und kämpfen für 

Übernahmeregelungen
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Ungleiche Bedingungen
Der Bildungsbericht der Bun-

desregierung zeigt einmal 

mehr: In Deutschland gibt es 

zu wenig Unterstützung für 

Kinder und Jugendliche aus 

bildungsfernen Schichten
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Vorreiter gesucht
Um in Sachen nachhaltige 

Entwicklung voranzukommen, 

braucht es Vorbilder. Das for-

dert DGB-Vorstand Dietmar 

Hexel in seiner Rio+20-Bilanz
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Beschäftigte 
zweiter Klasse
„Der Grundsatz der Gleichbehand-
lung bei den Arbeits- und Entloh-
nungsbedingungen muss auch für 
Saisonarbeitskräfte und konzern-
intern entsandte oder verliehene 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer gelten.“ Das hat DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Buntenbach 
am 25. Juni anlässlich der Anhörung 
im Bundestags-Innenausschuss 
über EU-Richtlinienvorschläge zur 
konzerninternen Entsendung und 
zur Saisonarbeit gefordert. Erste-
re würde es ermöglichen, dass 
multinationale Unternehmen Mit-
arbeiterInnen aus Drittstaaten zu 
deutlich schlechteren Bedingungen 
in ihren EU-Niederlassungen arbei-
ten lassen können. Der Entwurf der 
Richtlinie stehe „in drastischem 
Widerspruch“ zum Diskriminie-
rungsverbot der EU, kritisierte der 
IG BAU-Europarechtsexperte Frank 

I M K

Konjunktur 
flaut ab
Das Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturforschung (IMK) in 
der Hans-Böckler-Stiftung hat seine 
Konjunkturprognose für 2012 und 
2013 aktualisiert. Nach der kräf-
tigen Exportnachfrage im ersten 
Quartal erhöhten die ForscherInnen 
ihre Wachstumsprognose für 2012 
um 0,6 Prozent. Zu einer Stütze 
der deutschen Wirtschaft sei die 
Binnennachfrage geworden, sagt 
Gustav A. Horn, wissenschaftlicher 

Schmidt-Hullmann als Sachver-
ständiger im Ausschuss. „Die Be-
troffenen werden zu Beschäftigten 
zweiter Klasse“, so Hullmann. 
Gleichzeitig erhöhe sich der Druck 
auf die hiesigen Beschäftigten.

Nicht minder fatal würde die 
Saisonarbeitsrichtlinie wirken, 
sollte sie in der vorliegenden Fas-
sung in Kraft treten. So könnten 
zum Beispiel auch Fast-Food-Ketten 
Saisonarbeitskräfte zu schlechteren 
Lohn- und Arbeitsbedingungen 
einsetzen – lediglich gesetzlich ver-
ankerte Mindeststandards sollen in 
beiden Richtlinien verbindlich sein. 
Während die SPD eine „sozial ge-
rechte Gestaltung“ und die Grünen 
eine grundlegende Überarbeitung 
fordern, lehnt die Linke beide Richt-
linien in Gänze ab. Dagegen ist von 
der Bundesregierung keine Kritik 
an den EU-Entwürfen zu verneh-
men. „Die Bundesregierung fördert 
mit ihrer Position zu den Richtlinien 
Lohn- und Sozialdumping“, sagt 
Annelie Buntenbach.    •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

E U - K o m m i s s i o n

Bessere Regeln 
für Praktika
Die Forderung des DGB, die Bedin-
gungen für Praktika gesetzlich zu 
regeln, erhält jetzt Unterstützung 
aus Europa. Die EU-Kommission 
will einheitliche Qualitätsstandards 
festlegen. Vorab ließ die Kommissi-
on die Situation der Praktikanten 
in den Ländern prüfen. Das Ergeb-
nis: In allen Mitgliedstaaten gehö-
ren geringe Bezahlung und eine 
schlechte soziale Absicherung zu 
den Problemen. Ebenso wird kriti-
siert, dass PraktikantInnen häufig 
regulär Beschäftigte ersetzen. Da 
die Kommission davon überzeugt 
ist, dass gute Praktika angesichts 
der in vielen Staaten hohen Ju-
gendarbeitslosigkeit ein Weg in re-
guläre Beschäftigung sein können, 
sollen nun die Standards angeho-
ben werden.   •
www.bit.ly/EUPraktika

P f l e g e r e f o r m

„Politische 
Irreführung“
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach hat das beschlossene 
Pflege-Neuausrichtungsgesetz 
scharf kritisiert: „Bundesgesund-
heitsminister Bahr ist allen Heraus-
forderungen aus dem Weg gegan-
gen und hat die Probleme auf den 
Sankt-Nimmerleins-Tag verscho-
ben.“ Nach dem Gesetz gibt es 
monatlich fünf Euro Förderung vom 
Staat für eine private Pflegezusatz-
versicherung. Übrig bleibe mit der 
Fünf-Euro-Förderung ein ‚Pflege-
Bahr’, der seinen Platz im Kurio-
sitätenkabinett der Zeitgeschichte 
finden dürfte. Der Reform-Begriff 
sei schon oft missbraucht worden, 
so Buntenbach. „Das Pflege-Neu-
ausrichtungsgesetz hat allerdings 
die Chance, es auf Anhieb in die 
Top Ten der politischen Irreführung 
zu schaffen.“   •

B ü r g e r b e t e i l i g u n g

Mehr Mitsprache 
erwünscht
Bei Großprojekten sollte die Bür-
gerbeteiligung ausgebaut werden. 
Das war die übereinstimmende 
Meinung der Sachverständigen bei 
einer Anhörung im Ausschuss für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
im Bundestag. Die SPD-Fraktion 
hatte einen Antrag eingebracht, 
der unter anderem eine Beteiligung 
schon vor der Eröffnung des Ver-
fahrens fordert. Darüber hinaus will 
die SPD beschleunigte Planfeststel-
lungsverfahren. Tilmann Heuser 
vom Bund für Umwelt und Natur-
schutz (BUND) erwartet nicht nur 
ein Mehr an Mitsprache, sondern 
vor allem auch eine „offene Be-
darfs- und Alternativprüfung“.   •

M i e t r e c h t s ä n d e r u n g

DGB kritisiert 
Schwarz-Gelb
Die Bundesregierung hat Ende 
Mai einen Entwurf zur Änderung 
des Mietrechts verabschiedet. Da-
rin ist unter anderem vorgesehen: 
MieterInnen sollen künftig in den 
ersten drei Monaten, in denen Sa-
nierungsmaßnahmen stattfinden, 
kein Recht auf Mietminderung ha-
ben, wenn ihre Wohnung energe-
tisch saniert wird. „Trotz Baulärm, 
Schmutz und Einrüstung soll der 
Mieter den vollen Mietpreis zah-
len“, kritisiert DGB-Vorstandsmit-
glied Claus Matecki. Dadurch wer-
de der Abbau von Mieterrechten 
vorangetrieben. Angesichts von 
knapp 50 Millionen MieterInnen 
in Deutschland sei das eine Politik 
gegen die Interessen der Mehrheit. 

Matecki fordert: „Statt am be-
währten sozialen Mietrecht rumzu-
doktern, solle die Bundesregierung 
die Länder beim sozialen Woh-
nungsbau unterstützen, um stei-
gende Mieten in Ballungszentren 
wirksam zu bekämpfen.” Und er 
fügt an: „Klimaziele erreicht man 
nicht durch den Abbau von Mie-
terrechten, sondern durch massive 
Förderungen und Investitionen in 
den energetischen und altersge-
rechten Umbau des Wohnungsbe-
standes.“   •

Direktor des IMK. Ursache sei die 
Trendwende bei den Einkommen. 
Die höheren Lohnabschlüsse 
führten zu mehr privatem Konsum. 
Für 2013 senkte das IMK seine 
Prognose hingegen um 0,3 Pro-
zent. Durch den erwarteten leich-
ten Anstieg der Arbeitslosigkeit und 
der Rezession im Euro-Raum sei für 
Deutschland eine Stagnation zu er-
warten. Aufgrund seiner relativ gu-
ten wirtschaftlichen Stellung in Eu-
ropa müsse Deutschland dennoch 
„die Rolle eines Wachstumsmotors 
im Euroraum“ übernehmen, so der 
IMK-Report.   •
www.bit.ly/IMK_Report

POLITIK AKTUELL

Die Politik könnte auf eine bessere 
Unterstützung der BürgerInnen zäh-
len – wenn es mehr Mitsprache gäbe.
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Quelle: Studie Forsa/SAS 2011
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Einfluss auf politische Entscheidung 
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Eine im März und April durchge-
führte Befragung von rund 1400 
Auszubildenden durch die DGB-
Jugend liefert ein ernüchterndes Er-
gebnis: Ein Viertel der Azubis weiß, 
dass sie nach der Ausbildung nicht 
übernommen werden. Weitere 32 

Prozent haben noch keine Informa-
tion, ob sie nach der bestandenen 
Abschlussprüfung weiterbeschäf-
tigt werden. Nur 43 Prozent der 
Befragten gaben an, übernommen 
zu werden. Die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
fordert: „Junge Menschen brau-
chen Perspektiven und die Chance 
auf einen gelungenen Übergang 
von der Ausbildung in eine regu-
läre und fair bezahlte Erwerbstätig-
keit.“ Die unbefristete Übernahme 
der Auszubildenden wäre ein wich-
tiges Signal, dass die Unternehmen 
es mit der Fachkräftesicherung 
ernst meinen, betont Sehrbrock. 

Die Gewerkschaften machen 
Druck, zum Beispiel die IG Metall. 
Mit dem Tarifabschluss in der Me-
tall- und Elektroindustrie konnte 

ein grundsätzliches Recht auf un-
befristete Übernahme für Auszu-
bildende festgeschrieben werden. 
Betriebsräte sind in Sachen Aus-
bildung und Übernahme gestärkt 
worden. Im Rahmen der Personal-
planung beraten diese künftig mit 
den Arbeitgebern. Es gilt: Ist vor 
Beginn der Ausbildung der Bedarf 
festgelegt worden, haben die Azu-
bis Anspruch auf unbefristete Über-
nahme. Der Zweite Vorsitzende der 
IG Metall Detlef Wetzel begrüßt den 
Tariferfolg: „Mit der Vereinbarung 
für die gesamte Branche haben wir 
ein deutliches Zeichen gesetzt, um 
jungen Menschen eine planbare 
und faire Perspektive zu sichern.“

Auch ver.di hat für die rund 
87 000 Auszubildenden im öf-
fentlichen Dienst bei Bund und 
Kommunen eine unbefristete 
Übernahme bei bedarfsgerechter 
Ausbildung durchgesetzt. Holm-
Andreas Sieradzki, Jugendsekretär 
beim ver.di-Bundesvorstand und 
Mitglied in der Jugendtarifkom-
mission für den öffentlichen Dienst, 
erklärt: „Zum ersten Mal haben wir 
so die unbefristete Übernahme für 
alle nach Bedarf Ausgebildeten ta-
rifvertraglich festgeschrieben.“ Im 
Detail sieht die Regelung zunächst 
eine Übernahme für zwölf Monate 
vor. Erhält der oder die Auszubil-
dende in dieser Zeit keine recht-
mäßige Abmahnung, wird er oder 
sie in ein unbefristetes Arbeitsver-
hältnis übernommen. 

Die IG BCE-Jugend setzt auf der 
einen Seite auf sozialpartnerschaft-
liche Regelungen, beispielsweise 
in der chemischen Industrie, wo 
Arbeitgeber und IG BCE gemein-
sam eine Übernahmeempfehlung 
ausgesprochen haben. Auf der an-
deren Seite will sie mit ihrer Kam-
pagne „Unser Einsatz für deine 

Übernahme“ betriebliche Akteure 
dazu anleiten, Lösungen im Be-
trieb zu finden. Der IG BCE-Bun-
desjugendsekretär Michael Pante-
leit kündigt an: „Darüber hinaus 
werden zukünftig unsere ‚Runden 
Tische für Ausbildungsfragen‘ zu 
regionalen Plattformen, um nicht 
übernommene Facharbeiter in an-
dere Betriebe zu vermitteln.“

In der Nahrungsmittelindustrie 
hat die NGG ebenfalls tarifvertrag-
liche Lösungen mit den Arbeitge-
bern ausgehandelt. So gibt es in 
der Brauereiwirtschaft, in der Brot- 
und Fleischwarenindustrie und in 
der Milchwirtschaft Flächentarif-
verträge, die die Übernahme re-
geln. Einige große Unternehmen 
haben Haustarifverträge mit der 
NGG abgeschlossen – beispiels-
weise Coca-Cola. Dort werden die 
Auszubildenden unbefristet über-
nommen. Der NGG-Vorsitzende 
Franz-Josef Möllenberg kommen-
tiert: „Die klugen Industrieunter-
nehmen erfüllen unsere Forderung 
nach unbefristeter Übernahme der 
Auszubildenden, weil sie wissen, 
dass sie übermorgen keine quali-
fizierten Fachkräfte bekommen.“

Auch die IG BAU kämpft für 
ihre jungen Mitglieder. Das zeigt 
der aktuelle Tarifabschluss für 
die Steine-Erden-Industrie in 
Baden-Württemberg. Dort kann 
nun mit Betriebsvereinbarungen 
die Übernahme gestaltet werden. 
Zudem gibt es Haustarifverträge, 
wie etwa bei Xervon, einem In-
standhaltungsunternehmen für 
Industrieanlagen. Der IG BAU-
Bundesjugendsekretär Christian 
Beck betont, dass die IG BAU sich 
auch weiterhin für gute Übernah-
mechancen einsetzt, etwa aktuell 
bei den Tarifverhandlungen im 
Maler- und Lackiererhandwerk.   •

Ü b e r n a h m e s i t u a t i o n

Einsatz für mehr Perspektive
Eine Studie der DGB-Jugend zeigt: Trotz Klagen über den Fachkräftemangel haben 
viele Unternehmen scheinbar keine Nachwuchssorgen. Denn über die Hälfte der 
Auszubildenden im letzten Ausbildungsjahr hat noch keine Übernahmezusage. 
Doch die Gewerkschaften machen Druck.

einblick 13/12

GEWERKSCHAFTEN
Anhaltende 
Probleme

Der Ausbildungsstellen-

markt im Juni zeigt zwar 

positive Entwicklungen, 

doch die Situation bleibt für 

BewerberInnen weiterhin 

angespannt, warnt die 

DGB-Jugend. 

Die Zahlen für den Monat 

Juni der Bundesagentur für 

Arbeit (BA) zeigen: Noch im-

mer suchen deutschlandweit 

220 966 junge Menschen 

einen Ausbildungsplatz. 

Demgegenüber stehen 

176 296 unbesetzte Stellen. 

Zudem zählt die BA 41 415 

BewerberInnen als versorgt, 

obwohl sie ausdrücklich 

weiterhin einen Ausbil-

dungsplatz suchen. 

Die DGB-Jugend kritisiert, 

dass immer noch viele junge 

Menschen in das so genann-

te Übergangssystem vermit-

telt werden – im Jahr 2011 

waren das rund 294 000. Die 

meisten von ihnen benöti-

gen einen Ausbildungsplatz 

und keine Maßnahme, so die 

DGB-Jugend. Noch immer 

haben 1,5 Millionen junge 

Menschen zwischen 20 und 

29 Jahren keinen qualifi-

zierten Berufsabschluss – 

das sind 17 Prozent der 

Altersgruppe. 

Weitere Infos der DGB-Jugend 
zum Ausbildungsmarkt:
www.bit.ly/dgb_jugend_ausb 

➜

Die Befragung der DGB Jugend 
zeigt: Viele Azubis wissen im letz-
ten Ausbildungsjahr nicht, wie es 
weitergeht.
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Quelle: DGB-Jugend 2012
* Befragung im März und April 2012
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Über die Hälfte 
ohne Zusage 
Angaben von Auszubildenden im 
letzten Ausbildungsjahr zur 
Übernahmesituation* (in Prozent)
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Gewerkschafts-
rechte weltweit
Auch 2011 lebten Gewerkschaf-
terInnen überall auf der Welt ge-
fährlich. Das ist das Fazit des jähr-
lichen Berichts des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes (IGB) über 
die Verletzungen von Gewerk-
schaftsrechten in 143 Ländern. 
Wer für seine Rechte eintritt, muss 
mit Entlassung und Verhaftung 
rechnen, oft ist das eigene Leben 

K l i m a s c h u t z

Nachhaltiger 
Kongress
Alle reden von nachhaltigem Klima-
schutz – beim Transformationskon-
gress des DGB und seiner Partner 
wurde nicht nur darüber debat-
tiert, Nachhaltigkeit wurde auch 
durch die finanzielle Kompensation 
der entstandenen Treibhausgase-
missionen umgesetzt. Insgesamt 
verursachten An- und Abreise der 

in Gefahr. Besonders unsicher für 
GewerkschafterInnen ist weiter-
hin Kolumbien: Hier wurden 29 
GewerkschafterInnen ermordet. 
Weltweit bezahlten 76 Gewerk-
schafterInnen ihr Engagement mit 
ihrem Leben. Globale Trends wie 
die Missachtung von Arbeitsgeset-
zen sowie mangelnde Aufsichts- 
und Schutzsysteme haben sich 
auch im letzten Jahr fortgesetzt. 
WanderarbeiterInnen, weibliche 
Arbeitskräfte und Hausangestellte 
sind besonders von Ausbeutung 
betroffen.

Teilnehmenden, Energieverbrauch 
am Tagungsort sowie Catering und 
Druckerzeugnisse etwa 72 Tonnen 
CO2. Davon entfielen rund drei 
Viertel auf die An- und Abreise, die 
Druck erzeugnisse verursachten mit 
0,1 Prozent den geringsten Anteil. 
Der Ausgleichsbetrag von insgesamt 
1660 Euro ging an die Klima-Kol-
lekte, die Klimaschutzprojekte wie 
Biogasanlagen und Solarlampen in 
Indien oder energieeffizientes Ko-
chen in Südafrika fördert.   •
www.klima-kollekte.de

Auch der aktuelle Bericht von 
Amnesty International zur welt-
weiten Lage der Menschenrechte 
(Fischer Verlag, 14,99 Euro) zeigt 
die Verfolgung von Gewerkschaf-
terInnen weltweit. So wurde im 
Tschad Boukar Barka, General-
sekretär des nationalen Gewerk-
schaftsbundes, mehrfach wegen 
angeblicher Veruntreuung und Pro-
vokation verhaftet, nachdem er und 
seine Gewerkschaft Beschäftigte ei-
ner Öl-Firma unterstützt hatten.   •
www.survey.ituc-csi.org

www.bit.ly/ai-report2012

v e r . d i - J u g e n d

Gegen rechte 
Presse
Gegen rechte Propaganda am 
Zeitungskiosk wehrt sich die ver.
di-Jugend mit der Arbeitshilfe 
„Aktiv gegen extrem rechte Zei-
tungen“. Für sie ist es untragbar, 
dass extrem rechte Publikationen 
wie „Junge Freiheit” und „Na-
tional-Zeitung” im Kiosk an der 
Ecke gekauft werden können. Die 
Arbeitshilfe klärt über diese Print-
medien und ihre Funktion in der 
Szene auf. Sie kann als E-Book im 
Internet kos tenlos heruntergeladen 
werden. Auf 23 Seiten wird Hinter-
grundwissen vermittelt. Dazu gibt 
es Handlungshinweise und Tipps 
für Aktionen vor Ort, zum Beispiel 
gegen die Verteilung von rechten 
Publikationen auf dem Schulhof.   •
www.bit.ly/verdi_ebook

R a t g e b e r

Arbeitslos – 
was nun?
Wer zum ersten Mal arbeitslos wird, 
hat viele Fragen und Sorgen. Hilfe 
und Rat bietet die Koordinierungs-
stelle gewerkschaftlicher Arbeits-
losengruppen mit der Broschüre 
„Erste Hilfe bei (bevorstehender) 
Arbeitslosigkeit“. Was müssen Ar-
beitnehmerInnen beachten, wenn 
sie die Kündigung erhalten? Wel-
che Rechte und Pflichten haben sie 
gegenüber der Bundesagentur für 
Arbeit? Der Ratgeber erklärt unter 
anderem, was es mit Zumutbar-
keitsregeln und Sperrzeiten auf sich 
hat. Zudem gibt er Hilfestellung bei 
der Suche nach einem neuen Job. 
Die Broschüre kann im Internet für 
1,80 Euro zzgl. Porto bestellt wer-
den.   •
www.bit.ly/ratg_arbeitslos

B e t r i e b s r ä t e t a g  2 0 1 2

Gute Praxis
Zum Deutschen Betriebsrätetag 
2012 treffen sich am 24. /25. Okto-
ber zahlreiche Betriebsräte in Bonn, 
um sich über gute Praxis in der 
betrieblichen Mitbestimmung aus-
zutauschen und Netzwerke zu bil-
den. Höhepunkt der Veranstaltung 
ist die Verleihung des Deutschen 
Betriebsräte-Preises 2012.   •
www.betriebsraetetag.de

D G B - M o t i v k a r t e n

Vorurteile 
ausräumen
Im Rahmen der Euro- und Finanz-
krise häufen sich – besonders in 
einigen deutschen Medien – die 
Klischees und Vorurteile über 
Griechenland. Damit will der DGB 
Berlin-Brandenburg mit Motivkar-
ten aufräumen. „Es geht uns um 
Solidarität mit der griechischen 
Bevölkerung, die die meisten Op-
fer in dieser Krise bringen muss“, 
erklärt die Bezirksvorsitzende Doro 
Zinke. Die acht Karten setzen sich 
mit Sprüchen wie „Die Griechen 
zahlen keine Steuern“ oder „Die 
Griechen sind faul“ auseinander 
und entkräften sie. Es sei unver-
antwortlich, den schwarzen Peter 
den ArbeitnehmerInnen und sozi-
al Schwachen zuzuschieben, sagt 
Doro Zinke. Vielmehr seien es die 
Superreichen in Griechenland, die 
Steuerflucht betrieben und in den 
letzten Jahren geschätzte 600 Mil-
liarden Euro ins Ausland geschafft 
hätten.   •
www.berlin-brandenburg.dgb.de/-/fd6

PROJEKTE UND PARTNER

••• Im Rahmen des Projekts 
„Schreibend die Arbeits- 
und Lebenswelt erfahren“ 
von DGB-Jugend München und 
P.E.N. Zentrum Deutschland haben 
acht Schulklassen gemeinsam mit 

AutorInnen 
Geschichten 
e n t w i c ke l t 
und geschrie-
b e n .  D i e 
SchülerInnen 
von Berufs-, 
Haupt- und 
Förderschu-
len lernten, 

der Phantasie freien Lauf zu las-
sen und einen Text zu entwerfen. 
Das Ergebnis ist nun in Buchform 
erschienen. „Klasse Geschichten. 
Schüler und Schriftsteller schreiben 
gemeinsam eine Geschichte“ kann 

für 10 Euro bei der DGB-Jugend 
München bestellt werden.
www.dgb-jugend-muenchen.de

••• Der DGB Hessen-Thürin-
gen sieht in der geplanten Re-
kommunalisierung des Ener-
gieversorgers e.on-Mitte ei-
nen wichtigen Schritt im Sinne der 
Energiewende. Der DGB-Bezirks-
vorsitzende Stefan Körzell erklärte, 
er sei „voll und ganz für die neue 
Dezentralisierung“. Der DGB habe 
stets kritisiert, dass die Energiever-
sorgung durch die Privatisierung in 
den Händen von drei großen Unter-
nehmen lag. Er rief die betroffenen 
Landkreise und Städte dazu auf, 
eine Mehrheitsbeteiligung an e.on-
Mitte zu erwerben. Gleichzeitig 
müsse die zuständige Gewerkschaft 
ver.di in die Veränderungsprozesse 
eingebunden werden.

g

interregio
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Weiterbildung 
stagniert

Trotz aller politischen Sonn-

tagsreden und Forderungen 

sind die Zahlen für die Be-

teiligung an Weiterbildungs-

maßnahmen rückläufig oder 

stagnieren, stellt die Auto-

rengruppe des Bildungsbe-

richts fest. Dabei bleiben 

vor allem die Trends der ver-

gangenen Jahre konstant: 

Erwerbstätige nehmen weit-

aus häufiger an Weiterbil-

dungsmaßnahmen teil als 

Nichterwerbstätige; Akade-

mikerInnen nutzen die An-

gebote doppelt so oft wie 

ArbeitnehmerInnen mit nied-

rigeren Bildungsabschlüssen. 

Kritisch sehen die Wissen-

schaftlerInnen zudem, dass 

vor allem Ältere in der 

betrieblichen Weiterbildung 

nach wie vor unterreprä-

sentiert sind. Auch wer sich 

unabhängig von seinem Ar-

beitgeber weiterbilden will, 

hat kaum Chancen. Laut 

Bildungsbericht gibt es auch 

auf dem freien Markt „noch 

relativ selten Maßnahmen“ 

für die Älteren. Die Auto-

rengruppe bezweifelt, ob 

eine alternde Gesellschaft, 

deren Existenzgrundlage 

„von einer sich beschleu-

nigenden Wissensdynamik 

geprägt“ sei, sich weiterhin 

eine Weiterbildung auf dem 

bisherigen Niveau leisten 

könne. 

Der Bildungsbericht er-

scheint seit 2006 alle zwei 

Jahre. Er wird von der Kultus-

ministerkonferenz der Län-

der und dem Bundesbildungs-

ministerium finanziert. 

www.bildungsbericht.de

B i l d u n g s b e r i c h t

Ungleiche Bedingungen
Das Bildungsniveau der Deutschen ist zwar gestiegen, doch immer noch 
gehören rund 20 Prozent der jungen Menschen zu den Bildungsverlierern.

„Von Chancengleichheit sind wir in 
Deutschland noch weit entfernt“, 
ist ein Kritikpunkt der stellvertre-
tenden DGB-Vorsitzenden Ingrid 
Sehrbrock an der Bildungspolitik 
von Bund und Ländern. Im vierten 
Bildungsbericht „Bildung in 
Deutschland 2012“ stellt die wis-
senschaftliche Autorengruppe fest, 
dass noch immer fast 20 Prozent 

der Schülerinnen und Schüler oh-
ne Abschluss die Schule verlassen 
oder ihre Ausbildung abbrechen. 
Sie gehören nach den Kriterien 
des PISA-Tests zu den Risikoschü-
lerInnen. Für den DGB wäre eine 
der entscheidenden Maßnahmen, 
das Angebot an Ganztagsschulen 
zu erhöhen. Derzeit bietet gut die 
Hälfte aller Schulen einen Ganz-
tagsbetrieb. Die Teilnahme ist aber 
überwiegend freiwillig. Die Auto-
rInnen betonen jedoch, „insbeson-
dere bei der verbindlichen Form der 
Ganztagsschule kann sie mit ihren 
ergänzenden Angeboten zum Aus-
gleich sozialer Unterschiede beitra-
gen“. 

Doch auch ein Schulabschluss 
garantiert noch keinen Ausbil-
dungsvertrag. Von den rund 

300 000 Jugendlichen, die derzeit 
in den Warteschleifen hängen, ha-
ben nach dem Bildungsbericht fast 
80 Prozent einen Schulabschluss, 
ein knappes Viertel sogar einen 
mittleren Abschluss. Für den DGB-
Bildungsexperten Matthias Anbuhl 
heißt das, „diese jungen Menschen 
gehören nicht in Warteschleifen, 
sondern in eine vollqualifizieren-

de Berufsausbildung“. Die Zahlen 
belegen die negative Entwicklung. 
Während in der Altersgruppe der 
30- bis 35-Jährigen fast 18 Pro-
zent keinen Berufsabschluss haben, 
liegt dieser Anteil bei den 60- bis 
65-Jährigen um sechs Prozent-
punkte niedriger.

Gute schulische Leistungen hän-
gen aber auch von der frühkind-
lichen Bildung ab. Die Bildungs- 
und Betreuungsquote der Kinder 
unter drei Jahren lag 2011 bei 25 
Prozent. Von den Kindern im Alter 
von drei bis fünf Jahren besuchen 
94 Prozent eine entsprechende Ein-
richtung. Doch trotz der steigenden 
Zahlen – und dem ab 2013 gel-
tenden Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz für die Ein- bis 
Zweijährigen – gibt es noch immer 

„herkunftsbedingte Unterschiede“, 
wie die Expertengruppe feststellt. 
Im Bildungsbericht wird ange-
mahnt, „die Angebote so zu gestal-
ten, dass sie alle Eltern ansprechen 
und keine gegenteiligen Anreize 
schaffen, die frühe Bildung nicht 
zu nutzen“. Sehr deutlich wen-
den sich die WissenschaftlerInnen 
gegen das Betreuungsgeld. Ingrid 
Sehrbrock hofft, dass nun auch die 
Regierungskoalition einsieht, „dass 
sie mit dem Betreuungsgeld im po-
litischen Abseits steht“. Die Mittel 
müssten in den Ausbau der Betreu-
ungsinfrastruktur und das benö-
tigte Personal investiert werden.

Ein weiterer Punkt, der für den 
DGB noch immer unbefriedigend 
gelöst ist, bleibt die strikte Tren-
nung zwischen beruflicher und aka-
demischer Bildung. Der Anteil der 
StudienanfängerInnen mit dualer 
Ausbildung, aber ohne Abitur, lag im 
Jahr 2010 bei zwei Prozent. Auch die 
Autorengruppe des Bildungsberichts 
hält deshalb „die Neugestaltung der 
Schnittstelle Berufsausbildungs-/
Hochschulsystem“ für „dringend 
geboten“. Nicht zuletzt ergebe sich 
dies aus der demografischen Ent-
wicklung und den steigenden Wis-
sensanforderungen in der Arbeit. 
Der DGB fordert, die berufsbeglei-
tenden Studiengänge auszubauen. 
Als Anreiz für die Hochschulen, 
mehr Studienplätze für beruflich 
Qualifizierte anzubieten, könnte 
ein Bonussystem im Hochschulpakt 
festgeschrieben werden. 

Bildung gibt es nicht kostenfrei. 
Zwar wurden die Etats in Bund und 
Ländern in den vergangenen Jah-
ren kontinuierlich erhöht, doch die 
stolze Zahl von insgesamt 172,3 
Milliarden Euro, die 2010 ausge-
geben wurden, wird im Bildungs-
bericht relativiert. Die Summe sei 
letztlich durch das Zukunftsinves-
titionsgesetz und andere Sonder-
programme erreicht worden. „Eine 
hinreichende Finanzierung des 
Bildungswesens muss auch über 
die Dauer der Sonderprogramme 
hinaus gesichert werden“, mah-
nen deshalb vorsorglich die Wis-
senschaftlerInnen.   •

einblick 13/12

POLITIK AKTUELL

Ein quantitativer Ausbau von verbindlichen Ganztagsangeboten wäre 
notwendig, heißt es im Bildungsbericht. Denn trotz eines größeren Ange-
bots ist die Teilnahme überwiegend freiwillig. Mit einem verbindlichen 
Ganztagsunterricht würden gerade Kinder aus sozial schwachen Familien 
erreicht, stellen die WissenschaftlerInnen fest.
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Mehr Ganztagsunterricht
Anteil der Ganztagsschulen nach Schularten, davon Schulen, die den 
Ganztagsunterricht verbindlich anbieten, Stand: 2010 (in Prozent)

Grundschulen

Hauptschulen

Realschulen

Gymnasien

Integrierte
Gesamtschulen

Ganztagsschulen verbindlicher Ganztagsunterricht
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Anzeige

kurz&bündig

Die GdP fordert den 
sofortigen Abzug 
deutscher Bundespo-

lizisten aus Saudi-Arabien. 
Ihre Aufgabenbeschreibung 
sei unklar, die politische 
und wirtschaftliche Interes-
senlage undurchsichtig, so 
Bernhard Witthaut, GdP-
Bundesvorsitzender.

Die GEW sieht große 
Defi zite in der kultu-
rell-musischen und 

ästhetischen Bildung an den 
Schulen. Eine Online-Befra-
gung unter 3500 GEW-Mit-
gliedern zeigt: Es fehlten 
vielfach ausgebildete Lehr-
kräfte, geeignete Räume 
und gute Ausstattung.

GEWERKSCHAFTEN

I n d u s t r i A L L

Internationale 
Zusammenarbeit
Vier Wochen nach der Gründung 
der europaweit agierenden In-
dustriALL Europe (einblick 10/12) 
haben sich die Industriegewerk-
schaften im Juni auch auf inter-
nationaler Ebene zu IndustriALL 
zusammengeschlossen. Die neue 

v e r . d i - P r o j e k t

Alternsgerecht 
arbeiten
Der demografische Wandel stellt 
die Dienstleistungsbranche vor 
große Herausforderungen. Im 
Rahmen des Demografie- und 
Tarifprojekts des Bundesarbeits-
ministeriums „Alternsgerecht Ar-
beiten“, an dem ver.di teilnimmt, 
sollen bis 2014 betriebliche Mo-
delle und eine nachhaltige Tarif-
politik entwickelt werden. Stefanie 
Nutzenberger, Mitglied im ver.di-
Bundesvorstand und zuständig für 
den Handel, erhofft sich verbind-

liche tarifliche Rahmenregelungen 
für die Dienstleistungsbranchen. In 
dem Projekt „ZusammenWachsen, 
ArbeitGestalten“ erarbeiten Ge-
werkschaften, Arbeitgeber und Po-
litik erstmals gemeinsam Lösungen 
für die Bereiche Handel,  Pflege, So-
zial- und Erziehungsdienst, ÖPNV 
und Straßenmeiereien. Nutzenber-
ger: „Wir brauchen Gute Arbeit 
vom Berufseinstieg bis zur Rente.“ 
Dazu gehörten neben der Wert-
schätzung der Kompetenzen älterer 
Beschäftigter auch Übernahmega-
rantien für Auszubildende, um jun-
gen Menschen eine Perspektive zu 
bieten.   •
www.zusammenwachsen-arbeitgestalten.de

N G G - O f f e n s i v e

Arbeitsfähigkeit 
erhalten
Mit der Offensive „Faire Arbeit. 
Gutes Leben“ will die NGG den 
demografischen Wandel in der Er-
nährungswirtschaft mit ihren rund 
520 000 Beschäftigten gestalten. 
In weiten Teilen der Branche gebe 

es Arbeitsbedingungen, die es den 
über 50-Jährigen wie den Jüngeren 
unmöglich machten, „das reguläre 
Renteneintrittsalter zu erreichen“, 
betont der NGG-Vorsitzende Franz-
Josef Möllenberg. Gemeinsam 
mit den Betriebsräten sollen die 
Arbeitsbedingungen so verbessert 
werden, dass Arbeitsfähigkeit, Ge-
sundheit, Kompetenz und Motivati-
on erhalten und gestärkt werden.  •

globale Gewerkschaftsföderation 
vertritt 50 Millionen Beschäftigte 
aus 140 Ländern. Der Erste Vor-
sitzende der IG Metall Berthold 
Huber wurde zum Präsidenten der 
Global Union gewählt (siehe Seite 
8). Er will „mit aller Kraft“ gegen 
Regierungen und Konzerne vorge-
hen, die Gewerkschaftsrechte miss-
achten: „Wir müssen so etwas wie 
Amnesty International für verfolgte 
Gewerkschafter werden“, betonte 
er nach seiner Wahl. Zu dem globa-
len Zusammenschluss gehören die 
Mitgliedsorganisationen des Inter-
nationalen Metallgewerkschafts-
bundes (IMB), der Internationalen 
Föderation der Chemie-, Energie-, 
Bergbau- und Fabrikarbeiterge-
werkschaften (ICEM) sowie der In-
ternationalen Textil-, Bekleidungs- 
und Lederarbeiter-Vereinigung 
(ITBLAV).   •
www.industriall-union.org

A n t i - S t r e s s - V e r o r d n u n g

Belastungen 
verringern
Die Zunahme psychischer Belas-
tungen in der Arbeitswelt ist für 
Hans-Jürgen Urban, geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall, eine „tickende ge-
sellschaftliche Zeitbombe“. Um 
diese zu entschärfen, hat die IG 
Metall gemeinsam mit Experten 
aus Wissenschaft und Praxis eine 
Anti-Stress-Verordnung erarbeitet. 
Ziel ist es, Belastungsfaktoren für 
Beschäftigte zu verringern. Dazu 
wurden konkrete Maßnahmen 
in den Bereichen Arbeitsaufga-
ben und -organisation, soziale 
Beziehungen, Arbeitsplatz- und 
Umgebungsbedingungen sowie 
Arbeitszeit entwickelt. Die zentrale 
Forderung lautet: Die rechtlichen 
Rahmenbedingungen müssen an 

die neuen Herausforderungen der 
Arbeitswelt angepasst werden. 
Eine verbindliche gesetzliche Re-
gelung für alle Branchen und Be-
schäftigten sei unverzichtbar, so 
Urban. Die von der IG Metall vor-
geschlagene Verordnung könnte 
das Bundesarbeitsministerium als 
Ergänzung zum Arbeitsschutzge-
setz erlassen.   •
www.bit.ly/Verordnung 
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Zu unverbindlich

Vom 20. bis 22. Juni tra-

fen sich VertreterInnen 

von 194 Staaten und der 

Zivilgesellschaft in Rio de 

Janeiro zur UN-Konferenz 

über nachhaltige Entwick-

lung, kurz Rio+20 genannt. 

Die TeilnehmerInnen der 

Konferenz bekennen sich in 

der Abschluss erklärung zu 

nachhaltigem Wirtschaften 

und zur Green Economy. 

Sie formulieren gemein-

same Ziele im Kampf gegen 

Hunger, Armut, Bodenero-

sion und Klimawandel und 

bekräftigen noch einmal 

die Millenniumsziele für das 

Jahr 2015 sowie die Ergeb-

nisse vorangegangener 

Umweltgipfel. 

Die Abschlusserklärung 

enthält keine verbindlichen 

Verabredungen für die Um-

setzung der erklärten Ziele – 

viele Nichtregierungsorgani-

sationen und VertreterInnen 

der Zivilgesellschaft haben 

die Konferenz deshalb für 

gescheitert erklärt.

Rio+20 war die vierte große 

UN-Konferenz im Bereich 

Umwelt und nachhaltige 

Entwicklung. Auf der UN-

Umweltkonferenz 1972 in 

Stockholm wurde das Um-

weltprogramm der Verein-

ten Nationen auf den Weg 

gebracht. 1992 wurde in Rio 

de Janeiro die Agenda 21 

verabschiedet. 2002 fand in 

Johannesburg der Weltgip-

fel für nachhaltige Entwick-

lung statt.

Die Abschlusserklärung von 
Rio+20:
www.bit.ly/rio2012_abschluss

einblick 13/12

Das Ergebnis von Rio 20+ ist ernüchternd und 
für viele auch enttäuschend. Die globale Staaten-
gemeinschaft hat keine neuen Lösungen für ihre 
ungelösten Allokations- und Verteilungsprobleme 
gefunden. Zwar wurden Prozesse vereinbart, diesen 
mangelt es aber an verbindlichen Zielen und vielfach 
auch an Zeitvorgaben. Zudem wird die Zivilgesell-
schaft – insbesondere die Gewerkschaften – nur 
ungenügend in diese Prozesse einbezogen.

Im Gegensatz zum ersten Rio-Gipfel vor 20 Jah-
ren war diesmal von Aufbruchstimmung nichts zu 
spüren. Der berühmte „Geist von Rio“, der damals 
mit der Agenda 21 auch in Deutschland bis zur 
kommunalen Ebene zahlreiche Aktivitäten auslöste, 
ist den Mühen der Ebene gewichen. Die Koope-
rations- und Kompromissbereitschaft der 
Staaten hat eher ab- als zugenommen. Zu 
unterschiedlich sind die Eigeninteressen der 194 
Staaten. In vielen gibt es weder Gewerkschaften 
noch werden sie demokratisch regiert. Nachvollzieh-
bar ist, dass alle ihren Wohlstand steigern oder zu-
mindest halten wollen. Dabei könnte eine nachhal-
tige Entwicklung Wohlstand und Lebensqualität der 
Menschen in allen Ländern erhöhen. Dieser Gedanke 
wurde aber nur ansatzweise anerkannt. Ein gemein-
sames Vorgehen wird auch dadurch erschwert, dass 
sich einzelne, wichtige Länder, als „Freifahrer“ nicht 
an bereits beschlossene Regeln, etwa zum Emissi-
onshandel oder zur Beschränkung der Fischerei und 
der Waldrodung, halten. Immerhin: Einig war man 
sich in Rio, dass „Green Economy“ wesentlich ist, 
um eine nachhaltige Entwicklung zu erreichen. 

Rio hat gezeigt: Um in Sachen Nachhaltig-
keit voranzukommen, brauchen wir Vorrei-
ter, Vorbilder und Allianzen. Emissionshandel 
und Energiewende können solche Vorbilder sein. 
Allianzen können durch Technologietransfer ge-
fördert werden, der an Bedingungen geknüpft ist. 
Deutschland und Europa müssen mit anderen Län-
dern gemeinsam eine Gruppe bilden, die bereit ist, 
für eine erfolgreiche internationale Kooperation auf 
unmittelbare Vorteile zu verzichten, ohne dass die 
eigene Wettbewerbsfähigkeit leidet. Die deutsche 
Energiewende ist es als Beispiel guter Praxis wert, 
dass auch Bundeskanzlerin Angela Merkel dafür in-
ternational Werbung macht. Doch anders als Frank-
reichs Präsident François Hollande war der Kanzle-

rin der kurze Weg vom 
G20-Treffen in Mexiko 
zum Rio-Gipfel in Bra-
silien zu weit. 

Deutschland hat 
die Chance, zu zeigen, 
dass Nachhaltigkeit ohne Atomstrom und mit im-
mer weniger fossilen Energien funktioniert. Bedin-
gungen dafür sind – neben einem guten Manage-
ment der Energiewende – gute Arbeitsverhältnisse 
und tarifliche Absicherungen für die Beschäftigten, 
in Deutschland und weltweit. Denn Nachhaltigkeit 
ist nicht automatisch grün – und grün ist nicht auto-
matisch gut. Ohne sozialen Fortschritt wird die 
Welt nicht besser. Hierzulande kommt es nun da-
rauf an, die Chancen der Energiewende zu nutzen. 
Gewerkschaften, Umweltverbände und auch der 
Bundesverband der deutschen Industrie (BDI) spra-
chen sich in Rio nachdrücklich für diesen Weg aus.

Ermutigend war in Rio, wie viele Wirtschaftsver-
treter für neue Technologien und nachhaltige Pro-
dukte warben. Rio+20 hat sich zumindest wegen 
der zahlreiche Gespräche am Rande des Kongresses 
gelohnt – und den neuen Vernetzungen, die dabei 
entstanden sind. Dass die Welt sich real wei-
ter bewegt, wenn alle Gutwilligen handeln, 
stimmt mich optimistisch – auch wenn die Ent-
scheider noch zögern, dies durch klare Regeln zu 
unterstützen.

Ein positives Zeichen ist auch die geplante Auf-
wertung der Umweltbehörde UNEP auf das Niveau 
internationaler Einrichtungen wie der Welthandels-
organisation WTO oder der Internationalen Arbeits-
organisation ILO. Bisher wurden Vorschläge von 
UNEP zu Umwelt- und Klimaschutz oft durch das 
Veto übergeordneter Institutionen zunichte ge-
macht. Das wird schwieriger, wenn künftig auf glei-
cher Augenhöhe verhandelt wird.

In der Abschlusserklärung von Rio+20 heißt es, 
gute Arbeitsbedingungen, Gewerkschaften und 
vernünftig bezahlte Arbeitsplätze seien für die Ent-
wicklung einer nachhaltig grünen Ökonomie unver-
zichtbar. Das ist durchaus ein Erfolg, auch wenn es 
an verbindlichen Zielen fehlt. Damit wird erstmals 
anerkannt, dass globaler Umweltschutz und 
soziale Entwicklung nur gemeinsam verwirk-
licht werden können.   •

Auch wenn aus seiner Sicht die Bilanz von Rio+20 eher dürftig 
ist, sieht DGB-Vorstandsmitglied Dietmar Hexel Ansatzpunkte, 
um eine nachhaltige Entwicklung voranzubringen.

U N - U m w e l t g i p f e l  R i o + 2 0

Wir brauchen Vorreiter
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Dietmar Hexel, Mitglied 
des geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstandes, 
hat als Mitglied der 
deutschen Delegation an 
der UN-Konferenz zur 
nachhaltigen Entwicklung 
in Rio teilgenommen.
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DIES &DAS

„Der Fisch stinkt vom Kopf her, weiß der Volksmund. 
Doch mit Blick auf den Verfassungsschutz in diesem Land 
drängt sich allmählich der Eindruck auf, es ist der ganze 
Körper, der übel riecht. Der Kopf ist nun ab ...“ 

Kommentar von Steffen Hebestreit zum Rücktritt von Verfassungsschutz-
präsident Heinz Fromm in der „Frankfurter Rundschau“ vom 3. Juli 2012

8

HARTZ-IV-BEZIEHERINNEN: Immer mehr Notfallkredite

dieDGBgrafik

Aktuelle Zahlen der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) zeigen: Immer mehr 
Hartz-IV-BezieherInnen sind auf zins-
lose Notfallkredite der BA angewiesen, 
weil sie beispielsweise die Reparatur 
der Waschmaschine nicht mehr bezah-
len können. DGB-Vorstand Annelie 
Buntenbach kritisiert: „Die Zunahme ist 
ein starkes Indiz dafür, dass die Regel-
sätze nicht für das Lebensnotwendige 
ausreichen.“ Sie fordert, die Regelsät-
ze endlich auf ein bedarfsgerechtes 
Existenzminimum anzuheben und 
Einmalbeihilfen wieder einzuführen. ©

 D
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012
 

Bedarfsgemeinschaften, die ein zinsloses Darlehen der Bundesagentur für Arbeit (BA) in Anspruch 
genommen haben sowie die Auszahlung insgesamt (in Tausend Euro)

Bedarfsgemeinschaften Auszahlung (in Tausend Euro)
14 160

18 310

14 646
18 784

17 489
20 713

14 589
19 402

15 512
17 527

15 317
17 396

14 860
16 238

15 301
18 455

3546
4487

3741
4990

4797
5621

3786
5295

4088
5021

4081
4999

3949
4490

3998
4995

2010
2011

Januar

Februar

März

Mai

Juli

September

Oktober

Jahresdurchschnitt

Schlusspunkt●

personalien

Buch: Jürgen Eckl, Norbert von Hofmann: Kooperation mit 
Gewerkschaften und Förderung von Wirtschafts- und Sozial-
entwicklung. Verlag J.H.W. Dietz, 312 Seiten, 26 Euro
Die internationale Zusammenarbeit mit Gewerkschaften gehört zu 
den Grundlagen der internationalen Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(FES). Anschaulich und detailliert beschreiben Jürgen Eckl, langjähriger 
Internationaler Sekretär beim DGB-Bundesvorstand, und Norbert von 
Hofmann, von 1968 bis 2005 Mitarbeiter der FES, die internationale 
Gewerkschaftsarbeit der FES. Dabei zeigt das lesenswerte Buch Abhän-
gigkeiten und Beziehungen zwischen der internationalen Politik der 
Gewerkschaften und der Auslandsarbeit der Stiftung.

Tipp

 ••• Berthold Huber, 62, Erster 
Vorsitzender der IG Metall, ist zum 
Präsidenten des neu gegründeten 
Dachverbands der internationalen 
Industriegewerkschaften „Indus-
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10.7.  DGB Nordbaden, 
Bildungsfahrt „Gewerkschafter on 
Tour – Wir fordern fair statt prekär!“, 
Mannheim, Pforzheim, Karlsruhe

16.-20.7.  ver.di-Institut für 
Bildung, Medien und Kunst (IMK), 
ver.di-Bezirk Bielefeld/Paderborn, 
Seminar „Macht die Armut vor der 
Uni halt?“, Paderborn

19.7.  DGB Ostsachsen, 
Workshop „Vergabegesetz“, Görlitz

20.7.  Nationaler Gedenk-
tag an den Widerstand gegen die 
nationalsozialistische Gewaltherr-
schaft

21.7.  DGB Niedersach-
sen – Bremen – Sachsen-Anhalt, 
Politisches Sommerfest, Hannover

2.8.  Gedenktag an die 
von den Nationalsozialisten ermor-
deten Sinti und Roma

12.8.  Internationaler Tag 
der Jugend

12.-16.8.  DGB-Jugend Thü-
ringen, Gedenkstättenfahrt nach 
Auschwitz

12.-17.8.  DGB-Jugend, Pro-
jekttag „Demokratie und Mitbe-
stimmung“, Hattingen

27.8.  DGB NRW, Hans-
Böckler-Stiftung, Stiftung Arbeit 
und Umwelt der IG BCE, Fachta-
gung „Arbeit in der energieinten-
siven Industrie: Mitbestimmung als 
ökologischer Fortschrittsmotor“, 
Witten

triALL – Global Union“ (s. Seite 6) 
gewählt worden. Generalsekretär 
wird der finnische Gewerkschafter 
Jyrki Raina, 52, seit 2009 Ge-
neralsekretär des Internationalen 
Metallgewerkschaftsbundes (IMB).
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B e h i n d e r t e n p a r k p l a t z

Nur für außergewöhnlich Gehbehinderte
Personen, die beim Ein- und Aussteigen aus dem PKW eine weit

geöffnete Wagentür benötigen, sind nicht außergewöhnlich gehbe-
hindert (Merkzeichen „aG“) und daher nicht berechtigt, einen Be-
hindertenparkplatz zu benutzen. 

Der Fall: Bei einer Frau wurde ein Grad der Behinderung von 80
festgestellt, im Wesentlichen wegen einer künstlichen Harnableitung
sowie Schmerzen an der Wirbelsäule mit Lähmungen des Hüftbeu-
gers. Sie wollte die Anerkennung als außergewöhnlich gehbehindert,
um so einen Behindertenparkplatz nutzen zu dürfen. Sie begründete
ihren Antrag damit, dass sie zum Aussteigen aus dem PKW eine weit
geöffnete Wagentür benötige. Mit ihrer Klage hatte sie keinen Erfolg.

Das Sozialgericht: Die Notwendigkeit einer weit geöffneten Wa-
gentür beim Aussteigen rechtfertigt allein die Zuerkennung des
Merkzeichens „aG“ nicht. Die Parkerleichterungen verfolgen den
Zweck, möglichst kurze Gehstrecken vom Parkplatz zum Ziel zu er-
möglichen. Bei einer Erstreckung des Merkzeichens auf Personen, die
Schwierigkeiten beim Ein- und Aussteigen haben – wie viele Men-
schen mit Wirbelsäulenproblemen und Übergewicht –, würde sich
die Chance für schwerst Gehbehinderte drastisch verringern, einen
günstig gelegenen Parkplatz zu erhalten.

F r i s t l o s e  K ü n d i g u n g

Strafverfahren muss offenbart werden
Einem Chefarzt kann fristlos gekündigt werden, wenn er bei sei-

ner Einstellung eine falsche Erklärung zu Vorstrafen und laufenden
Ermittlungsverfahren macht.

Der Fall: Der Facharzt wurde als Chefarzt zur Leitung der Abtei-
lung Gynäkologie und Geburtshilfe in einer Klinik eingestellt. Davor
unterzeichnete er folgende Erklärung: „Ich erkläre, dass ich über die
vorstehenden Angaben hinaus nicht gerichtlich bestraft oder diszipli-
narisch belangt worden bin. Außerdem erkläre ich, dass gegen mich
kein (weiteres) Strafverfahren, Ermittlungsverfahren der Staatsan-
waltschaft oder Disziplinarverfahren anhängig ist. Ich verpflichte
mich, von jedem gegen mich eingeleiteten Straf- oder Ermittlungs-
verfahren und jeder gerichtlichen Verurteilung Mitteilung zu ma-
chen." Gegen den Arzt war jedoch schon 2002 eine Strafanzeige
wegen fahrlässiger Tötung eines Neugeborenen erhoben worden, als
er in einer anderen Klinik arbeitete. Nachdem der Arzt von einem Zi-
vilgericht zu 15.000 € Schmerzensgeld verurteilt worden war, verur-
teilte ihn im August 2010 auch das Amtsgericht wegen fahrlässiger
Tötung. Die Arbeitgeberin erfuhr davon Ende August 2010 und kün-
digte ihm fristlos. Die dagegen erhobene Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Der Arzt hat es trotz eindeutiger Ver-
pflichtung unterlassen, die Arbeitgeberin über Strafverfahren in
Kenntnis zu setzen. Als Chefarzt musste er erkennen, welch hohen
Stellenwert die Arbeitgeberin dem guten Leumund ihrer Beschäftig-
ten beimisst. Den Einwendungen des Arztes, es habe sich um eine
„alte Angelegenheit“ gehandelt, kann man nicht folgen. Die Positi-
on eines Chefarztes hat eine herausragende Bedeutung für den Ruf
der Kliniken. Deshalb hatte die Arbeitgeberin ein Interesse daran,
sich sofort von diesem Mitarbeiter zu trennen. 

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Uni-Meisterschaften auch geschützt
Nimmt ein Student für seine Universität an einer Hochschulmei-

sterschaft teil, unterliegt er dabei dem Schutz der gesetzlichen Un-
fallversicherung. Hochschulmeisterschaften sind nicht mit Betriebs-
sport vergleichbar; denn der Hochschulsport ist im Hochschulgesetz
gesetzlich verankert und sieht auch die Ausrichtung von Wettkämp-
fen vor.

F a h r t e n b u c h

Eintragungen müssen vollständig sein
Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss insbesondere das Da-

tum und Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt der jeweiligen Fahr-
ten ausweisen. Diese Anforderungen werden nicht erfüllt, wenn als
Fahrtziele jeweils nur Straßennamen angegeben sind, auch wenn
diese Angaben anhand nachträglich erstellter Auflistungen präzisiert
werden.

U r l a u b s a n s p r u c h

Abgeltung nicht an enge Frist gebunden
Kann der Urlaub ganz oder teilweise nicht als Freizeit genommen

werden, weil das Arbeitsverhältnis geendet hat, so ist er abzugelten.
Für die Bezahlung der fehlenden Urlaubstage ist der Arbeitnehmer
nicht an die Fristen gebunden, die für die Urlaubsübertragung gelten.
Er muss also nicht die Abgeltung bis spätestens Ende März des Fol-
gejahres verlangen. 

S c h a d e n s e r s a t z  w e g e n  D i s k r i m i n i e r u n g

Nur zwei Monate zur Geltendmachung
Will ein Arbeitnehmer geltend machen, er sei diskriminiert wor-

den, und beruft er sich auf das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz,
so muss er für alle Ansprüche auf Schadensersatz die Zweimonats-
frist des Gesetzes beachten. Wird eine Bewerbung abgelehnt, so be-
ginnt die Frist in dem Moment, in dem der Bewerber von der Be-
nachteiligung Kenntnis erlangt hat.

B e h i n d e r t e n p a r k p l a t z

Parkverbot ist streng zu beachten
Parkt ein Kraftfahrer verbotswidrig auf einem von mehreren öf-

fentlichen Behindertenparkplätzen, kann er auch dann abgeschleppt
werden, wenn die anderen Behindertenparkplätze unbesetzt sind.
Behinderten Personen vorbehaltener Parkraum muss unbedingt und
ungeschmälert zur Verfügung stehen.

aktuelle Entscheidungen 
zum Arbeits- und Sozialrecht

Sozialgericht Mainz, 
Urteil vom 7. Mai 2012 - 13 SB 486/10

Hessisches Landesarbeitsgericht, 
Urteil vom 5. Dezember 2011 - 7 Sa 524/11

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 19. Juni 2012 - 9 AZR 652/10

Sozialgericht Mainz, 
Urteil vom 27. Januar 2012 - S 10 U 239/09

Bundesfinanzhof, 
Urteil vom 1. März 2012 - VI R 33/10

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 13/12
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Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 21. Juni 2012 - 8 AZR 188/11 -

Verwaltungsgericht Neustadt, 
Urteil vom 13. September 2011 – 5 K 369/11. NW
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Vergiftetes Wahlkampfgeschenk
Die Bundesregierung will den Ren-
tenbeitrag von derzeit 19,6 Prozent 
auf 19,0 senken. In den nächsten 
Wochen wird der Bundestag darü-
ber beraten. Für den DGB ist die 
Beitragssenkung ein „vergiftetes 
Wahlkampfgeschenk“, so DGB-
Vorstandsmitglied Annelie Bun-
tenbach, für die FDP ein absolutes 
Muss, und Bundesarbeitsministerin 
Ursula von der Leyen (CDU) knüpft 
gar ihr Schicksal als Ministerin 
daran, ob ihr Rentenpaket – Zu-
schussrente plus Beitragssenkung 
– umgesetzt wird. Bereits in der 
Koalition gescheitert bei der Ver-
knüpfung von beiden, plant sie 
nun, den Beitragssatz in einem 
Verfahrensweg durchzusetzen, der 
ihn durch ein in der Länderkam-
mer nicht zustimmungspflichtiges 
Gesetz regelt. Dagegen hat sich 
bereits eine breite Ablehnungsfront 
der Länder formiert. 

Dabei geht es um 7,80 Euro 
im Monat – so viel würde die ge-
plante Senkung der Rentenbeiträge 
DurchschnittsverdienerInnen mehr 
im Portemonnaie bringen. Einer-
seits. Andererseits wird dabei über 
die Rente nachfolgender Genera-

(derzeit 2600 Euro monatliches 
Bruttoeinkommen) im Vergleich zu 
heute mehr als 150 Euro weniger 
Rente im Monat bedeuten. 

Der DGB will eine „Achterbahn-
fahrt“ beim Beitragssatz vermeiden 
und hat ein Konzept entwickelt, um 
eine planbare und nachvollzieh-
bare Demografie-Rücklage aufzu-
bauen und das Rentenniveau von 
heute zu sichern (siehe Seite 3). Mit 
sofortiger Wirkung sollte die ge-
setzlich vorgesehene Begrenzung 
der Nachhaltigkeitsrücklage abge-
schafft werden. Dieser gesetzliche 
Regelungsmechanismus sieht vor, 
den Beitragssatz zu senken, wenn 
die Rücklage 1,5 Monatsausgaben 
im Folgejahr übersteigt. Darauf 
beruft sich Schwarz-Gelb bei der 
geplanten Beitragssenkung. Nicht 
minder kritisch sieht der DGB 
von der Leyens Vorschlag einer 
Zuschussrente – kaum geeignet, 
Altersarmut zu verhindern, weil 
überhaupt nur wenige Arbeitneh-
merInnen die Voraussetzungen 
dafür erfüllen können. Der DGB 
favorisiert stattdessen, die „Rente 
nach Mindesteinkommen“, um Al-
tersarmut von Geringverdienenden 
entgegenzuwirken.   •

+ „Wir brauchen einen 
Verfassungsschutz, der 

die Demokratie schützt, und 
nicht sich selber vor unange-
nehmen Fragen“, forderte 
Thomas Oppermann, Geschäfts- 
führer der SPD-Bundestags-
fraktion, bei der Vorstellung 
der SPD-Eckpunkte zur Reform 
des Verfassungsschutzes.

- Der finanzpolitische 
Sprecher der FDP-Bundes- 

tagsfraktion Volker Wissing 
kritisiert die von ver.di vor- 
geschlagene Vermögensabga-
be: „Mit ein bisschen Sozialis-
mus lässt sich die soziale Markt- 
wirtschaft nicht stärken.“ Wer 
Vermögenssubstanz besteuern 
will, riskiere Arbeitsplätze.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.neulich-bei-netto.de
Das ver.di-Infoblog 

„Neulich bei Netto“ 
informiert Beschäftigte 

und KundInnen über die 
Arbeitsbedingungen beim 

Discounter Netto

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Infos zum DGB-
Rentenkonzept

tionen und das künftige Renten-
niveau entschieden. „Die gering-
fügige Entlastung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer steht 
in keinem Verhältnis zur Absenkung 
des Rentenniveaus“, erklärt Anne-
lie Buntenbach. Die Absenkung des 
Rentenniveaus auf 43 Prozent wür-
de für DurchschnittsverdienerInnen 

Die von der Bundesregierung 
geplante Senkung des Rentenbei-
trags auf 19,0 Prozent führt nach 
Berechnungen der Deutschen 
Rentenversicherung bereits inner-
halb weniger Jahre dazu, dass die 
Nachhaltigkeitsrücklage auf das 
gesetzliche Mindestmaß von 0,2 
Monatsausgaben der Rentenversi-
cherung absinkt. Dann würde ein 
Beitragssprung um einen ganzen 
Prozentpunkt innerhalb eines Jah-
res drohen – nur um die Zahlungs- 
fähigkeit der Rentenversicherung 
zu gewährleisten.
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* Rentenpläne der Bundesregierung: 
Rentenniveau wird auf 43 Prozent gesenkt, 
keine Verbesserung von Erwerbsminderungs-
rente und Reha-Budget, Altersgrenze: 67 Jahre
** DGB-Rentenkonzept: Rentenniveau bleibt 
bis 2030 auf heutigem Niveau, Verbesserung  
von Erwerbsminderungsrente und Reha-Budget, 
Altersgrenze: 65 Jahre 
Quelle: Berechnungen Deutsche 
Rentenversicherung Bund 2012, Konzept DGB
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Unter dem Motto „Frieden und 
Solidarität der Völker stärken – die 
Weltwirtschaft neu ordnen“ ruft 
der DGB am 1. September zum 
Antikriegstag auf. „Von stabilem 
Frieden auf der Welt sind wir weit 
entfernt“, heißt es in dem Aufruf.  
Mit großer Sorge beobachte der 
DGB, wenn politische Konflikte zwi-
schen Staaten, aber auch zwischen 
widerstreitenden gesellschaftlichen 
Gruppen innerhalb eines Landes 
mit Waffengewalt ausgetragen 
werden. „Gewalt kann nicht mit 
Gewalt eingedämmt werden.“ Für 
eine langfristig angelegte globale 
Friedenspolitik gelte es, die Haupt-
ursachen von Kriegen und Gewalt 
in den Blick zu nehmen. Dazu ge-
hören laut DGB soziale Ungleich-
heit, politisches Unvermögen, kul-
turelle und religiöse Unterdrückung 
sowie Gier und Korruption. „Ihre 
Beseitigung ist die notwendige 
Voraussetzung für eine erfolgreiche 

B e t r i e b s r ä t e

Gut vernetzt für 
Innovationen
Ein von der Hans-Böckler-Stiftung 
gefördertes Forschungsprojekt am 
Institut für Angewandte Innovati-
onsforschung an der Ruhr-Universi-
tät Bochum (IAI) zeigt: Betriebsräte 
werden selbst aktiv beim Thema 
Innovation. Ob eine andere Ar-
beitsorganisation oder effizientere 
Produktionsprozesse – zunehmend 
bringen sie ihre Ideen ein. 

Die Forscher haben fünf Grup-
pen von Betriebsräten identifiziert. 
Den größten Anteil hat der Typ der  

Friedenspolitik.“ Die Werte Freiheit, 
Demokratie und Gerechtigkeit zu 
achten, sei die Grundlage für eine 
friedlichere Welt und gerechtere 
Wirtschaftsordnung.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

„machtvollen Mitgestaltung“. So 
können sich 33 Prozent aller Ar-
beitnehmervertreterInnen mit ihren 
Ideen durchsetzen. 17 Prozent zäh-
len zum Typ der „ambitionierten  
Mitgestaltung“. Ihre Vorschläge 
werden eher weniger berücksichtigt.  
Die IAI-Experten stellen fest: Be-
sonders wichtig für erfolgreiche In-
novationsarbeit von Betriebsräten 
ist gute Vernetzung. So arbeiten 

innovative Arbeitnehmervertre-
terInnen häufig mit externen Be-
raterInnen oder mit betrieblichen 
Experten zusammen. Nach der 
Studie passen Mitbestimmung 
und Innovation gut zusammen. 
Die Ergebnisse basieren auf einer 
repräsentativen WSI-Betriebsräte-
Befragung unter insgesamt 1700 
Betriebsratsgremien.   •
www.boeckler.de/14_40703.htm

A n t i k r i e g s t a g  2 0 1 2

Politik für Frieden und Solidarität

Nach dem Fehlzeiten-Report 2012 des Wissenschaftlichen  
Instituts der AOK hat sich der Krankenstand mit 4,7 Prozent „auf 
einem vergleichsweise niedrigen Niveau eingependelt“. Die Gründe 
für die Fehltage haben sich jedoch verschoben. Zunehmend sind  
psychische Belas-
tungen der Grund 
für eine Krankmel-
dung. Die Autoren 
des Reports stellen 
fest: „Parallel zur 
zunehmenden 
Flexibilisierung der 
Arbeitswelt nimmt 
die Zahl der Fehltage 
aufgrund psychischer 
Erkrankungen weiter 
zu.“ Seit 1994 stieg 
dieser Anteil um 120 
Prozent. Im vergan-
genen Jahr lagen die 
Ausfallzeiten aufgrund psychischer Erkrankungen mit durchschnittlich 
22,5 Tagen pro Fall mehr als doppelt so hoch wie bei anderen Erkran-
kungen mit im Schnitt elf Tagen. Allein mit der Diagnose Burn-out 
wurden 2011 mehr als 130 000 Personen krankgeschrieben. Dies führte 
zu insgesamt 2,7 Millionen Fehltagen. Am stärksten betroffen waren 
davon Frauen in sozialen Berufen.
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Quelle: Wissenschaftliches Institut der AOK, 2012
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Krankheitsfälle Ausfalltage

In Deutschland haben Nacht- und 
Wochenendarbeit deutlich zuge-
nommen, stellt das Statistische 
Bundesamt in seinem Bericht 
„Qualität der Arbeit 2012“ fest. 
Immer häufiger werde nicht nur 
unter der Woche, sondern auch am 
Wochenende gearbeitet. Der Anteil 
der Erwerbstätigen, die samstags 
arbeiten, stieg von 20 Prozent 
(1992) auf 27 Prozent (2011). Der 
Anteil der SonntagsarbeiterInnen 
wuchs von zehn Prozent auf 14,5 
Prozent. Am Abend sind noch 27 
Prozent der ArbeitnehmerInnen 
beschäftigt, und der Anteil der-
jenigen, die regelmäßig nachts 

Q u a l i t ä t  d e r  A r b e i t

Ruhezeiten werden immer kürzer

arbeiten, liegt bei neun Prozent. 
Männer arbeiteten dabei fast dop-
pelt so häufig nachts wie Frauen. 
Für DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach heißt die Konsequenz: 
„Die Arbeitgeber müssen von der 
Bundesregierung viel stärker in 
die Pflicht genommen werden.“ 
Benötigt würden verbindliche Er-
holungszeiten, „sonst werden die 
Leute krank“. Letztlich, so Bun-
tenbach, belegten die Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes wie 
zahlreiche weitere Studien, dass 
„Arbeit zum Stressfaktor Nummer 
eins“ werde.   •
www.destatis.de/qda

POLITIK AKTUELL

?...nachgefragt

Die Präsidentenwahl verlief atypisch. Zwar ist der neue Präsident Mo-
hammed Mursi gewählt, es gibt jedoch kein Parlament und keine 
Verfassung, und der Präsident hat keine festgeschriebenen Aufga-
ben. Das Militär hat sich kurz vor der Wahl die Aufgaben des Parla-
ments und auch einige des Präsidenten angeeignet. Die Absetzung 
des Feldmarschalls Mohammed Hussein Tantawi Mitte August zeigt 
jedoch, dass Mursi hinter den Kulissen an Macht gewinnt. Er ver-
sucht, die Lage zu stabilisieren und die Macht vorsichtig vom Militär 
wegzulenken. Das ist gut für das Land. Die Lage der Gewerkschaften 
ist momentan unübersichtlich: Sie sind als Vereine gegründet und 
werden deswegen politisch nicht als Gewerkschaften anerkannt. Es 
gelingt ihnen nicht, sich eine Basis in den Betrieben zu schaffen. 
Dennoch gibt es gerade in deutschen Betrieben wie Thyssen-Krupp 
Uhde positive Beispiele. In ihren Werken haben sich Betriebsgewerk-
schaften gegründet, der Organisationsgrad beträgt 100 Prozent. Ein 
fünfköpfiger Vorstand agiert als Betriebsrat.

Peter Senft, 63, ehemaliger Gewerkschafts-
sekretär der IG Metall, ist seit November 2011 
Sozialreferent an der Deutschen Botschaft in 
Kairo und hat die Umbrüche vor Ort miterlebt. 
einblick fragte ihn nach seiner persönlichen 
Einschätzung zum Stand der Demokratie in 
Ägypten und zur Situation der Gewerkschaften.
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Ohne Frage – die alternde Gesell-
schaft erfordert Veränderungen in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung. Doch die Rentenreformen der 
letzten zehn Jahre haben vor allem 
dazu geführt, dass das Risiko der 
Altersarmut für immer mehr Men-
schen steigt. Die geplante weitere 
Absenkung des Rentenniveaus auf 
43 Prozent bis 2030 bedeutet, dass 
DurchschnittsverdienerInnen künf-
tig 33 Jahre durchgängig arbeiten 
müssten, nur um eine Rente über 
der steuerfinanzierten Grundsi-
cherung im Alter zu erreichen. Wer 
2000 Euro verdient, muss mehr 
als 43 Jahre arbeiten, um nicht im 
Alter auf Sozialhilfe angewiesen zu 
sein. Angesichts des boomenden 
Niedriglohnsektors und der immer 
unsteteren Erwerbsbiografien ist 
für viele Beschäftigte Altersarmut 
vorprogrammiert (siehe Tabelle).

Es geht auch anders – das zeigt 
das DGB-Rentenkonzept. Statt den 
Rentenbeitrag zu senken, fordert 
der DGB moderate Erhöhungen 
in kleinen Schritten. Ziel ist es, die 
dadurch gewonnenen Mittel dafür 
einzusetzen, um die Rücklagen 
der Rentenversicherung zu einer 
Demografie-Reserve auszubauen. 
2015 würde die Nachhaltigkeits-
rücklage so auf 3,1 Monatsaus-
gaben, 2020 bereits auf rund acht 
Monatsausgaben steigen. Die ge-
wonnenen Mittel könnten dann 
genutzt werden, um zumindest das 
Rentenniveau auf dem heutigen 
Stand zu stabilisieren und die Er-
werbsminderungsrente zu verbes-
sern. Das Konzept zeigt, dass selbst 
bei einer Begrenzung des Beitrags-
satzes auf 22 Prozent ausreichend 
Spielräume bestehen, um die Rente 
für die junge Generation zu sichern. 
Langfristig steht für den DGB außer 
Frage, dass die Rentenversicherung 
zu einer Erwerbstätigenversiche-
rung umgebaut werden muss.   •	

Altersarmut vorprogrammiert
Das Rentenniveau, also das Verhältnis der Standardrente zum Durchschnittseinkommen aller Erwerbstätigen, soll auf 
bis zu 43 Prozent bis 2030 abgesenkt werden. Welche Auswirkungen das hat, zeigt der DGB anhand von Beispiel-
Rechnungen, die davon ausgehen, dass das herabgesenkte Rentenniveau bereits heute Realität ist. Basis der Berech-
nungen sind: eine 40-Stunden-Woche, 40 Beitragsjahre, unveränderte Entgeltpositionen und keine Rentenabschläge.

Durchschnittl. 
Bruttoverdienst 
im Monat

Renten-
Minus
im Monat

Wachmänner (männlich, Ost, max. 5 Jahre Berufserfahrung, Betrieb unter 100 Beschäftigte) 1536 Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 685,58 Euro - 96 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 589,00 Euro

Fleischereifachverkäuferinnen (weibl. West, max. 5 J. Berufserfahrung, Betrieb unter 100 Besch.) 1859 Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 795,16 Euro - 112 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 683,00 Euro

Dachdecker (männlich, Ost, 10 Jahre Berufserfahrung, Betrieb unter 100 Beschäftigte) 2234Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 997,12 Euro - 140 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 857,00 Euro

Metallarbeiter (männlich, West, 15 Jahre Berufserfahrung, Betrieb mit 100-500 Beschäftigen) 2624 Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 1.122,37 Euro - 158 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 964,00 Euro

Werkzeugmacher (männlich, Ost, 25 Jahre Berufserfahrung, Betrieb über 500 Beschäftigte) 2867 Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 1279,65 Euro - 180 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 1099,00 Euro

Chemielaborantinnen (weiblich, West, 25 J. Berufserfahrung, Betrieb mit 100-500 Beschäftigten) 3274 Euro
Rente bei 50% Rentenniveau = 1400,40 Euro - 196 Euro
Rente bei 43% Rentenniveau = 1204,00 Euro

Die berechneten Renten stellen Richtwerte dar. Sie dienen dazu, die Unterschiede zwischen stabilem und weiter sinkendem Renten-
niveau bei ansonsten identischen Erwerbsbiografien aufzuzeigen. Für die Rentenberechnung sind die jeweiligen Durchschnittsentgelte 
West bzw. Ost notwendig. Hierfür wurde auf die sog. Bezugsgröße der Sozialversicherung zurückgegriffen. Für das Jahr 2012 liegen 
diese Werte bei 2.625 EUR (West) bzw. 2.240 EUR (Ost). Die tatsächlichen Durchschnittseinkommen können davon etwas abweichen.

Quelle: DGB

G e n e r a t i o n e n g e r e c h t i g k e i t

Eine bessere Rente ist möglich
Das Rentenkonzept des DGB zeigt, wie das heutige Rentenniveau 
in Zukunft gesichert werden kann.

➜

L

Statt den Rentenbeitrag zu senken, schlägt der DGB vor, ihn an die 
demografische Entwicklung anzupassen und in jährlichen Schritten 
um je 0,1 Prozentpunkte für Versicherte und Arbeitgeber anzuheben. 
Bis zum Jahr 2025 würde er so auf 22 Prozent steigen. Diese gesetzliche 
vorgesehene Beitragsgrenze für 2030 ist keine Forderung des DGB. 
Doch auch unter diesen Bedingungen entsteht eine Demografie-Reserve, 
mit der die Rente der Zukunft deutlich verbessert und sogar die Rente 
mit 67 ausgesetzt werden kann. 
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Quelle: Berechnungen Deutsche Rentenversicherung Bund, Konzept DGB

Stabile Beiträge, sichere Renten 
DGB-Rentenmodell und Konzept der Bundesregierung im Vergleich
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POLITIK AKTUELL Das DGB-
Rentenkonzept

Der DGB will

* auf eine Senkung des 

Rentenbeitrags verzichten

* stattdessen eine Demo-

grafie-Reserve durch eine 

jährliche Steigerung des 

Beitrags um 0,2 Prozent-

punkte aufbauen

* die dadurch gewonnenen 

Mittel nutzen, um das Ren-

tenniveau auf dem heutigen 

Niveau zu sichern

* die Rente mit 67 aussetzen

* flexible, sozial abgesi-

cherte Übergänge in den 

Ruhestand ermöglichen

* Erwerbsminderungsrente 

und Reha-Budget spürbar 

verbessern

Mehr: ichwillrente.net
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G e l b e  H a n d

Wettbewerb 
gegen Rassismus
Zum siebten Mal hat der gewerk-
schaftliche Verein „Mach meinen 
Kumpel nicht an!“ den Wettbewerb 
„Die Gelbe Hand“ für 2012/2013 
ausgeschrieben. Bundesweit sind 
BerufsschülerInnen und Auszubil-
dende aufgerufen, sich mit Bei-
trägen gegen Ausgrenzung, Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und 
Rechtsextremismus in Berufsschule, 

T a g u n g

Zukunft des 
Sozialstaats
Die internationale Wirtschaftskrise 
wirkt sich auf den Sozialstaat aus: 
Einnahmeausfälle schränken seine 
Handlungsfähigkeit ein. Dabei kön-
nen seine Institutionen gerade in 
Krisenzeiten gesellschaftliche Sta-
bilität bieten. Um die Zusammen-
hänge von Wirtschaftsentwicklung 
und Sozialstaatstabilität zu disku-
tieren, laden Hans-Böckler-Stiftung 
und Deutsche Bundesbank zur 
Tagung „Sozialstaat unter Krisen-
druck: Schwinden die Chancen für 
eine stabilisierende Sozialpolitik?“ 
ein. Diskutiert werden Strategien, 
wie moderne Sozialstaaten ökono-
mische und gesellschaftliche Sta-
bilität fördern können. Die Tagung 
findet am 10. Oktober in Frankfurt/ 
Main statt.   •
www.boeckler.de/4990_40650.htm

Berufskolleg oder am Arbeitsplatz 
zu beteiligen. Die Schirmherrschaft 
haben der baden-württembergische 
Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann und Alexander Kirchner, Vor-
sitzender der EVG, übernommen. 
Kirchner betont: „Ausgrenzung und 
Rassismus haben in der Arbeitswelt 
nichts verloren. Hier geht es um das 
kollegiale Miteinander. Auch der 
diesjährige Wettbewerb soll zeigen, 
wo dies besonders gut gelingt.“

Die besten drei Beiträge wer-
den mit Geldpreisen prämiert, 
ebenso der Sonderpreis Baden-

Württemberg sowie die Sonder-
preise der DGB-Jugend NRW und 
Baden-Württemberg. Einmalig in 
diesem Jahr werden zwei weitere 
Preise zum Thema „Verwischte 
Spuren – Würde und Widerstand 
im Alltag“ verliehen. Initiiert von 
DGB und Kumpelverein sollen 
diese Preise an die Besetzung der 
Gewerkschaftshäuser durch Na-
tionalsozialisten am 2. Mai 1933 
erinnern, die sich 2013 zum 80. 
Mal jährt. Einsendeschluss ist der 
31. Januar 2013.   •
www.gelbehand.de/wettbewerb

Viele Unternehmen nehmen 
mittlerweile mit Projekten ihre 
gesellschaftliche Verantwortung– 
neudeutsch: Corporate Social Re-
sponsibility (CSR) – wahr. Auch für 
Betriebsräte ist CSR wichtig. Sie sind 
in die Maßnahmen des Unterneh-
mens eingebunden und vertreten 
die Interessen der Beschäftigten. 
Die Mitbestimmungsrechte des Be-

triebsrates bei CSR-Projekten ste-
hen im Mittelpunkt des Seminars 
„CSR und Mitbestimmung. Betei-
ligungsrechte, Handlungsfelder, In-
formationsmöglichkeiten, Hilfestel-
lung“, zu dem am 12. September 
das DGB-Bildungswerk NRW nach 
Düsseldorf einlädt. Neben „guten 
Beispielen“ für CSR im Betrieb wer-
den in Arbeitsgruppen verschiedene 

Handlungsfelder beleuchtet. Auch 
das Projekt „Mitbestimmung und 
Verantwortung im Mittelstand“ 
(MitDrei) des DGB-Bildungswerks 
wird vorgestellt. Seit Januar 2012 
läuft das Projekt im Rahmen des 
Programms „Unternehmens-
Werte“, das vom Bundesarbeits-
ministerium gefördert wird.   •
www.dgb-bildungswerk-nrw.de

D G B - B i l d u n g s w e r k

Mitbestimmung und soziale Verantwortung

B e t r i e b s r ä t e T a g  2 0 1 2

Motor für gute 
Arbeit
Die Nominierten für den Deutschen 
Betriebsräte-Preis stehen fest. Die 
achtköpfige Jury wählte aus über 
80 Bewerbungen sechs Nominierte 
aus: die Betriebsräte der Bayer AG 
Leverkusen, der Festo AG & Co. KG 
Esslingen, der Gewoba AG Bauen 
und Wohnen Bremen, der Salzgit-
ter Flachstahl GmbH, der Vorwerk 
Deutschland Stiftung & Co. KG 
Wuppertal und der Westfleisch Lüb-
becke. Darüber hinaus werden Son-
derpreise in den Kategorien „Fair 
statt Prekär“, „Gute Arbeit“, „In-
novative Betriebsratsarbeit“ und 
„Zukunftssicherung“ verliehen.  
Die Preisverleihung findet auf dem  
Deutschen BetriebsräteTag am 
24./25. Oktober in Bonn statt. Neben  
der Preisverleihung stehen zahl-
reiche Praxisberichte von Betriebs-
räten und der Austausch im „Par-
lament der Betriebsräte“ auf dem 
Programm des BetriebsräteTags.   •
www.betriebsraetetag.de

•••	Helden des Alltags hat Ste-
fan Körzell, Vorsitzender des DGB  
Hessen-Thüringen, im Rahmen 

seiner diesjährigen Sommertour im 
August besucht. Helden des Alltags 
sind für Körzell (auf dem Foto rechts) 
die Menschen, die unseren Müll 
wegräumen, sich um unser Abwas-
ser kümmern oder unsere Kinder 
betreuen. Körzell war zu Gast bei 
ErzieherInnen in Breuberg/Oden-

wald, Stadtentwässerern in Frank-
furt/Main, Stadtreinigern in Kassel, 
den Beschäftigten eines Milchwerks 
in Erfurt sowie Gebäudereinige-
rInnen in Jena. Körzell sprach nicht 
nur mit ihnen, sondern packte auch 
selbst an, zum Beispiel bei der Bio-
müllabfuhr in Kassel (Foto). An den 
Helden des Alltags imponiere ihn 
besonders, „dass sie ihre Arbeit 
unter schwierigen und widrigen Be-
dingungen, aber auch mit sehr viel 
Leidenschaft verrichten“. Die Reise 
habe die Ausgangsthese des DGB 
bestätigt: „Für diese Arbeiten, die 
so wichtig für unser tägliches Leben 
sind, gibt es zu wenig gesellschaft-
liche Anerkennung.“ Ob Erzieherin, 
Müllwerker oder Kanalarbeiter – sie 
alle arbeiten im öffentlichen Dienst 
und gehören nicht zu den Besser-
verdienenden. „Ihr Organisations-

grad ist aber beeindruckend hoch“, 
erklärt der Bezirksvorsitzende. „Das 
hat uns wieder mal gezeigt, dass 
der öffentliche Dienstleistungsbe-
reich mit das Rückgrat der Gewerk-
schaftsbewegung ist.“
www.hessen-thueringen.dgb.de/-/aOe

•••	ver.di Berlin-Branden-
burg will mit einem Fair-Kauf-
Führer dem wachsenden Bedürf-
nis vieler Einzelhandelskunden 
entgegenkommen, die mit „gutem 
Gewissen dort einkaufen wollen, 
wo die Arbeitsbedingungen stim-
men”. Grundlage der Empfeh-
lungen sind die Bewertung der 
Einzelhandelsunternehmen durch 
rund 2000 Beschäftigte und 70 
Betriebsräte zwischen November 
2011 und Juni 2012. Insgesamt 
28 Geschäfte werden empfohlen.
www.einkauf-empfohlen.de

PROJEKTE UND PARTNER
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Verfassungsgemäße 
Vermögensabgabe

Der Rechtswissenschaftler 

Professor Dr. Joachim Wie-

land (Universität Speyer) 

prüfte im Auftrag von ver.di 

und der Hans-Böckler-Stif-

tung die Vermögensabgabe 

auf verfassungsrechtliche 

Probleme. Sein Fazit: Der 

Bund sei infolge der Finanz-

krise in einer einmaligen 

Notlage. Die Finanzkrise und 

die angestrebte Reduzie-

rung des Schuldenstandes, 

der als Folge der Banken-

rettung zuletzt sprunghaft 

angestiegen ist, rechtfertig-

ten eine einmalige Vermö-

gensabgabe. Es handle sich 

hier um einen „außeror-

dentlichen Finanzbedarf“. 

Wieland beruft sich dabei 

auf das Grundgesetz 

Artikel 106.

Nach den Vorstellungen 

von ver.di könnte eine 

solche Vermögensabgabe 

gestaffelt werden. Dann 

müssten beispielsweise von 

einem Vermögen von zehn 

Millionen Euro 20 Prozent 

abgegeben werden, zahlbar 

in Tranchen über zehn Jahre. 

Kleinere Vermögen würden 

geringer, größere höher be-

lastet. Zwischen 270 bis 300 

Milliarden Euro könnte der 

Finanzminister dann auf der 

Einnahmeseite verbuchen. 

Betroffen von der Abgabe 

wären laut ver.di die 780 000 

reichsten BürgerInnen; also 

das eine Prozent der Bevöl-

kerung, das ein Drittel des 

Nettovermögens besitzt. 

www.bit.ly/gutachtenvermögen

S t a a t s e i n n a h m e n

Wer hat, soll geben
Ein neues Steuersystem fordern die Gewerkschaften. Wer ausreichend 
Vermögen besitzt und über ein hohes Einkommen verfügt, soll auch 
mehr als bisher zum Staatshaushalt beitragen.

Die Schere zwischen Arm und Reich 
öffnet sich immer mehr. Während 
– nicht zuletzt verschärft durch 
die Finanzkrise – der kleine Anteil 
Reicher immer mehr Vermögen 
anhäuft, arbeiten acht Millionen 
Menschen im Niedriglohnsektor. In 
den vergangenen Jahren mangelte 
es zudem nicht an Steuergeschen-

ken für die, denen es ohnehin gut 
ging. Angesichts der zunehmenden 
Verschuldung des Staates und der 
zu erwartenden Belastungen durch 
die Eurokrise ist es höchste Zeit für 
ein neues Steuersystem, das sich 
an der Leistungsfähigkeit der Steu-
erzahlerInnen orientiert.

„Politische Handlungsfähig-
keit setzt ausreichende Steuer-
einnahmen voraus“, sagt DGB-
Vorstandsmitglied Claus Matecki. 
Der DGB will die Reichen an der 
Finanzierung öffentlicher Aufga-
ben stärker beteiligen. So soll nach 
Vorstellung der Gewerkschaften 
die Einkommensteuer durch die 
Anhebung des Spitzensteuersatzes 
und den schrittweisen Abbau des 
so genannten Mittelstandsbauchs 
gerechter werden. Doch nicht nur 
Spitzenverdiener werden steuer-
lich privilegiert, sondern auch Erb-
schaften und Vermögen. 

So verzichtet der Staat freiwil-
lig auf Einnahmen aus der Erb-
schaftssteuer. Nach Angaben des 
Bundesfinanzministeriums liegt 
das private Nettovermögen bei 
rund 8600 Milliarden Euro. Davon 
gehören 5160 Milliarden Euro den 
reichsten zehn Prozent. Milliarden, 
die in der Regel nicht durch Arbeit 

in die Kasse kamen, sondern geerbt 
wurden. Pro Jahr hinterlassen die 
Deutschen ihren Erben rund 200 
Milliarden Euro. Die Einnahmen 
aus der Erbschaftssteuer lagen im 
vergangenen Jahr aber gerade mal 
knapp über vier Milliarden Euro. 

Dies gilt ebenso für eine Ver-
mögenssteuer. Das Bundesver-
fassungsgericht stoppte diese 
Steuer mit der Begründung, sie 
verstoße wegen der unterschied-
lichen Bewertung der Vermögens-
arten (Immobilien, Bargeld oder 
Betriebsvermögen) gegen den 
Gleichheitsgrundsatz. Seit 1996 
wird sie nicht mehr erhoben. Eine 
verfassungskonforme Neufassung 
des Gesetzes wurde bis heute nicht 
in Angriff genommen. Eine Vermö-
genssteuer hätte den Vorteil, dass 
sie den Ländern zugute käme, die 
mit den höheren Einnahmen in der 
Lage wären, ihre Verschuldung ab-

zubauen und Mittel zur Verfügung 
hätten, um in wichtige Bereiche 
wie Bildung oder Infrastruktur zu 
investieren.

In der aktuellen Krise wäre zu-
dem eine Vermögensabgabe mehr 
als berechtigt. Eine einmalige Er-
hebung, die dem Staat die Chance 
bieten würde, einerseits seine Ver-
schuldung abzubauen, andererseits 
könnten die Mittel zur Absicherung 
der Garantien für die Eurorettung 
eingesetzt werden. Eine solche 
Abgabe, die – im Gegensatz zu 
steuerlichen Änderungen – nur 
aufgrund der aktuellen finanziellen 
Notlage in Betracht käme, wäre 
verfassungskonform. Zu diesem 
Ergebnis kommt ein Rechtsgut-
achten, das ver.di gemeinsam mit 
der Hans-Böckler-Stiftung erstellen 
ließ. Für eine solche Abgabe plä-
diert auch der DGB. Im Idealfall 
würde sie europaweit beschlos-
sen, um die wirtschaftliche Talfahrt 
der Euro-Länder zu beenden. Denn 
bislang haben die Sparprogramme 
nur eines deutlich gezeigt: Die ri-
giden Sparvorgaben verlängern die 
Rezession. Die Krise kann nur mit 
mehr Investitionen gestoppt wer-
den. Und dafür würden Mehrein-
nahmen dringend benötigt. 

Für den ver.di-Vorsitzenden 
Frank Bsirske ist eine solche Abga-
be auch eine Frage der Gerechtig-
keit: „Es ist nur angemessen und 
gerecht, wenn diejenigen, deren 
Vermögen im Zuge der Banken-
rettung durch den Staat mit Steu-
ergeld gesichert wurde, jetzt ihren 
Beitrag zum Abbau der Verschu-
lung leisten.“ Auch das zuständige 
DGB-Vorstandsmitglied Claus Ma-
tecki hält eine solche Abgabe für 
gerechtfertigt – auch dann, wenn 
zusätzlich die Vermögenssteuer 
käme. „Schließlich“, so Matecki, 
„ist der Staat schon einmal gut mit 
einem solchen System gefahren“. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wur-
den die Vermögenden für den so 
genannten Lastenausgleich heran-
gezogen. Über 30 Jahre wurden die 
Zahlungen gestreckt und liefen bis 
1979. Die damaligen Einnahmen la-
gen bei rund 42 Milliarden Mark.   •

➜
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Die Finanzkrise samt Eurorettung führt zu Finanzproblemen. Schon eine 
höhere Erbschaftssteuer könnte den Haushalt entlasten.
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Quelle: PricewaterhouseCoopers/Handelsblatt 2011

* In Spanien und Frankreich ist bei den Einkommensteuerabgaben eine Vermögenssteuer 
   von 0, 7 % bzw. 0,2 % enthalten
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Steuerbelastung der Spitzenverdiener
Effektive Belastung hoher Einkommen durch Einkommen- und Erbschaftssteuer,
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kurz&bündig

Nicht mal jedes dritte Unterneh-
men im Organisationsbereich der 
IG Metall berücksichtigt in der Per-
sonalplanung den demografischen 
Wandel. Mehr: www.igmetall.de
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Quelle: Betriebsrätebefragung der IG Metall, 
Juni / Juli 2012
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Altersgerechte Arbeits-
plätze Fehlanzeige 
Häufigkeit von Maßnahmen zur 
altersgerechten Arbeitsplatzgestal-
tung in Betrieben im Organisations-
bereich der IG Metall (in Prozent)

häufig

seltennahezu
nie

weiß nicht

Beschäftigte, die Kern-
kraftwerke bewachen, 
dürfen streiken. Dass 

hat das Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg ent-
schieden. ver.di begrüßt die 
Entscheidung. Der ver.di-
Vorsitzende Frank Bsirske 
fordert die Arbeitgeber der 
Sicherheitswirtschaft nun 
auf, über einen Sozialtarif-
vertrag zu verhandeln. 

Beschäftigte von 
Zeitarbeitsunterneh-
men, die befristet 

für Eisenbahnunternehmen 
tätig sind, erhalten künftig 
mehr Geld. Darauf hat sich 
die Eisenbahn- und Verkehrs-
gewerkschaft mit den Arbeit-
geberverbänden der Zeitar-
beitsbranche geeinigt. Die 
Zuschläge orientieren sich an 
der Dauer der Beschäftigung. 

Als „völlig absurd“ 
bezeichnet die 
Gewerkschaft der 

Polizei (GdP) Pläne von Bun-
desverkehrsminister Peter 
Ramsauer (CSU), das absolu-
te Alkoholverbot für Fahrer 
von Transporten gefährlicher 
Güter zu lockern. Demnach 
soll die Grenze von null auf 
0,5 Promille angehoben wer-
den. Die GdP kritisiert: Fahr-
untüchtigkeit könne bereits 
ab 0,3 Promille eintreten.

Vom 3. September 
bis zum 1. Dezember 
unterstützt die IG BCE 

neu gewählte gewerkschaft-
liche Vertrauensleute in 
den Betrieben mit einem 
Informations-Blog. Unter 
www.die-ersten-100-tage.de 
erhalten sie wöchentlich In-
formationen und Aufgaben, 
um sich mit ihrer neuen Rolle 
vertraut zu machen. 

GEWERKSCHAFTEN

A k t i o n s t a g

Mehr Geld für 
den Sozialstaat
„Die Zeit ist reif für Umverteilung“, 
begründet der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske das Engagement 
seiner Gewerkschaft beim Bündnis 
„UMfairTEILEN – Reichtum besteu-
ern“. Anfang August gegründet, ru-
fen die Bündnispartner für den 29. 
September zu einem bundesweiten 
Aktionstag auf. Ziel ist die Einfüh-
rung einer Vermögenssteuer und 
-abgabe, eine stärkere Besteuerung 
hoher Einkommen, großer Erb-
schaften und finanzstarker Unter-
nehmen. Zu den Initiatoren zählen 
ver.di, die GEW, DGB-Jugend, attac, 
campact, der Deutsche Paritätische 
Gesamtverband und andere.   •
www.umfairteilen.de

G E W - W e t t b e w e r b

Ideen gegen 
Kinderarbeit
Die GEW hat unter dem Mot-
to „Kinderarbeitsfreie Zone“ zu 
einem Ideenwettbewerb aufge-
rufen. Gesucht werden Ideen und 
Projekte, die helfen, weltweit dem 
Ziel „Bildung statt Kinderarbeit“ 
näher zu kommen. SchülerInnen 

und Studierende können bis zum 
1. März 2013 ihre Beiträge bei der 
GEW einreichen. Vorgestellt und 
ausgezeichnet werden die ausge-
wählten Beiträge im Rahmen des 
GEW-Gewerkschaftstages in Düs-
seldorf im Juni 2013. Schirmherr 
des Wettbewerbs ist der DGB-Vor-
sitzende und Präsident des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbundes 
(IGB) Michael Sommer.   •
www.gew-ideenwettbewerb.de

W S I - S t u d i e

Pflegeberufe 
im Fokus
Eine Studie des Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 
zeigt: Beschäftigte in Pflegeberufen 
klagen über die sehr stressige und 
körperlich oft erschöpfende Arbeit. 
Allerdings empfinden die Beschäf-
tigten ihre Arbeit als interessant 
und abwechslungsreich. Unzufrie-
den sind sie mit ihrer Bezahlung 
von durchschnittlich 2360 Euro 
brutto. WSI-Tarifexperte Reinhard 
Bispinck kritisiert: „Unsere Ergeb-
nisse zeigen, dass die Prinzipien 
‚Faire Löhne‘ und ‚Gute Arbeit‘ im 
Pflegesektor noch keineswegs zu-
friedenstellend umgesetzt sind.“ 
Unter anderem verdienen Frauen 

bis zu 11,7 Prozent weniger als ih-
re Kollegen. Befristet Beschäftigte 
verdienen 18 Prozent weniger als 
ihre fest angestellten KollegInnen. 
Die WSI-Forscher betonen aber 
auch, wie stark die Arbeitneh-
merInnen in der Pflegebranche 
von der Tarifbindung profitieren. 
Betriebe, in denen ein Tarifvertrag 
gilt, zahlen durchschnittlich 2597 
Euro brutto im Monat und damit 
knapp 19 Prozent mehr als nicht 
tarifgebundene Betriebe.   •
www.boeckler.de

A l t e r s g e r e c h t e  A r b e i t

Fata Morgana
Altersgerechte Arbeitsplätze sind 
Mangelware. Und gerade mal 3,8 
Prozent der Beschäftigten im Or-
ganisationsbereich der IG Metall 
sind über 60 Jahre alt. Das zeigt 
eine Betriebsrätebefragung der IG 
Metall. Allen Bekundungen von 
Arbeitgebern und Bundesregierung 
zum Trotz, dass angesichts des 
Fachkräftemangels die Beschäfti-
gungschancen von Älteren gestie-
gen seien, lautet das Fazit der IG 
Metall: „Die schöne neue Arbeits-
welt für die Älteren ist eine Fata 

Morgana“, so IG Metall-Vorstand 
Hans-Jürgen Urban. Die IG Metall 
fordert von Arbeitgebern und Poli-
tik altersgerechte Arbeitsplätze und 
flexible Ausstiegsmöglichkeiten aus 
dem Arbeitsleben. „Notwendig 
sind Arbeitsplätze, mit denen Ältere 
gesund bis zur Rente arbeiten und 
zu fairen Bedingungen aus dem 
Erwerbsleben aussteigen können. 
Erforderlich ist eine Rente, die 
vor Armut schützt“, erklärt Detlef 
Wetzel, Zweiter Vorsitzender der IG 
Metall. In den nächsten Monaten 
will die IG Metall die Betriebe auf 
den Prüfstand stellen. Vom 5. bis 9. 
November sind Aktions- und Infor-
mationstage geplant.   •

I G  M e t a l l

Chance für 
Schulabbrecher
Wer keinen Schulabschluss vor-
weisen kann, hat es schwer auf 
dem Ausbildungsmarkt. Damit Ju-
gendliche trotzdem eine Chance 
bekommen, hat die IG Metall für 
den Tarifbezirk Mitte einen Tarifver-
trag mit dem Arbeitgeberverband 
Hessenmetall vereinbart. Dieser 
sieht vor, dass junge Menschen 
ohne Schulabschluss eine Förder-
maßnahme von sechs bis zwölf 
Monaten im Betrieb durchlaufen 
können und somit Chancen auf 
eine Berufsbildung erhalten. Inte-
gration in den Betriebsablauf sowie 
individuelle Förderung sollen dabei 
im Vordergrund stehen.   •
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Autokunden 
werden 
vorsichtiger

Die Auswirkungen der Krise 

sind auch für die Automobil-

industrie spürbar. Vor allem 

die Zurückhaltung privater 

Käufer macht sich auf dem 

deutschen Automobilmarkt 

bemerkbar. So gab der 

Verband der Automobilin-

dustrie bekannt, dass im Juli 

2012 rund 13 000 Autos we-

niger angemeldet wurden 

als im Vorjahresmonat. Noch 

im Juni gab es ein Plus von 

2,9 Prozent. Allerdings war 

bereits im Mai der Absatz 

um fünf Prozent geringer 

ausgefallen als im Vorjah-

reszeitraum. 

Besonders Hersteller von 

Klein- und Mittelklassewa-

gen leiden unter der gerin-

geren Nachfrage. Europa-

weit sind vor allem PSA 

Peugeot Citroën und Opel 

betroffen. Die deutschen 

Oberklasse-Hersteller 

Daimler und BMW sowie 

auch der VW-Konzern profi-

tieren von ihrem weltweiten 

Absatzmarkt. So konnte 

Daimler Probleme in Europa 

mit dem Verkauf von Autos 

in Übersee und dem Vertrieb 

von Lastwagen kompen-

sieren. Insgesamt hat der 

Stuttgarter Konzern so viele 

Autos verkauft wie noch 

nie. VW konnte im ersten 

Halbjahr 2012 insgesamt 1,6 

Millionen PKW verkaufen 

und ist damit Weltmarkt-

führer.

L

➜
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Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Automobil-
industrie ist groß. Von ihr gehen nicht nur starke 
Impulse auf Wachstum und Beschäftigung aus, das 
Auto prägt auch seit Jahrzehnten die Verkehrsent-
wicklung und die Mobilitätsgewohnheiten der 
Menschen. In Zeiten konjunktureller Unsicherheiten 
steht sie umso mehr im Fokus des öffentlichen Inte-
resses, denn sie gilt als eine sehr stark konjunk-
turabhängige Branche – ein Autokauf kann ohne 
weiteres hinausgezögert werden.

Die Autoindustrie ging zwar rückblickend gestärkt 
aus der Weltwirtschaftskrise 2008/2009 hervor. 
Der weltweite Autoabsatz erreichte 2011 mit 64,5 
Millionen verkauften Autos eine neue Rekordmar-
ke. Aber was zunächst wie ein Erfolg klingt, zeigt 
den tiefgreifenden Wandel der Branche. Während 
die Verkäufe in den Schwellenländern sprunghaft 
anstiegen, waren die europäischen Traditionsmärkte 
wie Deutschland, Frankreich oder Italien zum Teil 
von Kaufzurückhaltung geprägt. In Folge der Eu-
rokrise sank der europäische Autoabsatz im ersten 
Halbjahr 2012. Besonders schlecht lief es in den 
süd europäischen Ländern (Italien -20%; Spanien 
-8%; Frankreich -14% zum Vorjahreszeitraum). 

Diese Entwicklung spaltet die europäische 
Autoindustrie in zwei Lager: Auf der einen 
Seite stehen mit VW, BMW oder Daimler wachs-
tumsstarke, weltweit agierende Hersteller. Auf der 
anderen Seite Marken wie Renault, Opel, Fiat oder 
PSA Peugeot Citroën mit zunehmenden Absatzpro-
blemen, die sich auf ihre Heimatmärkte konzentriert 
haben. Wie reagieren die Hersteller auf diese Situati-
on? Sie gewähren angesichts der Verluste in Europa 
ihren Kunden immer höhere Preisnachlässe, sodass 
Fiat-Chef Sergio Marchionne den VW-Konzern 
jüngst in der New York Times beschuldigte, bei der 
Rabattschlacht „ein Blutbad“ anzurichten. Er ging 
sogar so weit, staatliche Gelder für Werksschlie-
ßungen in Europa zu fordern.

Arbeitsplatzabbau ist für die IG Metall aller-
dings kein Heilmittel. Stattdessen muss der Struk-
turwandel in der Automobilindustrie aktiv gestaltet 
werden. Ökologisch und innovativ. Die IG Metall 
tritt einer rein finanzmarktgetriebenen Unterneh-
menssteuerung und neoliberaler Wirtschaftspolitik 

entgegen. Gewachsene, leistungsfähige, 
innovative Arbeitsplätze und gute Ar-
beit dürfen nicht gefährdet werden. Die 
Konsolidierung in der Automobilindustrie hat eine 
neue Dynamik bekommen, an deren Ende die Be-
schäftigten nicht als Verlierer dastehen sollen – 
dafür setzt sich die IG Metall ein.

Andererseits befindet sich die Automobilindus-
trie auf dem Weg zur Elektromobilität. Mit der Ein-
richtung der Nationalen Plattform Elektromobilität 
(NPE) im Jahr 2010 hat die deutsche Bundesre-
gierung die politischen Weichen gestellt. Die Elek-
trifizierung des Antriebsstrangs hat weitreichende 
Auswirkungen auf Hersteller und Zulieferer, auf 
Beschäftigung und Qualifikationsanforderungen 
an die Beschäftigten. Die NPE – an der auch die IG 
Metall beteiligt ist – will die Wettbewerbsfä-
higkeit durch Innovationen erhalten und 
ausbauen sowie die zentralen Akteure vernet-
zen. Das Elektroauto soll nicht nur in Deutschland 
entwickelt und gefahren, sondern auch gebaut 
werden. Das setzt allerdings Investitionen in Aus- 
und Weiterbildung voraus. Mit dieser Diskussion 
eng verbunden ist die Frage nach der Rolle des 
Elektroautos in einem integrierten Mobilitätskon-
zept. Das Auto als Teil eines Netzwerks, zu dem 
Fahrräder, Busse oder Bahnen gehören, setzt an 
einem Paradigmenwechsel an: weg vom indivi-
duellen Eigentum des Autos hin zu einer 
nachfrageorientierten Mobilität. 

Ob der Weg zur Elektromobilität und zum Mobi-
litätsdienstleister sozial verträglich stattfindet und 
sogar neue Chancen für qualifizierte Beschäftigung 
eröffnet oder ob er als Jobkiller für Belegschaften 
und Standorte wirkt, können wir nicht alleine den 
Marktprozessen überlassen. Dafür ist eine indus-
triepolitische Steuerung unter aktiver Betei-
ligung der Beschäftigten, der Betriebsräte 
und der Gewerkschaften notwendig.   •

Die Automobilindustrie steht vor einem Wandel. Welche Chancen die IG Metall durch 
veränderte Mobilitätsgewohnheiten und Elektromobilität sieht und wie trotz Krise die 
Zukunft gestaltet werden kann, erklärt Industrie-Expertin Astrid Ziegler.

A u t o m o b i l i n d u s t r i e

Eine Branche im Umbruch
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Dr. Astrid Ziegler, arbei-
tet im Funktionsbereich 
Grundsatzfragen und 
Gesellschaftspolitik beim 
Vorstand der IG Metall 
und ist unter anderem 
zuständig für Industrie- 
und Verkehrspolitik.
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DIES &DAS

„Die Ratingagentur „Standard & Poor‘s“ warnte,  
die Unruhen wirkten sich negativ auf Investoren  
und die Gesamtbewertung Südafrikas aus.“

ARD-Hörfunkkorrespondent Claus Stäcker am 17. August in seinem  
Beitrag über das Blutbad der südafrikanischen Polizei an streikenden  
Minenarbeitern.
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ARBEITSZEIT: Deutsche arbeiten mit am längsten

dieDGBgrafik

Die tatsächliche wöchentliche Arbeits-

zeit liegt EU-weit oft höher, als es 

gesetzliche oder tarifliche Regelungen 

vorgeben. Das geht aus einer Erhebung 

der EU-Stiftung zur Verbesserung 

der Arbeits- und Lebensbedingungen 

hervor. Auch die griechische Bevölke-

rung liegt keineswegs „faul auf der 

Haut“. Während EU-weit die Wochen-

arbeitszeit im Schnitt bei 39,7 Stunden 

liegt, arbeiten Griechen 39,9 Stunden. 

Deutschland gehört mit 40,6 Stunden 

nach Rumänien (41,3) und Luxemburg 

(40,7) zu den Spitzenreitern. ©
 D
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Quelle: EU-Stiftung zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen in Europa, 2012
 

Durchschnittliche tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit in einem Vollzeitjob in 2011 (in Stunden)
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Buch: Frank Bsirske, Lothar Schröder, Frank Werneke, Dina 
Bösch, Achim Meerkamp (Hrsg.): Grenzenlos vernetzt – 
gewerkschaftliche Positionen zur Netzpolitik,  
VSA-Verlag 2012, 208 Seiten, 14,80 Euro
Im Buch „Grenzenlos vernetzt“ stellt ver.di zentrale gewerkschaftliche Po-
sitionen zu netzrelevanten Themen wie der informationellen Selbstbestim-
mung oder den Persönlichkeits- und Urheberrechten vor. AutorInnen aus 
Wissenschaft und Gewerkschaft erläutern in ihren Beiträgen Probleme, 
Herausforderungen und Optionen für ein Leben mit und im Internet. 

Tipp

••• Stefan Gran, 36, ist seit  
1. Juli neuer Leiter der DGB-Verbin-
dungsstelle in Brüssel. Er folgt Dr. 
Gloria Müller, 65, die im Frühjahr 
in den Ruhestand gegangen ist. Der 
studierte Volkswirt arbeitet bereits 
seit Dezember 2008 als politischer 
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27.8.  DGB NRW, Hans-
Böckler-Stiftung, Stiftung Arbeit und  
Umwelt der IG BCE, Fachtagung 
„Arbeit in der energieintensiven In-
dustrie: Mitbestimmung als ökolo-
gischer Fortschrittsmotor“, Witten

29.8.  DGB-Bezirk Hes-
sen-Thüringen, Fachtagung „aktiv² 
– gemeinsam Handeln im Betrieb“ 
für Schwerbehindertenvertre-
tungen, Betriebs- und Personalräte, 
Frankfurt/Main

29.8.  DGB-Region Frank- 
furt-Rhein-Main und DGB-Senior- 
Innen, Geschichtswerkstatt: Antifa-
schistische Stadtrundfahrt, Frank-
furt am Main

30.8.  Friedrich-Ebert-Stif- 

tung, Lüneburger Gespräche „Gren- 
zen der Solidarität? Europas Weg 
aus der Krise“, Lüneburg

31.8.  DGB-Region Frank-
furt-Rhein-Main, Friedens- und  
Zukunftswerkstatt e.V., Frankfurter 
Bund für Volksbildung, Diskussion 
„Afghanistan, Irak, Libyen, Syrien... 
und kein Frieden“, Frankfurt am Main

1.9.  Antikriegstag
1.9.  DGB-Region NRW 

Süd-West und Aachener Friedens-
preis e.V., Verleihung des Aachener 
Friedenspreises, Aachen

5.-8.9.  GEW, 6. GEW-Wis-
senschaftskonferenz „Reformbau-
stelle Hochschule“, Herrsching am 
Ammersee

Referent im Brüsseler DGB-Büro.
••• Michael Knoche, 45, zuletzt 
Redakteur bei der IG BAU-Mitglie-
derzeitschrift Der Grundstein/Der 
Säemann, ist seit 1. Juli Sekretär 
beim Vorstand der IG Metall im 
Funktionsbereich Tarifpolitik. 
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E l t e r n z e i t

Kündigungsschutz ist sehr wichtig
Während der Elternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis

nicht kündigen. Das Kündigungsverbot beginnt mit dem Zeitpunkt
des Antrags, höchstens jedoch acht Wochen vor Beginn der Elternzeit.

Der Fall: Die Leiterin eines katholischen Kindergartens beantrag-
te Elternzeit wegen der Geburt eines Kindes. Sie teilte zugleich mit,
eine gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft begründet zu haben.
Die Pfarrkirchenstiftung, Träger des Kindergartens, wollte der Frau
wegen Verstoßes gegen die Grundsätze der katholischen Glaubens-
und Sittenlehre kündigen, benötigte dafür aber während der Eltern-
zeit die Zustimmung der Behörde. Diese lehnte den Antrag auf Zu-
stimmung ab. Sie habe sich weltanschaulich neutral zu verhalten und
sei an die Wertung der Kirche nicht gebunden. Die Diözese klagte er-
folglos mit dem Ziel, die Zustimmung des Gewerbeaufsichtsamtes
zur Kündigung zu erzwingen.

Das Verwaltungsgericht: Nach dem Gesetz kann in besonderen
Fällen ausnahmsweise eine Kündigung während der Elternzeit für
zulässig erklärt werden. Der vom Gesetz geforderte Fall liegt aber
hier nicht vor. Das Interesse der Leiterin des Kindergartens an einem
kontinuierlichen Erwerbsleben und an der Einhaltung der Kündi-
gungsfrist nach Ablauf der Elternzeit ist höher zu bewerten als das
Interesse der Kirche, das Arbeitsverhältnis bereits während der El-
ternzeit zu beenden. 

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Eisschlecken ohne Versicherungsschutz
Der Verzehr von Speiseeis auf dem Heimweg fällt nicht unter den

Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung.
Der Fall: Der freiwillig versicherte Unternehmensberater befand

sich auf dem Heimweg, als er sich beim Einfahren der U-Bahn an ei-
nem hart gefrorenen Brocken Speiseeis verschluckte. Es sei nach sei-
nem Bekunden in der Speiseröhre hängen geblieben, was starke
Brustschmerzen verursachte. Im Krankenhaus wurde ein Herzinfarkt
festgestellt. Der Mann war der Auffassung, dass es sich um einen Ar-
beitsunfall gehandelt habe. Die Berufsgenossenschaft lehnte aber
die Ansprüche ab. Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht: Die Nahrungsaufnahme ist grundsätzlich un-
versichert. Von diesem Grundsatz sind lediglich Ausnahmen zu ma-
chen, wenn die Nahrungsaufnahme zur Wiedererlangung der Ar-
beitskraft erforderlich ist oder sie aus betrieblichen Gründen beson-
ders schnell erfolgen muss. Ein solcher Ausnahmefall liegt nicht vor.
Der Eisverzehr war nicht zur Wiedererlangung der Arbeitskraft erfor-
derlich. Abgesehen davon, dass ein Speiseeis erfahrungsgemäß zu
Genuss zwecken und nicht zur Stärkung verzehrt wird, befand sich
der Unternehmensberater bereits auf dem Weg nach Hause. Er war
also auf die Nahrungsaufnahme nicht angewiesen, um seine Arbeit
fortzusetzen. Die Nahrungsaufnahme musste auch nicht aus betrieb-
lichen Gründen besonders schnell erfolgen. Der Mann hat das Eis mit
besonderer Beschleunigung gegessen, weil er in den Zug einsteigen
wollte und der Verzehr von Speiseeis im Zug nicht gestattet ist. Hier-
bei handelt es sich um einen Grund, der erkennbar nicht betrieblicher
Natur ist, denn er steht in keinem Zusammenhang mit den geschäft-
lichen Abläufen in seinem Unternehmen.

M i t b e s t i m m u n g  d e s  B e t r i e b s r a t s

Bei Nutzung eines Firmenparkplatzes
Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, seinen Beschäftigten Park-

plätze zur Verfügung zu stellen. Wenn er das aber tut, muss er bei der
Festlegung der Nutzungsbedingungen von Parkflächen die Mitbe-
stimmungsrechte des Betriebsrats beachten. Bestehen gesetzliche
Vorschriften, die für den Arbeitgeber zwingend sind, zum Beispiel im
Sicherheitsbereich eines Flughafens, so werden die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten des Betriebsrats entsprechend begrenzt. 

P e r s o n e n b e d i n g t e  K ü n d i g u n g

Bei Beeinträchtigung des Betriebs
Die personenbedingte Kündigung eines alkoholkranken Arbeit-

nehmers kann gerechtfertigt sein, wenn seine Alkoholkrankheit eine
erhebliche betriebliche Beeinträchtigung verursacht. Das ist der Fall,
wenn der Arbeitnehmer eine Arbeitsaufgabe verrichtet, die mit
Selbst- und Fremdgefährdung von Personen und Sachen einhergeht.

B e f r i s t u n g

Trotz Sachgrund unwirksam
Nach dem Gesetz ist die Befristung eines Arbeitsvertrags zuläs-

sig, wenn sie durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Das ist
zum Beispiel der Fall, wenn der Arbeitnehmer zur Vertretung eines
anderen Arbeitnehmers beschäftigt wird. Ausnahmsweise kann aber
eine Befristung rechtsmissbräuchlich und damit unwirksam sein, ob-
wohl ein sachlicher Grund vorliegt. Das ist in jedem Einzelfall zu prü-
fen. Für das Vorliegen eines Rechtsmissbrauchs kann insbesondere
eine sehr lange Gesamtdauer oder eine außergewöhnlich hohe An-
zahl von aufeinanderfolgenden befristeten Arbeitsverträgen mit
demselben Arbeitgeber sprechen. 

S c h m i e r g e l d

Gehört dem Arbeitgeber
Ein Arbeitnehmer muss empfangene Schmiergelder an den Ar-

beitgeber herausgeben. 

A u s b i l d u n g s u n t e r h a l t

Nach der Schule nur für kurze Zeit
Ein volljähriges Kind hat Anspruch auf Ausbildungsunterhalt ge-

genüber seinen Eltern im Zeitraum zwischen Schulabschluss und
weiterführender Ausbildung. Dieser Zeitraum darf aber nicht über
Gebühr ausgedehnt werden. Bei längeren Pausen, auch wenn diese
durch Wartezeit auf einen Studienplatz erzwungen sind, ist eine Er-
werbstätigkeit des volljährigen Kindes zu erwarten.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Verwaltungsgericht Augsburg, 
Urteil vom 19. Juni 2012 - Au 3 K 12.266

Sozialgericht Berlin, 
Gerichtsbescheid vom 21. Oktober 2011 – S 98 U 178/10

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 18. Juli 2012 - 7 AZR 443/09

Landesarbeitsgericht München, 
Urteil vom 8. Mai 2012 – 6 Sa 957/11

Bundesarbeitsgericht, 
Beschluss vom 7. Februar 2012 – 1 ABR 63/10

Landesarbeitsgericht München, 
Urteil vom 10. Mai 2012 - 3 Sa 1134/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 14/12

einein

einblick 14/12
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Oberlandesgericht Karlsruhe, 
Beschluss vom 8. März 2012 - 2 WF 174/11
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Die IG Metall ist eine große und moderne Gewerkschaft mit rund 
2,3 Millionen Mitgliedern. Sie vertritt die Interessen der Beschäftigten aus 
den Bereichen der Metall- und Elektroindustrie und der industrienahen 
Dienstleistungs- und Entwicklungsunternehmen sowie des Handwerks und 
der Branchen Textil, Holz und Kunststoff.

Zur Verstärkung unseres Teams starten wir im Rahmen unserer 
Nachwuchsausbildung in 2013 jeweils im Mai und November ein

Trainee-Programm
 
Unser Angebot  

j  Ein zwölfmonatiges Programm mit Praxiseinsätzen auf allen 
Organisationsebenen (Vorstand, Bezirke, Verwaltungsstellen)  
und Seminar- und Trainingsphasen

j  Systematische Verzahnung von Theorie und Praxis

j  Individuelle Planung der Einsätze, die auf einen  
erfolgreichen Berufseinstieg vorbereiten und Einblick  
in die Gewerkschaftsarbeit geben

j  Eine Berufsperspektive mit spannenden Aufgaben bei der  
aktivierenden Mitgliederarbeit sowie der Betreuung und  
professionellen Beratung betrieblicher Interessenvertreter/innen bei 
gewerkschaftlichen Kampagnen und der Werbung neuer Mitglieder

 

Ihr Idealprofil  

j  Entweder eine abgeschlossene Berufsausbildung, Berufspraxis und 
praktische Erfahrungen in der betrieblichen Interessenvertretung, 
ergänzt durch berufliche und gewerkschaftliche Weiterbildung 

j  oder/und ein Studienabschluss (Technik-, Sozial- oder Human-
wissenschaften, Abschluss der Europäischen Akademie der Arbeit) 
und Erfahrung mit politischem oder sozialem Engagement, z.B.  
in sozialen Bewegungen 

j  Sehr gute Kommunikationsfähigkeiten, Organisationstalent, 
Eigeninitiative und Durchsetzungsfähigkeit, Teamfähigkeit und  
überzeugendes Auftreten

j Hohe Einsatzbereitschaft, Belastbarkeit und bundesweite Mobilität 

j  Neben der perfekten Beherrschung der deutschen Sprache  
gute Englischkenntnisse 

j  Eine Verbundenheit mit den Werten und Zielen der 
Gewerkschaftsbewegung setzen wir voraus 

Bewerbungen mit aussagefähigen und vollständigen Unterlagen  
für das Trainee-Programm 2013 nehmen wir bis zum 8. Oktober 2012 
gern entgegen.

IG Metall Vorstand  
FB Organisation und Personal
Petra Behrendt
Wilhelm-Leuschner-Straße 79
60329 Frankfurt

Vorstand



A l t e r s a r m u t

Schwarz-Gelb hat die falschen Rezepte
Jetzt hat auch Ministerin Ursula von 
der Leyen erkannt, wovor Gewerk-
schaften und Sozialverbände seit 
langem warnen: Selbst Normalver-
dienerInnen sind von Altersarmut 
bedroht. Ohne zusätzliche private 
Vorsorge, rechnete die Ministerin 
vor, erhielten ArbeitnehmerInnen 
mit einem Bruttomonatseinkom-
men von 2500 Euro nach 35 
Beitragsjahren im Jahr 2030 eine 
Rente gerade mal auf dem Niveau 
der Grundsicherung von 688 Euro. 
Statt jedoch auf die weitere Sen-
kung des Rentenniveaus und ak-
tuell auf die vom Kabinett bereits 
beschlossene Beitragssenkung in 
der Rentenversicherung zu verzich-
ten, wirbt Frau von der Leyen mit 
den Zahlen für ihr Konzept der Zu-
schussrente. Aus Sicht des DGB ist 
diese aber kaum geeignet, Altersar-
mut zu verhindern, weil überhaupt 
nur wenige ArbeitnehmerInnen die 
Voraussetzungen dafür erfüllen.

Der DGB hat die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion in einem Brief auf-
gefordert, auf die Beitragssenkung 
zu verzichten und die Zuschussren-
te fallen zu lassen. Es wäre zynisch, 
stellt DGB-Vorstandsmitglied An-

Mit seinem Rentenkonzept (ein-
blick 14/12) zeigt der DGB, dass 
eine Stabilisierung des heutigen 
Rentenniveaus auch auf lange 
Sicht ohne spürbare Belastungen 
für die Beitragszahler möglich 
ist. Statt den Rentenbeitrag wie 
geplant 2013 von aktuell 19,6 
Prozent auf 19,0 Prozent zu sen-
ken, fordern die Gewerkschaften 
moderate Erhöhungen in kleinen 
Schritten. Ziel ist es, die dadurch 
gewonnenen Mittel dafür einzu-
setzen, um die Rücklagen der Ren-
tenversicherung zu einer Demo-
grafie-Reserve auszubauen. 2015 
würde die Nachhaltigkeitsrücklage 
so auf 3,1 Monatsausgaben, 2020 
bereits auf rund acht Monatsaus-
gaben steigen. Die gewonnenen 
Mittel können genutzt werden, 
um das Rentenniveau auf dem 
heutigen Stand zu stabilisieren 
und die Erwerbsminderungsren-
te zu verbessern. Dazu muss der 
Rentenbeitrag noch nicht einmal 
über die von der Bundesregierung 
geplanten 22 Prozent im Jahr 2030 
angehoben werden. „Entscheidend 
ist, dass der Beitragssatz in kleinen 
Schritten der demografischen Ent-
wicklung angepasst wird“, erklärt 
Annelie Buntenbach.   •
DGB-Rentenkonzept: www.dgb.de/-/PjB

+ „Bestechung hat mit 
freiem Mandat absolut 

nichts zu tun“, mahnt Chris
tine Lambrecht, stellvertre
tende Vorsitzende der SPD 
Bundestagsfraktion. Sie ver 
misst bei der Bundesregierung 
den ernsthaften Willen, das 
Thema Abgeordnetenbeste
chung gesetzlich zu regeln.

- Der CSUBundestagsab
geordnete Norbert Geis 

lehnt es ab, gleichgeschlecht
liche Ehen mit Ehen zwischen 
Mann und Frau gleichzustellen. 
„Das entspricht nicht unserer 
Tradition.“ Die Sache habe 
eine psychologische Wirkung. 
„Wenn etwas egalisiert wird, 
dann ist beides egal.“

plusminusBERLIN
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Reihenfolge

nelie Buntenbach fest, „wenn die 
Koalition die hohen Reserven der 
Rentenversicherung auflöst, das 
Rentenniveau weiter senkt und 
dann Krücken wie die Zuschuss-
rente anbietet, die für die Meisten 
keine Hilfe gegen Altersarmut ist“. 

Eine große Mehrheit der Deutschen, 
80 Prozent, lehnt eine Beitragssen
kung in der gesetzlichen Renten
versicherung ab und will stattdes
sen aktuelle Überschüsse für eine 
nachhaltige Finanzierung der Renten 
nutzen. Das ist das Ergebnis einer 
repräsentativen forsaUmfrage von 
Ende August. Unter den Anhängern 
der CDU/CSU sprechen sich sogar  
82 Prozent dafür aus, Reserven  
aufzubauen. 
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Quelle: Repräsentative Forsa-Umfrage im 
Auftrag des DGB, 21./22. August 2012 

* an 100 Prozent fehlende Angaben: 
„Sonstiges“ bzw. „weiß nicht“

Große Mehrheit gegen 
Beitragssenkung
Antworten von Bundesbürgern 
nach Altersgruppen auf die Frage, 
wie die Überschüsse in der 
Rentenversicherung verwendet 
werden sollten* (in Prozent)
Die Überschüsse sollten …
     … genutzt werden, um die Beiträge zur 
Rentenversicherung geringfügig zu senken
     … aufgespart werden

insgesamt

18- bis 29-Jährige

30- bis 44-Jährige

45- bis 59-Jährige

60-Jährige und Ältere

17

11

20

20

15

80

86

78

79

81
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G r e e n  E c o n o m y

Nachholbedarf 
in guter Arbeit
Die Bundesregierung sieht große 
Wachstums- und Beschäft i-
gungschancen in den neuen 
„grünen“ Branchen. Das ist ein 
Ergebnis der Konferenz „Green 
Economy – Ein neues Wirtschafts-
wunder?“ von Umwelt- und For-
schungsministerium, an der der 
DGB als Partner beteiligt war. Die 
Chancen, die von Regierungsseite 
den neuen Industrien attestiert 

Eine Studie des DGB zeigt: Die Ar-
beitslosenversicherung schützt 
nur noch unzureichend bei Arbeits-
losigkeit. Jeder Vierte, der heute 
seinen Job verliert, rutscht sofort 
in Hartz IV. Von den im vergange-
nen Jahr neu registrierten knapp 
2,8 Millionen Arbeitslosen waren 
736 000 unmittelbar auf staatliche 
Grundsicherung (Hartz IV) ange-
wiesen, rund 135 000 Menschen 
mehr als noch vier Jahre zuvor.  
Der DGB fordert deshalb, das 
„Zwei-Klassen-System 
der Arbeitsmarktpolitik“ 
zu reformieren. Sofern noch An-
spruch auf Geld aus der Arbeits-
losenversicherung besteht, folgt 
zudem bereits nach einem Jahr 
der Abstieg ins Hartz-IV-System. 
Aktuell beziehen 70 Prozent aller 
Arbeitslosen die Grundsicherung. 
Besonders betroffen sind prekär 
Beschäftigte oder auch Leihar-
beitnehmerInnen, die aufgrund 
relativ kurzer Vorbeschäfti-
gung keine Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhalten. Der DGB schlägt unter 
anderem ein Mindestarbeitslosengeld in Höhe der Hartz-IV-
Bedürftigkeitsgrenze vor. Zudem will er die Bedingungen für 
den Bezug von Arbeitslosengeld mildern, damit weniger Men-
schen auf Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind und auch an 
den Eingliederungsmaßnahmen der Arbeitslosenversicherung  
teilnehmen können.   www.dgb.de/-/fJ1

V e r b r a u c h e r s c h u t z

Teilweise 
mangelhaft
Das neue Verbraucherinforma-
tionsgesetz (VIG), das seit dem 
1. September in Kraft ist, ver-
spricht bessere Informationen. 
VerbraucherInnen sollen künftig 
umfassender, schneller und kos-
tengünstiger Auskünfte erhalten. 
Für DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki hat das Gesetz allerdings 
einige gravierende Mängel. Es sei 
„völlig unverständlich“, warum 
beispielsweise der Bereich der 
Altersvorsorge ausgeschlossen 
wurde. Zwar könnten über die 
Finanzdienstleistungsaufsicht 
entsprechende Informationen 
eingeholt werden, doch dieser 
Weg sei „beschwerlich und nicht 
verbraucherfreundlich“. Der DGB 
hätte erwartet, dass die Bundes-
regierung bei der Novellierung die 
Finanzmärkte mit einbezieht, kriti-

F a m i l i e n p f l e g e z e i t

Erfolg ungewiss
Die SPD-Bundestagsfraktion 
wollte von der Bundesregierung 
konkrete Zahlen darüber, wie 
häufig Beschäftigte die Familien-
pflegezeit seit ihrer Einführung 
zum 1. Januar 2012 in Anspruch 
genommen wurde. Die Antwort 
blieb vage: Es habe sich „positiv 
entwickelt“. Die familienpolitische 
Sprecherin der SPD, Caren Marks, 
schließt aus der knappen Antwort, 
dass das Gesetz wohl „an der Le-
benswirklichkeit der Menschen“ 
vorbei gehe.   •

E U - B ü r g e r i n i t i a t i v e

Wasser ist ein 
Menschenrecht
Die Initiatoren der EU-Initiative 
für das Recht auf Wasser sind ei-
nen Schritt weitergekommen. Die 
Unterschriften können jetzt online 
abgegeben werden. Damit sich 
die EU-Kommission tatsächlich 
mit den Zielen der Bürgerinitiative 
befasst, werden dringend weitere 
UnterstützerInnen gesucht, um 
die geforderte eine Million Unter-
schriften vorlegen zu können. Die 
Hauptforderung lautet: garantierte 
Wasserversorgung und sanitäre 
Grundversorgung für alle Bürge-
rInnen.   •
www.right2water.eu

werden, sieht auch der DGB. Bun-
desvorstandsmitglied Dietmar 
Hexel glaubt – wie die Bundes-
regierung – an das große Zu-
kunftspotenzial der Umwelt- und 
Effizienztechnologien. Allerdings 
seien, warnt Hexel „grüne Jobs 
nicht automatisch gute Jobs“. Zu 
guter Arbeit gehörten vor allem 
Tarifverträge und die Einhaltung 
sozialer Standards. Beides müsste 
in den neuen Industrien „noch 
stärker entwickelt werden“.   •

siert Matecki. Positiv bewertet der 
DGB, dass Anfragen bis zu einem 
Verwaltungsaufwand von 1000 
Euro künftig kostenfrei bearbeitet 
werden.   •
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Quelle: DGB-Berechnungen nach der 
Statistik „Arbeitslose nach Rechtskreisen“ 
der Bundesagentur für Arbeit 

Arbeitslose: Immer 
mehr direkt in Hartz IV
Zahl der Arbeitslosen nach Leistungen,
die sie zu Beginn der Arbeitslosigkeit 
erhalten (in Tausend)

Arbeitslosengeld (SGB III)
Hartz-IV-Leistungen (SGB II)

2007 2008 2009 2010 2011

21
64 22

75

26
21

22
35

20
51

60
1

62
8

64
3

69
4

73
6
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?...nachgefragt

Alleinerziehende sollen von 
Herbst 2013 an bei der Deut-

schen Bahn auch in Teilzeit ausgebildet werden. 
Das ist eine sehr gute Nachricht. Denn Alleinerzie-
hende sind hoch motiviert, haben meist ihren Alltag 
sehr gut strukturiert und organisiert. Eigenschaften, 
von denen ein Unternehmen sehr profitieren kann. 
Erfahrungen zeigen, dass ein Großteil der alleiner-
ziehenden Auszubildenden zu den Besten gehört. 
Die Bahn hat angekündigt, die Arbeitszeit auf 75 
Prozent zu verkürzen. Kritisch ist aus unserer Sicht 
allerdings, dass der Konzern auch die Ausbildungs-

vergütung kürzen will. Für uns gilt: Ausbildungsver-
gütung ist kein Entgelt im klassischen Sinn. Teilzeit 
nützt nichts, wenn das Geld nicht reicht. 

Der Gesetzgeber hat es bei der Novellierung des 
Berufsbildungsreformgesetz 2005 leider versäumt, 
zu regeln, was bei Teilzeitberufsausbildung mit der 
Ausbildungsvergütung passieren soll. Die Ausbil-
dungsvergütung soll helfen, die Lebenshaltungsko-
sten zu bestreiten. Das gilt besonders bei Auszu-
bildenden mit Kindern. Darum sollte die Deutsche 
Bahn ihre Planung in diesem Punkt nochmal über-
denken und mit gutem Beispiel vorangehen.

Die Deutsche Bahn AG bietet Alleinerziehenden ab 2013 die  
Chance auf eine Ausbildung in Teilzeit. Hermann Nehls,  
Referatsleiter für Grundsatzfragen der Aus- und Weiterbildung  
beim DGB-Bundesvorstand, erklärt, warum dieser gute Ansatz  
trotzdem problematisch ist.

Fo
to

: D
G

B/
Si

m
on

e 
M

. N
eu

m
an

n



3

Generation 
abgehängt

Ohne einige grundlegende 

Änderungen wird sich die 

Situation junger Menschen 

ohne Ausbildungsperspek

tive nicht verbessern. 

Der DGB schlägt in seiner 

Expertise vor:

* Jugendliche ohne Ausbil

dungsplatz sollen spätes

tens sechs Monate nach 

Beginn des Ausbildungsjah

res einen Rechtsanspruch 

auf eine außerbetriebliche 

Ausbildung erhalten. Das 

gilt derzeit für fast 300 000 

Jugendliche, die sich in 

Warteschleifen befinden.

* Menschen ohne Ausbil

dung benötigen eine zweite 

Chance, um Bildungs und 

Berufsabschlüsse nachzu

holen.

* Betriebe brauchen aus

bildungsbegleitende Hilfen 

als Regelangebot, um die 

gängige Praxis der Besten

auslese zu beenden.

* Um das Angebot betrieb

licher Ausbildungsplätze zu 

erhöhen und einen fairen 

Ausgleich von ausbildenden 

und nichtausbildenden Be

trieben zu schaffen, müssen 

Branchenfonds eingerichtet 

werden.

Z w e i  M i l l i o n e n  o h n e  B e r u f s a b s c h l u s s

Chancenlos im Bewerbungsrennen
Über zwei Millionen junge Menschen haben keinen Berufsabschluss. Es ist 
die „Generation abgehängt“, sagt der DGB. Das Problem ist nicht neu – 
aus Sicht der Gewerkschaften hat die Politik auf ganzer Linie versagt.

Das Ausbildungsjahr 2012 hat 
gerade begonnen, doch viele der 
SchulabgängerInnen werden in 
der Statistik der „Ungelernten“ 
landen. Nach einer neuen Experti-
se des DGB verharrt die Quote der 
20- bis 34-Jährigen ohne beruf-
lichen Abschluss seit Jahrzehnten 
bei 15 Prozent. Weder politische 
Bildungsgipfel noch der „Nati-
onale Pakt für Ausbildung und 
Fachkräftesicherung“, 2003 zwi-
schen der Bundesregierung und 

der Wirtschaft geschlossen, haben 
etwas verändert. Ebenso wenig 
haben der demografische Wandel, 
der erwartete Fachkräftemangel 
und der heute angeblich so gut 
funktionierende Ausbildungsmarkt 
zu Maßnahmen geführt, um die 
über zwei Millionen junge Men-
schen ohne Berufsabschluss zu 
qualifizieren.

Für die Altersgruppe der 20- bis 
34-Jährigen heißt dies, dass über 
zwei Millionen keinen Berufsab-
schluss haben. Das Argument, 
dabei handele es sich um Schul-
abbrecherInnen und Lernunwillige, 
zieht für diese Gruppe schwerlich. 
Ein großer Teil hat eine gute Schul-
bildung und damit alle Vorausset-

zungen für eine Ausbildung. Rund 
356 000 AbiturientInnen gehören 
dazu. Einen mittleren Abschluss 
können 454 000 vorweisen, und 
eine knappe Million (997 000) hat 
die Hauptschule abgeschlossen. 

Vor vier Jahren versprach die 
Bundesregierung auf ihrem Dresd-
ner Bildungsgipfel die Quote der 
Ausbildungslosen zu halbieren. Die 
EU hat das Thema in ihrer Lissabon-
Strategie aufgegriffen, ohne dass 
sich bis jetzt ein Erfolg zeigt. Es sei 

viel von der Politik ver-
sprochen, aber nichts 
getan worden, um 
die Versprechen auch 
einzuhalten, kritisiert 
die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende In-
grid Sehrbrock die 
Situation. 

Den Ausbildungs-
losen droht ein Leben 
in prekären Arbeits-
verhältnissen oder Ar-
beitslosigkeit, warnt 
der DGB. Zudem sei 
mit Blick auf den 
künftigen Fachkräfte-

bedarf kaum zu verantworten, dass 
15 Prozent der 20- bis 34-Jährigen 
keine Ausbildung erhalten. Nach 
der DGB-Untersuchung arbeiten 
knapp 18 Prozent der nicht Aus-
gebildeten in prekären Beschäf-
tigungsverhältnissen. Sie finden 
zudem in nur sieben Wirtschafts-
branchen überhaupt eine Beschäf-
tigung. Knapp die Hälfte arbeitet 
im Gastgewerbe, im Gesund-
heits- oder Sozialwesen oder im 
Einzelhandel. Für die Gruppe der 
Ungelernten ohne Schulabschluss 
reduziert sich das Stellenangebot 
noch einmal. Insgesamt haben 
ohnehin nur 1,2 der 2,2 Millionen 
einen Arbeitsplatz. Dies entspricht 
einer Erwerbstätigenquote von 

52,3 Prozent. Damit liegt sie fast 
24 Prozentpunkte unter der Quote 
der Gleichaltrigen mit Berufsab-
schluss (76,1 Prozent).

Der DGB schätzt, dass vor allem 
der Übergang von der Schule in 
den Beruf problematisch ist. Auch 
bei rückläufigen Bewerberzahlen 
sind die Arbeitgeber offenbar nicht 
bereit, junge Menschen mit einem 
niedrigen Bildungsabschluss ein-
zustellen. Ingrid Sehrbrock würde 
sich wünschen, dass auch Bewer-
berInnen ohne Spitzenzeugnisse 
mehr Chancen erhalten. Betriebe, 
die dazu bereit sind, sollten „aus-
bildungsbegleitende Hilfen“ be-

kommen, „um die Auszubildenden 
fachlich und sozialpädagogisch zu 
unterstützen“. Einige Betriebe, so 
Sehrbrock, hätten dies schon mit 
Erfolg praktiziert.

Das Fazit des DGB ist: Bei der 
Bekämpfung der Ausbildungslo-
sigkeit ist die Bildungspolitik im 
vergangenen Jahrzehnt „nicht 
spürbar vorangekommen“. Eine 
abgehängte Generation, die kaum 
Perspektiven auf nachhaltige Inte-
gration in den Arbeitsmarkt hat, 
„können wir uns nicht erlauben“, 
heißt es in der DGB-Expertise.   •

➜

Im Internet

www.dgb.de//Pyq
Die DGBExpertise: 

„Generation abgehängt“ – 
Was verbirgt sich 

hinter den mehr als 2,2 
Millionen Menschen ohne 

Berufsabschluss?

L
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Der Anteil junger Menschen ohne Berufs
abschluss bleibt seit Jahren konstant.
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2012

Ohne berufliche Perspektive
Junge Erwachsene zwischen 20 und 34 Jahren 
ohne Berufsausbildung (1996 bis 2009, in Millionen) 

1996

2,59

2,17

2,05

2,16

2,21

2000 2004 2008 2009

Von der Gruppe, die keinen Schul
abschluss hat, haben 70 Prozent 
auch keine berufliche Ausbildung. 
Bei den AbiturientInnen liegt der 
Anteil ohne Berufsabschluss bei 
knapp sechs Prozent.
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Quelle: Berufsbildungsbericht 2012

Kein Ausbildungsplatz 
für Schulabgänger
Anteil der 20- bis 24-Jährigen ohne 
berufliche Ausbildung nach Schulab-
schlüssen (Stand: 2009, in Prozent) 

32,0

9,6

5,8

15,2

70,4

Hauptschulabschluss

Realschulabschluss

Studienberechtigung

kein Schulabschluss

Gesamt
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Weltweit gibt es laut der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation ILO 
rund 1,2 Milliarden Menschen, 
die weniger als zwei US-Dollar 
am Tag verdienen. Gemeinsam 
mit der katholischen Organisati-

on „Justitia et Pax“ hat der DGB 
dazu die Handlungsempfehlung 
„Menschenwürdiges Einkommen 
in der globalisierten Welt“ erstellt. 
Darin fordern sie die internationa-
le Staatengemeinschaft auf, der 

weltweiten „massiven Lohnunge-
rechtigkeit“ entgegen zu treten. 
Gewerkschaften und Kirchen seien 
sich darin einig, dass zu einer 
menschenwürdigen Arbeit eine ge-
rechte Entlohnung gehört. Die Ori-
entierungshilfe ist Ergebnis eines 
gemeinsamen Gesprächskreises 
von Justitia et Pax und DGB.   •
www.dgb.de/-/Pw2

D G B  u n d  J u s t i t i a  e t  P a x

Gerechte Einkommen weltweit

Der DGBBezirk Bayern hat 
Innenminister Joachim Herrmann 
(CSU) aufgefordert, dem Vorbild 
Nordrhein-Westfalens zu folgen 
und auch in Bayern NeonaziKa
meradschaften zu verbieten. 
Matthias Jena, Vorsitzender des 
DGB Bayern, fordert: „NRW macht 
es vor: Wer die Neonazis wirklich 
stoppen will, der kann auch etwas 
tun und ihre Kameradschaften ver-
bieten.“   www.bayern.dgb.de

Der DGB BadenWürttemberg 
hat sich für einen leichteren Zu
gang zu Volksabstimmungen 
ausgesprochen. „Direkte Demokra-
tie bietet den Bürgerinnen und Bür-
gern die Möglichkeit, eigene Ideen 

in die Politik einzubringen und et-
was gegen die Politikverdrossenheit 
zu tun“, sagt Bezirksvorsitzender 
Nikolaus Landgraf.. Gemeinsam 
mit Bündnispartnern fordert der 
DGB unter anderem, die „Unter-
schriftenhürde“ bei Volksbegehren 
zu senken.   www.bw.dgb.de/-/PKu

Seit 1. September informieren so 
genannte Fairteiler des DGB 
HessenThüringen in Städten 
und Gemeinden des Bezirks zum 
Thema Verteilungsgerechtigkeit. 
Unter anderem mit Infoständen 
und Flash-Mobs wollen die Ge-
werkschafterInnen auf Verteilungs-
fragen aufmerksam machen. 
www.fairteiler.dgb.de
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PROJEKTE UND PARTNER

F a i r e  M o b i l i t ä t

Neues Büro 
in München
Seit Oktober 2011 berät das Projekt 
„Faire Mobilität – Arbeitnehmer-
freizügigkeit sozial, gerecht und 
aktiv gestalten“ ArbeitnehmerIn-
nen aus Osteuropa über ihre Rech-

te in der Arbeitswelt. Neben den 
bereits laufenden Beratungsstellen 
in Berlin, Frankfurt am Main und 
Hamburg startet das von DGB und 
Kooperationspartnern getragene 
Projekt nun ein Büro in München. 
Ziel des Projektes ist es, Arbeitneh-
merInnen, die nach Deutschland 
kommen, vor Lohndumping und 
ausbeuterischen Arbeitsbedingun-

gen zu schützen. Die inhaltlichen 
Schwerpunkte sind zwischen den 
einzelnen Stellen aufgeteilt. Das 
Büro in Berlin ist spezialisiert auf 
den Pflegebereich, Hamburg auf 
das Fleischverarbeitungs- und Ho-
telgewerbe und Frankfurt auf die 
Bau- und Gebäudereinigerbran-
che. Anfang 2013 sollen weitere 
Beratungsbüros in Dortmund und 
Stuttgart eröffnet werden.   •
www.dgb.de/-/qlr

D G B - K o n f e r e n z

Geld für die 
Energiewende
Die Energiewende ist beschlossen. 
Eine zentrale Frage ist aber bisher 
meist ausgeblendet worden. Wie 
soll sie finanziert werden? Der DGB 
macht dies auf einer Fachtagung 
am 11. Oktober in Berlin zum The-
ma. Unter dem Motto „Finanzie-
rung des Energieumstiegs – Rah-
menbedingungen und innovative 
Ansätze“ analysieren ExpertInnen 
aus Wissenschaft, Gewerkschaften 
und Verbänden finanzielle Perspek-
tiven der Energiewende. Unter an-
derem soll es um die Frage gehen: 
Aus welchen Quellen können Mittel 
bereitgestellt werden? Veranstalter 
sind die Hans-Böckler-Stiftung und 
der DGB.   •
www.dgb.de/-/fVL

A C E

Das Navi als 
Gefahr?
Der AutoClubEuropa (ACE) fordert, 
Multimediageräte im Auto stärker 
bei der Unfallforschung zu berück-
sichtigen. Der ACE warnt: „Wir 

sehen, wie rasant sich Multime-
diaangebote in modernen Autos 
verbreiten; das kann die Verkehrssi-
cherheit beeinträchtigen.“ Deshalb 
liege hier ein bedeutendes Aufga-
benfeld für qualifizierte Unfallfor-
schung. Besonders die manuelle 
Bedienung von Navigationssyste-
men berge Gefahren.   •

interregio
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Die Arbeit als Pflegekraft auf einer 
Intensivstation ist belastend – zu 
dieser Erkenntnis gehört nicht viel 
Phantasie. Zahlen des Deutschen 
Instituts für angewandte Pflegefor-
schung (dip) belegen, wie groß der 
Druck auf die Beschäftigten mittler-
weile ist. So stellt fast jede/r zweite 
Stationsleiter/in eine Zunahme der 

ernsthaften und längerfristigen Er-
krankungen wie Burn-Out und De-
pression bei den MitarbeiterInnen 
fest. Das dip erklärt dazu: „Die 
Zahl der Behandlungsfälle steigt 
von Jahr zu Jahr, aber die Perso-
nalausstattung hinkt hinterher.“ 
Die Deutsche Gesellschaft Interdis-
ziplinäre Vereinigung für Intensiv- 
und Notfallmedizin empfiehlt für 
Intensivstationen eine Pflegekraft 
für zwei Patienten pro Schicht. Die 
Realität ist eine andere. Die dip-
Studie zeigt: Rund 46 Prozent der 
Pflegekräfte müssen drei Patienten 
versorgen. Zehn Prozent kümmern 
sich um 3,5 Patienten, und ein wei-
teres Zehntel ist sogar für vier Pa-
tienten pro Schicht verantwortlich. 

ver.di weist seit langer Zeit auf 
Arbeitsverdichtung und wachsen-

S o z i a l e  B e r u f e

Wenn die Berufung krank macht
Psychische Erkrankungen nehmen zu. Besonders in sozialen Berufen 
klagen die Beschäftigten über enormen Druck, Arbeitsverdichtung und 
psychische Belastungen.

den Druck hin. Enriqueta Fobbe, 
Gesundheitsexpertin beim ver.di-
Bundesvorstand, kritisiert: „Durch 
die Verschmelzung von Einrich-
tungen oder Stationen erhöhen 
sich die Behandlungszahlen.“ Die 
Beschäftigten hätten zunehmend 
Angst, Fehler zu machen. „Es 
drohen Schlafstörungen und Sinn-

verlust in der Arbeit“, so Fobbe. 
Aus diesem Grund will ver.di das 
Engagement für Gesundheits- und 
Arbeitsschutz intensivieren – bei-
spielsweise bei Tarifverhandlungen. 
Oder mit der Kampagne „Mein 
Frei gehört mir“. Diese informiert 
Beschäftigte von Krankenhäusern, 
wie sie sich vor außerplanmäßigen 
Diensten schützen können (siehe 
Randspalte). 

Einen ähnlichen Befund wie im 
Pflegebereich liefert eine Auswer-
tung des Bundesarbeitsministe-
riums (BMAS) zur Belastung von 
ErzieherInnen auf Anfrage der Bun-
destagsfraktion Die Linke. Während 
in fast allen Berufen Zeiten der 
Arbeitsunfähigkeit zwischen 2001 
und 2010 abgenommen haben, 
sind sie in den Sozial- und Erzie-

hungsberufen deutlich gestiegen. 
Besonders häufig melden sich Er-
zieherInnen ab 45 krank. Deutlich 
gestiegen seien in den Erzieherbe-
rufen auch die psychischen Erkran-
kungen, so das BMAS. Eine Folge: 
Innerhalb von zehn Jahren hat sich 
die Zahl der Rentenzugänge we-
gen geminderter Erwerbsfähigkeit 
in diesem Bereich um 1500 erhöht. 
Es trifft vor allem Frauen, rund 80 
Prozent der Beschäftigten in die-
sem Bereich sind weiblich. 

Auch hier sind Personal- und 
Zeitmangel wichtige Faktoren für 
die gestiegene psychische Bela-
stung. Ausschlaggebend sind die 
Gruppengröße in den Kitas und 
die Personalausstattung, erklärt 
Bernhard Eibeck, Referent für Ju-
gendhilfe und Sozialarbeit beim 
GEW-Hauptvorstand. Er kritisiert, 
dass sich eine Erzieherin nur in der 
Theorie um zwölf Kinder kümmert. 
„Wegen Ausfallzeiten, Krankheit, 
Urlaub und Fortbildung, ist oftmals 
eine Erzieherin in einer Gruppe von 
24 Kindern allein.“ Eibeck betont: 
„Angemessen wäre ein Verhältnis 
von eins zu sieben.“ Dass Erzieher-
Innen unter diesen Bedingungen 
das Renteneintrittsalter von 67 
Jahren erreichen, sei nicht zu er-
warten. So müssten die Beschäf-
tigten mit erheblichen Rentenab-
schlägen rechnen. 

Um die Arbeitsbedingungen von 
ErzieherInnnen zu verbessern, will 
ver.di einen besseren Arbeits- und 
Gesundheitsschutz in Tarifverträ-
gen verankern. Mit Blick auf den 
Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz für Kinder ab dem 
1. August 2013 fordert ver.di außer-
dem: „Die Bundesregierung sollte 
auf das Betreuungsgeld verzichten 
und das Geld in den qualitativen 
Ausbau von Kindertagesstätten in-
vestieren.“ ver.di prognostiziert für 
August 2013 eine Personallücke 
von rund 40 000 Erzieherinnen.   •
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POLITIK AKTUELL
„Mein Frei 
gehört mir!”

Die knappe Personalde

cke im Pflegebereich führt 

immer wieder zu Engpässen. 

Wenn Beschäftigte erkran

ken, werden KollegInnen 

aus ihren freien Tagen 

geholt. Mit der Kampagne 

„Mein Frei gehört mir“ 

informiert ver.di über 

Rechte und Pflichten in 

 diesen Fällen. 

Unter anderem gibt es Rat 

auf die Fragen: Wie kann 

ich mich wehren? Welche 

Pflichten hat das Personal 

wirklich? So stellt ver.di 

beispielsweise klar, dass 

die Arbeitszeit im Dienst

plan festgelegt ist. Der 

Schichtplan ist verbindlich, 

wenn er unterschrieben ist. 

Änderungen sind zustim

mungspflichtig. Einseitige 

Änderungen sind nicht 

rechtens. Zudem muss der 

Arbeitgeber die Mitbestim

mungsrechte von Betriebs 

und Personalräten beachten. 

ver.di betont: „Der Arbeit

geber ist nur während der 

geplanten Arbeitszeit wei

sungsberechtigt.“ In ihrer 

Freizeit bestimmen die Ar

beitnehmerInnen allein, was 

sie tun wollen oder nicht. 

Mehr Infos zur Kampagne unter:
www.meinfrei.verdi.de

Das „PflegeThermometer 2012“ des Deutschen Instituts für angewandte 
Pflegeforschung (dip) zeigt, wie sich Arbeitsverdichtung auf die Gesund
heit von Pflegekräften auf Intensivstationen auswirkt. Fast jede zweite 
Leitungskraft bestätigt, dass ausgebildete Pflegekräfte immer häufiger 
erkranken und gleichzeitig ernsthafte Erkrankungen zunehmen.
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Quelle: Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. 2012 
*z.B. Burn-Out, Depression, Muskel - und Skeletterkrankung

Pflegejobs sehr belastend
Anteil von Leitungskräften auf Intensivstationen, die angeben, dass 
die Krankheitshäufigkeit und -dauer sowie ernsthafte Erkrankungen ihrer 
MitarbeiterInnen gestiegen sind (in Prozent)

47,5

44,5

39,9

36,3

Krankheitshäufigkeit
examinierter Pflegekräfte

Ernsthafte und 
langfristige Erkrankungen* 

Krankheitsdauer
examinierterPflegekräfte

Kurzfristige Krankheits-
wiederholung 
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Die Eisenbahn und 
Verkehrsgewerk
schaft EVG kriti

siert, dass die Unternehmen 
im Schienenverkehr zu 
wenig Auszubildenden eine 
Chance geben. Zwar habe 
die Deutsche Bahn 3700 
junge Menschen eingestellt, 
doch auch hier gebe es Luft 
nach oben. 

Die NGG begrüßt die 
Pläne von Finanz
minister Wolfgang 

Schäuble (CDU), Schritte 
gegen das „Mehrwertsteuer
Chaos“ in der Gastronomie 
zu unternehmen, etwa bei 
der unterschiedlichen Be
steuerung des Verzehrs an 
Imbissbuden. Zudem fordert 
die NGG, die „Mövenpick
Steuer zu kassieren“.

„Bildung statt Rüs
tung“, das fordert die 
GEW angesichts des 

weltweit boomenden Waf
fenhandels. Der GEWVorsit
zende Ulrich Thöne kritisiert: 
„Viele Staaten geben mehr 
Geld für Rüstung aus als für 
Bildung.“ Diese Entwick
lung müsse radikal gedreht 
werden.

Trauer um Georg Leber
Die IG BAU trauert um Georg 
Leber. Der langjährige Bun
desvorsitzende verstarb am 
21. August 2012 im Alter 
von 91 Jahren. „Der Tod von 
Georg Leber ist für uns alle 
ein schwerer Verlust. Die 
deutsche Arbeiterbewegung 
verliert mit ihm einen weg
weisenden Vorkämpfer“, 
so der IG BAUVorsitzende 
Klaus Wiesehügel.

Knapp 40 Prozent aller Beschäf
tigten in den Bauberufen schaffen 
es nicht, bis 65 in ihrem Job durch
zuhalten. Damit ist die Quote der
jenigen, die aus Gesundheitsgrün

den vorzeitig in den Ruhestand 
gehen müssen, in der Baubranche 

doppelt so hoch wie in allen ande
ren Berufen zusammen. ©

 D
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Quelle: Institut Arbeit 
und Qualifikation 2012 

65 kaum zu schaffen
Anteil der Erwerbsminderungsrenten 
unter allen Neurentnern in den 
Bauberufen (2009, in Prozent) 

56,5

46,7

43,7

43,3

43,1

40,9

37,9

37,4

31,4

20,1

81,3
Gerüstbauer 

Dachdecker

Baumaschinenführer

Zimmerer

Maurer und Schornsteinfeger

Betonbauer

Fliesenleger

Pflasterer

Bauberufe ingesamt

Straßenbauer

Alle Berufe

I G  B A U

Mehr Respekt für Arbeitsleistung

GEWERKSCHAFTEN

B ü n d n i s  u m F A I R t e i l e n

Reichtum 
besteuern
Fehlende Kita-Plätze, geschlossene 
Bibliotheken, mangelhafter Nah-
verkehr – der öffentlichen Hand 
fehlt das Geld für wichtige Inves-
titionen. Dem stehen gigantische 
private Vermögen gegenüber. Aus 
diesem Grund ruft das Bündnis 
umFAIRteilen am 29. September 
zu einem bundesweiten Aktionstag 
auf. Zentrale Forderungen sind die 
Einführung einer Vermögenssteuer 
und -abgabe sowie eine stärkere 

Am 17. Oktober feiern DGB, Ge-
werkschaften und Hans-Böckler-
Stiftung das 60. Jubiläum des 
Betriebsverfassungsgesetzes mit 
einem Festakt in Hamburg. Vom 17. 
bis zum 19. Oktober widmet sich 
auch das DGB-Bildungswerk dem 
Thema mit einem Fachkongress. Un-
ter dem Motto „60 Jahre Betriebs-

F e s t a k t

60 Jahre Betriebsverfassung
verfassungsgesetz – gestern, heute, 
morgen“ werden ExpertInnen aus 
Wissenschaft und Praxis die Erfah-
rungen der vergangenen 60 Jahre 
zusammenfassen und zukünftige 
Handlungsfelder analysieren. Alle 
KonferenzteilnehmerInnen können 
am Festakt teilzunehmen.   •
www.bit.ly/betrvg_seminar

F a c h t a g u n g

Betriebliche 
Bildung stärken
Seit 2009 läuft das Förderpro-
gramm „weiter bilden“ von Bun-
desarbeitsministerium, DGB und 
Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände (BDA). Mit 
einer gemeinsamen Fachtagung 
am 27. September in Berlin wol-
len DGB und BDA nun die Erfolge 
der vergangenen Jahre in Sachen 
betrieblicher Weiterbildung resü-
mieren und sichern. Unter dem 
Tagungsmotto „Betriebliche Wei-
terbildung gelingt gemeinsam 
besser!“ soll vor allem der Transfer 
des Know-how in die Betriebe ge-
fördert werden. Die Kernbotschaft 
lautet: „Kooperation in den Be-
trieben, zwischen Betrieben, in 
Branchen und Regionen sind ein 
zentraler Erfolgsfaktor.“ Vertre-
terInnen der drei Organisationen 
analysieren und diskutieren mit 
den TeilnehmerInnen Perspektiven 
der betrieblichen Weiterbildung. 
Gefördert wird das Projekt durch 
das BMAS und den Europäischen 
Sozialfonds.   •

Zahlen des Instituts Arbeit und 
Qualifikation (IAQ) an der Uni-
versität Duisburg-Essen zeigen: 
Nur wenige Beschäftigte in den 
Bauberufen schaffen es, die Ren-
te mit 65 zu erreichen. Besonders 
Gerüstbauer, Dachdecker, Bauma-
schinenführer und Zimmerer müs-
sen die Erwerbsminderungsrente in 
Anspruch nehmen. Der stellvertre-
tende IG BAU-Vorsitzende Dietmar 
Schäfers kritisiert deshalb: „Schon 
heute schaffen es viele nicht, bis 65 
zu arbeiten – erst recht nicht bis 67. 
Die Rente mit 67 ist für sie ein ein-
ziges Rentenkürzungsprogramm.“ 
Es habe mit Respekt vor der Leis-
tung von körperlich schwer arbei-
tenden Beschäftigten nichts zu tun, 

wenn man sie am Ende ihres Be-
rufslebens in eine finanzielle Sack-
gasse manövriere. Die Studie belegt 
zudem, dass rund ein Viertel aller 
Beschäftigten in den Baubranchen 
bereits zwischen 42 und 48 Jahren 
aus dem gelernten Beruf ausschei-
det. Besonders häufig trifft das Ma-
ler/Lackierer, Maurer, Betonbauer 
und Bauhilfsarbeiter.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

Besteuerung hoher Einkommen. 
Schwerpunkt-Aktionen gibt es in 
Berlin, Bochum, Frankfurt/Main, 
Köln und Hamburg. „Es gibt einen 
Ausweg aus der Wirtschafts- und 
Finanzkrise: Umverteilung!“, heißt 
es im Aufruf. Statt öffentliche und 
sozialen Leistungen zu verschlech-
tern, müssten übergroßer Reich-
tum und Finanzspekulation stär-
ker besteuert werden, so die Ini-
tiatoren, zu denen unter anderem 
ver.di, die GEW, die DGB-Jugend, 
attac und campact gehören. Bisher 
haben rund 6000 Menschen den 
Aufruf unterzeichnet.   •
www.umfairteilen.de
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Blaupause 
für Europa
Die DGBJugend Hessen

Thüringen hatte die beiden 

Griechinnen eingeladen, 

um Infos aus erster Hand 

über das Ausmaß der 

menschlichen Tragödie in 

Griechenland zu erhalten. 

Neben einer Reihe Abend

veranstaltungen standen 

Betriebsbesichtigungen und 

Pressegespräche auf ihrem 

Programm. „Die DGBJugend 

will der Berichterstattung 

über die angeblich faulen 

Griechen, die über ihre 

Verhältnisse gelebt haben, 

etwas entgegen setzen. Des

halb haben wir die Rund

reise organisiert“, so Ulrike 

Eifler. Frank Herrmann, 

Bezirksgeschäftsführer des 

DGB HessenThüringen, be

fürchtet, dass die Kürzungen 

der sozialen Leistungen und 

Löhne in Griechenland zur 

Blaupause für Europa wer

den und auch die Bundes

republik einholen könnten.

L
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SchülerInnen fallen vor Hunger in Ohnmacht. Pati-
enten müssen ihr Verbandsmaterial selbst kaufen, 
bevor sie ins Krankenhaus gehen. Eltern geben ihre 
Kinder in SOS-Kinderdörfern ab, weil sie nicht wis-
sen, wie sie sie ernähren sollen. Solche Zustände 
waren vor ein paar Jahren in Griechenland noch 
undenkbar. Inzwischen sind sie bittere Realität. 
„Die Krise bei uns ist Anlass, auf breiter Front 
Löhne zu drücken und Arbeitnehmerrechte 
zu beschneiden“, sagt Alkistis Tsoulakou, Be-
triebsratsvorsitzende von Siemens-Nokia Hellas. „In 
allen Branchen werden Tarifverträge gekündigt. Es 
hat Lohnkürzungen um bis zu 40 Prozent gegeben. 
Die Arbeitgeber setzen darauf, dass die Kollegen aus 
Angst vor Arbeitslosigkeit alles unterschreiben. Auch 
der Achtstundentag hat keine Gültigkeit mehr.“ Be-
gründet werden die Kürzungen mit den zu hohen 
Löhnen in Griechenland. Dabei liegt das Lohnniveau 
bei 67 Prozent des EU-Durchschnitts. Und während 
in der Eurozone durchschnittlich 41 Stunden in der 
Woche gearbeitet werden, sind es in Griechenland 
44 Stunden.

Doch bei einer Arbeitslosenquote von 27 Prozent 
sind viele froh, überhaupt noch Arbeit zu haben. 
Zumal im Zuge der Kürzungspolitik das Arbeitslo-
sengeld auf 350 Euro gesenkt wurde. Es wird für 
maximal ein Jahr ausgezahlt. Folge dieser Politik 
ist ein dramatischer Einbruch des Lebensstandards. 
„Aus der ökonomischen Krise ist eine soziale und 
mittlerweile sogar eine humanitäre Krise ge-
worden“, sagt Tsoulakou. Und tatsächlich: Während 
europaweit Milliarden von Euro in spekulierenden 
Banken versenkt werden, erlebt Griechenland die 
größte Hungerkatastrophe seit Ende des Krieges. 
Der Konsum ist um 40 Prozent zurückgegangen. 
Die Suizidrate stieg im Jahr 2010 um 25 und in der 
ersten Jahreshälfte 2011 sogar um 40 Prozent. Die 
Obdachlosenquote war noch nie so hoch wie im 
Moment.

Gleichzeitig findet ein dramatischer Raubbau an 
den Lebensentwürfen, Träumen und Wünschen der 
jungen Generation statt. Bei einer Jugendarbeits-
losigkeit von 56 Prozent ist mehr als jeder zweite 
Jugendliche unter 29 Jahren arbeitslos. Tsoulakou: 
„Das sind gut ausgebildete, qualifizierte junge Men-

schen, die niemand be-
schäftigen will. Sie sind 
ohne Perspektiven. 
Viele von ihnen, versu-
chen der Situation zu 
entkommen und gehen 
ins Ausland.“

Neben Lohndum-
ping und Arbeitslosig-
keit sind es aber vor 
allem die massiven 
Einschnitte im Bil-
dungsbereich, die die Perspektivlosigkeit 
der jungen Generation zementieren. „Wäh-
rend die Ausgaben für Militär bei immerhin fünf 
Prozent des Staatshaushaltes liegen, werden für 
Bildung nur noch 0,2 Prozent aufgewendet“, sagt 
Agiro Baduva. Die 24-jährige Lehrerin kommt von 
der Insel Kreta und berichtet davon, dass die Leh-
rergehälter um 50 Prozent gekürzt wurden. Vor 
der Krise hatten LehrerInnen unbefristete Verträ-
ge. Jetzt werden sie zum Ferienbeginn arbeitslos 
und bekommen 350 Euro Arbeitslosengeld. Ihre 
Weiterbeschäftigung nach den Ferien ist nicht si-
cher. Dazu fehlt es in den Schulen an allem. „Die 
größte Schulbuchdruckerei Griechenlands ist ge-
schlossen worden. Im letzten Schuljahr kamen 
die Schulbücher kurz vor Weihnachten. In diesem 
Jahr rechnen wir damit, dass sie überhaupt nicht 
kommen“, sagt Baduva. Mehr als 2000 Schulen 
sind geschlossen oder zusammengelegt worden. 
Dadurch verlängern sich die Schulwege. Vor allem 
die SchülerInnen auf dem Land sind oft bis zu zwei 
Stunden unterwegs. Schulbusse gibt es nicht mehr. 
Die Folge: Wer die öffentlichen Verkehrsmittel nicht 
bezahlen kann, bleibt zu Hause und geht gar nicht 
mehr zur Schule.

Baduva und Tsoulakou sind sich einig, dass die-
ser Kürzungskurs gestoppt werden muss. Baduva: 
„So kann es nicht weitergehen. Ein Europa der 
Märkte treibt die Bevölkerungen in die so-
ziale Katastrophe. Wir brauchen ein Europa von 
unten, ein Europa der Arbeiter und Studenten, ein 
Europa der sozialen Gerechtigkeit. Und wir brau-
chen einen sozialen Aufstand.“   •

„Unser Volk wird kaputtgespart.“ Das ist das Fazit der beiden jungen 
griechischen Gewerkschafterinnen Alkistis Tsoulakou und Agiro Baduva, 
die auf einer Info-Tour des DGB Hessen-Thüringen über den Abbau von 
Arbeitnehmerrechten in ihrer Heimat berichteten. Die DGB-Jugend-
bildungsreferentin Ulrike Eifler hat diese Informationen aufgezeichnet.

A u s w i r k u n g e n  d e r  K r i s e n p o l i t i k

„Wir brauchen einen sozialen Aufstand“

MEINUNG
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Acht Tage lang reisten die beiden jungen griechischen Gewerk-
schafterinnen Alkistis Tsoulakou, 27, Software-Ingenieurin 
und Betriebsratsvorsitzende von Nokia-Siemens Networks 
(Foto links), und die Lehrerin Agiro Baduva, 24 (Foto rechts), 
durch den DGB-Bezirk Hessen-Thüringen, um über die Auswir-
kungen der Krisenpolitik in ihrer Heimat zu informieren. 
Begleitet wurden sie auf ihrer Tour von der DGB-Jugend-
bildungsreferentin Ulrike Eifler (Foto Mitte).



8

15/12

DIES &DAS

„Merkel: Den Leo an die Ketten legen“

Forderung von Rüstungsgegnern auf einer Demonstration am 30.8.2012 
in Berlin.

8

MINIJOBS: Immer mehr RentnerInnen in geringfügiger Beschäftigung

dieDGBgrafik

Die Zahl der minijobbenden Rentner

Innen ist in den vergangenen zehn 

Jahren um 60 Prozent gestiegen. Dass 

zeigen Angaben des Bundesarbeits

ministeriums auf Anfragen der Bun

destagsfraktion Die Linke. Demnach 

gingen 2011 rund 280 000 Menschen 

über 65 Jahren einer geringfügigen 

Tätigkeit nach. Bei den über 75Jäh

rigen ist die Zahl um rund 86 Prozent 

gestiegen. Damit haben rund 120 000 

Menschen in dieser Altersgruppe im 

vergangenen Jahr ihre Rente mit einer 

geringfügigen Tätigkeit aufgebessert. ©
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Quelle: Antwort des Bundesarbeitsministeriums auf Anfragen der Bundestagsfraktion Die Linke vom 22.9.2011/22.8.2012
 

Ausschließlich geringfügig Beschäftigte nach Altersgruppen 

416 648 455 058
563 526

621 693 651 469 561 850 635 458 643 652

63 581
69 045

82 835

85 952
91 293 98 317 106 750 118 084

480 229
524 103

646 361

707 645
742 762 750 167 742 208 761 736
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Schlusspunktl

Buch: Martin Wolmerath, 
Axel Esser (Hrsg.): Werkbuch 
Mobbing – Offensive Metho
den gegen psychische Gewalt 
am Arbeitsplatz, BundVerlag 
2012, 310 Seiten, 29,90 Euro

Mobbing in der Arbeitswelt ist 
seit Jahren als wachsendes ge-
sellschaftliches Problem erkannt. 
Politische Maßnahmen dagegen 

gibt es bisher keine. Deshalb 
hat sich eine vielfältige, infor-
melle Infrastruktur gegen Mob-
bing und psychische Gewalt am 
Arbeitsplatz entwickelt. In dem 
Ratgeber „Werkbuch Mobbing“ 
stellen JuristInnen, Gewerk-
schafterInnen, MedizinerInnen 
und PsychologInnen Befunde, 
Erfahrungen und Maßnahmen 
gegen Mobbing vor.

Tipp
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10.9.  Friedrich-Ebert-Stif-
tung, Fachkonferenz „Europäische 
Datenschutzreform – Chance oder 
Rückschritt“, Berlin

10./11.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Personalstrate-
gie im Aufsichtsrat“, Lohr am Main

11.9.  DGB NRW, DGB-
Bildungswerk NRW, Personalräte-
konferenz „Gute Mitbestimmung –  
Gute Arbeit/Ein Jahr novelliertes 
LPVG NRW“, Mühlheim an der Ruhr

11.-21.9.  DGB-Region Ost-
sachsen, Aktionstag „Billig kommt 
teuer“, verschiedene Orte

12.9.  ver.di Mittelfran-
ken, Vortrag & Diskussion „Was ist 

eine Diskriminierung?“ Nürnberg
12.9.  ver.di., Diskussion 

„Globale Machtverschiebungen, 
Krisen und neue Gefahren für den 
Frieden“, Berlin

12./13.9.  NGG, Fachtagung 
„Gestaltung des demografischen 
Wandels“, Oberjosbach

13.9.  DGB-Region Köln-
Bonn, DGB-Medien-Treff „Der 
Köln-Bonn Airport – Mobilitätsga-
rant und Jobmaschine“, Flughafen 
Köln-Bonn

13./14.9.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Unternehmens-
strategien als Thema im Aufsichts-
rat“, Dortmund

14.9.  DGB Berlin-Bran-
denburg, Brandenburgkonferenz 
„Fair Play für Gute Arbeit“, Berlin

15.9.  Internationaler Tag 
der Demokratie

15.9.  DGB Sachsen, Ak-
tion der Gesellenvertretung zum 
„Tag des Handwerks“, Chemnitz, 
Dresden, Leipzig

17.-21.9.  Wirtschafts- und So- 
zialwissenschaftliche Institut in der  

Hans-Böckler-Stiftung, Workshop 
„WSI Summer School 2012“, Berlin

18.9.  DGB Sachsen und 
Arbeit und Leben Sachsen, Fach-
konferenz „Gute Arbeit im Öffent-
lichen Dienst auch in Sachsen“, 
Dresden

20.9.  ver.di Stuttgart, 
Vortrag & Diskussion „Mit Niedrig-
löhnen aus der Krise des Kapitalis-
mus?“, Stuttgart
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H a r t z  I V

Jobcenter zahlt keine Reise nach China
Empfänger von Hartz-IV-Leistungen haben keinen Anspruch auf

Geld für Besuchsreisen zum im Ausland lebenden Ehepartner. 
Der Fall: Der 58-jährige Mann arbeitete mehrere Jahre in Sin-

gapur und heiratete dort eine chinesische Staatsbürgerin. Nach Be-
endigung seines Arbeitsverhältnisses kehrte er nach Deutschland
zurück. Seine Ehefrau zog nach China. Der in Frankfurt wohnhafte
Mann bezieht Hartz IV. Um sein Umgangsrecht wahrnehmen und die
Ehe aufrecht erhalten zu können, beantragte er die Kostenübernah-
me für Reisen nach China. Da seine Frau nicht ausreichend Deutsch
spreche und kein Geld für einen Sprachkurs habe, könne sie nicht
nach Deutschland ziehen. Das Jobcenter lehnte den Antrag ab. Auch
seine Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Kosten für ein eheliches Zusam-
menleben sind als Teil des notwendigen Lebensunterhaltes ein aner-
kennungsfähiger Bedarf und daher zu übernehmen. Das gilt zum Bei-
spiel für die Kosten für einen Umzug. Besuchsreisen eines Hartz-IV-
Empfängers zu seinem im Ausland lebenden Ehegatten begründen
aber keinen Mehrbedarf. Die Ehegatten könnten vielmehr auf die
Herstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft durch Zuzug des im
Ausland lebenden Ehegatten verwiesen werden. Die Rechtsprechung
zur Erstattung der Kosten bei Ausübung des Umgangsrechts von El-
tern mit ihren Kindern ist für den „Umgang“ mit Ehegatten nicht
heranzuziehen.

H a r t z  I V

Jobcenter zahlt Mieterhöhung
Ergibt sich nach einer Modernisierung eine höhere Miete, so

muss das Jobcenter die Mieterhöhung übernehmen, solange die Kos -
ten der Wohnung angemessen bleiben. Das gilt auch, wenn es sich
um eine „Wunsch-Modernisierung“ handelt.

Der Fall: Die Frau, alleinerziehende Mutter eines Kindes, schloss
ohne vorherige Einschaltung des Jobcenters mit ihrer Vermieterin ei-
ne Modernisierungsvereinbarung. Gegenstand war eine komplette
Modernisierung des Bades, das "zwar voll gebrauchsfähig" sei, "den
heutigen Wohnbedürfnissen und Anforderungen" aber nicht mehr
entspreche, "auf Wunsch des Mieters". Im Gegenzug verlangte die
Vermieterin einen monatlichen Mietzuschlag in Höhe von 29,27 Eu-
ro. Mit der Begründung, es handele sich um eine "Wunsch-Moderni-
sierung", die nicht notwendig gewesen sei, lehnte das Jobcenter es
ab, bei den Hartz-IV-Leistungen die erhöhten Unterkunftskosten zu
berücksichtigen. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. 

Das Bundessozialgericht: Das Jobcenter ist verpflichtet, höhere
Leistungen für Unterkunft und Heizung unter Berücksichtigung der
Mieterhöhung wegen der Badmodernisierung  zu zahlen. Die ge-
setzliche Regelung, wonach bei einer Mieterhöhung durch Umzug ei-
ne Vorabklärung durch den Leistungsberechtigten und entsprechen-
de Zusicherungsverpflichtung des Leistungsträgers erforderlich sind,
kann nicht auf den vorliegenden Fall angewandt werden. Hier gilt
der Grundsatz der Übernahme der mietvertraglich vereinbarten
tatsächlichen Kosten innerhalb der kommunalen Angemessenheits-
grenzen auch bei einvernehmlichen Mieterhöhungen aus sonstigen
Gründen.

A r b e i t s l o s e n g e l d

Sperrzeit wegen Auflösungsvertrag
Hat ein Arbeitnehmer sein Beschäftigungsverhältnis gelöst und

grob fahrlässig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt, ruht der Anspruch
auf Arbeitslosengeld für die Dauer einer Sperrfrist von 12 Wochen.
Diese Sperrzeit gilt auch dann, wenn mit dem Abschluss eines Auflö-
sungsvertrages eine höhere Abfindung verbunden ist. 

K o s t e n  d e s  B e t r i e b s r a t s

Keine Übernahme von Bewirtungskosten
Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, die Kosten der Bewirtung

von Teilnehmern einer Betriebsversammlung nach Paragraf 43 des
Betriebsverfassungsgesetzes zu tragen. Die Pflicht des Arbeitgebers
zur Kostentragung steht unter dem Gebot der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit. Der Betriebsrat ist demnach verpflichtet, den Arbeit-
geber nur mit Kosten zu belasten, die er der Sache nach für ange-
messen halten darf.

D i e n s t w a g e n b e s t e u e r u n g

Kein Wechsel der Ermittlungsmethode
Ein Fahrtenbuch, das nicht während des ganzen Kalenderjahres

geführt wird, ist nicht ordnungsgemäß. Ein monatlicher Wechsel zwi-
schen der Fahrtenbuch- und der Pauschalwertmethode ist nicht mit
der einschlägigen Vorschrift des Einkommensteuergesetzes verein-
bar. Das gilt auch, wenn die persönlichen Lebensumstände des Steu-
erpflichtigen sich im Laufe des Jahres geändert haben. 

E i g e n k ü n d i g u n g

Mündlich kann auch wirksam sein
Das Gesetz verlangt für die Wirksamkeit einer Kündigung des Ar-

beitsverhältnisses die schriftliche Form. Kündigt jedoch der Arbeit-
nehmer selbst mündlich, kann die Kündigung wirksam sein. Dem Ar-
beitnehmer, der selbst gekündigt hat, kann verwehrt sein, sich zu sei-
nem Vorteil auf Rechtsvorschriften zu berufen, die er selbst missach-
tet hat. Das wäre Rechtsmissbrauch. 

A l t e r s d i s k r i m i n i e r u n g

Lässt Entschädigungsanspruch entstehen
Enthält eine Stellenausschreibung den Hinweis, dass Mitarbeiter

eines bestimmten Alters gesucht werden, so stellt dies einen Verstoß
gegen das Gleichbehandlungsgesetz dar. Wenn der diskriminierte
Bewerber eine Entschädigung wegen Diskriminierung verlangt, kann
der Arbeitgeber sich nicht damit verteidigen, er habe keinen anderen
Bewerber eingestellt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht, 
Beschluss vom 6. Juli 2012 – L 7 AS 275/12 B ER

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 23. August 2012 - B 4 AS 32/12 R

Finanzgericht Münster, 
Urteil vom 27. April 2012 - 4 K 3589/09 E

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 8. Februar 2012 – 8 Sa 318/11

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 22. Juni 2012 – L / AL 186/11

Landesarbeitsgericht Nürnberg, 
Beschluss vom 25. April 2012 -  4 TaBV 58/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 15/12

einein

einblick 15/12

blick

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 23. August 2012 - 8 AZR 285/11
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DGB-Jugend eröffnet Wahlkampf
Gute und sichere Beschäftigung, 
solide finanzierte Bildung und bes-
sere Ausbildungsqualität, mit die-
sen zentralen Forderungen eröffnet 
die DGB-Jugend ihre Kampagne 
„Wahl.Kampfansage” zur Bundes-
tagswahl 2013. DGB-Bundesju-
gendsekretär René Rudolf kündigt 
an: „Diese Punkte müssen sich in 
den Parteiprogrammen, im Wahl-
kampf, in den Koalitionsverhand-
lungen und letztendlich in der po-
litischen Gestaltung wiederfinden. 
Daran messen wir die Politik.“ Die 
Jugend brauche wirkliche Zukunft-
schancen. Darüber hat der DGB-
Bundesjugendausschuss bereits 
Anfang September mit Spitzenpo-
litikern von CDU, SPD, der Linken 
und den Piraten gesprochen.

So fordert die DGB-Jugend 
mehr Geld für Bildung. Alle Studi-
en- und Bildungsgebühren sollen 
abgeschafft werden. Außerdem 
soll der Kampf gegen prekäre 
Beschäftigung Eingang finden in 
die Wahlprogramme der Parteien. 
Rudolf fordert eine unbefristete 
Übernahme aller Auszubildenden 
sowie gesetzliche Regeln gegen 
den Missbrauch von Praktika.

12 000 Auszubildenden belegt, 
dass sich in Sachen Übernahme, 
Überstunden und fachlicher Anlei-
tung nicht viel bewegt hat. „Ge-
messen an dem lauten Klagen der 
Arbeitgeber über einen Mangel an 
Auszubildenden hat sich überra-
schend wenig getan“, kritisiert die 
stellvertretende DGB-Vorsitzende 
Ingrid Sehrbrock. 

So gibt fast jede/r zehnte Aus-
zubildende an, keine/n AusbilderIn 
zu haben. Rund 40 Prozent aller 
Befragten müssen regelmäßig 
Überstunden leisten. Der DGB be-
mängelt, dass trotz klarer Regeln 
jede/r Fünfte weder einen Freizeit-
ausgleich noch eine entsprechende 
Vergütung bekommt. Sehrbrock 
fordert deshalb die Industrie- und 
Handels- sowie die Handwerks-
kammern auf, ihrer Kontrollfunk-
tion nachzukommen und in gra-
vierenden Fällen Sanktionen zu 
verhängen. 

Schwerpunkt des Reports ist in 
diesem Jahr die Zufriedenheit der 
Azubis mit der Berufsschule. René 
Rudolf kritisiert: „Gerade einmal 
56,3 Prozent der Auszubildenden 
bezeichnen die fachliche Qualität 
ihres Berufsschulunterrichts als 
gut oder sehr gut“. Ein Grund: die 
zum Teil schlechte Ausstattung der 
Berufsschulen. Zufrieden mit ihrer 
Ausbildung sind Bank- und Indus-
triekaufleute sowie Mechatroniker. 
Schlusslicht bleibt das Hotel- und 
Gaststättengewerbe.    •

+ „Ein Jahrzehnt der 
Alphabetisierung“ for-

dert Dagmar Ziegler, stell-
vertretende Vorsitzende der 
SPD-Bundestagsfraktion, um 
die Zahl der Menschen mit 
Lese- und Rechtschreibschwä-
che zu verringern. Alphabeti-
sierung müsse als Herausfor-
derung verstanden werden.

- „Nie zuvor waren die 
Bildungschancen in 

Deutschland besser als 
heute“, glaubt der bildungs-
politische Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion 
Albert Rupprecht. Er findet: 
„Die Möglichkeiten sind da. 
Sich aufraffen und sie nutzen 
muss jeder schon selbst.“

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.bit.ly/ngg_initiative
Internetseite der 

NGG-Kampagne „Faire 
Arbeit. Gutes Leben – 

demografi schen Wandel 
gemeinsam gestalten“

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Der DGB-Ausbildungs-
report 2012 mit allen 

Zahlen, Daten und 
Statements

Unter dem Motto „Ausbildung 
statt Ausbeutung“ fordert die 
DGB-Jugend, die Ausbildungsqua-
lität zu verbessern. Dass hier der 
Handlungsbedarf weiterhin groß 
ist, zeigt der DGB-Ausbildungsre-
port 2012. Die zum siebten Mal 
durchgeführte Befragung von rund 

Der DGB-Ausbildungsreport 2012 
zeigt, dass es viele offene Stellen 
und eine hohe Abbruchquote insbe-
sondere in den Berufen und Branchen 
gibt, wo die Ausbildungsqualität als 
schlecht bewertet wird.
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Quelle: DGB-Ausbildungsreport 2012 

Wenig attraktiv
Anteil von unbesetzten Ausbildungs-
stellen sowie die Quote von vorzeitig 
aufgelösten Ausbildungsverträgen in 
ausgewählten Berufen (in Prozent)

unbesetzte Stellen
aufgelöste Verträge

Restaurantfachmann/-frau

Fachmann/-frau für Systemgastronomie

Fleischer/-in

Fachverkäufer/-in im Lebensmittelhandwerk

Klempner/-in

Gebäudereiniger/-in

Koch/Köchin

25,8
47,6

20,4
40,9

18,6
33,3

16,8
34,7

15,9
33,2

15,2
38,0

14,3
46,3

gewerkschaftlicher Info-Service vom 24.09.2012 16/12
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Elternhaus entscheidet
Ob Kinder studieren oder eine 

Ausbildung machen, hängt 

weiterhin vom Status der 

Eltern ab. Der DGB stellt fest: 

Chancengleichheit sieht 

anders aus
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Prekäre Arbeit bekämpfen
Michael Sommer, DGB-Vorsit-

zender und Präsident des 

Internationalen Gewerk-

schaftsbundes (IGB), zum 

Welttag für menschenwürdige 

Arbeit am 7. Oktober
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A r m  u n d  R e i c h

Wer wenig verdient, kauft wenig

Die Schere, die sich zwischen den 
armen und reichen Deutschen im-
mer weiter öffnet, bleibt das klas-

sische Bild der aktuellen Einkom-
menssituation. Im Auftrag der In-
ternationalen Arbeitsorganisation 

B u n d e s w e h r

Eine Armee der 
Gesellschaft
Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer hat die Politik aufge-
fordert, die Bundeswehr auch 
nach dem faktischen Ende der 
Wehrpflicht zu einer Armee in der 
Gesellschaft zu machen. Die deut-
schen Streitkräfte sollten „aus der 
Gesellschaft kommen, in der Ge-
sellschaft verankert sein“, mahnte 
Sommer bei einem Kolloquium „Si-
cherheit gemeinsam gestalten“, 
das der Beirat für Fragen der Inne-
ren Führung beim Verteidigungs-
ministerium Anfang September in 
Berlin organisierte. Das fange ganz 
praktisch bei der Rekrutierungs- 
und Personalpolitik einer nunmehr 
professionalisierten Freiwilligenar-
mee an: Dabei müssten die Streit-
kräfte darauf achten, „dass sie auf 
die Mitte der Gesellschaft zielen“. 
Zudem müsse sich die Bundeswehr 
bewusst sein, dass sie „Teil einer 
Debatte um Fachkräfte“ sei.

C G Z P - U r t e i l

Geld für die 
Rentenkasse
Immerhin 70 Millionen Euro konnte 
die Rentenversicherung bis 31. Juli 
zusätzlich verbuchen. Die Nachzah-
lungen resultieren aus dem Urteil 
über die aberkannten Tarifverträge 
der Tarifgemeinschaft Christlicher 
Gewerkschaften (CGZP) mit Leih-
arbeitsfirmen. Die Bundestags-
fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
hatte bei der Bundesregierung 
nachgefragt, wie der Stand der 
Nachzahlungen sei. Nach Angaben 
der Deutschen Rentenversicherung 
sind bislang aber erst 1700 der 
3200 betroffenen Unternehmen 
geprüft worden.   •

Die Bundesregierung will die na-
tionale Finanzaufsicht stärken. 
Künftig soll auch die Deutsche 
Bundesbank eingebunden werden, 
um Gefahren für die Finanzstabili-
tät zu identifizieren und Vorschläge 
„zur Abwehr dieser Gefahren zu er-
arbeiten“. In der Anhörung zu dem 
Gesetzentwurf forderte der DGB, 
mit dem Entwurf auch das Gesetz 
über die Deutsche Bundesbank zu 
ändern. Sie sollte vorrangig nicht 
mehr alleine auf Preisstabilität, 
sondern „im Rahmen ihrer Mög-

F i n a n z a u f s i c h t

Verbraucherschutz verbessern

In den Gewerkschaften gebe es 
sehr unterschiedliche und teils 
gegensätzliche Haltungen zur Bun-
deswehr und zu ihren Einsätzen, 
räumte Sommer ein. „Ich habe sehr 
bewusst als Vorsitzender des DGB 
versucht, die Diskussion auch in-
nerhalb der Gewerkschaften offen 
zu halten.“ Am Ende sei wichtig, 

dass eine Entscheidung über den 
Einsatz von Soldaten demokratisch 
legitimiert sei, auch wenn es dage-
gen Widerspruch gebe. Sommer lud 
ausdrücklich Verteidigungsminister 
Thomas de Maizière als Gast in den 
DGB-Bundesvorstand ein: Der letz-
te Ressortchef in diesem Gremium 
sei Helmut Schmidt gewesen.   •

ILO untersuchten die Wissenschaft-
ler Till van Treeck (IMK) und Simon 
Sturn (University of Massachusetts) 
die Auswirkungen dieser zuneh-
menden Ungleichheit in verschie-
denen Ländern. Die beiden Wissen-
schaftler kommen zu dem Ergebnis, 
dass die auseinanderdriftenden 
Einkommen „zu den Kernproble-
men“ der Eurozone zählen. 

In Deutschland sei die Lohn-
quote zwischen 2001 und 2007 
um über fünf Prozentpunkte ge-
sunken, während das verfügbare 
Einkommen der Reichsten um 
16,6 Prozent anstieg. Nicht zuletzt 
hätten die Hartz-Reformen die 
Entwicklung beschleunigt. Doch 
während sich die Ärmeren in Län-
dern wie den USA verschuldeten, 
werde in Deutschland gespart. Die 
hohe Sparquote sorgt mit dafür, 
die Binnennachfrage zu verrin-
gern. Die deutsche Wirtschaft lebt 
vom Export. Verkauft wurde an 
die europäischen Nachbarn, die 

ihre Einkäufe wiederum über Kre-
dite finanzierten. Die Kreditblasen 
platzten dann im Zug der Finanz- 
und Wirtschaftskrise. Die Autoren 
der Studie halten Reformen, die 
die Einkommensunterschiede re-
duzieren, für den richtigen Weg, 
um die schwache Konsumnachfra-
ge und die Exportabhängigkeit zu 
überwinden.

Doch nicht nur die Einkommen 
wachsen unterschiedlich. Der Ent-
wurf des Armuts- und Reichtums-
berichts 2012 der Bundesregierung 
zeigt, dass die Nettovermögen der 
privaten Haushalte zwischen 1992 
und 2012 von 4,6 auf rund zehn 
Billionen Euro anstiegen. In dem 
bislang noch nicht veröffentlich-
ten Bericht heißt es nach Angaben 
der Süddeutschen Zeitung: Dieses 
Privatvermögen sei sehr ungleich 
verteilt und verletze das Gerech-
tigkeitsempfinden der Bevölkerung. 
Der Bericht befindet sich derzeit in 
der Ressortabstimmung.   •

lichkeiten“ auch auf einen hohen 
Beschäftigungsstand und auf „au-
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht 
bei stetigem und angemessenen 
Wirtschaftswachstum“ achten.

Darüber hinaus fehlt dem DGB 
ein ausreichender Verbraucher-
schutz im Gesetz. Eine Kontrolle der 
angebotenen Finanzprodukte fehle 
völlig. Die Gewerkschaften wün-
schen sich einen „Finanz-TÜV“, der 
die Produkte nach Mindestanfor-
derungen überprüft. Auch Stiftung 
Warentest kritisiert, dass ein wirk-

samer Verbraucherschutz im Gesetz 
fehlt. Der im Entwurf geplante Beirat 
reiche nicht aus. Verbraucherschutz 
müsse „zentrale Aufgabe einer Auf-
sichtsbehörde“ sein.   •
www.dgb.de/-/P9I

Nicht nur die Einkommen sind ungleich verteilt. Auch der größte Anteil 
des Nettovermögens gehört nur einem kleinen Teil der BürgerInnen. Es 
ist Zeit für Reformen, fordern WissenschaftlerInnen und Teile der Politik.
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Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 2011, Hans-Böckler-Stiftung 2012

Ungleiche Verteilung
Entwicklung des real verfügbaren Jahreseinkommens zwischen 
1999 bis 2009 (in Prozent)
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„Als Antwort auf die Krise in Eu-
ropa brauchen wir mehr Europa 
und nicht weniger“, begründet der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
die Forderung nach einer grundle-
genden Reform der EU. „Jetzt ist 

es an der Zeit, umzulenken und die 
Weichen zu stellen für ein demo-
kratischeres und soziales Europa“, 
so Sommer. Der DGB fordert einen 
EU-Konvent, der unter Beteiligung 
der Parlamente und der Zivilgesell-
schaft, also auch der Gewerkschaf-
ten, Konzepte für die Reform der 
EU entwickelt.

Z u k u n f t  d e r  E u r o p ä i s c h e n  U n i o n

Mehr Europa aber anders
Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts über den dauerhaften 
EU-Rettungsschirm ESM und über den Fiskalpakt fordert der DGB eine 
grundlegende Reform der Europäischen Union.

Das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes (BVerfG) zu Fiskal-
pakt und ESM kam auch für die 
Gewerkschaften nicht unerwartet. 
Der DGB begrüßt, dass die Verfas-
sungsrichterInnen die Funktion des 

ESM als dauerhaften Schutzschirm 
für die Euroländer bestätigt haben. 
Ohne ihn, so Michael Sommer, 
„wären viele Krisenländer der Er-
pressung der Finanzmärkte aus-
geliefert“. Die Kritik der Gewerk-
schaften am Fiskalpakt bleibt be-
stehen. „In unseren Augen löst der 
Fiskalpakt die Probleme in der Eu-

rozone nicht“, betont Sommer. Im 
Gegenteil: Er verschärfe die soziale 
Schieflage in Europa. Der erhöhte 
Spardruck werde Wachstum „im 
Keim ersticken“, befürchtet Claus 
Matecki, im DGB-Vorstand für 
Wirtschaftspolitik zuständig. „Es 
ist höchste Zeit für einen wirklich 
anderen Kurs in der Anti-Krisenpo-
litik.“ So ist es aus Sicht des DGB 
dringend erforderlich, dass sich der 
ESM bei der Europäischen Zentral-
bank (EZB) refinanzieren darf, wie 
jede andere Bank auch.

In seiner Bewertung des BVerfG-
Urteils hat der DGB auch eine besse-
re demokratische Legitimierung der 
Europapolitik angemahnt. Europä-
isches Parlament (EP) und nationale 
Parlamente sollten nicht erst dann 
beteiligt werden, wenn die Entschei-
dungen bereits getroffen sind. Das 
Europa der 27 sei in wesentlichen 
Fragen nicht mehr handlungsfähig 
und greife als Notlösung auf zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen 
zurück, sagt Annelie Buntenbach, 
im DGB-Vorstand für Europapoli-
tik zuständig. „Das gefährdet die 
Demokratie, weil das EP außen vor 
bleibt“, so Buntenbach. Gleichzeitig 
nimmt die Akzeptanz des europä-
ischen Projektes seit Jahren ab. Die 
Unübersichtlichkeit im europäischen 
Mehrebenen-System trägt zu einer 
weiteren Verunsicherung der Men-
schen bei. „Sie können nicht mehr 
nachvollziehen, wer für welche poli-
tischen Entscheidungen verantwort-
lich ist“, so Buntenbach. 

Die Debatte über die Zukunft 
Europas nimmt an Fahrt auf. Zehn 
Außenminister, unter ihnen auch 
Guido Westerwelle, haben jetzt 
ein Papier dazu vorgelegt. „Mehr 
Europa ist nötig“, erklärte Kommis-
sionspräsident José Manuel Bar-
roso am 12. September in seiner 
Grundsatzrede vor dem EP. Er setzt 
sich für eine Föderation der Nati-
onalstaaten ein. „Doch was er in 
Straßburg skizzierte, liest sich wie 
der Auftakt für eine europäische 
Hartz-IV-Agenda“, kritisiert Anne-
lie Buntenbach. „Es geht nicht nur 
einfach um mehr Europa – sondern 
um ein besseres Europa.“   •

L
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Die EU-Kommission hat ihre 

Pläne, das Streikrecht durch 

die so genannte Monti-II-

Verordnung zu beschneiden, 

zurückgezogen. Grund ist 

die fehlende politische 

Unterstützung der Mitglied-

staaten und der Sozialpart-

ner. Der DGB begrüßt diese 

Entscheidung, die auch ein 

Erfolg der Gewerkschaften 

ist, die massiv dagegen pro-

testiert hatten.

Die Kommission hatte die 

Verordnung als Reaktion 

auf die Kritik in Folge der 

umstrittenen EuGH-Urteile 

Laval, Viking, Rüffert und 

Kommission gegen Luxem-

burg vorgeschlagen. Ziel 

war es, Rechtssicherheit 

zu schaffen für das Span-

nungsverhältnis zwischen 

wirtschaftlichen Grundfrei-

heiten und sozialen Grund-

rechten – insbesondere dem 

Streikrecht. Faktisch hätte 

Monti II das Missverhältnis 

zuungunsten der sozialen 

Grundrechte verschärft: 

So sah der Vorschlag unter 

anderem einen EU-weiten 

Mechanismus zur Überwa-

chung von Streiks vor.

Der DGB fordert jetzt echte 

Lösungen für die Absi-

cherung des Streikrechts 

auf europäischer Ebene. 

Die deutschen und euro-

päischen Gewerkschaften 

setzen sich weiterhin für die 

Einführung einer Sozialen 

Fortschrittsklausel in den 

Europäischen Verträgen ein. 

Nur so kann ein genereller 

Vorrang der sozialen Grund-

rechte verankert werden.

Mit der Zukunft der EU beschäftigt sich auch eine Konferenz, zu 
der der DGB am 1. November GewerkschafterInnen, PolitikerInnen 
und ExpertInnen nach Berlin einlädt. Dabei geht es zum einen um 
die konkreten Folgen der Eurokrise auf die Menschen und zum 
anderen um Strategien, soziale Standards in Europa zu sichern und 
Kurs auf ein soziales Europa zu nehmen. GewerkschafterInnen aus 
EU-Krisenländern berichten über den Sozialabbau in ihrer Heimat, 
GewerkschafterInnen und EuropapolitikerInnen diskutieren über 
den Reformbedarf in der EU, und Prof. Dr. Andreas Fischer-Lescano 
von der Universität Bremen referiert über den Weg „vom neolibe-
ralen zum sozialen und demokratischen Europa“. 

Konferenz: Kurs auf ein soziales Europa

Bereits heute sind 16,4 Prozent der EU-BürgerInnen, rund 80 Millionen 
Menschen, von Armut bedroht. Besonders hart trifft es die Jungen – nicht 
nur in den Krisenländern der EU. Der Fiskalpakt mit seinen rigiden Sparvor-
gaben wird diesen Trend noch verstärken, befürchten die Gewerkschaften.
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Europa in der Armutsfalle
Anteil der Bevölkerung, der von Armut bedroht ist, in der EU und in 
ausgewählten EU-Mitgliedstaaten, Stand: 2010 (in Prozent)
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Gute Arbeit 
im Büro
Gute Arbeitsbedingungen sind 
auch abhängig von der Ausstat-
tung des Büros. Aus diesem Grund 
ist das ver.di-Projekt Gute Arbeit 
am 25. Oktober auf der ORGATEC 
in Köln, einer Messe für moderne 
Bürogestaltung, mit einem Stand 

••• Der DGB Sachsen hat ge-
meinsam mit den Landtagsfrak-
tionen von SPD, Bündnis90/Die 
Grünen und der Partei Die Linke 
ein Online-Preisausschreiben 
gestartet. Im Rahmen der Kam-
pagne „BILLIG: KOMMT TEUER 
– Öffentliche Aufträge gesetzlich 
fair regeln!“ macht eine Straßen-
bahn in Dresden Werbung für die 
Aktion. Wer diese Straßenbahn am 
häufigsten fotografiert und auf der 
Facebook-Kampagnenseite postet, 
erhält einen Preis. Einsendeschluss 
ist der 12. Dezember. 
facebook.com/BilligKommtTeurer

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg kritisiert, dass viele neue Jobs 
am und um den Großflughafen 
Berlin/Brandenburg prekär 
sind. Hinter den Glitzerfassaden 
herrsche Tariflosigkeit, so der DGB. 
berlin-brandenburg.dgb.de/-/Pz2

Anzeige

anders als andere

Traditioneller Partner des öffentlichen DienstesLebensversicherungsverein a. G.

Kennen Sie Ihre Versorgungsansprüche ?
− bei Dienstunfähigkeit durch Krankheit oder Dienstunfall und im Ruhestand

Die oftmals komplizierten Regelungen der Beamtenversorgung sind nicht immer  
leicht zu verstehen. Wir berechnen daher für Sie Ihre individuellen Versorgungsan-
sprüche und bieten für Ihren persönlichen Bedarf die passenden Lösungen.

Sprechen Sie uns an, wir informieren Sie gerne.

Debeka-Hauptverwaltung
Ferdinand-Sauerbruch-Straße 18
56058 Koblenz
Telefon (02 61) 4 98 - 0

www.debeka.de
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B r o s c h ü r e

Gegen Nazis
Neonazis kommen nicht mehr 
in Kampfstiefeln und mit Glatze 
daher. Optisch bedienen sie sich 
schon länger in der linken Jugend-
kultur. Auch inhaltlich versuchen 
sie, mit vorgetäuschten arbeit-
nehmerfreundlichen Forderungen 
Stimmen zu sammeln. Mit der Neu-
auflage des Faltblatts „Neue Nazis 
tarnen sich – Sozialdemagogen auf 
der Spur“ klärt die DGB-Jugend 
auf, mit welchen Argumenten die 
Rechtsextremen auf Stimmenfang 
gehen. Checklisten zeigen, worauf 
GewerkschafterInnen achten müs-
sen, wie sie beispielsweise eine 
1. Mai-Demonstration vor Nazis 
schützen. Tipps und Internetlinks 
bieten weiterführende Information. 
Ein Exemplar kostet 0,05 Euro zzgl. 
Porto und Versandkosten.   •
www.bit.ly/dgb_bro

vertreten. Unter anderem stellen 
ver.di-ExpertInnen vor, was gute 
Arbeit aus gewerkschaftlicher Sicht 
ausmacht. Anschaulich werden 
auch negative Auswirkungen etwa 
von Großraumbüros auf Beschäf-
tigte durch Reizüberflutung und 
den Verlust der Privatsphäre ge-
zeigt . ver.di-Mitglieder können die 
Messe kostenlos besuchen. Weitere 
Infos gibt es im Internet.   •
www.orgatec.de/verdi

PROJEKTE UND PARTNER

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Großprojekt 
Verkehrswende 
Mobilität muss sich verändern, da 
sind sich ExpertInnen sicher. Denn: 
Ohne Verkehrswende kann die 
Energiewende nicht gelingen. Um 
die aktuellen Entwicklungen zu 
ergründen, veranstaltet die Hans-

Böckler-Stiftung am 23. Oktober in 
Berlin die Fachtagung „Wer schafft 
die Verkehrswende?“. ExpertInnen 
aus Gewerkschaften und Wirt-
schaft gehen unter anderem den 
Fragen nach: Wie verändern sich 
die Arbeitsbedingungen in den Ver-
kehrsbranchen? Wird das Potenzial 
der Beschäftigten in betrieblichen 
Innovationsprozessen genutzt?   •
www.boeckler.de/4990_40876.htm

interregio
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Fehlende 
Bildungsmobilität 

Die Bildungsmobilität in 

Deutschland ist gering. 

Während der Ausbau der Bil-

dungssysteme in fast allen 

OECD-Ländern dazu geführt 

habe, dass junge Menschen 

einen höheren Bildungs-

stand erreichen als ihre El-

tern, sei dies in Deutschland 

nicht erkennbar, stellen die 

Autoren der OECD-Studie 

„Bildung auf einen Blick“ 

fest. Darüber hinaus hält 

sich Deutschland mit seinen 

Bildungsausgaben konstant 

unterhalb des OECD-Durch-

schnitts, obwohl ihr Anteil 

am deutschen Bruttoin-

landsprodukt gestiegen ist. 

Der Grund: In vielen Län-

dern wurde ebenfalls mehr 

in Bildung investiert. Nach 

OECD-Angaben „ähnlich 

stark oder sogar kräftiger“. 

www.oecd.org/berlin/

Akademikerkinder haben 

noch immer wesentlich bes-

sere Chancen auf eine hoch-

qualifizierte Ausbildung als 

Kinder aus bildungsferneren 

Elternhäusern. Nach einer 

Studie vom Zentrum für Eu-

ropäische Sozialforschung, 

herausgegeben von der 

Vodafone-Stiftung, sind die 

„Zugangswege zum Studium 

sozial selektiv“. 

www.vodafone-stiftung.de

B i l d u n g s w e g e

Herkunft entscheidet über Chancen
In Deutschland kann von einer 
Chancengleichheit im Bildungssys-
tem nicht gesprochen werden. Der 
DGB erwartet, dass mehr Geld in 
diesen Bereich fließt. 

Schon der Start ins Bildungsleben 
muss funktionieren, wenn Kinder 
aus bildungsfernen Familien nicht 
auf der Verliererstrecke bleiben 
sollen. Und der beginnt bei der 
frühkindlichen Bildung. Im Idealfall 
steht am Ende ein Hochschulstudi-
um. Zwei aktuelle Bildungsstudien 
zeigen jedoch, dass die berufliche 
Zukunft in Deutschland noch immer 
sehr stark von dem Bildungsniveau 
des Elternhauses abhängt. Sowohl 
„Bildung auf einen Blick“, der jähr-
lich fortgeschriebene Bericht der 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), wie auch eine Studie des 
Mannheimer Zentrums für europä-
ische Sozialforschung mit dem Ti-
tel „Aufstiegsangst?“ zeigen, dass 
zwischen den theoretischen Ausbil-
dungschancen und der praktischen 
Umsetzung eine beachtliche Lücke 
klafft. Nach OECD-Angaben sind 
nur 20 Prozent der 25- bis 34-Jäh-
rigen höher gebildet als ihre Eltern. 
Im Durchschnitt der OECD-Länder 
sind es 37 Prozent.

Bundesbi ldungsminister in 
Annette Schavan (CDU) übte in der 
Passauer Neuen Presse scharfe Kri-
tik an der OECD-Studie. Diese Ex-
pertise gebe die Lage im deutschen 
Bildungssystem nur verzerrt wieder. 
„Mich ärgert, dass die OECD schon 
zum wiederholten Male die außer-
gewöhnliche Bedeutung des du-
alen Systems und der beruflichen 
Bildung in Deutschland außer Acht 
lässt“, sagte Schavan. Eine Kritik, 
der man sich beim DGB so pau-
schal nicht anschließt. „Natürlich 
zählt das duale System zu den Stär-
ken des deutschen Bildungswe-
sens. Das ändert aber nichts daran, 
dass wir mehr Bildungsaufstieg in 
unserer Gesellschaft ermöglichen 

müssen – sei es im Rahmen einer 
beruflichen Aufstiegsfortbildung 
oder eines Studiums“, erklärt der 
DGB-Bildungsexperte Matthias An-
buhl. Ein schlichtes „weiter so“ sei 
wohl kaum das richtige Konzept.

Zudem produziert das deutsche 
Bildungssystem zu viele Verlierer. 
Mehr als zwei Millionen junge 
Menschen ohne Berufsabschluss, 
7,5 Millionen funktionale An-
alphabeten oder rund 300 000 
Jugendliche, die sich in einer War-
teschleife zwischen Schule und 
Ausbildung befinden, seien dafür 
eindeutige Belege. „Die soziale 
Auslese bleibt die Achillesferse des 
deutschen Bildungssystems“, er-

klärt die stellvertretende DGB-Vor-
sitzende Ingrid Sehrbrock. Deshalb 
müssten die sozialen Barrieren in 
der Bildung abgebaut werden: 
„Einen festen Sockel der Bildungs-
verlierer darf sich unsere Gesell-
schaft nicht leisten.“

Doch auch wenn die Bildungs-
ausgaben in Deutschland leicht 
gestiegen sind, fehlt es im System 
an Geld. Noch ist etwa der Rechts-
anspruch auf einen Krippenplatz 
reine Theorie. Es mangelt an Ein-
richtungen und Personal. Die früh-
kindliche Bildung ist aber der Ein-
stieg für Chancengleichheit. Geld 
benötigen auch die Schulen. Erst 
recht dann, wenn sie ein Ganz-

tagsprogramm anbieten wollen. 
Mehr Mittel müssten eingesetzt 
werden, um an Schulen in sozialen 
Brennpunkten zusätzliche Lehrkräf-
te und Sozialarbeiter einzustellen. 

Wer diese ersten Bildungshür-
den überwunden hat, muss sein 
Studium auch finanzieren können. 
Der DGB will eine Anhebung der 
Freibeträge und Bedarfssätze beim 
BAföG, damit auch der Weg an die 
Uni einfacher wird – unabhängig 
vom Sozial- und Bildungsstatus des 
Elternhauses. Auch die Einführung 
der Studiengebühren hat die Ent-
scheidung für ein Studium kaum 
erleichtert. Der GEW-Vorsitzende 
Ulrich Thöne kritisiert die „Fehl-
steuerung“ der Mittel. Das BAföG 
sei zugunsten eines „Stipendiums 
aus dem Lostopf“ reduziert wor-
den. So öffne sich die Schere zwi-
schen höher und schlechter qualifi-
zierten Menschen immer weiter.   •

�
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Noch immer gelingt nur wenigen 
Kindern aus bildungsfernen Schich-
ten der berufliche Aufstieg. Es 
mangelt an Anreizen, ein Studium 
aufzunehmen oder überhaupt die 
Hochschulreife anzustreben, ist 
das Fazit einer neuen Studie.

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 1

6/
12

Quelle: Vodafone-Stiftung 2012 

Soziale Ungleichheit
Anteil der 20- bis 24-Jährigen mit und ohne Studienberechtigung (in Prozent)

65,1
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Studium

Bildungsabschluss
der Eltern

keine Studien-
berechtigung

Studienberechtigung
erreicht

Deutschland investiert noch immer 
zu wenig in die Bildung. Trotz 
Steigerung der Ausgaben wird 
noch nicht einmal der OECD-
Durchschnitt erreicht.
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Quelle: OECD „Bildung auf einen Blick 2012“ 

Geld für die Bildung
Anteil der Ausgaben für Bildungsein-
richtungen am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP), in Prozent
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Schlechte Arbeit 
auf Sylt
Auf der reichsten Insel des Landes 
ist der Wunsch nach dem Mindest-
lohn besonders groß – nicht unter 
den vermögenden Hausbesitzern, 
sondern bei den vielen hundert 
BerufspendlerInnen, die jeden Tag 
auf die Insel fahren. Laut einer 
Umfrage des DGB Nord klagen 
die Beschäftigten auch dort über 
Arbeitsverdichtung, über wenig 
Mitbestimmung und über mehr 
Stress für weniger Geld. Danach 
geben 26 Prozent der befragten 
BerufspendlerInnen an, weniger 
als 8,50 Euro zu verdienen. „Dass 
ausgerechnet dort, wo sich Einkom-

mens- und Vermögensmillionäre 
tummeln, überdurchschnittlich 
geringe Löhne gezahlt werden, ist 
empörend“, kritisiert Susanne Uhl, 
Geschäftsführerin der DGB-Region 
Schleswig-Holstein Nordwest. 

Der DGB fordert deshalb: „Sylt 
braucht den Mindestlohn.“ Zu-
dem sollen die Kontrollbehörden 
genauer hinsehen. Die Gewer-
beaufsicht muss stärker auf die 

Einhaltung von Arbeitszeiten und 
Gesundheitsschutz achten und 
der Zoll überprüfen, ob am Bau 
und in der Gebäudereinigung die 
Branchen-Mindestlöhne tatsächlich 
gezahlt werden. Zudem schrecken 
die hohen Lebenshaltungskosten 
auf Sylt die BerufspendlerInnen ab. 
Von denjenigen, die früher auf der 
Insel gewohnt haben, sagen nur 
noch etwa 30 Prozent, dass sie dort 

eigentlich gerne wieder 
wohnen möchten. Der DGB 
kritisiert den zunehmenden 
Ausverkauf der Insel.   •
www.nord.dgb.de/-/Psr

Der DGB Nord macht 
mobil auf der Insel der 
Reichen – der Mindest-
lohn ist auch auf Sylt 
ein Thema.

W e b  2 . 0

Regeln im Netz
Der Preis für die kostenlose Nutzung 
von Facebook & Co sind die persön-
lichen Daten. Das sollten die Nutzer 
immer im Blick haben, warnen DGB 
und IG Metall und geben auf ihren 
Webseiten Tipps für Arbeitneh-
merInnen zum Umgang mit den 
sozialen Netzwerken. Besonders in 
der Arbeitswelt gelte es, bestimmte 

B u n d e s r a t

Mövenpick-
Steuer im Visier
Eine Forderung der Gewerkschaf-
ten beschäftigt jetzt die Ausschüsse 
des Bundesrates. Schleswig-Hol-
stein hat den Antrag eingebracht, 
die Ermäßigung der Umsatzsteu-
er für Hotelübernachtungen, die 
„Mövenpick-Steuer”, wieder abzu-
schaffen. Sie würde zu Steueraus-
fällen von jährlich einer Milliarde 
Euro führen und verkompliziere das 
Steuerrecht, heißt es im Antrag.   •

Im September ist der DGB erneut 
mit dem Titel „Total E-Quality“ 
für die Jahre 2012 bis 2014 aus-
gezeichnet worden. Das Prädikat 
steht für eine vorbildliche, auf die 
Chancengleichheit von Frauen 
und Männern ausgerichtete Per-
sonalführung. Die Jury hob unter 
anderem hervor, dass der DGB ein 
Leitbild als familienfreundlicher 
Arbeitgeber entwickelt habe und 
seinen Führungskräften Teilzeit-
beschäftigung ermögliche. Zudem 
habe der DGB eine Umfrage zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
durchgeführt.   •

C h a n c e n g l e i c h h e i t

DGB als Vorbild

s o l i  e x t r a

Duales Studium 
leicht gemacht
Mit einer soli extra-Ausgabe infor-
miert die DGB-Jugend rund um das 
Thema duales Studium. Interessierte 
erfahren dort, was es zu beachten 
gibt, wenn man betriebliche Praxis 
und akademische Theorie verbinden 
möchte. So berichten Studierende, 
GewerkschafterInnen und Wissen-
schaftlerInnen von ihren Erfah-
rungen mit dualen Studiengängen. 
Interviews, Hintergrundberichte und 
Meldungen erläutern zum Beispiel, 
wo junge Menschen den richtigen 
Studiengang für sich finden können. 
Das Sonderheft steht zum kosten-
freien Download im Netz.   •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

B e t r i e b s r ä t i n n e n  i n  N R W

Neue Netzwerke
Von der Einzelkämpferin zur Netz-
werkexpertin: Der 1. Betriebsrä-
tinnen-Tag, zu dem Arbeit und Le-
ben NRW und ver.di NRW am 30. 
Oktober nach Düsseldorf einladen, 
will Austausch und Vernetzung 
von Frauen in Betriebsräten för-
dern. Referentinnen und Betriebs-
rätinnen diskutieren in Fachforen 
Themen wie Chancengleichheit, 
erfolgreiches Engagement und 
Work Life Balance.   •
www.bit.ly/Betriebsraetinnen

Regeln zu beachten. Denn auch 
immer mehr Chefs sind im Netz 
unterwegs und schauen sich unter 
Umständen die Profile und Kom-
mentare ihrer MitarbeiterInnen ge-
nauer an. Zudem greifen Firmen wie 
Versicherungen oder Adresshändler 
gerne zu, wenn die Daten freiwillig 
preisgegeben werden.   •
www.dgb.de/-/P3v

www.bit.ly/igm_web2_0

Die GdP fordert mehr 
Anstrengungen von 
Verantwortlichen in 

Politik und Sicherheitsbe-
hörden, die NSU-Terrorserie 
aufzuklären. Das Vertrauen 
in die Sicherheitsbehörden 
nehme Schaden, da der 
Eindruck entstanden sei, 
dass Details über Fehler nur 
scheibchenweise ans Licht 
kommen.

Die EVG begrüßt 
die Entscheidung 
von Bundesver-

kehrsminister Peter Ramsau-
er (CSU), rechte Fahrspuren 
auf Autobahnen nicht mit 
Oberleitungen auszubauen. 
„Güter auf die Schiene zu 
verlagern, ist die effektivste 
Methode, CO2-Emissionen zu 
verringern“, betont die EVG.

Die IG BCE hat die 
von der Bundesregie-
rung gestartete „Na-

tionale Forschungsstrategie 
BioÖkonomie 2030“ für eine 
beschäftigungsfördernde 
Bioökonomie in Deutschland 
begrüßt. In einem Strategie-
papier erläutert die IG BCE, 
was sie von einer biobasier-
ten Industrie hält. 
www.bit.ly/igbce_öko

Die NGG hat den von 
der thüringischen 
CDU/SPD-Landesregie-

rung vorgelegten Entwurf 
eines Mindestlohngesetzes 
ausdrücklich begrüßt. Der 
NGG-Vorsitzende Franz-Josef 
Möllenberg kommentiert: 
„Gut so. Wenn Berlin beim 
Mindestlohn nicht zu Potte 
kommt, muss es eben so 
gehen.“
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 Solidarität mit 
Näherinnen

Die Lohn- und Arbeitsbe-

dingungen für Beschäftigte 

bei asiatischen Textilprodu-

zenten sind meist schlecht. 

Betriebsräte der Mode-

häuser von H&M, Zara und 

Metro haben sich im letzten 

Jahr selbst ein Bild der Lage 

vor Ort in Bangladesch ge-

macht. Johann Rösch, ver.di-

Textilexperte, berichtet: 

„Wir haben mit schlimmen 

Verhältnissen gerechnet, 

aber die Realität hat uns 

schockiert.“ Der Kampf der 

Näherinnen für bessere 

Bedingungen habe die deut-

schen GewerkschafterInnen 

„tief beeindruckt“. 

Um die Problematik noch 

stärker in das Bewusst-

sein zu rücken, hat ver.di 

gemeinsam mit weiteren 

Organisationen und Ge-

werkschaften die internatio-

nale Kampagne „ExChains“ 

gestartet. Gefordert wird 

unter anderem, dass Brand-

schutzvereinbarungen von 

den Modeketten unterzeich-

net werden, um die Arbeiter-

Innen besser zu schützen. 

Außerdem sollen höhere 

Löhne gezahlt werden. 

ver.di rechnet vor, dass 

12 Cent mehr pro Shirt für 

eine Näherin in Asien ein 

um 50 Euro höheres Mo-

natseinkommen bedeuten 

würde. Gewerkschaften 

sollen Zugangsrechte zu den 

Werken bekommen. Und 

Zulieferketten sollen trans-

parenter werden. 

www.bit.ly/exchains

L

Rund um den Globus werden am 7. Oktober, dem 
Welttag für menschenwürdige Arbeit, Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter auf menschenunwür-
dige Arbeitsbedingungen aufmerksam machen. 
Unser Einsatz ist in dieser Zeit notwendiger 
denn je: Die anhaltende Wirtschaftskrise und die 
damit verbundenen massiven Angriffe auf Arbeit-
nehmerrechte bestimmen in vielen Ländern das 
politische Handeln. Da werden Tarifverträge ausge-
hebelt, um Löhne zu drücken. Da verlängern Re-
gierungen Arbeitszeiten, da werden Renten gekürzt 
und das Renteneintrittsalter höher gesetzt. Und das 
sind nur einige wenige Beispiele.

Es sind die bekannten Rezepturen der Neo-
liberalen. Deren falsches und dummes Credo von 
der Flexibilisierung der Arbeitsmärkte taucht bei den 
Nachbetern in Politik und Medien immer häufiger 
wieder auf. Statt den Spielern auf den Finanzmärk-
ten endlich das Handwerk zu legen, gehen viele 
Regierungen – nicht nur in Europa – daran, sozi-
alstaatliche Errungenschaften und sozialen Schutz 
für die arbeitenden Menschen abzubauen, um der 
galoppierenden Staatsverschuldung Herr zu werden. 
In die sie ja meist erst dadurch geraten sind, weil 
sie die Banken und damit die Spekulanten vor dem 
Untergang gerettet haben.

Wir können als Gewerk-
schaften angesichts dieser 
Rolle rückwärts in der Wirt-
schaftspolitik nicht still halten, 
allein schon deshalb nicht, 
weil mit dieser aktuellen Po-
litik auch die Axt an die de-
mokratischen Grundstruk-
turen unseres Gemeinwe-
sens gelegt wird. Es geht 
mittlerweile um viel mehr als 
materielle Interessen. Das gilt 
nicht nur für das eigene euro-
päischen Haus.

Gewerkschaften müssen 
sich weltweit gegen den Abbau von Arbeitnehmer-
rechten zur Wehr setzen. In dem einen Land sind 
Gewerkschaften verboten und gewerkschaftliche 
Arbeit ist lebensgefährlich. In einem anderen Land 
arbeiten 90 Prozent der Menschen in der infor-
mellen Wirtschaft, ohne den geringsten sozialen 
Schutz oder auch nur ein halbwegs menschenwür-
diges Einkommen zu haben. Und schließlich gibt es 
Länder, wo es zur alltäglichen Praxis gehört, Zehn-
jährige in die Fabriken und den Bergbau zu schicken.

Ausbeutung und Schutzlosigkeit prägen 
das Leben der arbeitenden Menschen in vielen 
Ländern des Südens. Auch für deren Rechte tritt 
die internationale Gewerkschaftsbewegung am 
7. Oktober ein. Es geht uns dabei auch um die Werte, 
die tief in unseren Herzen verwurzelt sind: Freiheit, 
Gerechtigkeit, Demokratie, Solidarität, die Achtung 
der Menschenrechte und der sozialen Rechte der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Für diese 

Werte haben wir hart 
gerungen, sie sind Teil 
unserer Kultur.

GewerkschafterInnen 
auf der ganzen Welt 
werden am 7. Oktober 
auf der Straße, in Kon-
ferenzen und Seminaren 
auch deutlich machen: 
Wir sind die Organisa-
tion der Arbeit, wir sind 
der Anwalt der ‚Kleinen 
Leute‘, wir stehen für 
ein post-neoliberales 
Wirtschaftsmodell, wir 
stehen für eine neue 
Ordnung der Arbeit.   •

Der DGB-Vorsit-
zende Michael 
Sommer, 60, ist 
seit 2010 auch 
Präsident des 
Internationalen 
Gewerkschafts-
bundes (IGB).
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Das ist das Motto einer internationalen Konferenz, zu der anlässlich des 
Welttags für menschenwürdige Arbeit DGB und Friedrich-Ebert-Stiftung am 
7. Oktober nach Berlin einladen. Eröffnet wird die Konferenz vom DGB-
Vorsitzenden Michael Sommer. Im Anschluss wird Susanne Hoffmann, ILO-
Regionaldirektorin für Europa und Zentralasien, zum Thema „Menschenwür-
dige Arbeit und soziale Gerechtigkeit“ reden. In vier Foren wird danach über 
Strategien gegen Kinderarbeit, zur Regulierung von prekärer und informeller 
Arbeit, zur Durchsetzung von Gewerkschaftsrechten weltweit und für mehr 
Rechte für Hausangestellte debattiert.   Infos und Anmeldungen: www.dgb.de/-/f9l

Informationen über Aktivitäten und Beteiligung am diesjährigen Welt tag 
für menschenwürdige Arbeit können gemeldet werden auf der Internet-
seite des IGB:  www.2012.wddw.org/de/aktionen/meldet-eure-aktionen

Aktionen

Gute Arbeit weltweit

Zum fünften Mal ruft der Internationale Gewerk-
schaftsbund am 7. Oktober zum Welttag für 
menschenwürdige Arbeit auf. Weshalb internatio-
nale Solidarität und der Kampf für Arbeitnehmer-
rechte gerade in der weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzkrise notwendiger denn je sind, erklärt der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer.

W e l t t a g  f ü r  m e n s c h e n w ü r d i g e  A r b e i t

Für eine neue Ordnung der Arbeit

MEINUNG
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DIES &DAS

„Der FDP kann ich nur raten, die Lebensrealität 
der Menschen zur Kenntnis zu nehmen, im Leben 
der Menschen anzukommen.“

Die thüringische Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht (CDU) will einen 
gesetzlichen Mindestlohn in Thüringen einführen. Deshalb forderte sie die 
FDP am 11. September im „ZDF heute-journal“ auf, anzuerkennen, dass 
Niedriglöhne zum Alltag vieler Menschen gehören.

8

REALLÖHNE: Krisenländer im Lohnkeller

dieDGBgrafik

Die europäischen ArbeitnehmerInnen 

verdienen immer weniger. In 16 von 

27 EU-Staaten gehen die Reallöhne 

zurück. Das geht aus dem Europä-

ischen Tarifbericht des Wirtschafts- 

und Sozialwissenschaftlichen Instituts 

(WSI) hervor. Im EU-Schnitt droht 2012 

ein Minus von 0,5 Prozent. Besonders 

in den Krisenländern der EU müssen 

die Beschäftigten mit weniger Geld 

auskommen. In Griechenland sind seit 

2010 die Löhne um rund 20 Prozent 

gesunken, in Portugal um zehn und in 

Spanien um knapp sechs Prozent. ©
 D
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Quelle: EU/Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung 2012
 

Reallohnentwicklung ausgewählter Länder in der Europäischen Union (in Prozent)
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Schlusspunkt�

Buch: Detlef Wetzel: Mehr 
Gerechtigkeit wagen – Der 
Weg eines Gewerkschafters, 
Verlag Hoffmann und Campe, 
Hamburg 2012, 224 Seiten, 
19,99 Euro
Die globalisierte Welt verändert 
Wirtschaft und Gesellschaft. Die 
Gewerkschaften gestalten diesen 
Wandel mit, im Betrieb und auf 
politischer Ebene. Welche Rich-

tung sie zukünftig einschlagen 
sollten, um die Herausforderungen 
zu meistern, erklärt der Zweite IG 
Metall-Vorsitzende Detlef Wetzel 
in seinem Buch „Mehr Gerechtig-
keit wagen – der Weg eines Ge-
werkschafters“. Das autobiogra-
phische Buch ist ein Plädoyer für 
mehr Gerechtigkeit in der Gesell-
schaft und für mehr Beteiligung in 
den Betrieben und in der Politik.

Tipp
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Jobcenter zahlt Schreibtisch
Der Anspruch auf Erstausstattung für die Wohnung ist nicht not-

wendig auf eine komplette Ausstattung ausgerichtet, sondern kann
sich auch auf Einzelgegenstände beziehen. 
Eine Schülerin, die Hartz-IV-Leistungen erhält, kann vom Jobcenter
für die Erledigung ihrer Hausaufgaben einen eigenen Schreibtisch je-
denfalls dann verlangen, wenn in der Wohnung kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht.

P f l e g e - T Ü V

Veröffentlichung ist zulässig 
Die gesetzlich vorgeschriebene Veröffentlichung der so genann-

ten Transparenzberichte über die Qualität von Pflegeeinrichtungen ist
zulässig. 
Es handelt sich hierbei um die Ergebnisse von Qualitätsprüfungen in
stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen. Die Ergebnisse
werden für die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen verständlich,
übersichtlich und vergleichbar im Internet veröffentlicht und mit
Schulnoten bewertet.

D r o g e n k o n s u m

Kann Sicherheitsrisiko darstellen
Die Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) können sich weigern, einen

Arbeitnehmer als Gleisbauer zu beschäftigen, dem Cannabiskonsum
in der Freizeit nachgewiesen worden ist. 
Denn der Drogenkonsum führt zu einem Sicherheitsrisiko, das die
BVG nicht eingehen muss. 

T a r i f f ä h i g k e i t

Keine Tarifverträge von der BIGD
Die Gewerkschaft Beschäftigtenverband Industrie, Gewerbe,

Dienstleistung (BIGD) ist nicht tariffähig. Sie war auch am 1. Januar
2010 nicht tariffähig.

A r b e i t n e h m e r  o d e r  S e l b s t s t ä n d i g e

Telefoninterviewer ist Arbeitnehmer 
Telefoninterviewer, die von einem Meinungsforschungsinstitut

beschäftigt werden, sind steuerrechtlich als Arbeitnehmer und nicht
als Selbstständige anzusehen, wenn die Arbeitsplätze sich im eige-
nen Firmengebäude befinden. 
Das hat zur Folge, dass das Institut als Arbeitgeber Lohnsteuer ein-
behalten und abführen muss.

A l k o h o l  i m  S t r a ß e n v e r k e h r

Fahrverbot auch für Radfahrer
Einem Fahrradfahrer mit mehr als 1,6 Promille Alkohol, der sich nicht

medizinisch-psychologisch untersuchen lässt, darf das Radfahren verbo-
ten werden, auch wenn der Radfahrer keinen Führerschein besitzt.

Der Fall: Der stark nach Alkohol riechende Mann fuhr nachts mit
einem Fahrrad Schlangenlinien und nahm die gesamte Straßenbreite
ein. Die daraufhin entnommene Blutprobe ergab eine Blutalkohol-
konzentration von 2,4 Promille. Die Straßenverkehrsbehörde forder-
te ihn zu einem medizinisch-psychologischen Gutachten auf. Da er
der Aufforderung nicht nachkam, untersagte die Behörde ihm das
Führen von Fahrzeugen. Die Klage hiergegen hatte keinen Erfolg.

Das Oberverwaltungsgericht: Bei dem Mann besteht ausrei-
chend Grund zur Annahme, dass er auch zum Führer eines fahrer-
laubnisfreien Fahrzeugs ungeeignet oder nur bedingt geeignet ist.
Denn der Genuss von Alkohol in höherer Dosierung führt zu einer
Herabsetzung der Reaktions- und Kritikfähigkeit sowie zu Verände-
rungen der Stimmungslage. Häufiger Alkoholmissbrauch führt darü-
ber hinaus zur Gewöhnung an die Giftwirkung und damit zur Un-
fähigkeit einer realistischen Einschätzung der eigenen Alkoholisie-
rung. Deshalb sieht die Fahrerlaubnisverordnung die Anforderung ei-
nes Gutachtens über die Fahreignung vor, wenn ein Fahrzeug mit ei-
ner Blutalkoholkonzentration von 1,6 Promille und mehr geführt
worden ist. Das Anfordern eines Gutachtens bei einer solch hohen
Blutalkoholkonzentration ist auch gegenüber dem Fahrradfahrer
nicht unverhältnismäßig. Denn trotz der Unterschiede zur Nutzung
von Kraftfahrzeugen besteht auch beim Führen von Mofas und
Fahrrädern infolge der Wirkung erheblicher Alkoholmengen ein er-
höhtes Verkehrsrisiko, wenn zum Beispiel motorisierte Verkehrsteil-
nehmer wegen des unkontrollierten Verhaltens eines alkoholisierten
Radfahrers unvorhersehbar ausweichen müssen und mit anderen
Fahrzeugen kollidieren. Demnach durfte die Behörde ihm das Führen
fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge verbieten.

T r a n s s e x u a l i t ä t

Kasse hat Brustvergrößerung zu zahlen
Eine Transsexuelle kann von ihrer Krankenkasse verlangen, dass

diese eine Operation zur Brustvergrößerung bezahlt.
Der Fall: Die als Mann geborene Versicherte erhielt von der Kran-

kenkasse mehr als 15 Jahre lang Behandlungen zur Geschlechtsum-
wandlung finanziert. Ein chirurgischer Brustaufbau wurde aber ab-
gelehnt. Während der Klage dagegen ließ die Frau ihre Brust opera-
tiv vergrößern. Eine Genitaltransformation ist nicht erfolgt. Die auf
Kostenerstattung gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Bundessozialgericht: Die transsexuelle Versicherte hat An-
spruch auf Erstattung der Kosten für die Brustvergrößerung. Ohne
Belang ist hierbei, dass das aufgesuchte Krankenhaus nicht zur Be-
handlung Versicherter zugelassen war. Versicherte, denen ihre Kran-
kenkasse rechtswidrig Leistungen verwehrt, sind nicht prinzipiell auf
die Selbstbeschaffung der Leistungen bei zugelassenen Leistungser-
bringern verwiesen. Sie müssen sich nur eine der vorenthaltenen Na-
turalleistung entsprechende Leistung verschaffen. 

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 28. August 2012 – 19 Sa 324/12

Finanzgericht Köln, 
Urteil vom 14. März 2012 – 2 K 476/06

Arbeitsgericht Duisburg, 
Beschluss vom 22. August 2012 - 4 BV 29/12

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 11. September 2012 – B 1 KR 3/12 R

Sozialgericht Berlin, 
Urteil vom 15. Februar 2012 - S 174 AS 28285/11 WA

Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 15. August 2012 – L 10 P 137/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 16/12
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Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 17. August 2012 - 10 A 10284/12.OVG
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Arbeitsmarktpolitische Sackgasse
Der Zeitplan ist ehrgeizig, die Kritik 
ist groß: Die schwarz-gelbe Regie-
rungskoalition will zum 1. Januar 
2013 die Minijob-Grenze von der-
zeit 400 Euro auf 450 Euro anhe-
ben. Aus Sicht nicht nur des DGB 
ist das eine „arbeitsmarktpolitische 
Sackgasse, die vor allem für Frauen 
in Altersarmut endet“, erklärt An-
nelie Buntenbach, im DGB-Vor-
stand für Arbeitsmarktpolitik zu-
ständig. Längst habe sich erwiesen, 
dass Minijobs „kein Sprungbrett in 
gute Arbeit“ sind. Im Gegenteil: 
Minijobs zementieren niedrige 
Löhne – von Tarif entgelten kön-
nen Minijobber nur träumen. Die 
Mehrheit hat Stundenlöhne von 
unter acht Euro. Die Behauptung 
aus der FDP, dass die Erhöhung 
der Minijob-Grenze die Einkom-
men der MinijobberInnen erhöhe, 
sei „geradezu lächerlich“, so Bun-
tenbach. Im Schnitt erhielten Mini-
jobberInnen gerade mal 260 Euro 
im Monat. Daran werde sich auch 
durch eine Erhöhung der Mini-
jobmauer nichts ändern.

Trotz aller Kritik will die Re-
gierungskoalition ihr Vorhaben 
zügig durchziehen. Bereits am 27. 
September war die erste Lesung 

neue Gesetz eingebaut, der be-
sagt, dass Minijobber künftig der 
Rentenversicherungspflicht unter-
liegen – sofern sie dem nicht wi-
dersprechen. Das ist aus Sicht der 
Gewerkschaften nicht nur deshalb 
eine Farce, weil die geringen, da-
mit erworbenen Rentenansprüche 
kaum geeignet sind, Armut im Al-
ter abzuwenden. Die Minijobber 
können zudem ihren zusätzlichen 
Rentenbeitrag „abwählen“. „Und 
das werden gerade all diejenigen 
tun, die auf jeden Euro angewie-
sen sind“, stellt Stefanie Nutzen-
berger, Mitglied im ver.di-Bundes-
vorstand, fest.

Der DGB und die Gewerkschaf-
ten lehnen die Anhebung der Mini-
job-Grenze ab, weil sie den Niedrig-
lohnsektor weiter ausweiten würde. 
Zudem würde es für Arbeitgeber 
noch attraktiver, normale Stellen in 
Minijobs zu zerstückeln. So werden 
immer mehr Menschen in Minijobs 
gedrängt. Auf sie warten Dumping-
löhne, schlechte Arbeitsbedingun-
gen, kaum Berufsperspektiven und 
Altersarmut. „Minijobs gehören 
abgeschafft“, sagt der NGG-Vor-
sitzende Franz-Josef Möllenberg. 
Ganz im Sinne der Beschäftigten: 
Zwei Drittel der MinijobberInnen 
würden ihre vereinbarte Arbeitszeit 
gern ausweiten. Bereits vor einiger 
Zeit hat der DGB einen Vorschlag 
erarbeitet, wie die Minijob-Falle 
sozialverträglich überwunden wer-
den kann. Der DGB schlägt vor, alle 
Beschäftigungsverhältnisse ab dem 
ersten Euro in die Versicherungs-
pflicht einzubeziehen und Sonder-
regelungen bei der Besteuerung zu 
beseitigen.   •

+ „Die Zeit ist reif“ für 
die Frauenquote, 

kommentiert Rita Pawelski, 
Vorsitzende der Gruppe der 
Frauen in der CDU/CSU Bun-
destagsfraktion, den Vorstoß 
des Bundesrates für eine 
verpflichtende Mindestquote.

- Für Andrea Voßhoff, 
rechtspolitische 

Sprecherin der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, ist die Län-
derinitiative genau das „fal-
sche Signal“. Quoten passten 
nicht in eine vielfältige 
Unternehmenslandschaft.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.leidmedien.de
Das Internetportal 

will zeigen, wie 
JournalistInnen und 

Medienschaffende 
klischeehafte Darstellung 

von Menschen mit 
Behinderung überwinden 

können

Hintergrund

www.dgb.de/-/PQ2
DGB-Online-Inforubrik 

„Auf den Punkt gebracht“ 
zum Thema Minijobs

im Bundestag, voraussichtlich am 
22. Oktober soll es eine Exper-
tenanhörung im Bundestag dazu 
geben, und im November wird sich 
der Bundesrat mit dem Gesetzent-
wurf befassen. Sensibilisiert durch 
die Debatten um Altersarmut hat 
Schwarz-Gelb einen Passus in das 

Minijobs setzen das Lohnniveau 
unter Druck, und von Tarifentgelten 
können die Minijobber in der Regel 
nur träumen: Gut zwei Drittel aller 
Minijobber verdienen weniger als 
8,50 Euro pro Stunde, ein Viertel 
sogar fünf Euro oder weniger. 
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Quellen: SOEP 2010, IAQ-Report 1/2012, 
eigene Berechnungen

1,2

5,2

5,1

88,5
31,8

25,8

23,2

19,2

Lohndumping 
mit Minijobs
Stundenlöhne von Mini-Jobbern 
und von sozialversicherten Vollzeit-
beschäftigten im Vergleich, Anteil 
der BezieherInnen (in Prozent)

unter 5 Euro

zwischen 5 und 7 Euro

zwischen 7 und 8, 50 Euro

mehr als 8,50 Euro

Minijobber
Vollzeitbeschäftigte

gewerkschaftlicher Info-Service vom 08.10.2012 17/12
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Seit Anfang 2011 arbeitet die 
Enquetekommission des Bundes-
tages „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“. Die Projektgrup-
pe 3 hat nun ihren Endbericht zu 
dem Themenbereich Entkopplung 
von Wachstum und Ressourcen-
verbrauch vorgelegt. Mit dem 
heutigen Ressourcenverbrauch ist 
nachhaltiges und soziales Wirt-
schaften in der Welt innerhalb 
des vorgegebenen ökologischen 
Rahmens nicht möglich, stellen die 
Kommissionsmitglieder fest. Das 
gilt, obwohl bis auf Erdöl, Gas und 

Kohle alle Rohstoffe in der Erdkrus-
te ausreichend vorhanden sind. 

Effiziente Technologien können 
zwar Energie und Rohstoffe spa-
ren helfen, durch eine steigende 
Produktion und höheren Konsum 
werden diese Einsparungen je-
doch vielfach wieder aufgezehrt 
(Reboundeffekt). Nationale Stra-
tegien und Einsparziele müssen 
stets in Verbindung mit interna-
tionalen Regel-Regimen stehen, 
an denen es bisher mangelt. Wei-
terhin sind neue Produktionsver-
fahren – möglichst ohne Abfall – 

?...nachgefragt

„Wir begrüßen, dass die BaFin sich künftig neben der Finanzaufsicht auch um den Ver-
braucherschutz kümmern soll. Der DGB und die Gewerkschaften haben aus mehreren 
Gründen ein großes Interesse daran. Zum einen wollen wir, dass die abhängig Beschäf-
tigten beim Kauf von Finanzprodukten keinen Schund angedreht bekommen, bei dem sie 

Gefahr laufen, ihre hart erarbeiteten Ersparnisse zu verlieren. Außerdem gilt für uns: Verbraucherschutz und 
Beschäftigtenschutz sind zwei Seiten derselben Medaille. 

Der Verkaufsdruck durch die Finanzdienstleister auf ihr Vertriebspersonal muss gestoppt werden. Umfas-
sende und transparente Beratung muss im Vordergrund stehen, nicht der schnelle Verkaufserfolg. Darum 
müssen DGB und Gewerkschaften bei der Besetzung des Verbraucherbeirates berücksichtigt werden. Ge-
meinsam mit Verbraucherschützern kann der Verbraucherbeirat als beratendes Gremium der BaFin wichtige 
Impulse setzen. Wir werden uns deshalb bei der Ausgestaltung der Funktionen kritisch einbringen. So fordern 
wir beispielsweise ein robustes Verbraucherschutzmandat.“

Die Bundesregierung will die nationale Finanzaufsicht stärken, unter 
anderem mit einem Verbraucherbeirat bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin). Was der DGB von der Idee hält, 
erklärt DGB-Vorstandsmitglied Claus Matecki.
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Lehre statt 
Warteschleife
So lange es nicht genügend be-
triebliche Ausbildungsplätze für Ju-
gendliche gibt, muss der Staat das 
Recht auf Ausbildung garantieren. 
Das erwartet der DGB seit langem 
von der Politik. Unterstützung er-
hielt die Gewerkschaftsforderung 
nun von der Bertelsmann-Stiftung, 
die für eine Ausbildungsgarantie 
wirbt. Wer keinen Ausbildungsplatz 
finde, soll seine Lehre „betriebs-
nah“ bei einem Bildungsträger 
machen, fordert die Stiftung. Und 
schon meldete sich die Wirtschaft 
zu Wort. Sie beharrt auf ihrer Zu-
ständigkeit mit dem Verweis auf 
das erfolgreiche duale System. 
Richtig, findet DGB-Bildungsex-
perte Matthias Anbuhl. Aber dann 
sollten sie ihre eigenen Vorstel-
lungen auch umsetzen und ausrei-
chend Ausbildungsplätze bieten. 
Derzeit befinden sich 300 000 jun-
ge Menschen in der Warteschleife, 
stellt Anbuhl fest. Wer also für das 
duale System plädiert, könne nicht 
immer „nein“ sagen, wenn es um 
Tarifverträge für mehr und bessere 
Ausbildung, Branchenfonds oder 
eben auch um eine Ausbildungs-
garantie gehe.   •

nötig. Darüber hinaus müssen sich 
Produktions- wie Konsumverhal-
ten ändern. 

DGB-Vorstandsmitglied Dietmar 
Hexel, sachverständiges Mitglied 
der 34-köpfigen Kommission, ist 
mit dem Ergebnis noch nicht zu-
frieden: „Wir haben gefühlt die 
tausendste Analyse der Probleme, 
doch das wichtige Kapitel für Lö-
sungen fehlt noch.“ Alle Erkennt-
nisse hätten bislang nicht zu kon-
kreten Handlungsempfehlungen 
geführt. Der DGB habe Vorschlä-
ge unterbreitet. Danach müssten 

Strategien sozialer Verteilung des 
Wohlstandes, technologischer 
Fortschritt und ordnungspolitische 
Rahmensetzung vorrangig berück-
sichtigt werden. „Umsteuerung 
und Mäßigung sind angesagt, doch 
mit Verzichtsstrategien gewinnen 
wir keine Zustimmung in der Be-
völkerung“, befürchtet Hexel. Am 
schwierigsten wird die Frage sein, 
wie der Wohlstand gerechter ver-
teilt wird, damit für alle genug da 
ist. Bis zum Mai 2013 hat die Kom-
mission Zeit, um ihren Endbericht 
vorzulegen. Hexel hofft, dass dann 
auch konkrete Handlungsempfeh-
lungen vorliegen.   •
Bundestagsdrucksache 17(26)82: 

www.bit.ly/BTDrucksache

W a c h s t u m s e n q u e t e

Gute Analyse – aber Handlungsoptionen fehlen

A W O - S t u d i e

Risiko 
Kinderarmut
„Von alleine wächst sich nichts 
aus...“ ist der Titel und sogleich 
das Fazit einer Langzeitstudie über 
Kinderarmut. Über 15 Jahre wurden 
900 Kinder – die damals im Vor-
schulalter waren – für die Studie 
von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
und dem Institut für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik (ISS) begleitet. 
Jedes zweite Kind, das vor 15 Jah-
ren arm war, lebt in Dauerarmut, ist 

E U - K o m m i s s i o n

Vorschlag 
erarbeiten
In einem gemeinsamen Brief vom 
28.September fordern die deut-
sche Bundesregierung und die 
Regierung Frankreichs die EU-
Kommission auf, einen Vorschlag 
zur Einführung einer Finanztrans-
aktionssteuer auszuarbeiten. Auch 
Portugal, Österreich, Belgien, Slo-
wenien, Estland und Griechen-
land stehen dieser Steuer positiv 
gegenüber.   •

das Ergebnis. „Armut ist der größ-
te Risikofaktor für die Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen“, 
bilanziert die Studienleiterin Gerda 
Holz vom ISS: Entscheidende Fak-
toren seien das Einkommen, der Bil-
dungshintergrund der Eltern und die 
Familienform, in der das Kind auf-
wächst. Um Dauerarmut zu verhin-
dern, benötigten die Eltern sichere 
Arbeit mit armutsfesten Löhnen. Der 
AWO-Bundesvorsitzende Wolfgang 
Stadler forderte bei der Vorstellung 
der Studie, dass jede Familie, die Hil-
fe benötigt, diese auch bekommt.   •
www.awo.org

POLITIK AKTUELL
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Behinderten Menschen soll die 
gleichberechtigte Teilhabe in allen 
Lebenslagen ermöglicht werden – 
auch auf dem Arbeitsmarkt. Doch 
die Wirklichkeit sieht anders aus. 
Gesundheitlich eingeschränkte 
und behinderte Menschen sind 
überdurchschnittlich oft arbeits-
los. Berufliche Rehabilitation soll 
die Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt möglich machen. 
Eine Untersuchung des DGB zeigt, 
dass besonders gesundheitlich 
eingeschränkte Hartz IV-Empfän-
gerInnen es schwer haben, eine 
entsprechende Maßnahme zu er-
halten. Oftmals erkennen die Ver-
mittlerInnen den Bedarf nicht. Die 
Statistik bestätigt: Die durch die 
Arbeitslosenversicherung geför-
derten Maßnahmen sind seit 2006 
um 23 Prozent zurückgegangen. 
Die Zahl der durch das Hartz-IV-
System geförderten Rehabilitanden 
ist dagegen um 39 Prozent gesun-
ken. Gleichzeitig ist der Anteil der 
Arbeitslosen, der auf Hartz IV an-
gewiesen ist, auf insgesamt rund 
70 Prozent gestiegen. 

Der DGB-Arbeitsmarktexperte 
Adamy stellt fest: „Behinderte 
Menschen haben im Hartz-IV-Sys-
tem keinesfalls die gleichen För-
derchancen wie im Versicherungs-
system.“ Er fordert: „Die fachliche 
Kompetenz beim Erkennen von 
gesundheitlichen Einschränkungen 
oder Behinderungen auf Seiten der 
Arbeitsvermittlung muss dringend 
gestärkt werden.“ Problematisch 
ist das aus Sicht des DGB vor 
allem deshalb, weil der Anteil von 
beeinträchtigten und behinderten 
Menschen in Hartz IV besonders 
groß ist. So schätzt das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), dass fast jede/r zweite ALG 
II-EmpfängerIn gesundheitlich ein-

B e r u f l i c h e  R e h a b i l i t a t i o n

Kaum Chancen auf einen Job
Menschen, die gesundheitlich eingeschränkt oder behindert sind, haben es schwer auf dem 
Arbeitsmarkt. Um den Wiedereinstieg in das Arbeitsleben zu ermöglichen, sollen Maßnahmen 
zur beruflichen Rehabilitation helfen. Eine DGB-Analyse zeigt: Gerade diejenigen, die am 
dringendsten Hilfe benötigen, erfahren am wenigsten Unterstützung.

geschränkt oder anerkannt schwer-
behindert ist. Der DGB fordert 
deshalb, der beruflichen Rehabili-
tation ein eigenständiges Budget 
im Hartz-IV- System zuzuweisen. 
Bisher seien alle arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen in einer Haus-

haltsposition zusammengefasst, so 
Adamy.

Sorge bereitet dem DGB zu-
dem, dass immer mehr Menschen 
mit Behinderung in so genannten 
Behindertenwerkstätten beschäf-
tigt werden. So stieg der Anteil 
der Werkstattbeschäftigten zwi-
schen 2005 und 2011 von 21,6 
Prozent auf 29,4 Prozent. Der 
DGB verlangt, entsprechend der 
UN-Behindertenrechtskonvention 
diesen Trend umzukehren. Um das 
zu erreichen, müssten Alternativen 
zu den Werkstätten geschaffen 
und gefördert werden. Unter an-
derem solle das Instrument der 
„unterstützten Beschäftigung“ 
gestärkt werden. Dieses sieht vor, 
dass Menschen mit Behinderung 
bei ihrer betrieblichen Ausbildung 
durch eine/n TrainerIn unterstützt 

werden. Der DGB schlägt vor, die 
ArbeitnehmerInnen auch nach der 
maximalen Förderung von drei Jah-
ren persönlich zu begleiten. 

Der DGB unterstützt nach-
drücklich die 2008 verabschiedete 
UN-Behindertenrechtskonvention. 

Diese postuliert eine Arbeitswelt, 
in der Menschen mit und ohne 
Behinderungen das gleiche Recht 
und die gleichen Chancen auf si-
chere und gesunde Arbeit haben. 
Mit einem nationalen Aktionsplan 
will die Bundesregierung diese 
Standards umsetzen. 

Aus Sicht des DGB gibt es für 
Politik und Arbeitgeber dringenden 
Handlungsbedarf. So soll die Politik 
die Mindest-Beschäftigungsquote 
von schwerbehinderten Menschen 
neu debattieren – die Absenkung 
auf fünf Prozent habe keinen 
positiven Effekt gehabt. Zudem 
setzten die geringen Sätze zur 
Ausgleichszahlung für Arbeitgeber 
keinen Anreiz, mehr gesundheitlich 
eingeschränkten oder behinderten 
Menschen eine Chance in der Ar-
beitswelt zu geben.   •

�
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POLITIK AKTUELL Teilhabe und 
Teilnahme
Nach Angaben des Statisti-

schen Bundesamtes (Desta-

tis) lebten zum Jahresende 

2009 in Deutschland 9,6 

Millionen Menschen mit 

einer amtlich anerkannten 

Behinderung. Davon waren 

7,1 Millionen Menschen 

schwerbehindert. Die Ursa-

chen für eine Behinderung 

sind ganz unterschiedlich. 

Nur rund vier Prozent der 

Behinderungen sind ange-

boren – die meisten Behin-

derungen stellen sich im 

Laufe des Lebens ein.

Der DGB und die Gewerk-

schaften engagieren sich 

für Menschen mit Behinde-

rungen und unterstützen die 

UN-Behindertenrechtskon-

vention. Diese ist 2008 in 

Kraft getreten und gilt nach 

ihrer Ratifizierung in über 

100 Ländern. Der Völkerver-

trag sieht vor, Menschen mit 

Behinderung eine gleich-

berechtigte Teilhabe und 

Teilnahme am gesellschaft-

lichen Leben zu ermögli-

chen. So bekennen sich alle 

Länder, ein inklusives Bil-

dungssystem zu errichten, in 

dem der Schulunterricht von 

SchülerInnen mit und ohne 

Behinderung besucht wird. 

Am 10. Dezember lädt ver.

di zu einer „Behinderten-

politischen Tagung“ nach 

Berlin ein. Das Thema: „Die 

Weiterentwicklung des 

SGB IX unter Berücksichti-

gung der UN-Behinderten-

rechtskonvention“. 

Die Anmeldung als pdf-Dokument 
unter www.bit.ly/verdi_konf
Mehr zum Thema gibt es im 
aktuellen „arbeitsmarktaktuell“ 
unter: www.dgb.de/-/qtZ

Von den rund zwei Millionen Arbeitslosen in Hartz IV im Jahr 2011 sind 
nur rund 33 000 Erwachsene durch berufliche Rehabilitation gefördert 
worden, obwohl der Bedarf vermutlich wesentlich höher liegt.
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit/Berechnungen DGB 2012

  * Maßnahmen, die durch Hartz IV gefördert werden
** Maßnahmen, die durch Leistungen der Arbeitslosenversicherung gefördert werden
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Zu wenig Förderung
Wiedereingliederung von Menschen mit gesundheitlichen Einschränkungen in 
den Arbeitsmarkt, gefördert durch das Fürsorgesystem* und das Versicherungs-
system**(in Tausend)
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Der hessische Landtag hat einstim-
mig beschlossen, eine Anhörung 
zum Thema Lobbyismus anzuset-
zen. Den Anstoß dazu gab die von 
der Otto-Brenner-Stiftung (OBS) 
vorgelegte „Lobby-Studie“, in der 
sie sich für eine Marktordnung für 
Lobbyisten ausspricht. „Wir begrü-
ßen, dass der Hessische Landtag 
sich entschlossen hat, das The-
ma Lobbyismus im Rahmen einer 
Landtagsanhörung aufzugreifen“, 
kommentiert Jupp Legrand, Ge-
schäftsführer der OBS. Hintergrund: 
Bei einer Podiumsdiskussion am 
12. März hatten unter anderem 
der rheinland-pfälzische Vize-Frak-

M a r k t o r d n u n g  f ü r  L o b b y i s t e n 

Erfolg für Brenner-Stiftung

A r b e i t n e h m e r r e c h t e

Grüne Jobs, 
faire Jobs?
Seit 1990 sind 400 000 neue Jobs 
im Bereich der Solar-, Photovol-
taik- oder Windkraftenergie ent-
standen. Das Problem: Oft sind 
die Arbeitsbedingungen schlecht. 
Tarifverträge werden nicht ange-
wandt, Mitbestimmung gibt es 
nur selten, die Arbeitsbelastung 
ist hoch. Leiharbeit und Befristung 
gehören zur Regel. Die Heinrich-
Böll-Stiftung will der Branche mit 
der Veranstaltung „Grüne Jobs, 
faire Jobs. Arbeitnehmerrechte in 
der Wind- und Solarbranche“ auf 
den Zahn fühlen. Am 26. Oktober 

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Zukunft des 
Sozialstaats
Die Krisen der vergangenen Jahre 
wirken sich auch gravierend auf 
den Sozialstaat aus. Seine Insti-
tutionen können stabilisierend 
eingreifen, allerdings müssen sie 
in der Regel mit schwindenden 
Einnahmen arbeiten. Der Arbeits-
kreis „Zukunft des Sozialstaats“ 
der Hans-Böckler-Stiftung widmet 
sich diesem Thema am 10. Oktober 
in Frankfurt / Main. Wissenschaft-
lerInnen erörtern in Fachvorträgen 
Krisenfolgen und Herausforde-
rungen für den Sozialstaat. Eine 
Abschlussdiskussion widmet sich 
den „Perspektiven des Sozialstaats 
unter Krisenbedingungen“.   •
www.boeckler.de/4990_40650.htm

tionsvorsitzende Christian Baldauf 
(CDU), der hessische Landtagsab-
geordnete Kai Klose (Bündnis90/
Die Grünen) und SPD-Generalse-
kretär Michael Roth (MdB) Sym-
pathie für die Vorschläge erkennen 
lassen. Klose hatte daraufhin den 
grünen Vorschlag für die Anhörung 
vorgestellt. Legrand: „Die Erkennt-
nisse unserer Untersuchung werden 
sicherlich in die Anhörung einbezo-
gen.“ Sie könnten dazu beitragen, 
die Diskussion über Lobbyismus zu 
versachlichen. Es sei Zeit, konkrete 
Vorschläge für eine Regulierung des 
Lobbyismus zu prüfen.   •
www.lobby-studie.de

diskutieren in Berlin VertreterInnen 
der Gewerkschaften und der Partei 
Bündnis90/Die Grünen Probleme 
und Chancen der Branche. Unter 
anderem soll es darum gehen, 
welche Wege beschritten werden 
müssen, um eine solide Tarifpart-
nerschaft zu etablieren.   •
www.boell.de

Das Betriebsverfassungsgesetz ist für Betriebsräte 
sehr wichtig, aber als Lektüre knochentrocken. Mit 
dem Comic „Alles in Butter“ zeigen der Zeich-
ner Reinhard Alff und der Arbeitsrechtsexperte 
Wolfgang Däubler, dass man das Know-how 
der Betriebsratsarbeit auch anders vermitteln 
kann. In fünf Comicstrips schildern sie Geschichten 
aus dem Alltag eines Betriebsrates. Witzig, manch-
mal bissig beschreibt das Duo, welche Rechte und Pflichten Arbeit-
nehmerInnen und Betriebsräte haben. Von der Betriebsversammlung 
über Vertrauensarbeitszeit und Datenschutz bis hin zur Kündigung oder 
drohendem Verkauf des Betriebs. Das jeweils wichtige Basiswissen zu 
den arbeitsrechtlichen Fragen und der Rolle des Betriebsrats vermittelt 
Däubler durch sein Alter Ego am Ende jeder Story. Ganz ohne Anstren-
gung erfahren die LeserInnen, was in punkto Mitbestimmung zu beach-
ten ist. Leichter lässt sich trockene Rechtsinformation nicht verpacken.
Reinhard Alff, Wolfgang Däubler: Alles in Butter – Irrwitzige Stories aus dem Alltag 

eines Betriebsrats, Bund-Verlag 2012, 109 Seiten, 14,90 Euro

neueBücher

PROJEKTE UND PARTNER

D G B - B i l d u n g s w e r k 

OECD-Leitsätze 
unter der Lupe
Im vergangenen Jahr hat die Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung (OECD) 
ihre Leitsätze für multinationale 
Unternehmen aktualisiert. Unter 
anderem werden Arbeitgeber auf-
gefordert, Löhne zu zahlen, die die 
Grundbedürfnisse der Arbeitneh-
merInnen decken. Das DGB-Bil-

dungswerk nimmt dies in Koopera-
tion mit dem DGB-Bundesvorstand 
zum Anlass, zu untersuchen, was 
die Neuerungen bringen. Unter dem 
Motto „Stumpfes Schwert oder ein 
effektives Instrument zur Durch-
setzung einer sozialen Dimension 
der Globalisierung?“ analysieren 
ExpertInnen der Gewerkschaften 
und der OECD am 28. November 
in Berlin, welche Möglichkeiten die 
Leitsätze bieten.   •
www.nord-sued-netz.de

••• Am 23. Oktober lädt der DGB 
NRW zu einer Diskussionsver-
anstaltung „Zwischen Frei-
heit und Frustration: Fluch 
und Segen einer digitalen 
Arbeitswelt“ nach Düsseldorf 
ein. Thema ist der Wandel der Ar-
beitswelt durch digitale Medien. Ex-
pertInnen aus Gewerkschaften, Po-
litik und Verbänden analysieren und 
diskutieren, wie ArbeitnehmerInnen 
die Chancen des digitalen Zeitalters 
nutzen können, ohne Freizeit und 
Beruf vollkommen zu vermischen. 
www.nrw.dgb.de/-/PkG

••• Der DGB Bayern hat ge-
meinsam mit katholischen und 
evangelischen Organisationen 
die Initiative „Wertewandel 
jetzt“ ins Leben gerufen. Rund 
1200 FunktionsträgerInnen aus 
Gewerkschaften und Kirchen un-
terschrieben die Gründungsverein-

barung, darunter VertreterInnen 
evangelischer und katholischer 
Organisationen, prominente Ge-
werkschafterInnen, Stadt- und 
Betriebsräte. Sie fordern unter an-
derem einen Wertewandel in Wirt-
schaft und Politik, die Einführung 
einer Finanztransaktionssteuer und 
einen gesetzlichen Mindestlohn.
www.wertewandel-jetzt.de

••• Der DGB Nord begrüßt, 
dass die Regierungsfraktionen in 
Schleswig-Holstein Wort halten: 
Mit Ihrem Entwurf für ein Ta-
riftreue- und Vergabegesetz 
soll eine Lohnuntergrenze gezo-
gen werden für Unternehmen, die 
öffentliche Aufträge annehmen. 
Dumpinglöhne sind dann verboten. 
Der DGB Nord erwartet, dass das 
Verbot von Lohndumping auch für 
die Kommunen gilt.
www.nord.dgb.de/-/PhP

interregio

Das Betriebsverfassungsgesetz ist für Betriebsräte 
sehr wichtig, aber als Lektüre knochentrocken. Mit 

 zeigen der Zeich-

mal bissig beschreibt das Duo, welche Rechte und Pflichten Arbeit-
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Regulär statt 
prekär

Der DGB und seine Gewerk-

schaften fordern seit lan-

gem klare Regeln für gute 

Arbeit und setzen sich mit 

zahlreichen Kampagnen, Ini-

tiativen und Projekten dafür 

ein. Die IG Metall startete 

in der vergangenen Woche 

eine neue Kampagne unter 

dem Titel „Arbeit: sicher 

und fair“. Auf der Basis der 

Expertise des Duisburger 

Instituts Arbeit und Quali-

fikation (IAQ) fordert die 

Gewerkschaft eine Neuord-

nung des Arbeitsmarktes.

In der Expertise wird die 

Entwicklung des Niedrig-

lohnsektors in Deutschland 

beschrieben. Schwerpunkt 

sind die Themen Leiharbeit, 

geringfügige Beschäfti-

gung, befristete Verträge 

sowie Werkverträge und 

Scheinselbstständigkeit. 

Ein Kapitel widmet sich der 

Ursachen der zunehmenden 

Prekarität. 

Der Autor der Studie, 

Professor Gerhard Bosch 

nennt es „eine Ironie der 

Geschichte“, dass – ähnlich 

wie im Finanzsektor – auch 

im Arbeitsmarkt eine zu 

weitgehende Deregulierung 

nun korrigierende Staatsein-

griffe notwendig mache.

www.igmetall.de

Zusätzliche Informationen bietet 
die DGB-Broschüre „Prekäre 
Beschäftigung – Herausforderung 
für die Gewerkschaften“. 
Download unter 
www.einblick.dgb.de/hintergrund

S t r a t e g i e n  g e g e n  p r e k ä r e  A r b e i t

IG Metall fordert Verbandsklagerecht
Die Gewerkschaften wollen eine Neuordnung des Arbeitsmarktes: gute, 
sichere Arbeit statt prekärer Jobs. Die IG Metall hat jetzt ein Verbands-
klagerecht für Gewerkschaften bei Gesetzes- und Tarifverstößen gefor-
dert, um unsichere, schlechte Arbeit einzudämmen.

Die Spaltung des Arbeitsmarktes 
habe „besorgniserregend zuge-
nommen“, klagt der Soziologie-
Professor Gerhard Bosch vom Duis-
burger Institut Arbeit und Quali-
fikation (IAQ). Im Auftrag der IG 
Metall erarbeitete er eine Exper-
tise über prekäre Beschäftigung. 
Wenn prekäre Arbeit den Lohnkos-

tenwettbewerb dominiert, breitet 
sie sich immer weiter aus, heißt es 
in der Untersuchung. Und es sind 
nicht nur Geringqualifizierte, die 
sich mit niedrigen Stundenlöhnen 
und wenig Perspektive abfinden 
müssen. Nach der Expertise haben 
heute über 80 Prozent der Nied-
rigverdiener eine berufliche oder 
akademische Ausbildung.

Die IG Metall, die zeitgleich mit 
der Bosch-Studie auch die Ergeb-
nisse einer Betriebsrätebefragung 
vorlegte, findet es besonders be-
denklich, dass „selbst in den für 
Innovation verantwortlichen Be-

reichen wie Forschung/Entwick-
lung/Engineering in 16 Prozent 
der Betriebe LeiharbeitnehmerIn-
nen eingesetzt werden“. Dazu 
kommt noch einmal ein Anteil von 
19 Prozent, die mit Werkverträgen 
arbeiten. Detlef Wetzel, Zweiter 
Vorsitzender der IG Metall, ver-
steht die Arbeitgeber nicht mehr: 

Gerade in diesen Bereichen gehe 
es schließlich um „Innovation und 
Zukunft des Unternehmens“. Die 
Metall-Umfrage zeige, so Wetzel, 
dass Leiharbeit zu einem „Stan-
dardinstrument der Flexibilisie-
rung“ geworden sei. Zudem steige 
die Zahl der Werkverträge und 
Befristungen. Nach den Angaben 
der Betriebsräte setzt jedes dritte 
Unternehmen auf Leiharbeit. In 
jedem fünften Betrieb werden mit 
dieser Strategie Stammarbeitsplät-
ze abgebaut. 

Ursachen für den Boom pre-
kärer Arbeit sind für den Soziolo-

gen Bosch in erster Linie, dass es 
hierzulande noch immer keinen 
gesetzlichen Mindestlohn gibt und 
immer weniger Tarifverträge als all-
gemeinverbindlich erklärt werden. 
In vielen schwach organisierten 
Branchen werde die notwendige 
Tarifbindung nicht mehr erreicht, 
so Bosch. Wie die Gewerkschaften 
fordert der Wissenschaftler eine 
„Neuordnung des Arbeitsmarktes“. 
Dazu gehörten unter anderem eine 
verstärkte Aus- und Weiterbildung, 
eine verbindliche Vorgabe für 
„Equal Pay“ in der Leiharbeit, aber 
auch ein Verbandsklagerecht: „Die 
Kontrolldefizite auf betrieblicher 
Ebene sollten durch ein Verbands-
klagerecht für Gewerkschaften 
bei Gesetzes- und Tarifverstößen 
sowie anonymisierte Beschwer-
demöglichkeiten für Beschäftigte 
verringert werden.“

Die DGB-Gewerkschaften 
wollen die Neuordnung des Ar-
beitsmarktes zum Thema im Bun-
destagswahlkampf 2013 machen. 
„Wir werden die Parteien daran 
messen, was sie hier vorhaben“, 
so Wetzel. Notwendig sei ein Maß-
nahmenbündel wie die Stärkung 
des Tarifsystems, die Neugestal-
tung von Leiharbeit, Minijobs und 
Mindestlöhnen, ebenso ein Ver-
bandsklagerecht und die Stärkung 
individueller Beschwerderechte. 
Nicht zuletzt muss prekäre Arbeit 
auch deshalb zurückgedrängt 
werden, weil geringe Einkommen 
auch das Risiko der Altersarmut er-
höhen. Für DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach tickt hier „ei-
ne Zeitbombe“. Wer nur mit Mü-
he über die Runden kommt, kann 
nicht fürs Alter sparen. Für Bosch 
heißt das, „der Steuerzahler wird 
die geringen Renten aufstocken 
müssen“. Denn selbst bei einer lü-
ckenlosen Erwerbsbiographie von 
45 Jahren im Vollzeitjob reiche ein 
Stundenlohn von acht Euro nicht 
aus, „um über das Niveau einer 
Grundsicherung zu kommen“.   •

�
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POLITIK AKTUELL

Über 4000 Betriebsräte beteiligten sich an der Umfrage der IG Metall. 
LeiharbeitnehmerInnen werden mittlerweile in allen Betriebsteilen 
eingesetzt. Nur noch 27 Prozent der Unternehmen nutzen diese 
Möglichkeit überhaupt nicht. Fremdvergaben über Werkverträge 
sind in 59 Prozent der Betriebe selbstverständlich.
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Quelle: Quelle: IG Metall Betriebsrätebefragung 2012
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Leiharbeit und Werkverträge nehmen zu
Anteile von Leiharbeit und Werkverträgen in einzelnen Firmenbereichen 
(in Prozent)

Leiharbeit 

Produktion

Werkzeug-/Vorrichtungsbau

Verwaltung

Logistik

Montage

Vertrieb

Forschung/Entwicklung/
Engineering

Interne Dienstleistung

Personalwesen

Werkverträge
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kurz&bündig

Mehr als ein Viertel aller Beschäf-
tigten im Dienstleistungssektor 
muss auch außerhalb der regu-
lären Arbeitszeit erreichbar sein. 
Ein Großteil, rund 65 Prozent der 
ArbeitnehmerInnen, leidet 
besonders häufig unter 
Stress. Das sind zentrale Er-
gebnisse der Sonderauswer-
tung des DGB-Index „Gute 
Arbeit“ für die Dienstlei-
stungsberufe, die von ver.di 
in Auftrag gegeben wurde. 

Die repräsentative Um-
frage belegt: 58 Prozent 

können zu Hause nicht richtig 
abschalten und müssen auch dort 
an Schwierigkeiten bei der Arbeit 
denken. Unter dem Lehrpersonal 
beträgt dieser Anteil sogar 86 

Prozent, unter den Beschäftigten 
in Betreuungsberufen sind es 75 
Prozent. Besonders oft müssen sich 
die ArbeitnehmerInnen im Gesund-
heitswesen (83 Prozent), in den so-
zialen Berufen (75 Prozent) und in 
den Dienstleistungen für Unterneh-
men (68 Prozent) abhetzen. 

„Seit Jahren nimmt die Zahl der 
Fehltage aufgrund totaler Erschöp-
fungszustände, Burn-out und De-
pressionen zu. Durch ständige Er-
reichbarkeit steigt der Druck auf die 
Beschäftigten noch mal erheblich“, 
kritisiert Lothar Schröder, Mitglied 
des ver.di-Bundesvorstands. „Die 
Beschäftigten haben ein Recht da-
rauf abzuschalten.“   •
www.bit.ly/verdi_gute_arbeit

Die Broschüre 
über Stress in 
den Dienstlei-
stungsbranchen 
als Download und 
viele weitere In-
fos gibt es unter
www.verdi-gute-
arbeit.de

D i e n s t l e i s t u n g e n

Beschäftigte unter Dauerstrom
Die IG BAU kritisiert, 
dass sich viele Ar-
beitgeber zwar über 

Fachkräftemangel beklagen, 
aber in Sachen alternsge-
rechter Arbeit nichts unter-
nehmen. Grund für die Kritik 
sind die Ergebnisse einer 
Betriebsräte-Umfrage der 
IG BAU. Diese belegt: Rund 
neun von zehn Baubetrieben 
tun nichts dafür, damit ihre 
Beschäftigten länger arbei-
ten können.

Eine Umfrage zeigt: 
Jeder zehnte Haushalt 
beschäftigt schwarz 

eine Haushaltshilfe. Die NGG 
fordert deshalb: „Schwarz-
arbeit im Haushalt ist kein 
Kavaliersdelikt.“ Für illegale 
Haushaltshilfen werde nicht 
in die Rentenversicherung 
eingezahlt. „Wer sie beschäf-
tigt, hinterzieht Steuern“, 
so die NGG.

Die EVG fordert, 
den Wettbewerb 
in der Busbranche 

sozial zu regulieren. Hinter-
grund ist der Versuch der 
Deutschen Bahn AG, Busfah-
rerInnen in eine Tochterge-
sellschaft in Süddeutschland 
auszulagern. Das sei nichts 
anderes als Tariffl ucht, kriti-
siert die EVG. 

Die GEW hat den 
Bundestag aufgefor-
dert, das geplante 

Wissenschaftsfreiheitsgesetz 
zu nutzen, um faire Bedin-
gungen in der Forschung zu 
schaffen. Die GEW fordert: 
„Die Arbeitgeber in der au-
ßeruniversitären Forschung 
betreiben systematisch Tarif-
fl ucht und enthalten den 
Sozialkassen Versicherungs-
beiträge vor.“

GEWERKSCHAFTEN

F e s t a k t

60 Jahre 
Mitbestimmung
Am 11. Oktober 1952 ist das Be-
triebsverfassungsgesetz in Kraft 
getreten. Aus diesem Grund veran-
stalten DGB und Hans-Böckler-Stif-
tung am 17. Oktober in Berlin eine 
Festveranstaltung. Unter dem Mot-
to „Erfolgsmodell Mitbestimmung“ 
werden Gäste aus Gewerkschaften, 
Politik und Wirtschaft an der Ver-
anstaltung teilnehmen. Die Fest-
ansprache wird Bundesarbeitsmini-
sterin Ursula von der Leyen (CDU) 
halten. ExpertInnen aus Gewerk-
schaften und Wissenschaft analy-
sieren die künftigen Herausforde-
rungen an die Mitbestimmung.   •

v e r . d i

Filmemacher 
ausgezeichnet
Zum 48. Mal ist der ver.di-Fernseh-
preis verliehen worden. Preisträger 
für das beste Drehbuch ist Burhan 
Qurbani für das Fernsehspiel „Sha-
hada“. Max Zeitler und Boris Den-
nulat erhielten den Regiepreis für 
ihren Crossmedia-Film „Wer rettet 
Dina Foxx?“. Dina Bösch, Jurorin 
und Mitglied im ver.di-Bundes-

H a n d w e r k

Tarifpartner-
schaft stärken
Die IG Metall und der Zentralver-
band des deutschen Handwerks 
(ZDH) haben sich für die Stärkung 
der Tarifpartnerschaft im Hand-
werk ausgesprochen. „Das Hand-
werk mit seinen arbeitsintensiven 
Tätigkeiten ist noch mehr als an-
dere Wirtschaftszweige auf quali-
fizierte Fachkräfte angewiesen“, 
betont Berthold Huber, Erster 
Vorsitzender der IG Metall. Ausbil-
dungsvergütungen, die mit ande-
ren Branchen mithalten können, 
seien wichtig, um das Handwerk 
für junge Menschen attraktiv zu 
machen. Flächentarifverträge wür-
den für vergleichbare Einkommen 
und Arbeitsbedingungen sorgen. 
Gemeinsam mit dem ZDH startet 
die IG Metall demnächst die „Of-
fensive Handwerk – Wir verstehen 
unser Handwerk“. Ziel sei es, die 
Tarifpartnerschaft zu stärken.   •
www.handwerk.dgb.de

D G B - B r o s c h ü r e

Die Rente 
von morgen
Mit der Broschüre „Heute die Ren-
te von morgen sichern“ stellt der 
DGB sein Rentenkonzept 2012 vor. 
Neben vielen Infos und Fakten ma-
chen Rechenbeispiele deutlich, wie 
sich verschiedene Modelle auf die 
zukünftige Rentenhöhe auswirken. 
Außerdem liefert ein ausführlicher 
Fakten-Check Argumente gegen 
die von der Bundesregierung be-
schlossene Beitragssenkung.   •
www.bit.ly/rente_2012

D G B  R e c h t s s c h u t z

Neues Leitbild
In zehn Punkten listet das neue 
Leitbild der DGB Rechtsschutz 
GmbH auf, worauf es künftig an-
kommt. Unter dem Motto „Ge-
meinsam. Ziele. Erreichen“ haben 
die MitarbeiterInnen zusammen-
gefasst, wie sie ihre Arbeit verste-
hen. Oberstes Gebot: „Die DGB 
Rechtsschutz GmbH steht an der 
Seite der Gewerkschaften für de-
ren Ziele ein.“ Zudem garantiert 
das Leitbild den ständigen Ausbau 
der fachlichen Kompetenz.   •
www.dgbrechtsschutz.de/20/00.html

vorstand erklärt: „Wir prämieren 
Filme, die eine politische Botschaft 
haben und zum Nachdenken und 
Diskutieren anregen.“ Beide Preise 
sind mit 7500 Euro dotiert.   •
www.bit.ly/verdi_preis
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Finanzfragen

Wie kann die Energiewende 

finanziert werden? Diese 

Frage ist bei ihrer Umset-

zung zentral. Sie steht im 

Mittelpunkt einer Fachta-

gung, zu der DGB und Hans-

Böckler-Stiftung am 11. Ok-

tober nach Berlin einladen. 

Unter dem Motto „Finanzie-

rung des Energieumstiegs – 

Rahmenbedingungen und 

innovative Ansätze“ ana-

lysieren ExpertInnen aus 

Wissenschaft, Gewerkschaf-

ten und Verbänden die 

finanzielle Dimension der 

Energiewende.

www.dgb.de/-/fVL

IG BCE-Kongress

Eine Zwischenbilanz der En-

ergiewende will die IG BCE 

am 27. November in Berlin 

ziehen. Zu ihrem „Innovati-

onskongress Energiewende“ 

erwartet die Gewerkschaft 

rund 700 Betriebsräte, Un-

ternehmensvertreterInnen 

und Gäste aus Verbänden, 

Wissenschaft und Politik. 

Der Kongress soll Impulse 

für die weitere Gestaltung 

der Energiewende liefern. 

Zu den Rednern gehören 

Bundesumweltminister 

Peter Altmaier (CDU), 

Frank-Walter Steinmeier, 

Vorsitzender der SPD-Bun-

destagsfraktion, und der 

IG BCE-Vorsitzende Michael 

Vassiliadis.

www.igbce.de

�

Michael Vassiliadis, 48, seit 
Oktober 2009 Vorsitzender 
der IG BCE, ist Mitglied der 
von der Bundesregierung 
eingesetzten „Ethik-
kommission für sichere 
Energieversorgung“.

Fo
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Die Zustimmung zur Energiewende ist ungebrochen 
hoch. In der Bevölkerung und den Unternehmen 
liegen die Zustimmungswerte deutlich jenseits der 
60-Prozent-Marke. Das hat eine repräsentative Um-
frage der IG BCE gezeigt. Unser Energie-Kompass 
macht aber auch deutlich, dass nur ein Viertel der 
Bürgerinnen und Bürger und gar nur 13 Pro-
zent der Unternehmen zufrieden damit sind, 
wie die Bundesregierung die Energiewende auf den 
Weg bringt.

Die Skepsis wächst – und das ist kein Zufall. 
Vieles ist nach wie vor ungeklärt. Der Ausbau der 
Stromnetze und der Bau moderner Kraftwerke sind 
da nur zwei Stichworte. Die Brücke in eine regenera-
tive Zukunft muss erst noch errichtet werden. Sicher, 
im Detail wird eine Menge getan. Aber es fehlt noch 
immer an klarer Steuerung und eindeutigen Zielen, 
es mangelt an einem stringenten politischen Ma-
nagement. Die Energiewende stockt.

Dabei bedeutet die Energiewende nichts weni-
ger als einen grundlegenden Umbau unserer Wirt-
schaftsstruktur – mit allen Chancen und Risiken. 
Wer sich darauf einlässt, muss konsequent han-
deln. Mit halber Kraft ist dieses Jahrhundertprojekt 
nicht zu stemmen. Die Bedingungen für einen Erfolg 
sind bekannt. Vor gut einem Jahr hat die Ethik-Kom-
mission ihren Bericht „Sichere Energieversorgung“ 
vorgelegt. Danach ist die Energiewende als ein 
komplexer Prozess zu verstehen, der organisiert und 
ständig überprüft werden muss. In diesem Prozess 
sind die Anforderungen von Wirtschaftlichkeit, sozi-
aler Ausgewogenheit und nachhaltigem Schutz der 
Umwelt zu berücksichtigen. Und zwar so, dass nie-
mand überfordert wird, weder die Menschen noch 
die Unternehmen. Die Chance für ein Gelingen 
ist da. Die Politik ist aufgefordert, aus der Ener-
giewende ein gesellschaftliches Gesamtprojekt zu 
machen. Die IG BCE wird dazu ihre Beiträge liefern. 

Kern der Wertschöpfungskette ist die Industrie, 
ohne industrielle Produktion kann kein Wohlstand 
entstehen, ohne industrielle Produktion ist das 
Wohlstandsniveau nicht zu halten. Die Energie-
wende kann nicht gegen die Industrie durchgesetzt, 
sondern im Gegenteil nur durch Innovation und 
Technologie mit ihr gestaltet werden. Mehr noch: 
Innovative Industrie ist die Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Energiewende. Spezial-
Kunststoffe für Windräder fallen nicht vom Himmel. 

In einer gerade unterschriebenen gemeinsamen 
Erklärung weisen der Verband der Chemischen In-
dustrie (VCI), der Bundesarbeitgeberverband Che-
mie (BAVC) und die IG BCE auf die Schlüsselrolle 
der chemischen Industrie im Mega-Projekt Energie-
wende hin. Die Branche trägt mit ihren Produkten 
erheblich zu Energieeffizienz und -einsparung in al-
len gesellschaftlichen Bereichen bei. Die chemische 
Industrie hat ihren eigenen Energieverbrauch von 
1990 bis 2010 um 20 Prozent gesenkt, gleichzeitig 
wuchs die Produktion um 58 Prozent.

Auf dem Weg ins Zeitalter der erneuerbaren En-
ergien dürfen Privatverbraucher und Industrie 
nicht überlastet werden. Das heißt auch: Der 
Industriestrom muss zu wettbewerbsfähigen Prei-
sen verfügbar sein. Sonst drohen Standortverlage-
rungen, Arbeitsplatzabbau und am Ende ein Akzep-
tanzverlust für die Energiewende selbst. Wichtig ist 
dabei, dass der globale Aspekt berücksichtigt wird. 
Preisvergleiche können nicht auf Europa beschränkt 
bleiben, bedeutende Konkurrenten der deutschen 
Industrie sind in Nordamerika, Ostasien und in der 
Golfregion beheimatet. Die Industriestrompreise ge-
gen die ebenso notwendige soziale Ausgestaltung 
der Verbraucherpreise zu setzen, ist grotesk.

Eine Zwischenbilanz der Energiewende wer-
den die IG BCE, Unternehmen und Politik Ende 
November in Berlin ziehen. Der Kongress will zu-
gleich Impulse für die weitere Gestaltung liefern. 
Im Zentrum stehen dabei Innovationspotenziale und 
-bereitschaft der Unternehmen und die politischen 
Rahmenbedingungen. Die IG BCE steht für eine ver-
nünftige, realistische Umsetzung der Energiewen-
de. Wir wollen die soziale Dimension stärker 
in den Fokus rücken. Gleichzeitig ist der Prozess 
so anzulegen, dass Versorgungs- und Planungssi-
cherheit sowie Wettbewerbsfähigkeit nicht beein-
trächtigt werden, sondern mit der Sicherung und 
Schaffung Guter Arbeit einhergehen.   •

Damit die Energiewende ein Erfolg wird, muss die Politik sie zu einem gesellschaftlichen 
Gesamtprojekt machen. Das fordert der IG BCE-Vorsitzende Michael Vassiliadis.

E n e r g i e w e n d e

Mit halber Kraft nicht zu stemmen

MEINUNG
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DIES &DAS

„Politik sollte vor allem das tun, was jeder andere 
auch tut, wenn es um wirkliche Problemlösung 
geht: nicht rumreden, sondern handeln.“

Christine Lieberknecht (CDU), Ministerpräsidentin von  Thüringen, im 
Interview mit der „Döbelner Allgemeine Zeitung“ vom 2. Oktober 2012

8

RIESTER-RENTE: Kein Mittel gegen Altersarmut

dieDGBgrafik

Staatliche Zulagen und Steuervorteile 

sollen seit der Riester-Rentenreform 

von 2001 vor allem Familien und Ge-

ringverdienern den Aufbau kapitalge-

deckter Rentenansprüche erleichtern. 

Der IAB-Kurzbericht 15/12 zeigt, dass 

Bezieher von niedrigen Einkommen 

und insbesondere Empfänger von 

Arbeitslosengeld II davon kaum 

profitieren. Der DGB fordert zur 

Verhinderung von Altersarmut, auf 

die geplante weitere Absenkung des 

Rentenniveaus zu verzichten.

http://bit.ly/iab_15_12 ©
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Quelle: „Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung“ (PASS) des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), IAB-Kurzbericht 15/12

*Die Einkommensgruppen sind in fünf etwa gleich große Gruppen („Quintile“) eingeteilt und werden nach dem „bedarfsgewichteten 
Haushaltsnettoeinkommen“ berechnet. Das ist ein Pro-Kopf-Einkommen, das aber berücksichtigt, dass Mehrpersonenhaushalte günstiger 
wirtschaften können als Einpersonenhaushalte.  

Anteil der Deutschen, die einen Riester-Vertrag bzw. eine private Renten- oder Kapitallebensversicherung 
abgeschlossen haben, nach Einkommensgruppen* (in Prozent)

14
18

23 22 20 18
17

35

44
49

54

64

1. Fünftel: unter 889 Euro

1. Fünftel 2. Fünftel 3. Fünftel 4. Fünftel 5. FünftelALG-II-Bezieher

2. Fünftel: 889 – 1266 Euro

4. Fünftel: 1642 – 2149 Euro

Private Altersvorsorge insgesamt

davon nur Riester-Verträge

5. Fünftel: ab 2150 Euro

3. Fünftel: 1267 – 1641 Euro

Schlusspunkt�

personalien
Buch: Verbraucherzentrale 
NRW, Schwarzbuch Banken 
und Finanzvertriebe – So 
schützen Sie sich vor fi esen 
Tricks, 168 Seiten, 9,90 Euro
Die Finanzdienstleister-Branche 
hat nicht den besten Ruf, wenn 
es um seriöse Kundenbetreuung 
geht. Die Verbraucherzentrale 
NRW zeigt mit ihrem Ratgeber 
„Schwarzbuch Banken und Fi-
nanzvertriebe“, wie man sich vor 
„fiesen Tricks“ schützen kann. 
Verständlich werden komplexe 
Sachverhalte dargestellt. Ob 
fondsgebundene Versicherung, 
kostenloses Girokonto oder 
Ratenkredit – die Verbraucher-
schützerInnen klären auf. 

Tipp
 ••• Florian Haggenmiller, 30, 
ist ab 15. Oktober neuer DGB-
Bundesjugendsekretär. Er folgt 
René Rudolf, 37, der zur ver.di-
Bundesverwaltung wechselt und 
dort im Fachbereich Medien die 
Bundesfachgruppe Verlage, Druck 
und Papier leitet. Haggenmiller 
wurde vom DGB-Bundesjugend-
ausschuss Mitte September ge-
wählt. Seit 2009 ist er politischer 
Referent bei der DGB-Jugend und 
unter anderem zuständig für Ju-
gendbildungsarbeit, Bundesfreiwil-
ligendienst, JAV-Wahlen, Online-
Kommunikation und die Arbeit beim 
Deutschen Bundesjugendring.

mehr Infos: www.einblick.dgb.de
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8.-13.10.  GEW Schleswig-
Holstein, Wochenseminar „Das 
polnische Bildungssystem“, Krakau 
(Polen)

9.10.  DGB Niedersach-
sen, Beamtenforum „Modernisie-
rung des Dienstrechts“, Hannover

10.10.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Tagung „Sozialstaat unter 
Krisendruck“, Frankfurt am Main

10.10.  GEW Baden-Württ-
emberg, Fachtagung „Betrifft: 
Frauenvertretung“, Stuttgart

11.10.  ver.di-Bildungswerk 
Niedersachsen, ver.di Niedersach-
sen-Bremen, 9. Arbeitsschutzkonfe-
renz „Wege zum betrieblichen Ge-

sundheitsmanagement“, Hannover
11.10.  DGB, Fachtagung 

„Finanzierung des Energieumstiegs 
– Rahmenbedingungen und inno-
vative Ansätze“, Berlin

12.10.  DGB Sachsen, Trila-
terale Konferenz – „Dreiländereck 
2020 innovativ, sozial, nachhaltig“, 
Dresden

16.10.  DGB Niedersachsen, 
Jahrestagung des Hochschulpoli-
tischen Arbeitskreises, Hannover

17.10.  DGB Niedersach-
sen, Seminar „Schulung der Perso-
nal- und Betriebsräte des Öffentli-
chen Dienstes“, Hannover

19./20.10.  DGB Sachsen, Se-
minar „Altersarmut/Alterssiche-
rung – Sozial abgesichert in den 
Ruhestand“, Riesa
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B e a m t e n l a u f b a h n

Mindestaltersgrenze verfassungswidrig
Eine Vorschrift in einer Laufbahnverordnung, die eine Mindestal-

tersgrenze – hier 40 Jahre – für einen Aufstieg in eine höhere Lauf-
bahn vorschreibt, ist verfassungswidrig.

Der Fall: Zwei Steuerhauptsekretärinnen war die Zulassung zum
Aufstieg für besondere Verwendungen für Steuerbeamte verweigert
worden, weil sie noch nicht 40 Jahre alt waren. Ihre Klagen dagegen
waren in zwei Vorinstanzen erfolglos geblieben. Das Berufungsge-
richt führte aus, die Mindestaltersregelung sei mit höherrangigem
Recht vereinbar. Der Verordnungsgeber bewege sich mit der Annah-
me, dass Lebensältere im Sinne von „gestandenen“ Männern und
Frauen mit einer verfes tigten Persönlichkeit eher als Vorgesetzte ak-
zeptiert würden, im Rahmen seines Gestaltungsspielraums. Mit ihrer
eingelegten Revision hatten die jungen Frauen Erfolg.

Das Bundesverwaltungsgericht: Nach dem Grundgesetz hat je-
der Deutsche nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leis -
tung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amt. Ein Bewerber kann
bei einer Auswahlentscheidung nur wegen seines zu geringen Alters
abgelehnt werden, wenn deswegen eine Beurteilung nicht möglich
ist. Vom Lebensalter sind grundsätzlich keine Rückschlüsse auf die
Eignung für das angestrebte Amt möglich. Ebenfalls unzulässig sind
längere Mindestwartezeiten, die der Bewerber in seinem bisherigen
Amt verbracht haben muss. Auch diese zielen darauf, ältere Bewer-
ber den jüngeren ohne Rücksicht darauf vorzuziehen, wer der besse-
re ist. Die Nichteinbeziehung der zwei jungen Steuerfachsekretärin-
nen in die Auswahl aus Altersgründen verstieß zudem gegen die Vor-
schriften des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.

H a r t z - I V - M e h r b e d a r f

Nicht alle Fahrtkosten zählen dazu
Können die bei ihrer Mutter lebenden Kinder zum Besuch ihres

Vaters ohne elterliche Begleitung anreisen und holt der sie dennoch
selbst ab, kann er seine Fahrtkosten nicht als Hartz IV-Mehrbedarf
geltend machen. Ansprüche der Kinder auf Fahrtkostenerstattung
bleiben davon unberührt.

Der Fall: Der Hartz IV-Empfänger holt mit seinem Pkw zweimal
im Monat seine 14 und 20 Jahre alten, bei der Mutter lebenden Kin-
der, zum Wochenende ab. Auf Antrag wurde die Übernahme von
Fahrtkosten in Höhe von 10 Cent pro Entfernungskilometer (insge-
samt 22,40 € pro Besuchswochenende) bewilligt. Der auf höhere
Fahrtkostenübernahme gerichtete Eilantrag blieb erfolglos.

Das Sozialgericht: Es ist zweifelhaft, ob dem Vater überhaupt ein
Anspruch auf Fahrtkostenübernahme zusteht. Die Kinder sind auf
den „Abholservice“ ihres Vaters nicht angewiesen. Sie können die
Entfernung zum Vater selbst bei mehrmaligem Umsteigen allein mit
öffentlichen Verkehrsmitteln meistern. Zudem ist hinsichtlich der Kos -
ten des Umgangsrechts zwischen den Ansprüchen des umgangsbe-
rechtigten Elternteils und denen der Kinder gegenüber den Leis-
tungsträgern zu unterscheiden. Anspruchsinhaber für seine Kosten
ist der jeweilige Bedürftige – hier also die beiden Kinder. Sollten die-
se finanziell sich außerstande sehen, ihre Fahrtkosten mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln selbst zu zahlen, so steht es ihnen frei, beim zu-
ständigen Leistungsträger einen entsprechenden Antrag zu stellen.

E h r e n a m t

Begründet kein Arbeitsverhältnis
Durch die Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit wird kein Arbeits-

verhältnis begründet. 
Die Vereinbarung der Unentgeltlichkeit von Dienstleistungen ist – bis
zur Grenze des Missbrauchs – rechtlich zulässig, wenn eine Vergü-
tung wie bei ehrenamtlicher Tätigkeit nicht zu erwarten ist. Die Aus-
übung von Ehrenämtern dient nicht der Sicherung oder Besserung
der wirtschaftlichen Existenz.

S t e l l e n a u s s c h r e i b u n g

„Junges Team“ ist nur Eigenwerbung
Bietet ein Arbeitgeber in einer Stellenanzeige einen „zukunftssi-

cheren Arbeitsplatz in einem jungen motivierten Team“, ist dies nicht
altersdiskriminierend. 
Es handelt sich vielmehr um eine werbende Selbstdarstellung des
Unternehmens und nicht um eine Suche nach einem „jungen“ Stel-
lenbewerber.

B e t r i e b s r a t s a r b e i t

Im Urlaub ist Privatvergnügen
Ein Betriebsratsmitglied ist im Urlaub verhindert, sein Amt zu

führen. Will es während des Urlaubs Betriebsratsarbeit dennoch aus-
führen, so ist das möglich, muss aber rechtzeitig angezeigt werden,
sodass das Ersatzmitglied nicht tätig wird. Das führt jedoch nicht da-
zu, dass der Urlaub unterbrochen wird und der Tag nicht für den Jah-
resurlaub zählt.

S o z i a l g e r i c h t

Kein Prozess wegen 20 Cent
Ein Sozialgerichtsprozess, der nur um Hartz IV-Leistungen in

Höhe von 20 Cent geführt wird, ist nicht zulässig. Auch wenn der
Leis tungsempfänger seinen Antrag damit begründet, durch die Ver-
letzung einer Rundungsregelung sei ihm ein Nachteil in dieser Höhe
entstanden, rechtfertigt dies nicht die Inanspruchnahme gerichtli-
chen Rechtsschutzes.

K r a n k e n s c h w e s t e r

Ohne islamisches Kopftuch
Ein Arbeitgeber, der eine Krankenanstalt in konfessioneller Trä-

gerschaft der Evangelischen Kirche führt, kann einer Krankenschwes -
ter im Wege des Weisungsrechts untersagen, während der Arbeitszeit
ein islamisches Kopftuch zu tragen.

aktuelle Entscheidungen 
zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesverwaltungsgericht, 
Urteile vom 26. September 2012 - 2 C 74.10 und 2 C 75.10 

Sozialgericht Heilbronn, 
Beschluss vom 20. Juni 2012 - S 11 AS 1953/12 ER

Arbeitsgericht Cottbus, 
Urteil vom 15. August 2012 – 2 Ca 147/12

Bundessozialgericht, 
Urteil vom 12. Juli 2012 – B 14 AS 35/12/12

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 29. August 2012 - 10 AZR 499/11

Landesarbeitsgericht Nürnberg, 
Urteil vom 26. Mai 2012 - 2 Sa 574/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 17/12

blickeineinblickeinein

einblick 17/12

Landesarbeitsgericht Hamm, 
Urteil vom 17. Februar 2012 – 18 Sa 867/11
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Gewerkschaften fordern Politikwechsel
Ein Jahr vor der Bundestagswahl 
hat der DGB-Bundesvorstand 
Anfang Oktober die politischen 
Anforderungen des DGB an die 
Parteien für die nächste Legislatur-
periode beschlossen. Die Gewerk-
schaften konzentrieren sich dabei 
auf drei Schwerpunktthemen: Gute 
Arbeit, sichere Rente und ein sozi-
ales Europa. 

Der DGB habe seine inhaltlichen 
Erwartungen an eine Politik für die 
ArbeitnehmerInnen damit bereits 
formuliert, während die Parteien 
noch an ihren Wahlprogrammen 
schreiben, erklärt der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer. „Niemand 
kann also behaupten, er oder sie 
habe nicht gewusst, was uns am 
Herzen liegt. Wir sind gespannt, 
wie sich die Parteien zu unseren 
Themen und Forderungen aufstel-
len“, so Sommer.

Im Mittelpunkt des DGB-Papiers 
steht die Forderung nach einer 
neuen Ordnung der Arbeit. „Nach 
30 Jahren Deregulierung liegt der 
Arbeitsmarkt in totaler Unordnung, 
prekäre Beschäftigung und Nied-
riglohnsektor nehmen zu“, sagt 
der DGB-Vorsitzende. Die Gewerk-
schaften fordern zur Überwindung 
des gespaltenen Arbeitsmarktes 

der Tarifautonomie. Arbeit müsse 
wieder „als zentrales Element der 
Teilhabe und persönlichen Verwirk-
lichung anerkannt“ werden.

Dazu gehört auch eine andere 
Rentenpolitik. Ziel des DGB ist eine 
nachhaltige und solidarisch finan-
zierte Alterssicherung, die den Le-
bensstandard sichert und Altersar-
mut vermeidet. Zum dritten Schwer-
punkt „soziales Europa“ fordert der 
DGB eine soziale Fortschrittsklausel 
und einen neuen Sozialkontrakt 
für Europa. Beide gehörten neben 
der Förderung von Wachstum und 
Beschäftigung ganz oben auf die 
Agenda europäischer Politik. Ohne 
gestärkte soziale Grundrechte dro-
he Europa zu scheitern, heißt es im 
DGB-Beschluss.

Die gewerkschaftliche Bilanz 
der schwarz-gelben Regierungspo-
litik ist mager: „Der Output nach 
drei Jahren Schwarz-Gelb ist für 
Arbeitnehmer gleich null. Wir ha-
ben drei Jahre Stillstand erlebt – 
bestenfalls“, urteilt Sommer. Er 
stellt aber auch klar: Die Gewerk-
schaften werben für einen Politik-
wechsel, werden aber auch bei der 
Bundestagswahl 2013 wie üblich 
keine Wahlempfehlung für Parteien 
oder Koalitionen aussprechen. Der 
DGB ist dem Prinzip der Einheits-
gewerkschaft verpflichtet und par-
teipolitisch unabhängig, betont der 
DGB-Vorsitzende. Zudem hätten 
die Gewerkschaften die Erfahrung 
gemacht, dass sie viel mehr durch-
setzen können, wenn sie mit allen 
Parteien „konstruktive Dialoge“ 
führen. „Ich lege Wert darauf, dass 
wir uns nicht als Vorhof bestimm-
ter Parteien behandeln lassen“, so 
Sommer.   •

+  Auf Initiative der Berliner 
Arbeits- und Integrations-

senatorin Dilek Kolat (SPD) will der 
Bundesrat rund 50 000 homosexu-
elle Männer rehabilitieren, die vor 
1969 verurteilt worden sind. Die 
Bundesregierung soll nun darlegen, 
wie das umgesetzt werden kann.

- Die FDP will die 
Erbschaftssteuer 

komplett abschaffen. 
Volker Wissing, Finanz-
experte der Liberalen im 
Bundestag, hält diesen 
Einnahmeverzicht „für 
verschmerzbar“. 

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.bildungsportal.verdi.de
Neues Bildungsportal von 

ver.di mit Informationen 
und Anmeldeoption zu 

Seminaren und Workshops

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Bundestagswahl 2013: Die 
DGB-Forderungen an die 

Parteien

unter anderem einen gesetzlichen 
Mindestlohn, die Bekämpfung des 
Missbrauchs von Leiharbeit, eine 
Neuregelung der Minijobs, einen 
besseren Kündigungsschutz, die 
Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung sowie eine Stärkung 

Die Tarifbindung der Beschäftigten 
sinkt. Im Osten unterliegt nur noch 
knapp die Hälfte aller Arbeitsver-
hältnisse einem Tarifvertrag. Eine 
der Forderungen der Gewerkschaf-
ten an die Politik ist deshalb, die 
Tarifautonomie zu stärken. Dazu 
gehört beispielsweise, die Allge-
meinverbindlichkeitserklärung von 
Tarifverträgen zu erleichtern.
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Quelle: IAB-Panel / WSI-Tarifarchiv
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Brennpunkt Südafrika
Die toten Bergleute in Süd-

afrika sorgen für Schlagzeilen. 

Monika M. Sommer, Sozial-

referentin der Deutschen 

Botschaft in Pretoria, schildert 

die aktuelle Lage
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E n e r g i e w e n d e

Kosten gerecht 
verteilen
Die Akzeptanz der Energiewende 
ist bedroht. Die entscheidenden 
Probleme, die gelöst werden müs-
sen, sind nach Ansicht des DGB: 
Planungssicherheit für notwen-
dige Investitionen zu schaffen und 
die Preissteigerungen in den Griff 
zu bekommen. Auf der gemeinsa-
men Fachkonferenz „Finanzierung 
des Energieumstiegs“ von DGB 
und Hans-Böckler-Stiftung betonte 
DGB-Vorstandsmitglied Dietmar 

„Deutschland kann sich nicht 
auf seinen Lorbeeren ausruhen“, 
mahnt der für Beschäftigung und 
Soziales zuständige EU-Kommis-
sar László Andor. Er fordert nicht 
nur den Ausbau von Kita- und 
Ganztagsschulplätzen. Weniger 

Hexel am 11. Oktober, die Bundes-
regierung müsse nicht nur Investi-
tionssicherheit für Unternehmen 
und Beschäftigte gewährleisten, 
sie müsse auch berücksichtigen, 
dass einkommensschwache Haus-
halte und kleine Betriebe weitere 
Preiserhöhungen nicht mehr ver-
kraften könnten.

Hexel plädierte aufgrund der 
hohen EEG-Umlage für einen 
Strom-Spar-Tarif. Damit könnte 
Haushalten eine begrenzte Men-
ge Strom für den täglichen Bedarf 
zu einem kostengünstigen Preis 
zugänglich gemacht werden. Die 
Befreiung der energieintensiven 

Unternehmen von dieser Umlage 
sei zwar richtig, aber der Betrag 
müsse „unbedingt gedeckelt wer-
den“, forderte Hexel. Derzeit wer-
den rund 2,5 Milliarden Euro auf 
die restlichen Stromkunden verteilt. 
Der DGB warnt vor einem weite-
ren Schnellschuss bei der Gesetz-
gebung. Ständige Verunsicherung 
und Gesetzesnovellen im Hauruck-
Verfahren lehnt Hexel für das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
ab. Der DGB fordert stattdessen 
ein Moratorium für das EEG. „Wir 
brauchen ausreichend Zeit, um ei-
ne gute und treffsichere Antwort zu 
finden“, mahnte Dietmar Hexel.    •

Abgaben für Geringverdiener 
und bessere steuerliche Bedin-
gungen für Zweitverdiener hält 
der EU-Kommissar ebenfalls für 
notwendige Änderungen. Um Un-
gleichgewichte im Euroraum aus-
zubalancieren, müssten zudem die 

deutschen Löhne entsprechend der 
Produktivitätsentwicklung steigen. 
Andor kritisierte darüber hinaus 
den „zunehmend segmentierten“ 
deutschen Arbeitsmarkt. Minijobs 
und die niedrigen Löhne für Leihar-
beiter führten in eine Armutsfalle.  •

E U - K o m m i s s i o n

Deutschland noch nicht fit für die Zukunft

R e n t e n b e i t r ä g e

Bundesrat für 
Absenkung
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach hatte kurz vor Beginn 
der Bundesratssitzung noch einmal 
an die Länderchefs appelliert, „die 
fatale Entscheidung der Bundesre-
gierung zu korrigieren“. Der DGB 
möchte den Überschuss in der 
Rentenversicherung entgegen dem 
Plan der schwarz-gelben Koalition 
nicht in eine Beitragssenkung um-
lenken, sondern stattdessen mit 

I L O

Sparen fördert 
Arbeitslosigkeit
Guy Ryder, Generalsekretär der 
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO), erwartet ein gemein-
sames Handeln von Industrie- und 
Schwellenländern gegen die zu-
nehmende Arbeitslosigkeit. Auf 
der Jahrestagung des Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) und 
der Weltbank stellte Ryder fest, 
dass viele Regierungen die Auswir-
kungen ihres „verschärften Spar-
kurses unterschätzt“ hätten. Welt-
weit stieg die Arbeitslosenzahl seit 
Beginn der Finanzkrise 2008 um 30 
Millionen auf rund 200 Millionen 
weltweit. Die ILO empfehle daher 
„einen langsameren Schulden-
abbau, ergänzt durch niedrigere 
Leitzinsen“. Ryder: „Wenn viele 
Staaten gleichzeitig diesen Kurs 

U n t e r n e h m e n

Verpflichtende 
Transparenz
Ein Antrag der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen scheiterte 
an der Mehrheit der schwarz-gel-
ben Regierungskoalition: Unter-
nehmen sollten, so die Opposi-

einschlagen, könnten wir die Welt-
wirtschaft auf einen nachhaltigeren 
Wachstumspfad zurückbringen.“ 
Die führenden Wirtschaftsnationen 
könnten zudem durch koordinierte 
Maßnahmen „ein weiteres Abrut-
schen in die Krise verhindern“, ist 
sich Ryder sicher.   •

diesem Geld eine Demografiereser-
ve aufbauen. Die rot-grün regierten 
Bundesländer legten im Bundesrat 
einen entsprechenden Antrag vor, 
der jedoch scheiterte. Das Saarland, 
Thüringen und Sachsen-Anhalt – al-
lesamt von einer großen Koalition 
geführt – verweigerten ihre Zustim-
mung. Aufgrund der fehlenden Län-
derstimmen kann das Beitragssen-
kungsgesetz nun von der schwarz-
gelben Mehrheit des Bundestages 
beschlossen werden.   •

tionspolitikerInnen, künftig ver-
pflichtet werden, Informationen 
über Arbeitnehmerrechte oder 
auch Umwelt- und Klimaschutz 
zu veröffentlichen. Die Fraktion 
begründete ihren Antrag damit, 
dass die bislang freiwilligen Infor-
mationen der Unternehmen nicht 
ausreichten, um Verbraucher darü-
ber zu informieren, unter welchen 
Bedingungen die Waren hergestellt 
würden. Ein Verbraucherinformati-
onsrecht, dass es in Großbritannien 
und Frankreich bereits gibt, würde 
für mehr Transparenz sorgen. CDU/
CSU und FDP lehnten ab: Vorhan-
dene Programme wie Corporate 
Social Responsibility könnten durch 
weitere Instrumente auf freiwilliger 
Basis ausgebaut werden. Recht-
liche Vorgaben würden hingegen 
zu Wettbewerbsnachteilen deut-
scher Unternehmen führen.   •

POLITIK AKTUELL

Die Ausbildung ist zwar teuer 
aber erfolgreich: Berufsbildungs-
werke – so das Institut der Deut-
schen Wirtschaft (IW) – leisten für 
die berufliche Integration 
Behinderter einen wichtigen 
Beitrag. Die Bundesagentur 
für Arbeit muss für eine solche 
Ausbildung etwa 52 000 Euro mehr 
investieren. Geld, das sich lohnt, 
wie das IW in seiner Studie fest-
stellt. Lediglich 2,4 Prozent der 
Absolventen der Jahre 1995 bis 
2008 hätten 2010 keinen Arbeits-
platz gefunden. Behinderte Men-
schen mit einer abgeschlossenen 
Berufsausbildung verdienten rund 
6100 Euro mehr als solche ohne 
Berufsabschluss.
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Quelle: Institut der Deutschen Wirtschaft 2012
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Gelungene Integration
Arbeitsperspektive von Behinderten 
nach einem Abschluss an einem Berufs-
bildungswerk, 2010 (in Prozent)

Erwerbstätig

Arbeitslos

Weiterer Bildungsgang

Weitere Fördermaßnahme

Sonstiges
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� Vor zwei Jahren ist die Eisen-
bahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) aus der Verschmelzung von 
GDBA und TRANSNET hervorge-
gangen. Wie ist deine Bilanz? 
� Positiv. Heute sind noch mehr 
Mitglieder als früher der Auffas-
sung, dass der Weg richtig war. 
Und daher bin ich fest überzeugt, 
dass die Bildung der EVG die rich-
tige Antwort auf die Frage ist, wie 
Gewerkschaften sich in die Zukunft 
weiterentwickeln müssen, nämlich 
nicht als berufsständische, sondern 
als solidarische Interessenvertre-
tung aller Beschäftigten.
� Gibt es schon ein „Wir“-Gefühl? 
� Ganz eindeutig: Das Wir-Gefühl 
ist da. Wir reden nicht mehr über 
den Zusammenschluss, wir leben 
ihn. Es sind viele neue Gremien 
gebildet worden, in denen es kei-
ne Rolle mehr spielt, ob ein Kollege 
früher in der TRANSNET oder in der 
GDBA war.
� Was sind die zentralen Themen 
des Gewerkschaftstages?
� Das Motto lautet: Gemeinsam 
für Menschen, Arbeit, Umwelt. Da-
mit sind drei zentrale Botschaften 
verbunden: Der Mensch gehört in 
den Mittelpunkt. Wir brauchen eine 
Arbeitswelt, in der sich das wider-
spiegelt. Nur Arbeit schafft Werte. 
Zweitens: Wir setzen uns für eine 
neue Wirtschaftsordnung ein, in 
der prekäre Beschäftigungsformen 
zurückgedrängt werden und Men-
schen von ihrer Arbeit leben kön-
nen. Und drittens: Wir stehen vor 
enormen ökologischen Herausfor-
derungen. Die Ressourcen werden 
knapper, der Klimawandel zwingt 
uns zur CO

2
-Reduktion. Das schafft 

neue Perspektiven für die Schiene. 
Es kann keine Energiewende ohne 
eine ökologische Verkehrswende 
geben. Dafür setzen wir uns ein. 

D e r  E V G - V o r s i t z e n d e  A l e x a n d e r  K i r c h n e r  i m  I n t e r v i e w 

„Wir brauchen einen Masterplan Verkehr“
Zum ersten Ordentlichen Gewerkschaftstag der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft EVG treffen sich 
vom 28. Oktober bis zum 1. November 300 Delegierte in Berlin, um die Weichen für die Zukunft zu stellen. 
Von der ökologischen Verkehrswende bis zur Mitgliederentwicklung: Im einblick-Interview stellt der 
EVG-Vorsitzende Alexander Kirchner die Themen des Gewerkschaftstags vor. 

� Ende 2011 hatte die EVG rund 
fünf Prozent weniger Mitglieder 
als 2010. Was sind die Ursachen?
� Darin spiegelt sich die schwie-
rige demografische Situation in un-
serem Organisationsgebiet wider. 
Im Bahnbereich gab es jahrzehnte-
lang nur Personalabbau und kaum 
Nachwuchskräftegewinnung. Das 
führt dazu, dass wir einen hohen 
Anteil an Mitgliedern haben, die 
nicht mehr im Berufsleben stehen. 
Ein großer Teil unseres Mitglieder-
verlustes geht darauf zurück, dass 
wir Mitglieder durch Tod verlieren. 

� Ist es euch gelungen, eine 
Trendwende einzuleiten?
� Bei den aktiv Beschäftigten ha-
ben wir mehr Zu- als Abgänge. Wir 
haben die Mitgliedergewinnung als 
Top-Thema für unsere Funktionäre 
definiert und eine Reihe von Mit-
gliederwerbe-Projekten aufgelegt. 
Die ersten Erfolge dieser Strategie 
zeigen sich jetzt. Das ist uns An-
sporn – zumal die Unternehmen in 
der Branche angekündigt haben, 
künftig mehr Personal einzustellen. 
Das ist Potenzial für uns.
� Aktuell laufen die Verhand-
lungen um den Zukunft-Tarifver-
trag mit der Deutschen Bahn AG. 
Worum geht es euch dabei? 
� Wir wollen die Rahmenbedin-
gungen für die Beschäftigten insge-
samt verbessern und vor allem dafür 
sorgen, dass Beschäftigte, die sich 
mit 17 entscheiden, Eisenbahner zu 
werden, auch die Chance haben, 
bis zum Renteneintritt zu arbeiten. 

Das hat viele Facetten: Aus- und 
Weiterbildung, soziale Schicht- und 
Dienstpläne, Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf, alternsgerechte Ar-
beitsplätze etc. Die Bahn will einer 
der Top-Arbeitgeber werden, dann 
muss sie aber auch etwas dafür tun. 
� Im Mai kritisierte die EVG, 
dass die MitarbeiterInnen der 
Deutschen Bahn insgesamt 6,4 
Millionen Überstunden angehäuft 
haben. Es wird immer schwieriger, 
den Bahnbetrieb aufrecht zu erhal-
ten. Hat sich seitdem etwas getan? 
� Das ist kein Problem der Deut-

schen Bahn, sondern der ganzen 
Branche. Unser Warnschuss wurde 
aber gehört und kam genau zur 
rechten Zeit. Nach fast 20 Jahren 
Personalabbau geht der DB-Kon-
zern jetzt allmählich dazu über, 
neues Personal einzustellen, auch 
wieder mehr Auszubildende. Das 
ist richtig, aber aus unserer Sicht 
noch nicht ausreichend. 
� Wo liegen für die Deutsche 
Bahn die Herausforderungen in der 
Zukunft?
� Ich möchte den Rahmen dieser 
Frage erweitern: Wo liegen die He-
rausforderungen für die Schiene 
bzw. für die Bahnen insgesamt? Bei 
aller Konkurrenz haben die Bahnun-
ternehmen dieselben Probleme: Es 
gibt immer noch keine fairen Wett-
bewerbsbedingungen zwischen der 
Schiene einerseits, Straße und Luft-
fahrt andererseits. Und die Infra-
struktur stößt an ihre Grenzen, sie 
muss dringend ausgebaut werden, 

damit die Schiene ihre ökologischen 
Vorteile ausspielen kann. 
� Das Vorhaben, Netz und den 
Betrieb bei der Deutschen Bahn zu 
trennen, kritisiert die EVG scharf. 
Weshalb? 
� In erster Linie ist der integrierte 
Konzern für uns die Klammer für 
den konzernweiten Arbeitsmarkt. 
Nur so war es möglich, zehntau-
sende KollegInnen in neue Jobs 
zu vermitteln. Darüber hinaus sind 
wir aber überzeugt, dass der inte-
grierte Konzern gut ist für die Ent-
wicklung der Schiene insgesamt. 
Gerade weil die Deutsche Bahn die 
Infrastruktur auch selber nutzt, hat 
sie selbst ein Interesse daran, sie zu 
entwickeln. Die Milliardensummen, 
die die DB in die Netzentwicklung 
gesteckt hat, sprechen eine deut-
liche Sprache. 
� Im März hat die EVG einen 
Kooperationsvertrag mit ver.di für 
den Verkehrssektor geschlossen. 
Was sind die Ziele?
� Erst einmal geht es darum, uns 
nicht gegenseitig die Mitglieder 
abspenstig zu machen. Vielmehr 
wollen wir gemeinsam mit ver.di 
die Beschäftigungsbedingungen 
in der Verkehrsbranche weiterent-
wickeln. In der Busbranche z.B. ist 
der Wettbewerb besonders ruinös. 
Vor allem wird er auf Kosten der 
Beschäftigten ausgetragen. Das 
wollen wir beenden.
� Welche Rolle spielen Bahn und 
Bus in der ökologischen Verkehrs-
wende?
� Wir brauchen eine entschie-
dene Förderung der öffentlichen 
Verkehre. Die Politik zeichnet sich 
allerdings durch völlige Planlosig-
keit aus. Sie leidet unter dem Wei-
ter-so-Syndrom. Deshalb fordern 
wir einen Masterplan Verkehr, der 
die künftige Rolle der Verkehrsträ-
ger genau definiert und politische 
Maßnahmen darauf ausrichtet. 
Busse und Bahnen müssen das 
Rückgrat des Verkehrssystems der 
Zukunft sein.   •
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Langfassung des Interviews:
www.einblick.dgb.de/-/PWL
Infos zum EVG-Gewerkschaftstag:
www.evg-online.de

L

Alexander Kirchner, 54, gelernter Energiean-
lagen-Elektroniker, gehörte seit 2000 dem TRANS-
NET-Vorstand an, 2008 wurde er ihr Vorsitzender. 
Seit der Verschmelzung von TRANSNET mit der GDBA 
zur Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) ist 
er ihr Vorsitzender. Auf dem Gewerkschaftstag in 
Berlin kandidiert er erneut für den Vorsitz.
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O t t o - B r e n n e r - P r e i s

Skeptisch und 
hartnäckig
Andreas Müller von der Stuttgar-
ter Zeitung erhält den diesjährigen 
ersten Preis der Otto-Brenner-Stif-
tung für kritischen Journalismus. 
Der Autor wird für seine Bericht-
erstattung über den Rückkauf von 
Aktien des Energieversorgers EnBW 
durch die baden-württembergische 
Regierung unter dem früheren Mi-
nisterpräsidenten Stefan Mappus 

Schätzungswei-
se 2,6 Millio-
nen Hausange-
stellte gibt es 
in Deutschland. 
Allerdings sind 

nur 250 000 Beschäftigungsver-
hältnisse angemeldet. Das bedeu-
tet für die Frauen in den allermeis-
ten Fällen: keine Sozialleistungen 
und keine Absicherung im Alter. 
Das Übereinkommen 189 der In-
ternationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) will das ändern (siehe Sei-
te 6). Hausangestellte sollen als 
reguläre Beschäftigte anerkannt 
werden. Die Umsetzung der ILO-

D G B - B r o s c h ü r e

Hausangestellte absichern

B ü n d n i s

Spekulation 
stoppen
Etwa 870 Millionen Menschen 
auf der Erde hungern, weil sie die 
steigenden Preise für Nahrungs-
mittel nicht mehr bezahlen kön-
nen. Schuld an den schwankenden 
Preisen sind unter anderem Spe-
kulationen auf Lebensmittel. Ein 
breites Bündnis aus Kirchen, Nicht-
regierungsorganisationen und der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG) hat unter dem 
Motto „Mit Essen spielt man nicht“ 
eine Unterschrifteninitiative gestar-
tet, um die Nahrungsmittelspeku-
lationen zu unterbinden. Noch 
in diesem Herbst sollen die Un-
terschriften der Bundesregierung 
übergeben werden.   •
www.oxfam.de/gegenspekulation

G E W - I d e e n w e t t b e w e r b

Für Kinderrechte
Die GEW hat einen Ideenwett-
bewerb gestartet, um Kinder, Ju-
gendliche und Erwachsene für die 
Problematik der Kinderarbeit zu 
sensibilisieren. Teilnehmen können 
SchülerInnen aller Schulformen, 
Studierende und auch Kinder im 
Alter von drei bis sechs Jahren. Er-
laubt sind Texte, Filme, Musikstücke, 
Aktionen und digitale Arbeiten. 
Wichtig ist den Initiatoren, dass die 
Beiträge in einem gemeinsamen 
Lernprozess entstehen. Einsende-
schluss ist der 1. März 2013.   •
www.gew-ideenwettbewerb.de

(CDU) ausgezeichnet. Die Jury lobt 
Müller für seine Skepsis und Hart-
näckigkeit. Nur weil er sich nicht 
zufrieden gab, „erfuhr die Öffent-
lichkeit vom ganzen Ausmaß des 
Amtsmissbrauchs zum Schaden 
der Steuerzahler“. 

Der zweite Preis geht an Wil-
fried Huismann. Seine Reportage 
„Der Pakt mit dem Panda“ wirft 
einen kritischen Blick hinter die Ku-
lissen der mächtigen Naturschutz-
organisation WWF. Auf dem dritten 
Platz liegt das Buch von Stefan Kol-
dehoff und Tobias Timm „Falsche 

Bilder – Echtes Geld“ über die Ma-
chenschaften auf dem Kunstmarkt. 
Den „Spezial“-Preis erhält der Film 
„Wadim“ von Hauke Wendler und 
Carsten Rau. Anne Lena Mösken 
von der Berliner Zeitung wird als 
beste Newcomerin ausgezeichnet. 
Ebenfalls prämiert wird das Medi-
enprojekt „Klima-Lügendetektor“. 

Die Preisverleihung findet am 
30. Oktober in Berlin statt. In der 
Jury sitzen neben dem IG Metall-
Vorsitzenden Berthold Huber pro-
minente JournalistInnen.   •
Mehr unter: www.bit.ly/obs_preis_2012

Vorgaben erklärt der DGB in seiner 
Broschüre „Hausangestellte – das 
Ende der Ausbeutung?“. 

In Deutschland müsste der Bun-
destag das Übereinkommen ratifi-
zieren. Ein solcher Akt zeigt, dass 
sich Staaten zu den Inhalten beken-
nen und umsetzen. Die Broschüre 
erläutert die ILO-Vorgaben ebenso 
wie die Umsetzungswege und die 
aktuelle Situation in Deutschland. 
Derzeit prüfe die Bundesregierung 
noch, ob die Norm mit der nati-
onalen Gesetzgebung vereinbar 
ist, so der DGB. Ein Gutachten der 
Hans-Böckler-Stiftung belegt, dass 
es keine rechtlichen Gründe gegen 

die Ratifizierung hierzulande gibt. 
Ergänzt werden die Informationen 
durch Interviews mit ExpertInnen 
aus Wissenschaft und Gewerk-
schaften. Die Broschüre gibt es 
kostenlos im Internet.   •
www.bit.ly/dgb_ilo_haus

PROJEKTE UND PARTNER

W i s s e n s c h a f t

Gute 
Berufsbildung
Der wissenschaftliche Beraterkreis 
von IG Metall und ver.di hat sich 
mit den aktuellen Problemen und 
Herausforderungen in der beruf-
lichen Bildung befasst. Die 18 re-
nommierten Politik-, Sozial- und 
WirtschaftswissenschaftlerInnen 

analysieren beispielsweise, wie 
sich prekäre Beschäftigung auf 
die Bildung auswirkt. Sie sprechen 
sich unter anderem dafür aus, 
LeiharbeiterInnen mehr Chancen 
auf Weiterbildung zu ermöglichen. 
Die Analysen und Thesen sind in 
der Broschüre „Berufs-Bildungs-
Perspektiven 2012“ zusammenge-
fasst. Sie kann im Internet bestellt 
werden.   •
www.bit.ly/wiss_bro

••• Der DGB Bayern hat sich 
dafür ausgesprochen, die Ermitt-
lungen zum Oktoberfest-Attentat 
von 1980 wieder aufzunehmen. Ei-
ner Bürgerinitiative hat dazu rund 
1200 Unterschriften an Bundesjus-
tizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) übergeben. 
Zu den Unterzeichnern zählen Ge-
werkschafterInnen und Prominente. 
Die Bürgerinitiative bezweifelt, dass 
ein rechtsradikaler Einzeltäter hinter 
dem Anschlag steckt. 13 Menschen 
sind damals ums Leben gekommen. 
www.bayern.dgb.de/-/PMU

••• Mit einer Festveranstal-
tung am 27. Oktober feiert der 
DGB Nord gemeinsam mit sei-
nen polnischen Schwestergewerk-
schaften in Neubrandenburg das 
15-jährige Bestehen des gewerk-
schaftlichen deutsch-polnischen 
Frauenrates. In diesem Rat arbei-
ten die Gewerkschaftsfrauen aus 
Mecklenburg-Vorpommern und 
von Solidarnosc Westpommern seit 
1997 zusammen. 2007 wurde der 
Rat zu einem Dreierbund mit den li-
tauischen Kolleginnen ausgedehnt.
lisanne.straka@dgb.de

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg lädt am 26. Oktober zu ei-
nem Vortrag des Journalisten und 
Holocaust-Überlebenden Noah 
Klieger nach Berlin ein. Der Autor 
des Buches „Zwölf Brötchen zum 
Frühstück“ wird über seine Erfah-
rungen im Konzentrationslager 
berichten. Als 16-Jähriger kam er 
zuerst ins KZ Auschwitz. Zwei Jahre 
später wurde er nach Ravensbrück 
verlegt, wo er 1945 von den So-
wjets befreit wurde. Klieger lebt 
und arbeitet seitdem in Israel.
www.berlin-brandenburg.dgb.de

interregio
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Garant für 
Motivation

Am 11. Oktober 1952 trat 

das Betriebsverfassungsge-

setz in Kraft. Heute seien 

Betriebsräte anerkannte 

Akteure in Wirtschaft und 

Gesellschaft, schreibt der 

DGB-Vorsitzende Michael 

Sommer in der Einladung 

zu der Festveranstaltung 

„60 Jahre Betriebsverfas-

sungsgesetz – Erfolgsmo-

dell Mitbestimmung“. Auf 

der Veranstaltung am 17. 

Oktober würdigte der DGB-

Vorsitzende die betriebliche 

Mitbestimmung „als Grund-

pfeiler der Sozialen Markt-

wirtschaft“. 

Auf einem Arbeitsmarkt, 

der sich beständig wandle, 

sei das Betriebsverfassungs-

gesetz „heute wichtiger 

denn je“, betonte Michael 

Sommer. Es schütze die 

Beschäftigten und ermögli-

che ihnen, den betrieblichen 

Alltag aktiv zu gestalten.

Doch Mitbestimmung 

müsse sich auch weiter-

entwickeln, forderte der 

DGB-Vorsitzende, gerade im 

Hinblick auf Leiharbeit und 

Werkverträge. Sein Fazit: 

„Mitbestimmung stärkt gute 

Zusammenarbeit, fördert Zu-

friedenheit, Motivation und 

Kreativität.“ Dies sollten 

auch diejenigen unter den 

Arbeitgebern nicht verges-

sen, die versuchten, die Mit-

bestimmung zu unterlaufen.

Mehr Infos:
www.dgb.de/-/fYI

6 0  J a h r e  B e t r i e b s v e r f a s s u n g s g e s e t z

Erfolgsmodell Mitbestimmung
Rund 500 000 Betriebsratsmitglieder engagieren sich ehrenamtlich in über 100 000 
Betriebsratsgremien für die Interessen der Beschäftigten. Aus Anlass des 60. Jubiläums 
des Betriebsverfassungsgesetzes fragte einblick fünf von ihnen nach ihren Erfahrungen 
mit dem Gesetz in der Praxis und nach künftigem Reformbedarf.

Gaby Dorsten, 59, IG Metall, ist 
Betriebsrats- und Gesamtbetriebs-

ratsvorsitzende 
beim Neusser 
Autozulieferer 
Pierburg und 
Aufsichtsrätin 
der Pierburg 
GmbH.

Gisela Seidel, 61, IG BCE, ist 
Betriebsratsvorsitzende bei 

Lanxess Dorma-
gen und Mitglied 
im Aufsichtsrat 
der Lanxess AG.

Hermann Soggeberg, 45, NGG, 
ist Vorsitzender des Konzern-

betriebsrats und 
des Europäischen 
Betriebsrats 
beim Konsum-
güter konzern 
Unilever. 

Susanne Neumann, 52, IG BAU, ist 
Betriebsratsvorsitzende bei der 

Stölting Dienst-
leistungsgruppe, 
Gelsenkirchen/
Düsseldorf und 
Vorsitzende der 
IG BAU-Bundes-
fachgruppe 
Gebäudereiniger-
Handwerk.

Björn Borgmann, 24, ver.di, ist 
Vorsitzender der Gesamt- Jugend- 

und Auszubilden-
denvertretung 
(GJAV) an der 
Universitätsklinik 
Gießen-Marburg 
und Vorsitzender 
der Konzern-JAV 
der Rhön-Klini-
kum AG.

�

Die Betriebsverfassung ist unser tägliches Handwerkszeug. Wir arbei-
ten damit, notfalls drohen wir auch damit. Richtig eingesetzt ist sie für 
uns Hilfe und Unterstützung – kurz, wir könnten ohne diese gesetz-
liche Grundlage unsere Arbeit nicht leisten. Verbesserungsbedarf gibt 
es natürlich immer. Ich würde mir wünschen, wenn aus der bisherigen 
Informationspflicht des Unternehmens in wirtschaftlichen Angelegen-
heiten ein Mitwirkungsrecht für Betriebsräte würde. Wir werden – 
vor allem in schlechten Zeiten – zwar gerne von den Arbeitgebern in 
Anspruch genommen, aber Mitreden heißt noch nicht Mitgestalten.

Mitbestimmung fußt auf der vertrauensvollen Zusammenarbeit von 
Arbeitgebern, Betriebsräten und Gewerkschaften. Dabei geht es nicht 
nur um Beschäftigungssicherung und humane Arbeitsbedingungen, 
sondern auch um den wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens. Zur 
Mitbestimmungskultur gehört, sich frühzeitig mit Themen auseinan-
derzusetzen, die für die Zukunft relevant und richtungsweisend sind. 
Handlungsbedarf besteht vor allem in den vielen Betrieben ohne 
Betriebsrat. Zum eigenen Schaden: Betriebliche Mitbestimmung ist 
ein Erfolgsinstrument, auf das kein Unternehmen verzichten sollte.

Im Konzern Unilever gibt es eine gute Mitbestimmungskultur. Für die 
Manager ist Mitbestimmung ein Standortvorteil. Doch die Arbeit als 
Betriebsrat wird immer internationaler. Hier muss der Gesetzgeber 
auf nationaler und auf internationaler Ebene dafür sorgen, dass das 
deutsche Betriebsverfassungsgesetz nicht umgangen oder ausgehebelt 
werden kann. Außerdem gibt es großen Bedarf an Weiterbildung. 
Um die rasanten Veränderungen in globalen Unternehmen zu meis-
tern, sind Betriebsräte künftig noch viel stärker auf Wissen wie 
Fremdsprachenkenntnisse angewiesen.

Ohne Frage – die betriebliche Mitbestimmung ist wichtig und gut. 
Leider stimmen die Rahmenbedingungen nicht mehr. In der Gebäude-
reinigung werden mittlerweile 90 Prozent aller Beschäftigten befristet 
eingestellt. Aus Angst um den Arbeitsplatz melden sich befristet 
Beschäftigte kaum krank, klagen weder Überstunden noch tarifliche 
Leistungen ein und kandidieren nicht für den Betriebsrat. Solange pre-
käre Beschäftigung boomt und die Stammbelegschaften schrumpfen, 
werden Mitbestimmungsrechte ausgehöhlt. Deshalb gehören 
befristete Verträge abgeschafft.

Die JAV setzt sich vor allem für gute Ausbildungsbedingungen ein. 
Auch der Gesundheitsschutz ist ein großes Thema. Wer kranken 
Menschen hilft, darf durch die eigene Arbeit nicht krank werden. 
Das ist unsere Devise. Sorgen bereitet uns die stetige Ausgliederung 
von Dienstleistungen in Servicegesellschaften. Sinnvoll wäre, die 
Zuständigkeit der JAVen auszuweiten und die Altersgrenze von 
25 Jahren zu streichen. Wir haben viele KollegInnen, die ihre 
Zweit- oder Drittausbildung absolvieren, deshalb älter sind und 
damit nicht von der JAV vertreten werden können.
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kurz&bündig

Die GEW fordert, 
Frauen in pädago-
gischen Berufen 

genauso wie Männer in ver-
gleichbaren Jobs zu bezah-
len. Das betrifft vor allem 
Lehrkräfte an Grund- und 
Hauptschulen und Erzie-
herInnen. Die Bewertung 
„gleichwertiger Tätigkeiten 
nach dem Motto: kleine Kin-
der – kleines Gehalt, große 
Kinder – großes Gehalt ist 
ein Anachronismus“, so 
GEW-Vorstand Ilse Schaad.

Die NGG hat ihre For-
derung nach einem 
Herkunftsnachweis 

für Lebensmittel erneuert. 
Der Verbraucher könne 
weder beim Joghurt noch bei 
der Marmelade oder beim 
Schulessen erkennen, woher 
die verarbeiteten Grund-
stoffe stammen. 

Die GdP warnt vor öf-
fentlich zugänglichen 
W-LAN-Netzen. Sie 

dürften nicht „zu staatlich 
organisierten Einfallstoren 
anonymer Internetkrimi-
neller werden“, sagt der 
GdP-Vorsitzende Bernhard 
Witthaut. Die GdP spricht 
sich für eine sichere Proto-
kollierung von Zugriffen 
und Löschungen aus.

Vor einem Rückfall in 
die Verwahrpsychiat-
rie des letzten Jahr-

hunderts hat ver.di gewarnt. 
Das Gesundheits ministeri-
um will gegen den Rat aller 
Fachleute ein pauschalisie-
rendes Entgeltsystem in 
der Psychiatrie durchboxen. 
„In den Kliniken herrscht 
blankes Entsetzen über 
dieses Vorgehen“, so ver.di-
Vorstand Ellen Paschke.

Mit einer internationalen Tagung in Berlin haben 
DGB und Friedrich-Ebert-Stiftung am 7. Oktober, dem 
Welttag für menschenwürdige Arbeit, 
ein Zeichen für gute Arbeit und gegen den Abbau 
von Arbeitnehmerrechten gesetzt. Die über 250 
Gäste diskutierten, wie sich Kinderarbeit, Verfol-
gung von GewerkschafterInnen und die weltweite 
Zunahme prekärer Arbeit wirksam verhindern lassen. 

Auch die Gleichstellung von Hausangestellten mit 
anderen Beschäftigten war Thema der Konferenz. 
2011 hat die Vollversammlung der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) das Übereinkommen 189 
über menschenwürdige Arbeit für Hausangestell-
te verabschiedet. Erstmals hat die ILO damit eine 
Arbeitsnorm für Beschäftigte im informellen Sektor 
geschaffen. Die Norm fordert für sie die gleichen 

Arbeitsrechte wie für andere Arbeit-
nehmerInnen, vom Urlaubsanspruch 
bis zum Recht auf gewerkschaftliche 
Vertretung. Doch bisher haben ledig-
lich Uruguay und die Philippinen die 
Norm ratifiziert. Der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer forderte die Bundes-
regierung auf, mit gutem Beispiel vor-
anzugehen, die Norm zu ratifizieren und 
umzusetzen. Mit einer symbolischen 
Aktion (Foto) machten sich die Refe-
rentInnen der Tagung dafür stark, 
dass mindestens zwölf Länder die ILO-
Konvention 189 in Kürze übernehmen. 
Mehr: www.dgb.de/-/P1NFo
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GEWERKSCHAFTEN

D G B - K o n f e r e n z

Kurswechsel 
in Europa
Wie können Spielräume für soziale 
und demokratische Reformen in 
der EU zurückgewonnen werden? 
Darüber diskutieren ExpertInnen, 
GewerkschafterInnen und Euro-
papolitikerInnen am 1. November 
in Berlin auf der DGB-Konferenz 
„Kurs auf ein soziales Europa“. In 
Interviews berichten Gewerkschaf-

J A V - W a h l e n

Erfolg für 
die EVG
Zwischen 1. Oktober und 30. 
November wählen junge Arbeit-
nehmerInnen und Auszubildende 
ihre VertreterInnen. Die EVG hat 
die Wahlen zur Jugend- und Aus-
zubildendenvertretung (JAV) in 
ihrem Organisationsbereich be-
reits erfolgreich abgeschlossen: 91 
Prozent der Stimmen erhielten die 
EVG-KandidatInnen, die Wahlbe-
teiligung lag bei 63 Prozent. EVG-
Vorstandsmitglied Reiner Bieck und 
Bundesjugendleiterin Melanie Pal-
lien freuen sich über das eindeutige 
Votum der jungen Beschäftigten. 

D G B - B r o s c h ü r e

Minijobs 
reformieren
7,5 Mil l ionen Menschen in 
Deutschland arbeiten in Mini-
jobs. MinijobberInnen verdienen 
im Schnitt nicht einmal halb so 
viel wie Beschäftigte in regulärer 
Arbeit. Der DGB kritisiert die Mini-
jobs – und die geplante Erhöhung 
der Einkommensgrenze auf 450 
Euro. Er fordert stattdessen eine 
Reform der kleinen Beschäfti-

D G B - P e r s o n a l p o l i t i k

Die Reform 
begleiten
Die Personalpolitik des DGB soll die 
strategischen Prozesse der 2010 be-
schlossenen DGB-Reform wirksam 
unterstützen. Die Grundlagen einer 
neuen effektiven Personalstruktur 
wurden 2011 gelegt. Das zeigt der 
gerade erschienene DGB-Perso-
nalbericht. Zu den Schwerpunkten 
gehören ein überarbeitetes Entgelt-
system, der Aufbau einer mittelfri-
stigen Stellenplanung sowie regel-
mäßige Personaldialoge auf allen 
Ebenen. „2011 war ein Jahr voller 
personalpolitischer Neuanfänge” 
schreibt der DGB-Vorsitzende Mi-
chael Sommer im Vorwort. „Es 
hat die Grundlagen gelegt für eine 
hoffnungsvolle Weiterentwicklung 
in den kommenden Jahren.“   •

Es sei ein klarer Auftrag, die Inte-
ressenvertretung für junge Men-
schen so konsequent wie bisher 
fortzusetzen.   •

gungsverhältnisse. Die Broschüre 
„Raus aus der Armutsfalle“ stellt 
das „DGB-Reformkonzept Mini-
job” vor. Sie liefert Zahlen und Fak-
ten, widerlegt die Legenden vom 
Sprungbrett Minijob und erläutert 
die Forderung des DGB nach So-
zialversicherungspflicht ab dem 
ersten Euro.   •
www.dgb-bestellservice.de

terInnen aus Irland, Spanien und 
Tschechien über die aktuelle Situa-
tion in den Krisenländern. Als Gäste 
haben neben vielen anderen Pro-
fessor Andreas Fischer-Lescano vom 
Zentrum für Europäische Rechtspo-
litik an der Uni Bremen, Professor 
Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, 
sowie die EU-ParlamentarierInnen 
Elmar Brok (CDU), Rebecca Harms 
(Grüne), Thomas Händel (Linke) und 
Jutta Steinruck (SPD) zugesagt.   •
www.bit.ly/eu-kurs
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Gewerkschaften 
in Südafrika

Insgesamt gibt es 196 re-

gistrierte Gewerkschaften, 

davon sind 117 unabhängig 

und gehören keinem Dach-

verband an. In Südafrika 

muss eine Gewerkschaft, 

damit sie einen Tarifvertrag 

abschließen kann, 50 Pro-

zent der ArbeitnehmerInnen 

einer bestimmten Beschäf-

tigtengruppe organisieren. 

* Im Platinbergbau gibt 

es – im Gegensatz zum Gold- 

und Kohlebergbau – keine 

Sektoren-, sondern Unter-

nehmenstarifverträge.

* Die NUM ist mit 320 000 

Mitgliedern die größte Ein-

zelgewerkschaft, sie organi-

siert neben den Minenarbei-

tern auch Beschäftigte der 

Bau- und Energiewirtschaft. 

* Der größte Dachver-

band ist der Congress of 

South African Trade Unions 

(COSATU). Er vereint 22 

Gewerkschaften mit knapp 

zwei Millionen Mitgliedern. 

Weitere Dachverbände sind 

die Federation of Trade Uni-

ons in South Africa (FEDU-

SA), das National Council of 

Trade Unions (NACTU) und 

die Confederation of South 

African Workers Union 

(CONSAWU).

* In der Marikana-Mine 

sind neben der NUM, die 

dem COSATU angehört, noch 

AMCU, die sich NACTU ange-

schlossen hat, und Solidari-

ty vertreten. Solidarity ist 

ebenfalls COSATU-Mitglied. 

Sie vertritt die Angestellten.

www.bit.ly/FESSüdAfrika
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Polizei schießt auf Streikende? Im neuen, demokra-
tischen Südafrika? Die Tragödie zeigt wie in einem 
Brennglas Fehlentwicklungen auf und gibt Anlass 
zur Sorge. Bei den wilden Streiks in der Platinmine 
Lonmin Plc war es bereits vor dem 16. August 2012 
zu Gewaltexzessen gekommen. Zehn Menschen, Po-
lizeibeamte, Mitglieder des privaten Werkschutzes 
und ein Betriebsvertreter der Minengewerkschaft 
National Union of Mineworkers (NUM) waren schon 
vor diesem Großeinsatz der Polizei getötet worden. 
Als die Polizei gegen eine bewaffnete Ansammlung 
von Bergleuten vorging, verloren weitere 34 Per-
sonen ihr Leben.

Präsident Jacob Zuma hat eine unabhängige 
Untersuchungskommission zu diesen Vorfällen ein-
gesetzt, und der gewerkschaftliche Dachverband 
Congress of South African Trade Unions (COSATU) 
fordert Untersuchungen zu den Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Bergarbeiter. Unter Ver-
mittlung der Kirchen konnte am 18. September 
2012 eine Einigung im Tarifkonflikt selbst erzielt 
werden. Danach wurden eine Einmalzahlung von 
2000 Rand (rund 186 Euro) und durchschnittliche 
Lohnerhöhungen von 22 Prozent vereinbart. Doch 
auch danach kam es zu weiteren Toten; so wurden 
zwölf Vertreter der NUM in ihren Wohnheimen und 
auf offener Straße umgebracht.

Im südafrikanischen Minensektor konkurrieren 
drei Gewerkschaften. Die NUM, die Association of 
Mineworkers and Construction Union (AMCU) und 
„Solidarity“. Keine der Gewerkschaften kann für 
sich in Anspruch nehmen, maßgeblichen Einfluss 
auf den Kompromiss genommen zu haben; keine 
war in Tarifverhandlungen initiativ. Letztlich ging es 
nur noch darum, Schaden zu begrenzen. Die Ereig-
nisse zeigen tiefgreifende Fehlentwicklungen 
in den Beziehungen der Sozialpartner auf.

Die Unternehmen orientieren sich – auch im 
„neuen“ Südafrika – im Wesentlichen am „Share-
holder-Value“. Die Löhne für die schwere Arbeit un-
ter Tage sind immer noch gering. Um Profitmargen 
hoch zu halten, hat man sich auf Leiharbeit verlegt. 
Etwa 30 Prozent der angelernten Arbeiter unter Tage 
sind nicht fest angestellt und oft nicht gewerkschaft-
lich organisiert. NUM ist sich bewusst, dass sie es 
versäumt hat, sich ausreichend um die Sorgen der 
Bergarbeiter kümmern.

Die Lebensbedingungen der Bergleute sind – 
wie zu Apartheidszeiten – davon geprägt, dass ihre 
Familien in den ehemaligen „Homelands“ leben. 
Die berüchtigten Männerwohnheime sind zwar 
verschwunden. Viele Männer lassen sich die Woh-
nungszulage jedoch auszahlen und schicken sie mit 
dem Rest ihres Lohns nach Hause, während sie in 
primitiven Unterkünften vor Ort übernachten. Die 
Radikalisierung des Streiks durch andere Bewohner 
der Barackensiedlungen hat hier ihren Ursprung. Die 
jetzt vereinbarten Löhne korrelieren erklärter-
maßen nicht mit der erwarteten Produktivi-
tät und werden im Bergbau zum Einsatz von mehr 

Maschinen führen. In südafrikanischen Minen ist 
bislang der Personaleinsatz relativ hoch.

Die neuen Abschlüsse finden derzeit Nachahmer 
im Goldbergbau und destabilisieren auch dort In-
dustrie und Gewerkschaften. Sie konterkarieren 
langfristige Tarifabschlüsse und stellen die ver-
fassten Strukturen der Konfliktlösung durch legiti-
mierte Verfahren wie das Vereinigungs- und Koaliti-
onsrecht und soziale und politische Grundrechte in 
Frage. Historische Ironie ist, dass die Koalitionsfrei-
heit in den 80er-Jahren gerade im Bergbau schwer 
erkämpft wurde.

Die Ereignisse in Marikana und weitere wilde 
Streiks stellen rechtsstaatliche Prinzipien auf die 
Probe. Auf der einen Seite ist dies ein Ergebnis der 
Konzernpolitik und der Polizei, die auf Streikende 
schoss. Auf der anderen Seite steht die erhöhte 
Gewaltbereitschaft einer Arbeiterschaft, 
die sich auch gegen gewerkschaftliche Vertretung 
wendet. Die Ereignisse in Marikana können nicht 
isoliert betrachtet werden. Zwar gelang es der Nati-
onal Union of Metalworkers of South Africa (Numsa) 
einen wilden Streik in der Automobilindustrie (To-
yota) in legale Bahnen zu lenken. Trotzdem stellen 
die andauernden Unruhen eine Herausforderung für 
Gesellschaft, Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik 
dar. Ein den Grundfreiheiten und sozialer Gerechtig-
keit verpflichtetes System der Konfliktbewältigung 
steht zur Disposition und bedarf der Verteidigung.   •

Die Toten im südafrikanischen Bergbau machen 
auch im Ausland Schlagzeilen. Über die aktuelle 
Situation berichtet Monika Sommer aus Pretoria.

S ü d a f r i k a

Eskalation der Gewalt

MEINUNG

Monika M. Sommer, 56, Juris-
tin und Mediatorin (MA), ist 
Leiterin des Referats Arbeit 
und Soziales an der Deut-
schen Botschaft in Pretoria. 
Der Beitrag spiegelt aus-
schließlich die Meinung der 
Autorin wider und ist keine 
Stellungnahme der Botschaft.Fo
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DIES &DAS

„George Osborne hat so viel Ahnung von Wirtschaft 
wie eine Stange Rhabarber.“

Der Generalsekretär der britischen Gewerkschaft GMB Paul Kenny laut 
„Der Welt“ vom 10. Oktober über den britischen Finanzminister George 
Osborne. Dieser hatte vorgeschlagen, dass ArbeitnehmerInnen ihre Rech-
te künftig gegen Anteile am Unternehmen eintauschen können.

8

ERWERBSMINDERUNG: Rente im Sinkflug

dieDGBgrafik

Durch die Rente mit 67 wird die Zahl 

der Erwerbsminderungsrenten in den 

nächsten Jahren steigen. Zu diesem 

Schluss kommt das Institut Arbeit und 

Qualifikation der Universität Duisburg-

Essen. Der Grund für die Zunahme: 

Viele Beschäftigte schaffen es nicht, bis 

67 in ihrem Job durchzuhalten. Bereits 

2011 war jeder fünfte Renteneintritt 

vorzeitig wegen fehlender Erwerbsfä-

higkeit durch Krankheit oder Behinde-

rung. Zudem sind die Renten wegen 

voller oder teilweiser Erwerbsminde-

rung seit 2001 deutlich gesunken. ©
 D

GB
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Quelle: IAQ-Altersübergangsreport 2012* jeweils erstmalige Rentenzugänge
 

Durchschnittliche monatliche Rentenauszahlung* wegen voller Erwerbsminderung (in Euro)
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Schlusspunkt�

personalien
 ••• Ina Hinzer, 25, ist seit 1. Ok-
tober politische Referentin in der 
Abteilung Europapolitik im DGB-
Büro in Brüssel. Sie hat ihr Studium 
an der Freien Universität Berlin mit 
einem Doppel-Master in Politik-
wissenschaft und in europäischen 
Studien abgeschlossen. 
 ••• Heike Neumeister, 31, ist 
neue Pressesprecherin beim IG Me-
tall-Vorstand in Frankfurt/Main. Sie 
folgt Jörg Köther, 53, seit 1. Au-
gust Pressesprecher des VW-Kon-
zernbetriebsrats in Wolfsburg. Neu-
meister war zuvor Chefin vom Dienst 
der Internetredaktion der IG Metall. 
 ••• Knut Giesler, 48, ist neuer 
Leiter des IG Metall-Bezirks Nord-
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22.10.  DGB, Workshop 
„Schöne, neue, digitale Arbeits-
welt? Chancen und Risiken für die 
Beschäftigten“, Berlin

23.10.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Tagung „Wer 

schafft die Verkehrswende?“, Berlin
23.10.  DGB NRW, Dis-

kussion „Zwischen Freiheit und 
Frustration: Fluch und Segen einer 
digitalen Arbeitswelt“, Düsseldorf

24./25.10.  DGB, IG BAU, IG 
BCE, IG Metall, NGG, ver.di, DGB-
Bildungswerk, ver.di Bildung und 
Beratung, Tagung „Deutscher Be-
triebsrätetag“, Bonn

25.10.  „Arbeitsrecht im 
Betrieb“ in Kooperation mit DGB, 
IG BCE, IG Metall und ver.di, Verlei-
hung „Deutscher Betriebsrätepreis 
2012“, Bonn

25.10.  ver.di, Tagung „So-
cial Media und Web 2.0 für Be-
triebs- und Personalräte“, Hannover

26.10.  DGB, Tagung „Besse-
re Versorgung in der Pflege“, Berlin

26.10.  ver.di, „8. Frauen-
Alterssicherungskonferenz“, Berlin
28.10.-1.11.  EVG, 1. Ordent-

licher Gewerkschaftstag, Berlin
1.11.  DGB, Ringvorle-

sung „Wohlstand ohne Wachs-
tum?“ – Auftaktveranstaltung mit 
Michael Sommer, Berlin

6.11.  Präsident-, Senats- 
und Repräsentantenhauswahl in 
den USA

7./8.11.  IG BCE, 5. Jahres-
tagung für Betriebsrätinnen und 
Betriebsräte der IG BCE „Effiziente 
Betriebsratsarbeit – Interessenver-
tretung am Puls der Zeit“, Hannover

rhein-Westfalen. Er tritt die Nach-
folge von Oliver Burkhard, 40, 
an, der auf Vorschlag der IG Metall 
Arbeitsdirektor der Thyssen-Krupp 
AG werden soll. Giesler war zuvor 
Geschäftsführer der IG Metall Wup-
pertal.
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A r b e i t s l o s e n g e l d

In einigen Fällen auch für Studenten
Arbeitslosengeld kann nur beanspruchen, wer der Arbeitsagentur

für Vermittlung zur Verfügung steht. Das wird bei Studierenden re-
gelmäßig verneint, weil sie – so die gesetzliche Vermutung – nur ver-
sicherungsfreie Beschäftigungen ausüben können. Ist ein Studienan-
fänger bis zum Beginn der Lehrveranstaltungen nicht in studiumsre-
levante Aktivitäten eingebunden, ist diese Vermutung widerlegt.

Der Fall: Die gelernte Krankenschwester meldete sich nach Ar-
beitsunfähigkeit arbeitslos. Die Mutter eines minderjährigen Kindes
beantragte Arbeitslosengeld bis zum Studienbeginn. Die Agentur
lehnte mit der Begründung ab, als eingeschriebene Studentin könne
sie nur eine versicherungsfreie Beschäftigung ausüben. Die dagegen
gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Studentin hat nachgewiesen, dass
sie bis zum Vorlesungsbeginn nicht durch universitäre Aktivitäten ge-
bunden war und deshalb eine Beschäftigung ausüben konnte. Damit
hat sie in dieser Zeit der Arbeitsvermittlung zur Verfügung gestanden
und die gesetzliche Vermutung widerlegt.

E i n g l i e d e r u n g s m a n a g e m e n t

Entbehrlich wenn aussichtslos
Ist ein Arbeitnehmer innerhalb der letzten 12 Monate länger als

sechs Wochen arbeitsunfähig, so ist der Arbeitgeber zum Angebot eines
Betrieblichen Eingliederungsmanagements (BEM) verpflichtet. Diese
Maßnahme soll helfen, Beschäftigte, die länger krank sind, wieder in
den Arbeitsprozess einzubinden. Eine Kündigung ist aber nicht unwirk-
sam, wenn der Arbeitgeber kein ordnungsgemäßes BEM durchgeführt
hat. Vielmehr muss beim BEM eine alternative Beschäftigungsmöglich-
keit bestanden haben, die eine Entlassung vermeidet.

Der Fall: Der Arbeitnehmer, Heilbehandlungspfleger, ist seit dreiein-
halb Jahren arbeitsunfähig. Sein Leistungsprofil zeigte, dass er seine
vorher ausgeübte Tätigkeit nicht weiter ausüben kann. Der Arbeitgeber
kündigte das Arbeitsverhältnis. Die Klage dagegen hatte keinen Erfolg. 

Das Landesarbeitsgericht: Die Kündigung ist wegen dauerhafter
Arbeitsunfähigkeit gerechtfertigt. Der Arbeitnehmer ist künftig nicht
in der Lage, Arbeiten auszuüben, die mit schwerem Heben und Tra-
gen, dem Personentransport sowie dem Einsatz in Wechsel- und
Nachtschicht verbunden sind. Mit diesen Leistungseinschränkungen
kann er seine bisherige Tätigkeit nicht mehr ausüben. Damit ist eine
erhebliche Beeinträchtigung betrieblicher Interessen gegeben.
Soweit der Arbeitnehmer angibt, er sei gesund, verkennt er, dass

er nicht seine volle, vertraglich vereinbarte Arbeitsleistung erbringen
kann. Als Heilbehandlungspfleger ist er arbeitsvertraglich verpflich-
tet, den Bewohnern bei der Körperhygiene und beim Toilettengang
zu helfen. Das erfordert schweres Heben und Tragen. Der Arbeitgeber
ist grundsätzlich nicht verpflichtet, eine nur eingeschränkt angebote-
ne Arbeitsleistung anzunehmen. Die Kündigung ist auch nicht un-
wirksam, weil der Arbeitgeber kein ordnungsgemäßes BEM durch-
geführt hat. Die Durchführung eines betrieblichen Eingliederungs-
managements ist keine formelle Wirksamkeitsvoraussetzung für den
Ausspruch einer krankheitsbedingten Kündigung.

M a s s e n e n t l a s s u n g e n

Betriebsrat schriftlich unterrichten
Beabsichtigt der Arbeitgeber Massenentlassungen, hat er den

Betriebsrat schriftlich darüber zu informieren und unter anderem
auch die Gründe für die geplanten Entlassungen mitzuteilen. Hat der
Arbeitgeber die vom Gesetz geforderten Angaben in einem nicht un-
terzeichneten Text dokumentiert und diesen dem Betriebsrat zuge-
leitet, genügt die abschließende Stellungnahme des Betriebsrats zu
den Entlassungen, um den eventuellen Schriftformverstoß zu heilen.

S t e u e r k l a s s e

Wechsel kann rechtsmissbräuchlich sein 
Jedem Bürger steht das Recht zu, frei die Steuerklasse zu wählen.

Die Ausübung dieses Rechts kann aber auch rechtsmissbräuchlich
sein. Das ist der Fall, wenn dafür keine schutzwürdigen Gründe vor-
liegen und deshalb anzunehmen ist, dass der Steuerklassenwechsel
vorwiegend zur Schmälerung eines obligatorischen Kostenbeitrags
erfolgt ist, der nach dem Nettolohn berechnet wird. 

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Pflegeperson ist geschützt
Eine nicht erwerbsmäßige Pflegeperson, die einen Unfall bei der

Vorbereitung einer konkreten Pflegetätigkeit im Bereich der Grund-
pflege erleidet, steht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversi-
cherung. Zwischen der vorbereitenden Handlung und der Pfle-
getätigkeit muss aber ein enger sachlicher, örtlicher und zeitlicher Zu-
sammenhang bestehen. Ein solcher Zusammenhang ist bei einem
Unfall zwei Stunden vor der beabsichtigten Pflegetätigkeit nicht ge-
geben.

C a r i t a s

Kirchenaustritt rechtfertigt Kündigung
Im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses mit einem Caritasverband

stellt es einen schwerwiegenden Verstoß gegen die arbeitsvertragli-
chen Loyalitätspflichten dar, wenn der Arbeitnehmer aus der katholi-
schen Kirche austritt. Ein derartiger Verstoß ist an sich geeignet, die
außerordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses zu begründen.

B e s t a t t u n g s k o s t e n

Erstattung nur bei Rechtspflicht
Die Übernahme von Bestattungskosten aus Sozialhilfemitteln

setzt eine rechtliche Verpflichtung des Antragstellers zur Bestattung
voraus; eine bloße sittliche Verpflichtung, zum Beispiel aus Freund-
schaft, reicht nicht aus.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 21. September 2012-  L 7 AL 3/12 

Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz, 
Urteil vom 5. Juli 2012- 10 Sa 685/11

Sozialgericht Karlsruhe, 
Urteil vom 9. August 2012 - S 1 U 4760/11

Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 9. März 2012 - 12 Sa 55/11

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 20. September 2012 - 6 AZR 155/11

Bundesverwaltungsgericht, 
Urteil vom 11. Oktober 2012 – 5 C 22.11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 18/12
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Sozialgericht Karlsruhe, 
Urteil vom 31. August 2012 - S 1 SO 1200/12
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Solidarität ist das Gebot der Stunde
Es reicht. Mit einer rigiden Sparpo-
litik allein lässt sich die Eurokrise 
nicht lösen. Im Gegenteil: Die der-
zeitige Kahlschlagpolitik gefähr-
det Wachstum und Beschäftigung 
überall in Europa – nicht nur in den 
Euro-Krisenländern. Der Exekuti-
vausschuss des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes (EGB) hat des-
halb Mitte Oktober beschlossen, 
zu einem europaweiten Aktions- 
und Solidaritätstag für den 14. 
November aufzurufen. Unter dem 
Motto „Für Arbeit und Solidarität. 
Nein zur sozialen Spaltung in Eur-
opa!“ ruft auch der DGB zur eu-
ropäischen Solidarität auf. Ziel des 
Aktionstags sei es, so der EGB, für 
einen europäischen Sozialpakt als 
Alternative zur Aus teritätspolitik zu 
mobilisieren.

„Die einseitige und rigorose 
Sparpolitik verschärft die Krise 
und führt zu unzumutbaren Be-
lastungen für die Beschäftigten“, 
heißt es in der DGB-Solidaritäts-
botschaft zum Aktionstag. Die 
derzeitigen Krisenrezepte helfen 
nicht gegen die Krise, sagt Annelie 
Buntenbach, im DGB-Vorstand für 
Europapolitik zuständig. „Im Ge-
genteil: Die Sparvorgaben der 

ohne dass es wenigstens eine 
offene gesellschaftliche Debatte 
gibt. Der Umbau findet in den 
Hinterzimmern des Rates statt, das 
Europäische Parlament bleibt oft 
außen vor und muss seine Betei-
ligung einfordern und erstreiten“, 
so Buntenbach.

Überall in Europa werden am 
14. November zahlreiche Aktionen 
der Gewerkschaften stattfinden. 
In Spanien und in Portugal rüsten 
sich die Gewerkschaften für die-
sen Tag zum Generalstreik. Auch 
hierzulande bereiten DGB und Ge-
werkschaften bereits Solidaritäts-
aktionen und Kundgebungen vor – 
von Berlin über Frankfurt/Main 
und Kassel bis nach München. 
Und auch in den Betrieben ist die 
Solidarität groß: „Als Konzern der 
europa- und weltweit produziert 
und verkauft, können uns die Le-
bens- und Arbeitsbedingungen 
der Menschen in den anderen 
Ländern nicht egal sein“, sagt 
Carsten Bätzold, Betriebsrat bei 
VW Kassel. „Alles, was in ande-
ren Ländern passiert, betrifft uns 
auch.“   •

+  Die SPD freut sich über 
den „Druck“ aus der EU 

für die Finanztransaktionssteu-
er. Die SPD-Bundestagsfraktion 
will nun „wachsam“ beobach-
ten, dass die Bundesregierung 
auch mitzieht, versichert der 
stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende Joachim Poß.

- Wirtschaftsminis ter 
Philipp Rösler (FDP) 

baut vor: Trotz schlechterer 
Prognosen für den Arbeits-
markt müssten „zusätzliche 
Belastungen“ für die Unter-
nehmen vermieden werden, 
sonst werde deren „Einstel-
lungsbereitschaft“ gefährdet.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.bit.ly/igmj_video
Video der IG Metall-Jugend 

zu den JAV-Wahlen 2012

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Materialien zum Aktions-
tag der europäischen 

Gewerkschaften am 
14.November und 

zur Krise im Euroraum

Troika für die so genannten Kri-
senländer haben bisher vor allem 
dazu geführt, dass die Zahl der 
Arbeitslosen in die Höhe schießt, 
junge Menschen auf der Straße 
stehen und keine Arbeit bekom-
men“. Nötig sei ein Kurswechsel 
hin zu einem sozialen Europa, mit 
solidarischen Krisenlösungen und 
einem ernst gemeinten Programm 
für Wachstum und Beschäftigung.

Stattdessen würden die Krisen-
folgen vor allem den Arbeitneh-
merInnen zugeschoben. Zudem 
fehle es der Krisenpolitik an demo-
kratischer Legitimation: „Europa 
wird gerade massiv umgebaut, 

Der rigide Sparkurs 
in den Krisenländern 
gefährdet Wirtschaft 
und Beschäftigung. 
In allen Eurokrisen-
Staaten sind in den 
letzten zwei Jahren 
sowohl öffentliche 
wie auch private 
Investitionen 
gesunken.
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Quelle: IMK, AMECO-Macrobound der EU 
(jährliche makroökonomische Datenerhebung der EU, 
Stand: 11. Mai 2012), Berechnungen des IMK.
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I n d u s t r i e s t a n d o r t

Gute 
Bedingungen
Die Unternehmen sind mit dem 
Standort Deutschland weitgehend 
zufrieden. Nach einer Studie des 

F a i r e  M o b i l i t ä t

Probleme 
analysiert
Arbeitnehmerfreizügigkeit und 
Dienstleistungsfreiheit funktionieren 
in vielen Bereichen gut, doch in eini-
gen Branchen werden Mindeststan-
dards und Tarife systematisch um-
gangen. Die Analyse „Grenzenlos 

faire Mobilität“ des DGB-Bildungs-
werks im Auftrag des Projektes Faire 
Mobilität beschreibt die aktuelle 
Situation. Darüber hinaus gibt sie 
Empfehlungen, welche rechtlichen 
Voraussetzungen notwendig wä-
ren, um die Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten aus den mittel- 
und osteuropäischen EU-Staaten in 
Deutschland zu verbessern.   •
www.dgb.de/fairmobil/

Instituts der Deutschen Wirtschaft 
(IW) im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministeriums liegt Deutsch-
land auf Rang 5 hinter den USA, 
Schweden, Dänemark und der 
Schweiz. Positiv bewerten die 
Manager in erster Linie die Versor-
gungssicherheit (Energie), Rechts-
sicherheit und Infrastruktur. Auch 
die deutschen Arbeitsbeziehungen 
erhielten gute Noten. So seien die 
Arbeitszeiten sehr flexibel und Stö-
rungen der Betriebsabläufe durch 
Arbeitskämpfe selten.   •

POLITIK AKTUELL

Allgemeinverbindlicherklärungen von Tarifverträgen schaffen Anreize für 
Unternehmen, Mitglied in einem Arbeitgeberverband zu werden.
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Quelle: WSI, ICTWSS Database (Version 3.0), für Slowenien: Schätzung auf der Basis von Skledar (2008)
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Allgemeinverbindlicherklärung: Anreiz für 
Verbandsmitgliedschaft
Organisationsgrad der Arbeitgeber und Verbreitung von Allgemeinverbindlich-
erklärungen in ausgewählten Ländern Europas 2007 – 2010 

Organisationsgrad (in Prozent)

Allgemein-
verbindlich-
erklärungen

häufig

Österreich

Niederlande

Slowenien

Schweden

Frankreich

Deutschland

Rumänien

Italien

Großbritannien

Polen
selten
nie

D a t e n s c h u t z

EU-Richtlinie 
verbessern
Die EU-Kommission will den eu-
ropäischen Datenschutz harmoni-
sieren. Grundsätzlich wurde die im 
Innenausschuss des Bundestages 
diskutierte Datenschutzgrundver-
ordnung positiv bewertet. Die SPD-
Fraktion sieht allerdings noch Ver-
besserungsbedarf. Vor allem beim 
Beschäftigtendatenschutz erwartet 
sie klarere Vorgaben.   •

W S I - S t u d i e

Erosion des 
Tarifsystems
Allgemeinverbindlicherklärungen 
(AVE) sind für die Entwicklung 
des Tarifvertragssystems in Euro-
pa von großer Bedeutung. Doch 
in Deutschland werden AVE im-
mer seltener. Waren es Anfang 
der 1990er-Jahre noch 400, sind 
im vergangenen Jahr nur noch 
230 Tarifverträge für allgemein-
verbindlich erklärt worden. 2011 
galten gerade einmal 1,5 Prozent 
der Lohn- und Gehaltstarifverträ-
ge auch für nicht-tarifgebundene 
Betriebe und damit für 245 000 
Beschäftigte in Deutschland. Der 
Rückgang von allgemeinverbind-
lichen Tarifverträgen befördert die 
Erosion des Tarifsystems insge-
samt. Zu diesem Ergebnis kommen 
Reinhard Bispinck und Thorsten 

W e r k v e r t r ä g e

Gesetzgeber 
gefordert
„Es gibt immer mehr schwarze 
Schafe, die Werkverträge miss-
brauchen, um Löhne zu drücken 
und den Kündigungsschutz zu 
unterlaufen“, kritisiert DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Bunten-
bach die gängige Praxis. Der DGB 
registriert eine Zunahme von Werk-
verträgen, die sich zu einem neuen 
„Schlupfloch für das Absenken von 
Arbeitsstandards“ entwickeln, und 
fordert bessere gesetzliche Regeln. 
Der DGB-Bundesvorstand hat dazu 
Anfang Oktober ein Positionspa-
pier verabschiedet.    •
www.einblick.dgb.de/hintergrund

A r m u t s b e r i c h t

Im Schatten
Der gerade erschienene Armutsbe-
richt der Nationalen Armutskon-
ferenz (nak) unter dem Titel „Die 
im Schatten sieht man nicht“ setzt 
sich mit den wachsenden Unter-
schieden zwischen Arm und Reich 
auseinander. „Die Politik schaut 
weitgehend tatenlos zu“, stellt Tho-
mas Beyer, Sprecher der nak, fest. 

In Zusammenarbeit mit der Ber-
liner Obdachlosenzeitung strassen-
feger schildern Betroffene ihre per-
sönlichen Erfahrungen. Der Bericht 

Schulten vom Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Institut in 
der Hans-Böckler-Stiftung (WSI) in 
ihrer gerade vorgelegten Studie. 

Anders als hierzulande werden 
in vielen europäischen Ländern 
Tarifverträge in der Regel für all-
gemeinverbindlich erklärt und gel-
ten so für alle Unternehmen einer 
Branche. Das gilt für Österreich, 
Frankreich, Belgien und Niederlan-
de, Finnland, Spanien oder auch 
Griechenland. Dabei wirke sich die 
Praxis der AVE eindeutig positiv auf 
den Organisationsgrad der Arbeit-
geber (siehe Grafik) aus und führe 
keineswegs zu einer Schwächung 
gewerkschaftlicher Durchsetzungs-
macht, so Schulten. 

Die ablehnende Haltung der 
Bundesvereinigung der Arbeitge-
berverbände zur AVE sieht Reinhard 
Bispinck als eine wesentliche Ursa-
che für die sinkende Zahl allgemein 
verbindlicher Tarifverträge. Dabei 

sei eine Renaissance der AVE ein 
wichtiger Baustein, um das Tarifsys-
tem zu stabilisieren. Besonders ne-
gativ wirke die geltende Regelung, 
nach der für eine AVE mindestens 
50 Prozent der Beschäftigten einer 

Branche unter einen Tarifvertrag 
fallen müssen. Das erschwere eine 
AVE gerade dort, wo sie wegen 
der abnehmenden Tarifbindung 
dringend nötig sei.   •
www.boeckler.de

ist das Gegenstück zum 4. Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung, der bislang lediglich in 
einer Entwurfsfassung vorliegt. Der 
offizielle Entwurf gehe an den Pro-
blemen vorbei, lautet der Vorwurf 
der nak: „Nicht zum ersten Mal 
sind die Praxisberichte von Verbän-
den, Wissenschaft, Kirchen, anderen 
gesellschaftlichen Akteuren und vor 
allem den Betroffenen nicht ausrei-
chend einbezogen worden“, kriti-
siert Beyer. Auf sie habe Bundesso-
zialministerin Ursula von der Leyen 
zugunsten eher theoretischer Dar-
stellungen von Armut verzichtet.   •
http://bit.ly/nak_armut
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Umfassende 
Analyse

Das IAB-Handbuch bietet 

mit Analysen und Prognosen 

einen Überblick über den 

Arbeitsmarkt. Ein Kapitel 

beschäftigt sich mit dem 

Thema Demografie.

* Der Anteil älterer Arbeit-

nehmerInnen steigt. Die 

größte Zunahme findet sich 

in der Gruppe der 50- bis 

54-Jährigen.

* Wer 60 Jahre und älter 

ist, hat hingegen wenig 

Chancen auf dem Arbeits-

markt. Im Jahr 2010 hatte 

nur jeder Vierte in diesem 

Alter noch eine sozialversi-

cherungspflichtige Beschäf-

tigung.

* Die generell verbesserte 

Beschäftigungsquote Älterer 

liegt für die IAB-Experten in 

erster Linie an den Frauen. 

Es sei die Generation derer, 

die immer schon berufstä-

tig waren, die nun in diese 

Altersgruppe aufrücken.

* Der Anteil der 55- bis 

64-jährigen Frauen stieg 

zwischen 1998 und 2010 um 

mehr als acht Prozentpunkte 

auf 45 Prozent.

Der positive Trend reiche 

allerdings für die Zukunft 

nicht aus. Er müsse weiter 

verstärkt werden, fordern 

die Arbeitsmarktforscher. 

Benötigt werde dafür „ein 

ganzes Strategiebündel“ 

an Maßnahmen. Vor allem 

seien „Hemmnisse auf der 

betrieblichen Seite zu über-

winden“. 

www.iab.de

Die Einbeziehung der Minijobs in 
die Sozialversicherung und eine 
bessere Bezahlung der Leiharbeits-
kräfte sind für die Gewerkschaften 
vorrangige Ziele, um die Ordnung 
auf dem Arbeitsmarkt wiederher-
zustellen. Geringe Einkommen 
und mangelnde Berufsperspek-
tiven begleiten junge Menschen, 
die mit befristeten Verträgen oder 
einer Anstellung in einem Leihar-
beitsunternehmen ins Arbeitsleben 
einsteigen, möglicherweise ein Le-
ben lang. Nach einer neuen Studie 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) werden im-
mer weniger BerufsanfängerInnen 
in einem Normalarbeitsverhält-
nis eingestellt. Der Einstieg, etwa 
über Leiharbeit, wird aber immer 
häufiger zum berufslebenslangen 
Nachteil: „Gelingt ein passender 
Einstieg in den ersten drei Jahren 
nicht, dann ist das nur schwer zu 
korrigieren“, warnte IAB-Direktor 
Joachim Möller, bei der Präsenta-
tion des „Handbuch Arbeitsmarkt 
2013“ Mitte Oktober in Berlin. 

Denn wer mit befristeter An-
stellung oder in Leiharbeit startet, 
hat ein höheres Arbeitslosenrisiko. 
Diese Beschäftigtengruppe war drei 
Jahre nach dem Berufsabschluss mit 
196 Tagen fast doppelt so häufig 
arbeitslos wie die übrigen Berufs-
starter. Auch beim Einkommen sind 
LeiharbeitnehmerInnen langfristig 
benachteiligt. Wer beim Berufsein-
stieg drei Monate oder länger 
befristet arbeitet oder einen Leih-
arbeitsvertrag unterschreibt, liegt 
fünf Jahre später rund 17 Prozent 
unter dem Einkommen gleich Quali-
fizierter im Normalarbeitsverhältnis. 

Der Trend, zumindest die ersten 
Berufsjahre durch Leiharbeit, Prak-
tika, Befristungen oder auch mit 
Werkverträgen zu überbrücken, hat 
sich in den letzten Jahren für alle 
Berufseinsteiger verschärft, heißt 

A r b e i t s m a r k t 

Leiharbeit bremst Berufskarriere
Für Berufsanfänger, die mit einer Leiharbeitsstelle starten, ist das Arbeitslosenrisiko höher. Beim Einkommen 
liegen sie oft noch Jahre später hinter dem der gleich Qualifizierten in Vollzeitstellen.

es in der Studie. So fanden im Jahr 
2000 noch 60 Prozent der Ein-
steiger im ersten Jahr nach ihrem 
Abschluss eine unbefristete Voll-
zeitbeschäftigung. Heute gelinge 
dieses nur noch rund 50 Prozent. 

Generell warnen die Arbeits-
marktforscher: Aus „atypischer 
Beschäftigung kann im Zeitverlauf 
eine Standard-Erwerbsform“ wer-
den. IAB-Direktor Möller räumt 
zwar ein, dass Leiharbeit im Ver-
gleich zur Arbeitslosigkeit „die 
bessere Alternative“ sei. Doch 

zeige sich bei „realistischer Be-
trachtung“, „dass die Brücke in ein 
stabiles Beschäftigungsverhältnis 
außerhalb der Zeitarbeitsbranche 
schmal ist“. 

Rund 47 Prozent der Leihar-
beitseinsteiger hatten drei Jahre 
nach Ausbildungsende mindestens 
eine weitere Leiharbeitsphase. Fünf 
Jahre später waren es immer noch 
über 36 Prozent. Die Schlussfolge-
rung der IAB-Forscher lautet des-
halb, „um Arbeitslosigkeit frühzei-
tig und nachhaltig zu verhindern, 
ist eine möglichst ‚gute‘ Arbeit zu 
Beginn der Erwerbskarriere beson-
ders wichtig“, denn in Deutschland 
„stehen und fallen die Chancen 
und Risiken im weiteren Erwerbs-
verlauf mit dem ersten Einstieg ins 
Erwerbsleben“.

Um dieser Falle aus wechseln-
den Leiharbeitsangeboten und 

Arbeitslosigkeit zu entkommen, 
empfehlen die Arbeitsmarktex-
perten Maßnahmen, die auch der 
DGB immer wieder einfordert: die 
Bekämpfung der Bildungsarmut, 
ausreichende Ausbildungsplätze 
und zur Arbeitsmarktintegration 
von Hochrisikogruppen „intensive 
Beratung und Coaching“. Darüber 
hinaus fordert das IAB, auch die 
„Aufwärtsmobilität“ zu fördern. 
Hier könnten berufsbegleitende 
Maßnahmen ebenso helfen wie 
„besondere Vermittlungsbemü-

hungen zugunsten von Personen, 
die besonders häufig zwischen tem-
porärer Beschäftigung und Arbeits-
losigkeit hin und her wechseln“. 

Leiharbeit und andere Formen 
atypischer Beschäftigung verstär-
ken die Risiken am Arbeitsmarkt, 
dies ist vor allem für junge Men-
schen fatal, sagt DGB-Vorstands-
mitglied Annelie Buntenbach: 
„Wenn Phasen atypischer Beschäf-
tigung sich nicht ganz vermeiden 
lassen, muss das Ziel sein, diese 
möglichst kurz zu halten und bes-
ser abzusichern. Leiharbeit muss 
deswegen gleich bezahlt und die 
Einsatzdauer befristet werden.” 
Die sachgrundlose Befristung 
müsse beendet werden, Praktika 
nach Ende der Ausbildung müssten 
grundsätzlich bezahlt und die Mi-
nijobs in den allgemeinen Arbeits-
markt integriert werden.“   •

�
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POLITIK AKTUELL

Dem überwiegenden Teil der Berufseinsteiger mit Leiharbeitsverträgen 
gelingt es nicht, die Nachteile in späteren Jahren aufzuholen. 
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Quelle: IAB Handbuch 2012
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Weniger Geld und länger arbeitslos
Erwerbsverläufe mit und ohne Leiharbeitsphase

ohne Leiharbeitsphase

drei Jahre nach
Berufsabschluss

fünf Jahre nach
Berufsabschluss

Einkommen pro Tag (in Euro) Tage der Arbeitslosigkeit

mit Leiharbeitsphase
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Rund ein Viertel der Wert-
schöpfung in Deutschland 
wird durch die Industrie er-
zielt. Im Vergleich zu den USA, 
zu Großbritannien und der EU 
ist ihr Anteil überdurchschnittlich 
hoch. Doch wie sieht die Zukunft 
der Industrie aus? Was macht In-
dustrie im 21. Jahrhundert aus? 
Und was unterscheidet die Indus-
trie im Informationszeitalter von 
der früherer Epochen? Im Buch 
Die Modernität der Indus-
trie untersuchen ExpertInnen 
aus Wirtschaft, Gewerkschaften, 
Politik und Wissenschaft die 
künftigen Potenziale industrieller 
Produktion. Unter anderem geht 
es um aktuelle Diskussionen, 

um die öffent-
liche Akzeptanz 
i n d u s t r i e l l e r 
Großpro jekte 
und um den ge-
sellschaftlichen 
Nutzen. Das 
von der Chemie-
Stiftung Sozialpartner-Akademie 
initiierte Buch will zu einem „ad-
äquaten Verständnis“ beitragen. 
Die verschiedenen Aufsätze lie-
fern wissenswerten Hintergrund 
zu Geschichte, Gegenwart und 
Perspektiven der Industrie.

Birger P. Priddat, Klaus-W. West (Hrsg.): 
Die Modernität der Industrie, Metropolis 
Verlag, 399 Seiten, 29,90 Euro

neueBücher

PROJEKTE UND PARTNER

Seit mehr als zehn Jahren lau-
fen Casting-Shows erfolgreich 
im Privatfernsehen. Allen voran 
„Deutschland sucht den Super-
star“ mit dem „Pop-Titanen“ Die-
ter Bohlen. Der Umgang mit den 
oft sehr jungen KandidatInnen ist 
meist streng und harsch im Ton. 
Gleiches gilt für die Model-Show 
„Germany‘s next Topmodel“. Als 
„erstaunlich autoritär, willkürlich 
und erziehend zu Konformität und 
Gehorsam“ bezeichnet der Medi-
enwissenschaftler Bernd Gäbler 
dieses Fernsehformat in einer ak-
tuellen Studie. Im Auftrag der Otto-
Brenner-Stiftung hat er die beiden 
Sendungen sowie die Personality-

O t t o - B r e n n e r - S t i f t u n g

„Hohle Idole“ im Fokus
Dokumentation „Natürlich blond“ 
mit Daniela Katzenberger unter-
sucht. Gäblers Fazit: Was zählt, 
sind Äußerlichkeiten. „Selbstver-
marktung und Design treten an 
die Stelle von Substanz, Kompetenz 
und Qualifikation.“ Wichtige sozi-
ale Fähigkeiten würden nicht prä-
sentiert. Die Otto-Brenner-Stiftung 
möchte mit der Studie eine Diskus-
sion über Themen und Trends im 
Unterhaltungsfernsehen anregen. 
Zudem warnt die Stiftung vor ei-
ner „sanften Nachahmung“ dieser 
Formate durch das öffentlich-recht-
liche Fernsehen. Die Studie kann im 
Internet bestellt werden.   •
www.otto-brenner-stiftung.de

••• Gemeinsam mit den Arbeitge-
bern lädt der DGB Niedersach-
sen als Gründungsmitglied der 
„Demografieagentur für die nie-
dersächsische Wirtschaft“ am 21. 
November zu einem Demografie-
Kongress nach Hannover ein. Un-
ter anderem geht es um die Frage, 
wie Unternehmen die Potenziale 
älterer Beschäftigter besser nutzen 
können. Verantwortliche aus Un-
ternehmen und Beschäftigte stellen 
ihre Erfahrungen vor. In Diskussi-
onsrunden werden VertreterInnen 
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und 
Wissenschaft Perspektiven und Posi-
tionen analysieren und debattieren. 
www.demografieagentur-nds.de

••• Der DGB Nord fordert das 
Bundesverwaltungsgericht in Leip-
zig auf, der juristischen Prü-
fung des Elbausbaus höchste 
Priorität einzuräumen. Eine jah-
relange Verzögerung sei Gift für 
den Außen- und Binnenhandel. 
Der Vorsitzende des DGB-Bezirks 
Nord Uwe Polkaehn erklärt: „Je 
weniger Container auf dem Was-
ser sind, desto mehr sind auf der 
Straße. Wer den Ausbau der Elbe 
blockiert, setzt einen gigantischen 
Lkw-Konvoi von und nach Rot-
terdam und Antwerpen in Bewe-
gung.“ Er könne nicht erkennen, 
was daran ökologisch sei. 
www.nord.dgb.de/-/PvP

interregio
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Expandieren 
statt schließen
Für das Projekt „Expandieren statt 
schließen“ ist der Betriebsrat der 
Vorwerk Deutschland Stiftung und 
Co. KG aus Wuppertal mit dem 
Deutschen Betriebsräte-Preis in 
Gold ausgezeichnet worden. Mit 
ihrer Initiative haben die Betriebs-
räte dafür gesorgt, dass neue, er-
folgreiche Vertriebswege entwi-
ckelt und so Arbeitsplätze gesichert 
wurden. Die Auszeichnung in Silber 
geht an den Gesamtbetriebsrat der 
Bayer AG in Leverkusen. Die Ar-
beitnehmervertreterInnen haben 
sich umfassend für die Themen 
Gesundheitsförderung und Arbeits-
schutz engagiert. Für ihren Einsatz 
beim Thema Entgeltgleichheit sind 
die Betriebsräte der Festo AG und 
Co. KG in Esslingen mit dem drit-
ten Platz geehrt worden. Insgesamt 
hatten sich mehr als 80 Gremien 
beworben. 

Sonderpreise gehen zudem an 
die ArbeitnehmervertreterInnen 
der Klinikum Bayreuth GmbH (Ka-
tegorie „Fair statt prekär“), des E-
Center Scheuner, Bad Gandersheim 

D G B - B i l d u n g s w e r k

Erfolgreich 
im Betrieb
Um KollegInnen im Betrieb für 
gewerkschaftliche Ziele zu gewin-
nen, muss man nicht nur inhalt-
lich, sondern auch rhetorisch fit 
sein. Das Seminarprogramm 2013 

(„Innovative Betriebsratsarbeit“), 
der Volkswagen AG, Werk Braun-
schweig („Gute Arbeit“) und der 
Sterling SIHI GmbH, Tönning („Zu-
kunftssicherung“). DGB-Vorstand 
und Jury-Mitglied Dietmar Hexel 
forderte bei der Preisverleihung, die 
Rechte der Betriebsräte weiter zu 
stärken. „Ein neuer Angriff auf Frei-
heit, Gerechtigkeit und Sicherheit 
ist durch den zunehmenden miss-
bräuchlichen Einsatz von Werkver-
trägen, der modernen Form der 
Tagelöhnerei, gestartet worden.“ 
Hier bräuchten Betriebsräte klare 
Mitbestimmungsrechte, so Hexel. 
Auch im kommenden Jahr soll der 
Betriebsräte-Preis auf Initiative der 
Fachzeitschrift „Arbeitsrecht im 
Betrieb“ wieder verliehen werden. 
Mehr Infos gibt es im Internet:   •
www.bit.ly/br_preis_2012

des DGB-Bildungswerks will dazu 
beitragen. Erstmals bieten die Bil-
dungsexpertInnen unter der Rubrik 
Gremienkompetenz Seminare und 
Workshops an, um zum Beispiel 
Moderationstechniken zu erler-
nen. Ebenso finden sich Rhetorik-
Seminare und Konfliktlösungs-
Schulungen im Programm. Zudem 
gibt es wieder Seminare zur Ge-

sellschaftspolitik, zur Berufsschul- 
und Studierendenarbeit oder zur 
TeamerInnen-Qualifikation. Inte-
ressant für GewerkschafterInnen 
im Jahr 2013: das Seminar „Pres-
se-, Öffentlichkeits- und Lobby-
arbeit im Wahljahr“.   •
Programm und Online-Buchung 
der Seminare im Internet:
www.dgb-bildungswerk.de
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Kurswechsel 
weltweit

Die Finanzmärkte haben die 

Welt mehrfach an den Ab-

grund geführt. Eine zentrale 

Frage der Zukunft lautet 

deshalb: Gibt es Alterna-

tiven zum finanzmarktge-

triebenen Kapitalismus? 

Antworten darauf ste-

hen im Mittelpunkt einer 

internationalen Konferenz, 

zu der die IG Metall vom 

5. bis 7. Dezember nach 

Berlin einlädt. Unter dem 

Motto „Kurswechsel für ein 

gutes Leben“ analysieren 

renommierte und hoch-

rangige ExpertInnen aus 

Gewerkschaften, Politik und 

Wissenschaft neue Wege für 

Gesellschaft und Wirtschaft. 

So sollen in sechs Foren die 

künftigen „Herausforde-

rungen“ diskutiert werden, 

unter anderem zum Umbau 

der Industrie oder zur glo-

balen Ungleichheit. In sechs 

weiteren Foren werden 

„konkrete Ansätze“ unter 

die Lupe genommen, wie 

zum Beispiel „Industrie auf 

grünen Wegen“ oder die 

„Zukunft der Mobilität“. 

Weitere Infos zur Konferenz 
gibt es unter: www.igmetall-
kurswechselkongress.de

Berthold Huber, Erster Vorsitzender 
der IG Metall und Präsident des 
neu gegründeten internationalen 
Gewerkschaftsverbundes Indus-
triALL Global Union, gibt die Ziel-
richtung vor: „Wir müssen uns auf 
die Hauptplayer der Globalisierung 
konzentrieren, auf die multinatio-
nalen Konzerne.“ Mit diesen sollen 
die Gewerkschaften globale Rah-
menvereinbarungen über weltweit 
gültige soziale Mindeststandards 
verhandeln. Seit geraumer Zeit 
bemühen sich die Gewerkschaf-
ten, mit globalen Abkommen in 
multinationalen Konzernen Arbeit-
nehmerrechte zu sichern – nicht 
nur in der Industrie, sondern auch 
in Dienstleistungsbranchen. Pro-
minentes Beispiel eines Unterneh-
mens, das sich standhaft weigert, 
die gleichen Rechte wie den Be-
schäftigten hierzulande auch den-
jenigen in Töchterfirmen weltweit 
zuzugestehen, ist die Deutsche 
Telekom (einblick 4/12).

Rund 80 solcher Abkommen 
gibt es mittlerweile weltweit. In ers-
ter Linie regeln sie, dass Konzerne 
Arbeitnehmerrechte an allen Stand-
orten einhalten. Dazu gehören zum 
Beispiel der Schutz der Versamm-
lungs- und Koalitionsfreiheit oder 
Standards im Gesundheitsschutz. 
Mehr als 20 dieser Abkommen 
sind im Organisationsbereich der 
IG Metall ausgehandelt worden, 
unter anderem mit Bosch, EADS, 
VW, Daimler, BMW und MAN. 

Mitte Oktober konnte Lilo Ra-
demacher, Zweite Bevollmächtigte 
der IG Metall Friedrichshafen-
Oberschwaben, eine weitere Ver-
einbarung verkünden. Unter dem 
Titel „Grundsätze sozialer Verant-
wortung“ sichert der schwäbische 
Konzern ZF Friedrichshafen seinen 
Beschäftigten an allen Standorten 
zu, direkte Ansprechpartner für 

ArbeitnehmerInnen in Konflikt-
fällen zu benennen. Hintergrund: 
Mehrfach war es in brasilianischen 
Werken nach Unfällen zu Proble-
men gekommen. Zwar sind brasi-
lianische Arbeitgeber verpflichtet, 
ArbeitnehmerInnen, die nach einem 
Unfall nicht mehr voll einsatzfähig 
sind, weiter zu beschäftigen. Doch 
einige örtliche Werksleitungen ver-
suchten, sich davor zu drücken, 
erklärt Rademacher. Die IRV regelt 
nun, dass der Konzern bei Verstö-
ßen Maßnahmen einleiten kann. 
Rademacher fordert den Konzern-
vorstand auf, die Vereinbarung 
weltweit anzuerkennen.

Akzeptanz ist wichtig, wie der 
Fall Siemens in den USA zeigt. Erst 
im Sommer hatte der Konzern ge-
meinsam mit dem Gesamtbetriebs-
rat, der IG Metall und IndustriALL 
eine IRV vereinbart. Doch nur sechs 
Wochen später verstieß die ört-
liche Siemens-Leitung im amerika-
nischen Städtchen North East gegen 
die Vereinbarung, so die IG Metall. 
So warnten die Manager die rund 
60 Beschäftigten vor dem Enga-
gement der amerikanischen Stahl-
arbeiter-Gewerkschaft USW am 
Standort. Unter anderem kündig-
ten sie laut Süddeutscher Zeitung 
„sehr harte“ Tarifverhandlungen 
an. Nach amerikanischem Arbeits-
recht müssen die Beschäftigten 
vorher abstimmen, ob sie von ei-
ner Gewerkschaft vertreten wer-
den wollen. In der Vereinbarung 
betont Siemens jedoch den Willen 
zur konstruktiven Zusammenarbeit 
mit Beschäftigten, Gewerkschaften 
und ArbeitnehmervertreterInnen. 

Der IG Metall-Konzernbeauftrag-
te für Siemens, Reinhard Hahn, 
kritisiert: „Es ist schade, dass die 
Rahmenvereinbarung bei der ersten 
internationalen Bewährungsprobe 
scheinbar ignoriert wird.“ Die IG 

Metall fordert die Manager bei Sie-
mens auf, das Abkommen nicht nur 
zur Kenntnis zu nehmen, sondern 
auch einzuhalten. Zu spät für die 
USW am Standort North East: Die 
Beschäftigten folgten den Argumen-
ten der Manager und lehnten ein 
Engagement der Gewerkschaft ab.

Um sicherzustellen, dass örtliche 
Werksleitungen in den USA keinen 
Einfluss auf die Gewerkschafts-Ab-
stimmung nehmen, hat die IG BCE 
mit dem Kautschukkonzern Freu-
denberg eine ergänzende Neutra-

litäts-Klausel vereinbart. „Dadurch 
haben unsere Schwestergewerk-
schaften die Chance, sich ohne 
Einflussnahme der Arbeitgeber den 
Beschäftigten zu präsentieren und 
bei der Abstimmung anzutreten“, 
erklärt Michael Wolters, beim IG 
BCE-Hauptvorstand zuständig für 
Globalisierung und Europapolitik. 

Um Arbeitnehmerrechte welt-
weit durchzusetzen, bauen IG 
Metall und IG BCE zudem auf 
transnationale gewerkschaftliche 
Netzwerke. So tagt ein solches ge-
werkschaftliches Netzwerk beim 
Chemiekonzern BASF in Lateina-
merika alle zwei Jahre. Das Beson-
dere: Auch Konzern-Manager neh-
men an den Sitzungen teil. Denn, 
betont Wolters, „die Werteabkom-
men leben vor allem von direkter 
Interaktion“.   •

I n t e r n a t i o n a l e  R a h m e n v e r e i n b a r u n g e n

Global Player für gute Arbeit
Mit Internationalen Rahmenvereinbarungen (IRV) und Netzwerken 
wollen die Gewerkschaften Mindeststandards weltweit durchsetzen. 
einblick stellt einige aktuelle Beispiele aus Industriebranchen vor.

einblick 19/12

GEWERKSCHAFTEN

IndustriALL Global Union setzt 
unter anderem auf Internationale 
Rahmenvereinbarungen, um 
Mindestarbeitsstandards welt-
weit durchzusetzen. Mehr Infos 
dazu auf der Internetseite von 
IndustriALL: www.bit.ly/IA_GFA
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kurz&bündig

Der Fachkräftemangel 
wird sich verschär-
fen, wenn sich die 

Familienpolitik des Bundes 
nicht ändert, warnt der 
NGG-Vorsitzende Franz-Josef 
Möllenberg. Betreuungsgeld 
statt Kita-Ausbau und die 
mangelnde Unterstützung 
für eine Frauenquote in 
Unternehmen werden sich 
negativ auf den zukünftigen 
Fachkräftemangel auswirken.

Eine Qualifi zierungs-
offensive fordert die 
Deutsche Journali-

stinnen- und Journalisten-
Union (dju) in ver.di. Die 
Entwicklung der Online-
Medien und cross-mediale 
Arbeitsweisen müssten in 
der Ausbildung berücksich-
tigt werden. Ein Tarifan-
spruch auf Weiterbildung 
sei notwendig. .

In der Videoüberwa-
chung öffentlicher 
Plätze sieht die GdP 

„kein Allheilmittel“. Zwar 
könnten die Aufzeichnungen 
bei der Aufklärung einer 
Tat helfen, wie stark sie 
allerdings der Abschreckung 
dienten, sei „zweifelhaft“, 
sagt der GdP-Vorsitzende 
Bernhard Witthaut. Bundes-
innenminister Hans-Peter 
Friedrich (CSU) hatte eine ver-
stärkte Videoüberwachung 
nach der tödlichen Prügel-
attacke auf dem Berliner 
Alexanderplatz gefordert.

Klaus Wiesehügel, 
Vorsitzender der 
IG BAU und Präsident 

der Bau-Holzarbeiter Inter-
nationale (BHI), fordert eine 
„gerechte Verteilung der 
Wohlstandsgewinne“ in den 
Schwellenländern.

GEWERKSCHAFTEN

Rund zwei Jahre nach der Ver-
schmelzung der Gewerkschaften 
TRANSNET und GDBA hat die 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft (EVG) in Berlin vom 28. 
Oktober bis zum 1. November 
ihren 1. Ordentlichen Gewerk-
schaftstag abgehalten. Unter dem 
Motto „Gemeinsam arbeiten für 
Menschen, Arbeit, Umwelt“ zogen 
die Mitglieder des Übergangsvor-
standes eine positive Bilanz. „Die 
Bildung der EVG war und ist der 
richtige Schritt“, betonte der alte 
und neue Vorsitzende Alexander 
Kirchner vor den rund 300 Dele-
gierten. Den „his torischen Schritt“ 

E V G - K o n g r e s s

„Es ist ein Wir-Gefühl entstanden“

I G  M e t a l l

Mehr Geld für 200 000 Leiharbeiter

würdigte auch der ebenfalls wieder 
gewählte stellvertretende Vorsit-
zende Klaus-Dieter Hommel: „Es 
ist ein Wir-Gefühl entstanden, wir 
reden nicht mehr über den Zusam-
menschluss. Wir leben ihn.“

In seiner Grundsatzrede nach 
der Wahl des neuen Bundesvor-
standes (siehe Personalien, Seite 8) 
erinnerte Alexander Kirchner daran, 
dass eine noch stärkere Hinwen-
dung zum Mitglied der Schlüssel 
zum Erfolg gewerkschaftlicher 
Arbeit sei. Nachdem die notwen-
digen Strukturen aufgebaut seien, 
soll nun die inhaltliche Arbeit im 
Vordergrund stehen. In diesem Zu-

sammenhang verwies Kirchner auf 
die Herausforderungen, die vor der 
EVG liegen: Abschluss des Zukunft-
Tarifvertrages mit der Deutschen 
Bahn AG, Weiterentwicklung des 
Branchentarifvertrages, die Ein-
kommensrunde 2013 und der Mit-
te 2014 auslaufende Grundlagen-
Tarifvertrag. 

Die Delegierten hatten über 
rund 600 in Blöcke gefasste An-
träge zu entscheiden. Dabei ging 
es thematisch um eine „neue 
Wirtschaftsordnung“, „gute und 
wertschätzende Arbeit“, „eine 
ökologische Verkehrswende“, um 
„Demokratie und Frieden in Wirt-
schaft und Gesellschaft“, „Sozi-
ale Gerechtigkeit“, „junge Men-
schen und ihre Zukunft“ sowie um 
„starke Gewerkschaften“.   •

Seit 1. November gelten die tariflich 
vereinbarten Branchenzuschläge 
für Leiharbeitsbeschäftigte in der 
Metall- und Elektroindustrie. „Wir 
rechnen schon am 1. November mit 
rund 200 000 Leiharbeitnehmern, 
die Anspruch auf die erste Stufe 
von 15 Prozent mehr Geld haben“, 
sagt Helga Schwitzer, geschäfts-
führendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall. Der Zuschlag werde 
fällig, wenn Leiharbeitsbeschäf-

H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Web 2.0 im Blick
Mit praktischen Hinweisen er-
klärt die Hans-Böckler-Stiftung 
im Netz, wie und wo Betriebsräte 
bei Web 2.0-Anwendungen tätig 
werden können. So haben diese 
beispielsweise die Möglichkeit, 
Social-Media-Richtlinien aufzu-
stellen. Darin kann dann geregelt 
werden, ob Beschäftigte Facebook 
oder Twitter während der Arbeits-
zeit nutzen dürfen.    •
www.boeckler.de/40453.htm

v e r . d i  i n t e r n a t i o n a l

Drei Länder – 
eine Meinung
„Drei-Länder-Wochen“ heißt eine 
ver.di-Aktion, mit der die Gewerk-
schaft gezielt auf die negativen 
Folgen der Finanzkrise aufmerksam 
machen will. In Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz starteten 
ver.di und die Schwestergewerk-
schaften GPA-djp und UNIA eine 
Umfrage über die Zufriedenheit mit 
dem jeweils nationalen politischen 
Management der Finanzkrise. Das 

tigte sechs Wochen oder länger im 
Einsatzbetrieb seien. „Unsere ta-
rifliche Doppelstrategie aus mehr 
Mitbestimmung für Betriebsräte 
in den Entleihbetrieben und Bran-
chenzuschläge in der Leiharbeit 
hat sich gelohnt. Wir haben die 
Situation von Leiharbeits- und 
Stammbeschäftigten maßgeblich 
verbessert“, erklärt Schwitzer. 

Die IG Metall habe aber keines-
falls ihren Frieden mit der Leihar-

Ergebnis ist länderübergreifend 
identisch. „Alle Befragten sprechen 
sich eindeutig gegen die prakti-
zierte Sparpolitik und für mehr 
Investitionen in den Krisenländern 
aus“, bilanziert Wolfgang Pieper, 
Leiter der Grundsatzabteilung, 
das Ergebnis. ver.di will die For-
derungen aus der Umfrage in wei-
teren Veranstaltungen in diesen 
drei Ländern thematisieren, um 
länderübergreifend über die Aus-
wirkungen „ins Gespräch zu kom-
men“. Es müsse auf einen Kurs-
wechsel innerhalb Europas hingear-
beitet werden, heißt es bei ver.di.  •

beit gemacht. „Die Politik bleibt 
gefordert, die Missbrauchsmöglich-
keiten der Leiharbeit zu beenden”, 
so Schwitzer. Es gelte, den Ar-
beitsmarkt neu zu ordnen. Hierfür 
mache die IG Metall weiter Druck. 
Das Synchronisationsverbot, die 
Höchstverleihdauer und Equal Pay 
müssten gesetzlich festgeschrieben 
werden. Dass es anders geht, zeigt 
der Landmaschinenhersteller John 
Deere in Mannheim. Dort sind Leih-
arbeitskräfte bis auf die betrieb-
liche Altersvorsorge bei Entgelt und 
Arbeitsbedingungen der Stamm-
belegschaft gleichgestellt.   •
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Währungsraum 
neu gestalten

Angesichts der Probleme 

bei der Bewältigung der 

Euro-Krise hält das IMK 

einen Strategiewechsel 

für erforderlich, der die 

Auflagen für die Krisen-

länder abmildert und den 

Konsolidierungskurs streckt. 

Sanktionen müssten für die 

gesamte Währungsunion 

tragfähig und dabei nicht 

selbstzerstörerisch sein. Die 

Einführung sanfterer, aber 

glaubwürdiger Sanktionen 

sei unerlässlich. 

Bei der notwendigen institu-

tionellen Neugestaltung des 

Euroraums soll der Einhal-

tung des Inflationsziels der 

EZB Rechnung getragen wer-

den, ebenso wie den sich 

bei Abweichungen ergeben-

den Ungleichgewichten der 

Zahlungsbilanz. Da die Geld-

politik im Euroraum einheit-

lich ist, kommt der nationa-

len Fiskalpolitik und einer 

flankierenden Lohnpolitik 

eine bedeutende stabilisie-

rende Rolle zu. 

Sinnvoll sei es, so das IMK, 

„einen Europäischen Wäh-

rungsfonds zu schaffen, der 

für die Prävention, Vorschlä-

ge, Hilfsmaßnahmen und die 

Überwachung der Ziele ver-

antwortlich ist. Dies wäre 

eine Strategie, den Euro-

raum nachhaltig zu stabili-

sieren, ohne zumindest auf 

mittlere Sicht nationale Sou-

veränitäten zu gefährden“.

Zwischenbilanz des IMK in der 
Hans-Böckler-Stiftung 
zur Eurokrise:
http://bit.ly/Loesung_Eurokrise

L
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einblick 19/12

Die Lage im Euroraum ist zweieinhalb Jahre nach 
Beginn der Euro-Krise prekär. Es müssen wirtschafts-
politische Maßnahmen ergriffen werden, die das 
Vertrauen in die Stabilität des Euroraums wieder-
herstellen und die zugleich nachhaltige öffentliche 
Finanzen und einen Abbau der Leistungsbilanzun-
gleichgewichte ermöglichen. Eine erfolgverspre-
chende Krisenstrategie beinhaltet vier unerlässliche 
Elemente: 

1.  Die Bereitschaft der EZB, unbegrenzt am 
Markt für Staatsanleihen zu intervenieren, ist 
erforderlich, weil nur die Zentralbank über hin-
reichende Mittel verfügt, dem wirtschaftspolitischen 
Stabilisierungswillen Nachdruck zu verleihen und die 
langfristigen Zinsen in den Krisenländern zu verrin-
gern. Die deutliche Verringerung der Zinsdifferenzen 
im Euroraum ist erforderlich, weil die Geldpolitik nur 
so in den Krisenländern expansiv wirken kann. Ge-
rade die Krisenländer benötigen diesen Impuls, da 
die Fiskalpolitik im Zuge der Konsolidierung restriktiv 
wirkt. Die EZB würde somit durchaus im Rahmen 
ihres Mandats handeln, da sie letztlich die Wirk-
samkeit ihrer Geldpolitik wiederherstellt. Die EZB 
hat aber ein Problem: Die Regierungen haben bis-
her weder Schuldenschnitte noch einen veränderten 
Euro-Länderkreis ausgeschlossen. Damit beinhalten 
Staatsanleihenkäufe erhebliche Risiken, die letztlich 
die Steuerzahler tragen. Daher und weil die EZB kei-
ne Bedingungen an Anleihenkäufe knüpfen kann, 
war es folgerichtig, diese an ein Hilfsprogramm der 
Rettungsfonds EFSF/ESM zu koppeln.

2.  Erforderlich ist ein Bekenntnis der Re-
gierungen, die Krise gemeinsam und ohne 
weitere Schuldenschnitte zu bewältigen. 
Dies könnte beispielsweise mit einem Schulden-
tilgungsfonds umgesetzt werden: Garantieren die 
Euroländer gemeinschaftlich alle Schulden, die über 
eine Staatsschuldenquote von 60 Prozent des BIP 
hinausgehen (bedienen sie aber einzelstaatlich), 
schließen sie Schuldenschnitte faktisch aus. In der 
gegenwärtigen Krisenstrategie wird ein Schulden-
schnitt dagegen stets mitgedacht, und Marktzinsen 
sollen als disziplinierendes Mittel zum Sparen 
wirken. Damit wird nicht nur die Rationalität der 
Finanzmärkte verklärt und das Risiko künftiger spe-
kulativer Attacken in Kauf genommen, sondern es 
wird zudem verhindert, dass Staatsanleihen wieder 
den Status als sichere Anlagen erlangen. 

3.  Um die künftige Zahlungsfähigkeit aller 
Euroländer zu fördern, bedarf es institutio-
neller Regelungen, die über den Defizitabbau 
hinausgehen. Sie müssen auch auf eine Verrin-
gerung von Leistungsbilanzsalden hinwirken, die 
unabhängig vom Vorzeichen auf entstehende Zah-
lungsbilanzprobleme hindeuten, das heißt auf eine 
übermäßige Auslandsverschuldung von privaten In-
vestoren oder dem Staat und – als Kehrseite – auf 
einen übermäßigen Aufbau von Forderungen gegen-
über dem Ausland. Statt eines prozyklisch wirkenden 
Defizitziels sollte ein öffentlicher Ausgabenpfad 
festgelegt werden. Für die Bedienung der gemein-
schaftlich garantierten Staatsschulden könnte ein 
Teil der Einnahmen aus einer konjunkturabhän-
gigen Steuer vorgesehen werden – wie etwa der 
Einkommensteuer. Hinzu müsste eine stärkere und 
symmetrische Überwachung der Leistungsbilanzen 
treten, die bei Fehlentwicklungen eine Änderung der 
nationalen Fiskalpolitik beinhaltet.

4.  Erforderlich ist somit eine nach Ländern 
differenzierte Fiskalpolitik. In Ländern mit Leis-
tungsbilanzüberschüssen muss die Fiskalpolitik trotz 
Schuldenabbau insgesamt expansiv ausgerichtet 
sein, um die Binnennachfrage zu stärken und die 
Importe zu erhöhen. Dies stabilisiert auch den Euro-
raum insgesamt. Demgegenüber müssen Länder mit 
Leistungsbilanzdefiziten ihre internationale Wettbe-
werbsfähigkeit durch gering steigende Lohnstück-
kosten erhöhen. Fehlt eine entsprechende Lohnpoli-
tik, so ist eine mit der Konsolidierung einhergehende 
Schwächung der Binnennachfrage notwendig. Wie 
auch jüngere Studien des Internationalen Wäh-
rungsfonds zeigen, dämpft die derzeitige Austeri-
tätspolitik das Wachstum aber deutlich stärker als 
erwartet. Der Konsolidierungskurs sollte daher ge-
streckt werden. Mit diesem wachstumsfördernden 
Ansatz wäre es möglich, nicht nur die desolate Lage 
in den Krisenländern zu überwinden, sondern auch 
die finanziellen Risiken zu mindern.   •

Eine Krisenstrategie, die den Euroraum insgesamt stabilisiert, 
fordert IMK-Referatsleiterin Silke Tober.

E u r o - K r i s e

Sparpolitik allein ist keine Lösung

MEINUNG

Die Volkswirtschaftlerin Dr. 
Silke Tober (48) ist seit Juli 
2005 Leiterin des Referats 
Makroökonomische Grundla-
genforschung, Geldpolitik am 
Institut für Makroökonomie 
und Konjunkturforschung 
(IMK) in der Hans-Böckler-
Stiftung.
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„Hungern ist die halbe Miete“

Überschrift einer Meldung auf sueddeutsche.de vom 31.10. Hintergrund 
ist der Fall eines Hartz-IV-Empfängers in München, dem das Jobcenter den 
Mietzuschuss gekürzt hat. Um sich die Wohnung weiter leisten zu können, 
hat er laut SZ beim Essen gespart und 16 Kilogramm abgenommen.

8

FACHKRÄFTESICHERUNG: Ältere ArbeitnehmerInnen kaum gefördert

dieDGBgrafik

Der von Arbeitgebern beklagte Fach-

kräftemangel betrifft perspektivisch 

„nur eine Minderheit“. Das belegt eine 

aktuelle Studie des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB). 

Diese attestiert einen „eher mäßigen 

Problemdruck“. Ein Beleg: Ältere Arbeit-

nehmerInnen werden weiterhin kaum 

gefördert, um ihre Erwerbsfähigkeit 

zu sichern oder zu stärken. Nur neun 

Prozent aller befragten Unternehmen 

beziehen Ältere in die betriebliche Wei-

terbildung mit ein, nur sechs Prozent 

setzen auf altersgemischte Teams. ©
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Quelle: IAB-Forschungsbericht 13/2012
 

Betriebliche Maßnahmen für ältere Beschäftigte 2011 (in Prozent)
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personalien
 ••• Der Erste Ordentliche Gewerk-
schaftstag der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) hat 
Alexander Kirchner, 56, mit 
96,9 Prozent als Vorsitzenden be-
stätigt. Kirchner war von 2008 bis 
2010 Vorsitzender der ehemaligen 
TRANSNET und seit 2010 Vorsit-
zender der EVG. Zu seinen Stell-
vertreterInnen wählten die Dele-
gierten Regina Rusch-Zimba, 
57, (84,2 Prozent) und Klaus-
Dieter Hommel, 57, (89,4 Pro-
zent). Rusch-Zimba gehört seit 1998 
dem TRANSNET- bzw. EVG-Vor-
stand an. Hommel war Mitbegrün-
der der ehemaligen Beamtenbund-
Gewerkschaft GDBA-Ost und seit 
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6.11.  DGB und Hans-
Böckler-Stiftung, Workshop „Ar-
beitsbeziehungen im Handwerk“, 
Berlin

7.11.  DGB-Region Nie-
dersachsen-Mitte und KDA Hanno-

ver, 2. Arbeitsweltforum „Arbeiten 
bis zum Umfallen? Handlungsmög-
lichkeiten bei steigenden psychi-
schen Belastungen“, Hannover

7./8.11.  Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftliches Institut, 
WSI-Herbstforum „Krisen-Folgen! 
Krisen-Auswege?“, Berlin

7./8.11.  DGB, Ringvorlesung 
an der Technischen Universität Ber-
lin „Konsum und Nachhaltigkeit: 
Zwischen Allmacht und Ohnmacht 
der Konsumenten“, Berlin

8./9.11.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Geschlechter-
verhältnisse steuern – Perspekti-
venwechsel im Steuerrecht“, Berlin

9.11.  DGB und Gewerk-
schaften, „9. November – ein deut-
scher Gedenktag“, bundesweite 
Veranstaltungen

11.11.  DGB Sachsen, „2. 

Politisches Terrassengespräch – 
Diskussionsrunde mit gewerk-
schaftlich organisierten Mitglie-
dern des Sächsischen Landtages“, 
Dresden

14.11.  EGB, europaweit, 
Aktionstag der europäischen Ge-
werkschaften, u.a. Generalstreik in 
Portugal und Spanien

15.11.  GEW, 3. Follow-up-
Kongress zum Templiner Manifest 
„Gute Arbeit in der Wissenschaft“, 
Berlin

17.11.  DGB NRW, Rosa-
Luxemburg-Stiftung, Konferenz 
„Wege aus der europäischen Kri-
se“, Essen

17.11.  GEW, Fachtagung 
„Frauen in Führung – Führung von 
Frauen, Erfahrungen und Erfolge 
von und für Führungsfrauen mit 
Gender Mainstreaming“, Berlin

2003 deren Vorsitzender. Bundes-
geschäftsführer ist Wolfgang 
Zell, 61, (80,2 Prozent). Als wei-
tere Mitglieder im Vorstand wurden 
Reiner Bieck, 49, (54,9 Prozent) 
und Martin Burkert, 48, (74,5 
Prozent) wieder gewählt.
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Ge s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g

Greift nicht bei „Gassi-Gehen“
Wer mit dem Nachbarhund „Gassi geht“, steht nicht unter dem

Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Wird er von dem Tier ge-
bissen, gibt es keine Leistungen von der Berufsgenossenschaft.

Der Fall: Der Hundehalter bat seinen Nachbarn, vorübergehend
seinen Hund zu betreuen. Der Hund kannte den Helfer und gehorch-
te ihm auch. Während eines Spaziergangs biss der Hund den Helfer
in beide Hände und den rechten Arm. Der Mann erlitt bis zu 30 tiefe
Fleischwunden. Die Berufsgenossenschaft lehnte die Anerkennung
als Arbeitsunfall ab. Die Klage des Hundehalters hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Versorgung eines Hundes in der
Wohnung des abwesenden Hundehalters ist keine arbeitneh-
merähnliche Tätigkeit. Dies ist keine Beschäftigung, die auch übli-
cherweise in einem dem allgemeinen Arbeitsmarkt zuzurechnenden
Beschäftigungsverhältnis geleistet wird. Der Helfer war beim Aus-
führen des Hundes weder als Beschäftigter noch als „Wie-Beschäf-
tigter“ noch als Nothelfer in der gesetzlichen Unfallversicherung ver-
sichert. Beide, Helfer und Hundehalter, kannten sich seit Jahren und
waren gute Freunde. Sie hatten bereits vor einigen Jahren die Schlüs-
sel ihrer Wohnungen ausgetauscht. Allein der Austausch der Schlüs-
sel der gegenseitigen Wohnungen lässt auf ein besonderes, einer
Verwandtschaft ähnliches Vertrauensverhältnis schließen. Der Ver-
letzte hat nur einen Freundschaftsdienst geleistet. Erfolgen Hilfeleis -
tungen wie hier aufgrund verwandtschaftlicher oder freundschaftli-
cher Beziehungen, liegt kein arbeitnehmerähnliches Verhalten vor.

R e c h t s l i t e r a t u r

Kein Geld vom Job-Center
Ein Hartz-IV-Empfänger hat keinen Anspruch darauf, dass ihm

das Jobcenter Rechtsliteratur bezahlt.
Der Fall: Der Hartz-IV-Empfänger begehrt Leistungen in Höhe

von 1.318 Euro für rechtswissenschaftliche Literatur. Das Jobcenter
hatte in der Vergangenheit mehrfach die Leistungen aufgrund von
Sanktionen gekürzt. Rechtsmittel dagegen waren sämtlich erfolg reich.
Der Leistungsempfänger beantrag te die Finanzierung der Literatur
als Sonderbedarf und führte aus: Er müsse sich gegen die Sanktionen
und Eingliederungsvereinbarungen zur Wehr setzen können. Den Wi-
derstand gegen das „menschenverachtende Hartz-IV-Sys tem“ müsse
er auf dem Rechtsweg austragen. Er müsse sich nicht an einen
Rechtsanwalt verweisen lassen. Die rechtswissenschaftliche Literatur
sei unabweisbar zur Verteidigung seiner Menschen- und Grundrech-
te. Es liege ein laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf vor.
Die Sanktionen hätten das Ziel der Vernichtung seiner physischen
Exis tenz. Die Kosten für die Literatur seien auch nicht in der Regelleis -
tung enthalten, das widerspreche der zuvor erfolgten Absenkung.
Nach dem Bundesverfassungsgericht sei die Regelleis tung verfas-
sungswidrig. Die gegen die Ablehnung des Job-Centers gerichtete
Klage hatte keinen Erfolg.

Das Landessozialgericht: Es ist nicht erkennbar, dass die bean-
tragte Rechtsliteratur für ein menschenwürdiges Existenzminimum
unabweisbar ist. Die beantragten Sonderbedarfe gehören nicht zu
den unabweisbaren, laufenden und besonderen Bedarfen. Sie sind
mit der Regel leistung pauschaliert abgedeckt.

A r z t h o n o r a r

Nur bei Leistung
Sagt ein Patient einen vereinbarten Behandlungstermin ab, steht

dem Arzt kein Honorar zu. Bei einer Terminabsprache handelt es sich
um eine organisatorische, nicht um eine rechtsverbindliche Vereinba-
rung. Das gilt auch, wenn der Arzt ein Ausfallhonorar vereinbart hat,
wenn ein fest zugesagter Termin kurzfristig abgesagt wird.

V e r f a h r e n s d a u e r

30 Monate sind zuviel
Die Untätigkeit eines Sozialgerichts über einen Zeitraum von 30

Monaten ist mit verfassungsrechtlichen Grundsätzen nicht vereinbar.
Zwar lässt sich der Verfassung keine konkrete Vorgabe entnehmen,
innerhalb welcher Zeit es zu einer mündlichen Verhandlung kommen
muss. Ein Abwarten von 30 Monaten genügt aber den verfassungs-
rechtlichen Anforderungen nicht. Durch das Gesetz über den Rechts-
schutz bei überlangen Gerichtsverfahren stehen seit Dezember 2011
Rechtsbehelfe gegen solche Gerichtsverfahren zur Verfügung. 

f a c e b o o k

Beleidigung rechtfertigt Kündigung
Grobe Beleidigungen des Arbeitgebers oder von Kollegen können

eine Kündigung auch ohne vorherige Abmahnung rechtfertigen. Dies
gilt auch für Einträge in sozialen Netzwerken wie „facebook“. Ein
solcher Eintrag kann nicht mit einer wörtlichen Äußerung unter Kol-
legen gleichgestellt werden, sondern greift nachhaltig in die Rechte
der Betroffenen ein, da der Eintrag, solange er nicht gelöscht wird,
immer wieder nachgelesen werden kann.

D r u c k k ü n d i g u n g

Entspannung ist zu versuchen
Eine Kündigung ist nicht wirksam, nur weil Arbeitskollegen ihrer-

seits mit Eigenkündigung drohen. Wenn der Arbeitgeber sich auf die
Drucksituation berufen will, muss er darlegen, welche konkreten
Maßnahmen er ergriffen hat, um die Drucksituation in den Griff zu
bekommen. Der Hinweis auf allgemeine Gespräche reicht nicht aus.

W e t t b e w e r b s v e r b o t

Bei Verletzung Geld herausgeben
Nach dem Gesetz kann der Arbeitgeber bei einer Verletzung des

Wettbewerbsverbots Schadensersatz fordern. Der Arbeitgeber kann
stattdessen aber auch verlangen, dass der Arbeitnehmer die für ei-
gene Rechnung gemachten Geschäfte als für Rechnung des Arbeit-
gebers eingegangen gelten lässt und die aus diesen Geschäften be-
zogene Vergütung herausgibt.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Landessozialgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 31. August 2012 – L 8 U 4142/10

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, 
Urteil vom 21. Juni 2012 - L 5 AS 322/10

Arbeitsgericht Duisburg, 
Urteil vom 26. September 2012 - 5 Ca 949/12

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, 
Urteil vom 20. März 2012 - 2 Sa 331/11

Amtsgericht Bremen, 
Urteil vom 9. Februar 2012 – 9 C 566/11

Bundesverfassungsgericht, 
Beschluss vom 13. August 2012 – 1 BvR 1098/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 19/12

einein

einblick 19/12
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Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 17. Oktober 2012 - 10 AZR 809/11



Z u s c h u s s r e n t e

Viel Bürokratie für wenig Leistung
Versprochen hatte die Bundesre-
gierung die Aufstockung der Rente 
für Geringverdiener. Herausgekom-
men ist der Koalitionskompromiss 
„Lebensleistungsrente“. Für den 
DGB ist dies purer Zynismus. 

Zuschuss- oder Le-
bensleistungsrente – 
die Begriffe sugge-
rieren, dass es mehr 
Geld im Alter geben 
soll. Auch wenn noch 
nicht ganz klar ist, wie 
die Berechnungen tat-
sächlich aussehen, 
steht aber schon jetzt 
fest, dass es allenfalls 
Almosen für wenige 
geben wird. 

Bis zu den Koali-
tionsgesprächen von 
CDU/CSU und FDP 
am 4. November versprach Bun-
desarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen eine „Zuschussrente“, 
die allerdings schon mit so hohen 
Hürden verbunden war, dass Ge-
ringverdiener so nicht vor Altersar-
mut geschützt werden. Nachdem 
Schwarz-Gelb sich gegenseitig 
einige Wünsche im Tauschgeschäft 

akzeptabel sind. Wer die Mini-
Aufstockung haben will, muss nun 
mindestens 40 Beitragsjahre nach-
weisen und zusätzlich privat vor-
gesorgt haben. Abgesehen davon, 
dass selbst die Bundesregierung 

davon ausgeht, dass diese Voraus-
setzungen kaum zu erreichen seien, 
bleibe der kleine Zuschuss wir-
kungslos, kritisiert der DGB: „Am 
Ende bleibt in der Regel weniger als 
die Grundsicherung im Alter übrig.“

Buntenbach sieht zudem die 
Gefahr, dass die Rentenversiche-
rung zum zweiten Sozialamt wird. 
Denn Zuschläge gibt es nur, wenn 
neben den Zugangsvorausset-
zungen auch das Haushaltsein-
kommen nicht zu hoch ist. Die Ver-
sicherten und ihre Partner müssten 
sämtliche Einkommensdaten offen 
legen, die Rentenversicherung 
muss die Unterlagen prüfen. „Das 
ist nicht nur bürokratisch, sondern 
auch unwürdig“, betont Bunten-
bach. Der DGB bleibe deshalb bei 
seiner Forderung einer Rente nach 
Mindesteinkommen.   •

+  Eine deutliche Mittel-
aufstockung „gegen 

gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ fordert 
Astrid Rothe-Beinlich, 
Bundestagsabgeordnete 
von Bündnis 90/Die Grünen. 
„Wir fordern ein 50-Millio-
nen-Euro-Programm.“

- Gegen die hohe 
Arbeitslosigkeit in 

den Krisenländern kennt 
Bundeswirtschaftsminister 
Philipp Rösler nur ein Rezept: 
„Flexible Arbeitsmärkte sind 
die Voraussetzung für den 
Abbau der hohen Arbeits-
losigkeit“.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.equaltimes.org
Neues News-Portal 

des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes 

(IGB) mit Meldungen 
aus der globalisierten 

Arbeitswelt

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Gemeinsame 
Stellungnahme von 
DGB und BDA zum 

Sozialwahlbericht 2011

genehmigte, wie das Betreuungs-
geld und die Streichung der Pra-
xisgebühr, heißt der geplante Zu-
schlag auf die zu erwartende Welle 
von Armutsrenten jetzt „Lebens-
leistungsrente“. Das Wort klingt 

nach Anerkennung, das Ergebnis 
ist allerdings das glatte Gegenteil. 

Für DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach heißt der Vor-
schlag nichts anderes, als dass die 
Koalition „Altersarmut offenbar 
billigend in Kauf nimmt“. Das liegt 
auch an den noch schärferen Be-
dingungen, die für den DGB nicht 

Die neuen Beschlüsse bringen den 
RentnerInnen nichts, denn die 
geplante Anhebung um 10 bis 15 
Euro über dem Grundsicherungs-
niveau würde nicht einmal 
ausreichen, die Beiträge für die 
Versicherungen zu decken. Offen 
ist zudem noch, auf welcher Basis 
gerechnet wird. Zugrunde gelegt 
werden könnten der durchschnitt-
liche Wert für Deutschland, die 
Länderdurchschnitte oder – das 
ist der Ansatz des Bundesarbeits-
ministeriums – die noch höheren 
Werte aus Ballungszentren wie 
München (876 Euro) oder Wies-
baden (811 Euro).©
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  *Annahme für Zuschuss: 15 Euro
**Beiträge zur Krankenversicherung- und 
    Pflegeversicherung

81,6 796714,4

74,1 723648,9

74,0 722648,0

73,8 720646,2

66,7 651584,3

Unterschiedliche Leistung
Durchschnittliche Grundsicherung nach Bundesländern
(Auswahl) und die darauf bezogene Lebensleistungs-
rente (in Euro) 

Hamburg

NRW

Deutschland

BaWü

Sachsen-Anhalt

Grundsicherung + Zuschuss* Abzüge**Netto (v. Steuern)
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Die EU-Kommission will 
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wie die Wasserversorgung 
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Marktmacht im Handel
Große Lebensmittelkonzerne 

wie Edeka und Rewe forcieren 
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Selbstständige Kaufleute 

übernehmen Filialen – oft mit 
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Was die Gewerkschaften in 

der zweiten Amtszeit von 

US-Präsident Barack Obama 
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Washington Marion Knappe
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Pläne gestoppt
Der EU-Verkehrsausschuss hat 
Anfang November weitere Libe-
ralisierungen im Verkehrssektor 
abgelehnt. Eine von der EU-Kom-
mission geplante Richtlinie hätte 
für das Flughafenbodenpersonal 
Lohn- und Sozialdumping zur Folge 
gehabt. Im Vorfeld der Abstimmung 
hatten ver.di und die Europäische 
Transportarbeiterföderation (ETF) 

zu einer Großdemonstration in 
Brüssel aufgerufen. Nach den 
Kommissionsplänen hätten die 
Flughäfen mehr Abfertigungsun-
ternehmen zulassen müssen. Von 
der Verordnung wären die Abfer-
tigungen von Fluggästen bis hin 
zum Catering betroffen gewesen. 
„Der Zwang zur Zulassung weiterer 
Dienstleister bringt nicht mehr Ef-
fizienz, sondern fördert Lohn- und 
Sozialdumping“, kritisierte DGB-
Vorstandsmitglied Dietmar Hexel 
die Liberalisierungspläne.   •

I n d u s t r i e s t a n d o r t

Gute 
Bedingungen
Die Unternehmen sind mit dem 
Standort Deutschland weitgehend 
zufrieden. Nach einer Studie des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft 
(IW) im Auftrag des Bundeswirt-
schaftsministeriums liegt Deutsch-
land auf Rang 5 hinter den USA, 
Schweden, Dänemark und der 
Schweiz. Positiv seien die Versor-
gungssicherheit (Energie), Rechts-
sicherheit und Infrastruktur. Auch 
die deutschen Arbeitsbeziehungen 
erhielten gute Noten. So seien die 
Arbeitszeiten sehr flexibel und Ar-
beitskämpfe selten.   •

POLITIK AKTUELL

Viel Zeit bleibt nicht mehr, um die notwendigen Kinderbetreu-
ungsplätze zu schaffen, für die die Bundesregierung ab August 
kommenden Jahres einen Rechtsanspruch geschaffen hat. Wird er von 
den Eltern wie prognostiziert wahrgenommen, müsste eine Betreu-
ungsquote von mindestens 39 Prozent erreicht werden. Nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes liegt die aktuelle Quote jetzt noch 
unter 28 Prozent. In den kommenden neun Monaten müssten also noch 
220 000 Betreuungsplätze für unter Dreijährige geschaffen werden. Der 
DGB fordert deshalb einen „Krippengipfel“, auf dem sich Bund, Länder 
und Gemeinden über einen gemeinsamen Ausbauplan verständigen.

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

0/
12

Quelle:Statistisches Bundesamt 2012

15,5 17,6 20,2 23,0 25,2 27,6

Plätze fehlen
Betreuungsquote von Kindern unter drei Jahren (in Prozent)
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W i r t s c h a f t s w e i s e

Realität 
ausgeblendet
Im Jahresgutachten des Sach-
verständigenrates der Bundesre-
gierung loben die so genannten 
Wirtschaftsweisen die ersten Er-
folge der Sparpolitik. Für DGB-Vor-
standsmitglied Claus Matecki heißt 
das, sie „nehmen die Realität nicht 
wahr“. Im Gutachten bewertet der 
Sachverständigenrat die europä-
ische Kürzungspolitik durchaus 
als positiv. Ausgeblendet werde 
aber die tatsächliche Situation in 
den Krisenländern, wirft Matecki 
dem Gremium vor. Denn Europa 
stecke in einer Rezessionsfalle, die 
Arbeitslosigkeit erreiche Rekordhö-

B e t r e u u n g s g e l d

Gerichtliche 
Überprüfung
Ab 1. August 2013 wird es das 
umstrittene Betreuungsgeld ge-
ben. 100 Euro monatlich gibt es 
künftig für ein- bis zweijährige 
Kinder. Die schwarz-gelbe Koaliti-
on hat dem zugestimmt. Für den 

B e t r i e b s ä r z t e

Stress im Job 
macht krank
Der Strukturwandel in der Arbeits-
welt, verbunden mit steigender Fle-
xibilität und Mobilität, der wach-
sende Fachkräftemangel und die 
demografische Entwicklung sind 
für die Betriebs- und Werksärzte 
Treiber von psychischen Erkran-
kungen. Psychische und psychoso-
matische Erkrankungen verursach-
ten heute im Gesundheitssystem 
wie in den Betrieben hohe Kosten 
„bei einer deutlich steigenden Ten-
denz“. Auf der Jahrestagung 2012 
des Verbandes Deutscher Betriebs- 
und Werksärzte (VDBW) gehörte 
das Thema Prävention und Früher-
kennung psychischer Erkrankungen 
zu den Schwerpunkten.

Die Zunahme fordere Unter-
nehmen und Betriebsärzte he-
raus, erklärte VDBW-Präsident 
Wolfgang Panter. Im Idealfall, so 
Panter, herrscht im Betrieb eine 

hen, private und öffentliche Armut 
nehme zu, und die Schuldenquo-
te wachse. Die Wirtschaftsweisen 
„verharmlosen“ die tatsächliche 
Situation nicht nur, kritisiert Mate-
cki, sondern schlagen sogar noch 
härtere Kürzungen vor. Nicht nur 
die aktuelle Krisenbewertung ist für 
den DGB falsch. Auch die Analyse 
des Beschäftigtenbooms gehe an 
der Realität vorbei. Zudem greife 
das Gutachten erneut den Kün-
digungsschutz an. Claus Matecki: 
„Das Jahresgutachten verkennt die 
Krisengefahr und ist arbeitnehmer-
feindlich.“ Der Wirtschaftsweise 
Professor Peter Bofinger hat als 
einziger in dem fünfköpfigen Rat 
ein Minderheitenvotum zur Be-
wertung der Krise abgegeben.   •
www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de

„respektvolle und wertschätzende 
Führungskultur sowie eine offene 
Kommunikationskultur statt Mob-
bing, Kritik und schwelende Kon-
flikte“. Eine gute Führung stelle 
den Mensch bei der Arbeit wieder 
in den Mittelpunkt.   •

DGB ist diese Entscheidung der 
Bundesregierung bereits vom An-
satz falsch. Am Abstimmungstag 
appellierte die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
noch einmal an das Parlament, 
das Gesetz abzulehnen. Es sei „ei-
ne Zumutung“, wenn junge Eltern 
entscheiden müssten, ob sie einen 
staatlich geförderten Betreuungs-
platz in Anspruch nehmen oder ihr 

Kind zu Hause betreuen und dafür 
Geld fürs Bildungssparen bekom-
men. Eltern, die einen Krippenplatz 
in Anspruch nehmen, werden nun 
gleich mehrfach zur Kasse gebe-
ten, kritisiert Ingrid Sehrbrock. Sie 
bekämen keinen Zuschuss für die 
Ausbildung, müssen den Krippen-
platz bezahlen und finanzieren mit 
ihrer Steuer die Bildungssparver-
träge der anderen. 

Der Gleichstellungs- und Bil-
dungspolitik werde ebenfalls ein 
schlechter Dienst erwiesen, denn 
das Betreuungsgeld befördere 
die traditionellen Rollenbilder. 
Die Oppositionsparteien im Bun-
destag schließen eine rechtliche 
Überprüfung des Gesetzes nicht 
aus. Auch der DGB hält eine ver-
fassungsrechtliche Überprüfung 
für erforderlich.   •
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Wasser ist 
Menschenrecht

Wasser ist kostbar gewor-

den. Weltweit agierende 

Unternehmen wollen damit 

hohe Gewinne erzielen. Sie 

treiben die Preise für Wasser 

immer weiter in die Höhe. 

Und die EU-Kommission 

scheint mit ihrer Konzessi-

onsrichtlinie dafür endgül-

tig den Boden bereiten zu 

wollen. 

Europäische Gewerkschaf-

ten wollen das verhindern. 

Sie haben in der EU eine 

der ersten europäischen 

Bürgerinitiativen gestartet. 

Unter dem Titel „Wasser und 

sanitäre Grundversorgung 

sind ein Menschenrecht“ 

will der Europäische Ge-

werkschaftsverband für den 

Öffentlichen Dienst bis zum 

Herbst 2013 eine Million 

Unterschriften sammeln. 

Die Kampagne soll das 

Thema Wasser wieder auf 

die Tagesordnung setzen. 

Die EU-Kommission soll nach 

dem Willen der Gewerk-

schaften dafür sorgen, dass 

die Förderung von Wasser- 

und Abwasserwirtschaft als 

öffentliche Dienstleistung 

für alle sichergestellt wird. 

Privatisierung und Liberali-

sierung von Wasser sollen 

ein Ende haben. Künftig 

sollen EU-Rechtsvorschriften 

alle Regierungen dazu ver-

pflichten, für alle Bürger-

Innen eine ausreichende 

Versorgung mit sauberem 

Trinkwasser und eine 

sanitäre Grundversorgung 

sicherzustellen. 

Zur Unterschriftenaktion: 
http://bit.ly/Wasser_ist_
Menschenrecht

Die Vergabe von Konzessionen 
über einem Vertragswert von fünf 
Millionen Euro soll europaweit aus-
geschrieben werden. Konzessionen 
in den Bereichen Wasser, Abfall und 
Energie, soziale Dienste und Häfen 
sowie Teile des Verkehrsbereichs 
dürften damit künftig an den bil-
ligsten Anbieter vergeben werden. 
Während der Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) über-
bordende Bürokratie befürchtet, 
lehnen DGB und Gewerkschaften 
die Konzessionsrichtlinie noch aus 
ganz anderen Gründen ab: 
� Fragen der öffentlichen Da-
seinsvorsorge und des Ge-
meinwohls blieben weitgehend 
unberücksichtigt. Der Richtlini-
envorschlag greife massiv in das 
grundgesetzlich verbriefte Recht 
der Kommunen auf Eigenverant-
wortung und Selbstverwaltung ein.
� Die EU-Kommmission schränke 
die Berücksichtigung sozialer 
und ökologischer Qualitäts-
standards bei der Konzessions-
vergabe stark ein. So soll etwa 
das Kriterium „Tariftreue“ künftig 
keine Rolle mehr spielen. 
� Bereits die Definition des 
Konzessionsbegriffs weise er-
hebliche Unterschiede zur „be-
währten Definition des Europä-
ischen Gerichtshofs“ auf. Europä-
ische und nationale Gesetzgeber 
hätten aus gutem Grund eine 
eigenständige Regelung bislang 
abgelehnt, denn auch für Dienst-
leistungskonzessionen gelten die 
Grundsätze des EU-Vertrags über 
Gleichbehandlung, Nichtdiskrimi-
nierung und Transparenz. 

Bereits im Mai 2010 hat sich 
das Europäische Parlament (EP) 
mit großer Mehrheit gegen eine 
Konzessionsrichtlinie ausgespro-
chen. Auch der Bundesrat votierte 
mehrfach gegen die Initiative der 

R i c h t l i n i e n e n t w u r f  d e r  E U - K o m m i s s i o n

Breite Ablehnung
Die EU-Kommission hat einen Richtlinienvorschlag zur Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen vorgelegt, den sowohl Gewerkschaften 
als auch Arbeitgeberverbände in Deutschland ablehnen.

Kommission. Anfang März 2012 
hat er eine Subsidiaritätsrüge ge-
gen die Richtlinie verabschiedet. 
Tenor dieser Rüge, mit der auf eine 
Verletzung des Subsidiaritätsprin-
zips aufmerksam gemacht werden 
soll: Die Länderkammer sieht in 
dem Regelungsversuch eine Ge-
fährdung der kommunalen Selbst-

verwaltung und Gemeinden. Letzt-
lich haben Anfang März auch Teile 
des Bundestages quer durch alle 
Fraktionen den EU-Kommissions-
Vorschlag kritisiert.

So weiß sich der DGB in seiner 
Ablehnung der Konzessionsricht-
linie einig mit einer Reihe gesell-
schaftlicher Kräfte in der Bundes-
republik. DGB-Vorstandsmitglied 
Claus Matecki: „Wir wollen öf-
fentliches Eigentum und öffent-
lich vergebene und kontrollierte 
Dienstleistungen bewahren. Sen-
sible Bereiche der öffentlichen Da-
seinsvorsorge wie zum Beispiel die 
Wasserversorgung müssen Aufga-
be der Mitgliedstaaten bleiben und 
dürfen nicht dem Profitstreben aus-
geliefert werden.“ Der Vorschlag 
werde auf die Kommunen, auf die 

betroffenen Beschäftigten sowie 
auf die BürgerInnen erhebliche 
negative Auswirkungen haben, so 
Matecki. 

Die EU-Kommission indes 
scheint entschlossen, gegen den 
Willen des EU-Parlaments und 
vieler nationaler Regierungen die 
Konzessionsrichtlinie weiter zu 
verfolgen. In einem Brief stellt die 
Kommission klar, dass sie Priva-
tisierungen – genannt wird aus-
drücklich der Wasserbereich – der 
öffentlichen Daseinsvorsorge für 
gesellschaftlich sinnvoll und effi-
zient hält, sofern sie gut gemacht 
werden. Und so werden insbeson-

dere die Eurokrisenländer, darun-
ter Griechenland und Portugal, zu 
einer flächendeckenden Privatisie-
rung der öffentlichen Daseinsvor-
sorge gedrängt. Die Troika macht 
die Privatisierung zur Bedingung 
für die Finanzhilfen. 

Setzt die EU-Kommission den 
Willen der Lobbyisten in Brüssel 
durch, dann ist auch hierzulande 
zu befürchten, dass Konzessionen 
nur noch „an Dumpinganbieter 
vergeben werden, die allenfalls 
einen gesetzlich verordneten 
Mindestlohn zahlen“, schwant es 
Erhard Ott, Mitglied im ver.di-Bun-
desvorstand. „Da in Deutschland 
noch nicht einmal ein gesetzlicher 
Mindestlohn existiert, würde das 
zum freien Fall der Löhne führen“, 
kritisiert Ott weiter.   •

�
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POLITIK AKTUELL

82 Prozent der BürgerInnen lehnen neue europäische Vorschriften für 
die Organisation der Wasserversorgung in Städten und Gemeinden ab. 
Das zeigt eine repräsentative Umfrage des Meinungsforschungsinstituts 
forsa im Auftrag des Verbandes kommunaler Unternehmen.

©
 D

GB
 e

in
bl

ick
 2

0/
12

Quelle: Verband kommunaler
Unternehmen (VKU)
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Große Mehrheit gegen Neu-Organisation
Ergebnis der VKU-Umfrage zur Privatisierung der Wasserversorgung (in Prozent)

Sollte Brüssel neue Vorschriften
für die Organisation der 
Wasserversorgung für Städte
und Gemeinden einführen?

Nein, Städte und
Gemeinden sollten
selbst entscheiden

Ja, Brüssel soll neue
Vorschriften einführen

weiß nicht/k.A.

L



4

20/12

In Deutschland droht Millionen Men-
schen Altersarmut. So oder ähnlich lau-
ten die Überschriften zu einem derzeit sehr 
aktuellen Thema. Doch an den Ursachen, wie 
sinkenden Reallöhnen oder dem wachsenden 
Niedriglohnsektor wird wenig verändert. Im 
Buch Armut im Alter beschäftigen sich 29 
AutorInnen unter verschiedenen Aspekten 
mit der Thematik. 

Die „Methusalem-Lüge“ nennen die Soziologen Professor Ernst 
Kistler und Falko Trischler die Begründungen der vergangenen Renten-
reformen. Einige Beiträge entlarven die Demografie als willkommenes 
Argument für „alternativlose Rentenreformen“. Das Buch bietet einen 
Überblick von der Entwicklung des Sozialstaates über die Rentenge-
setzgebung und der Ursachenforschung bis hin zu sinnvollen Maßnah-
men für eine solidarische Alterssicherung.
Christoph Butterwegge, Gerd Bosbach, Matthias Birkwald (Hrsg.): Armut im Alter – 

Probleme und Perspektiven der sozialen Sicherung, Campus Verlag 2012, 

393 Seiten, 19,90 Euro
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PROJEKTE UND PARTNER

T h e a t e r s t ü c k

Call-Center auf 
der Bühne

Aufgesetzte Freundlichkeit, Ver-
kaufsdruck und knallharte Kontrolle, 
so sieht die Arbeitsrealität für Hun-
derttausende Beschäftigte in Call-
Centern aus. Ein Theaterprojekt in 
Berlin ist den Abgründen der Bran-
che auf den Grund gegangen. Drei 
SchauspielerInnen haben – als Call-
Center-Agenten getarnt – recher-
chiert und ihre Erfahrungen zusam-
mengetragen. Herausgekommen ist 
das Theaterstück „hold the line“, 
das am 8., 9., 14., 15. und 16. De-
zember im „Theater Aufbau Kreuz-
berg” in Berlin aufgeführt wird. Im 
Anschluss an die Vorführung kann 
mit den SchauspielerInnen diskutiert 
werden. Das Publikum kann zudem 
in einem Workshop in die Rolle eines 
Call-Center-Agenten schlüpfen. Das 
Theaterprojekt wird unter anderem 
durch den DGB, die Hans-Böckler-
Stiftung und ver.di unterstützt.   •
Tickets und weitere Infos unter:

karten@theater-aufbau-kreuzberg.de

neueBücher

••• Der DGB Bayern hat seine 
Positionen zur Landtagswahl 
2013 für die Bereiche Arbeit, Bil-
dung und Leben veröffentlicht. So 
fordert der DGB unter anderem 
einen flächendeckenden gesetz-
lichen Mindestlohn von 8,50 Euro, 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
in der Leiharbeit, Kampf gegen 
prekäre Beschäftigung, flexible 
Übergänge in die Rente und eine 
sozial ausgestaltete Industrie- und 
Dienstleistungspolitik. Zudem gelte 
es, die Kommunen zu stärken. 
www.bayern.dgb.de

••• Die DGB-Jugend NRW hat 
ein Projekt gegen Alltagsras-
sismus gestartet. Mit dem Titel 
„Empört euch, engagiert euch!“ 
sollen SchülerInnen und Auszubil-
dende für Demokratie und Zivilcou-
rage sensibilisiert werden. So soll ein 
Rahmen geschaffen werden, in dem 
junge Menschen eigenständig Me-
thoden erarbeiten können, um im 
Alltag gegen Rassismus und Aus-
grenzung vorzugehen – zum Beispiel 
in Unterrichtseinheiten, Workshops 
oder Video- und Fotoprojekten. 
www.nrw.dgb.de

••• Die von Kölner Gewerk-
schafterInnen initiierte Radio-
werkstatt „Radioclub Böckler-
platz“ wird in diesem Jahr am 
Bürgermedienpreis der Landesan-
stalt für Medien NRW teilnehmen. 
Der Beitrag über die „Kölner Nord-
Süd-Stadtbahn“ ist gemeinsam mit 
Jugendlichen im Alter von acht bis 
zwölf Jahren entstanden und hat 
zum Ziel, die Medienkompetenz 
junger RadiomacherInnen zu ver-
bessern. Im Internet kann über die 
Beiträge abgestimmt werden.
www.koeln-bonn.dgb.de/-/PZw

interregio

S c h ö n e b e r g e r  F o r u m

Beschäftigte 
unter Druck
Zum 15. Mal lädt der DGB am 28. 
und 29. November gemeinsam 
mit der Hans-Böckler-Stiftung zum 
„Schöneberger Forum“ nach Berlin 
ein. Die Fachtagung richtet sich an 
Beschäftigte und Personalvertrete-
rInnen im öffentlichen Dienst. Un-
ter dem Motto „Bürgerbeteiligung 
und öffentlicher Dienst: Zwischen 
Demokratisierung und Arbeitsver-
dichtung“ diskutieren ExpertInnen 
die aktuelle Lage. Unter anderem 
wird auch Bundesinnenminister 
Hans-Peter Friedrich (CSU) Stellung 
nehmen.   •
www.schoeneberger-forum.de

H u g o - S i n z h e i m e r - I n s t i t u t

Juristin 
ausgezeichnet
Zum zweiten Mal ist eine herausra-
gende arbeitsrechtliche Promotion 
mit dem Hugo-Sinzheimer-Preis 
ausgezeichnet worden. Die Juris-
tin Andrea Potz erhält die mit 
3000 Euro dotierte Auszeichnung 
für ihre Arbeit zum europäischen 
Gleichbehandlungsrecht. Die Juri-

I G  M e t a l l

Einmischen und 
mitmachen
Von der Tarifpolitik über die Globa-
lisierung bis hin zur Gestaltung der 
Arbeitswelt und zu Rhetorikkursen: 
Mit ihrem Bildungsprogramm deckt 
die IG Metall im Jahr 2013 ein 
breites Spektrum ab, um Betriebs-
räte, Aufsichtsräte und Beschäftigte 
fit für die politische Arbeit im Betrieb 
zu machen. Das Programm steht im 
Internet zum Download bereit.   •
www.bit.ly/igm_bil_2013

G e l b e  H a n d

Gegen Rechts 
im Betrieb
Neben guten Arbeitsbedingungen 
gehört auch ein gutes Miteinan-
der zur Arbeitswelt. Mobbing und 
Fremdenhass haben im Job nichts 
verloren. Um zu zeigen, welche 
Chancen betriebliche und gewerk-
schaftliche Maßnahmen gegen Dis-
kriminierung und Rassismus bieten, 
lädt der Verein „Mach meinen Kum-
pel nicht an“ am 14. Dezember zu 
einem Workshop nach Essen ein. 
In drei Foren erklären ExpertInnen, 
wie Betriebsräte zum Beispiel Be-
triebsvereinbarungen im Kampf 
gegen Rechts einsetzen können.   •
www.gelbehand.de

stin ist der Frage nachgegangen, 
wie bei Ungleichbehandlung in 
der Arbeitswelt eine erleichterte 
Beweisführung europaweit durch-
gesetzt werden kann. Zuletzt hatte 
der Europäische Gerichtshof doku-
mentiert, wie wichtig das Thema 
in der Praxis ist. Der Preis ist dem 
Juristen Hugo Sinzheimer (1875-
1945) gewidmet, der das Arbeits-
recht in Deutschland entscheidend 
geprägt hat.   •
www.hugo-sinzheimer-institut.de
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Riese am Markt

Edeka ist 1907 von Kauf-

leuten als Genossenschaft 

gegründet worden. Als 

Einkaufsgenossenschaft 

wollten die beteiligten Ge-

schäftsleute beim Warenein-

kauf durch Masseneffekte 

profitieren. Die Grundstruk-

tur aus Genossenschaft, 

Groß- und Einzelhandel gilt 

bis heute. Die Zentrale in 

Hamburg ist zuständig für 

das nationale Warenge-

schäft, die Eigenmarken-

entwicklung, Marketing 

und Werbung. Die sieben 

Regionalgesellschaften 

steuern das Warengeschäft 

in der Region. Sie beliefern 

sowohl die eigenen nach 

dem „Marktmanagermodell“ 

betriebenen Regiefilialen 

als auch die selbstständigen 

Edeka-Einzelhändler. Zudem 

betreiben die Regionalge-

sellschaften eigene Produk-

tionsbetriebe für Fleisch, 

Wurst und Backwaren. Durch 

die Privatisierung hat sich in 

den vergangenen Jahren die 

Umsatzstruktur verschoben. 

Während die privatisierten 

Läden ihren Umsatz auf 20 

Milliarden steigern konnten, 

sank dieser im Regie-Ein-

zelhandel um 27,7 Prozent 

auf 8,4 Milliarden Euro. Laut 

Geschäftsbericht arbeiten 

mittlerweile 139 000 der 

insgesamt 306 000 Edeka-Be-

schäftigten bei selbststän-

digen Einzelhändlern.

Die ver.di-Untersuchung 
„Schöne neue Handelswelt“ 
zum Download:
www.einblick.dgb.de/hintergrund

�

Rund zehntausend Filialen haben 
die beiden großen Einzelhan-
delskonzerne Edeka und Rewe 
in den vergangenen Jahren an 

selbstständige Kaufleute verge-
ben oder neu gegründet. ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Stefanie 
Nutzenberger kritisiert: „Eine aus 
dem Genossenschaftsgedanken 
entstandene Betriebsform mutiert 
unter Federführung der Konzerne 
zu einem nahezu betriebsrats-
freien, tarifvertragslosen und damit 
ungeschützten Bereich, der vielfach 
mit Dumpinglöhnen den Verdrän-
gungswettbewerb weiter anheizt.“

Eine ver.di-Untersuchung zum 
Lebensmittelkonzern Edeka zeigt, 
wie die Methode funktioniert. Dort 
werden seit 2003 so genannte Re-
giefilialen an selbständige Kaufleute 
veräußert. Waren diese Regiefilialen 
noch Tochterunternehmen der sie-
ben Edeka-Regionalgesellschaften, 
so sind die privatisierten Filialen 
fortan im alleinigen Besitz der Kauf-

leute – mit negativen Folgen für die 
Beschäftigten. Denn: Tarifvertrag-
liche Regeln, die mit den regionalen 
Gesellschaften geschlossen wur-
den, gelten dann nicht mehr. Auch 
bestehende Betriebsratsgremien 
haben nach einer Übergangszeit 
keine Grundlage mehr. 

ver.di schätzt, dass rund 90 
Prozent der betroffenen 139 000 
Edeka-Beschäftigten nun zu 
schlechteren Arbeitsbedingungen 
tätig sind. Fast überall dort, wo 

die Regiefilialen privatisiert wur-
den, wird innerhalb von Monaten 
versucht, große Teile des Personals 
„auszutauschen“, berichten die 
Betriebsrätin Bärbel Thamhayn und 
die ver.di- Gewerkschaftssekretärin 
Katharina Wesenick. Mitarbeite-
rInnen in Vollzeit oder sozialver-
sicherter Teilzeit werden häufig 
durch 400-Euro-Kräfte ersetzt. Die 
beiden Gewerkschafterinnen schil-
dern, wie sie sich im privatisierten 
E-Center Scheuner in Bad Ganders-
heim erfolgreich gewehrt haben. 
Nach harten Verhandlungen mit 
dem neuen Besitzer gelten nun 
weiterhin die alten Tarifstandards. 

ver.di rät den Beschäftigten in 
solchen Fällen, sich direkt an ihre 
örtlichen Gewerkschaftssekretä-
rInnen zu wenden. Zum Beispiel, 
um sich bei der Betriebsratsarbeit 

in der Übergangsphase beraten zu 
lassen oder um einen neues Gremi-
um zu gründen. Denn, so erläutert 
Manfred Wages, ver.di-Sekretär im 
Fachbereich Handel in Nürnberg, 
„durch die tägliche Präsenz im 
Laden können die neuen Inhaber 
ständig auf die Beschäftigten Ein-
fluss nehmen. Ihnen wird deutlich 
gemacht, dass alle Probleme doch 
unter vier Augen geklärt werden 
können.“ Ein Betriebsrat hingegen 
verstoße gegen die neue Philoso-
phie. Besonders traurig sei es, wenn 
Gruppen in der Belegschaft gegen-
einander ausgespielt werden, so 
Wages. ArbeitnehmerInnen, die 
trotzdem aktiv werden wollen, wer-
den zu „intensiven Einzelgesprä-
chen“ gebeten. Nicht selten wer-
den Abmahnungen ausgesprochen, 
erklärt der Gewerkschafter. Hubert 
Thiermeyer, ver.di-Fachbereichs-
leiter Handel in Bayern, fordert die 
Verbraucher auf, sich einzumischen. 
Zum Beispiel, indem sie sich bei 
den Beschäftigten an der Kasse er-
kundigen, ob es einen Betriebsrat 
und Tarifbindung gibt. „Solidarität 
ist in solchen Fällen sehr wichtig. 
Jede Form der Unterstützung hilft 
den MitarbeiterInnen.“

Wie groß der Einfluss von gro-
ßen Handelsketten mittlerweile 
ist, zeigt sich auch im Bereich der 
Bäckereien. Seitdem große Ketten 
wie Rewe, Edeka, Lidl und künftig 
auch Aldi in ihren Filialen Back-
automaten betreiben, geraten die 
Zulieferer unter Druck. Denn einige 
Einzelhandelsketten (Rewe, Edeka 
und Lidl) haben ihre eigene Pro-
duktion von Teiglingen aufgebaut. 
Peter Störling, Experte der NGG 
für die Backindustrie, erklärt: „Den 
Druck, den der Handel auf die 
Produzenten nun ausübt, bekom-
men letztendlich die Beschäftigten 
zu spüren.“ Nicht nur die kleine 
Bäckerei um die Ecke gerät unter 
Druck, auch große Bäckereien ma-
chen Pleite. „Mit Brot kann man 
gut Geld verdienen“, meint Stör-
ling. Rund 5,5 Milliarden Euro sind 
von 2011 bis 2012 mit Backwaren 
umgesetzt worden, über die Hälfte 
von den Discountern.   •

E i n z e l h a n d e l

Die Macht der Großen
Die großen Lebensmittelkon-
zerne Edeka und Rewe setzen 
seit einigen Jahren auf ein neues 
Geschäftskonzept. Filialen werden 
selbstständigen Kaufleuten 
überlassen. Die Folge: Tarifverträ-
ge und Mitbestimmung werden 
außer Kraft gesetzt.

einblick 20/12

GEWERKSCHAFTEN

Edeka treibt die Privatisierung ihrer Filialen konsequent voran. Bis 2011 
haben 1096 selbstständige Kaufleute vormalige Regiefilialen übernommen.
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Quelle: ver.di-Studie „Schöne neue Handelswelt?!“ 2012
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Edeka: Forcierte Privatisierung
An selbstständige Kaufleute veräußerte EDEKA-Filialen 
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Die IG BAU hat die 
Tarifverhandlungen 
Ost mit der Baustoff-

industrie für gescheitert 
erklärt und bereitet sich auf 
Arbeitskampfmaßnahmen 
vor. Bundesvorstandsmit-
glied Harald Schaum: „Das 
Angebot der Arbeitgeber ist 
eine Provokation.“

Die IG Metall Nie-
dersachsen/Sachsen-
Anhalt hat die Arbeit-

geber aufgefordert, sich für 
die Abschaffung unsozialer 
Studiengebühren einzuset-
zen. Bezirksleiter Hartmut 
Meine: „Die Klagen über 
den Ingenieurmangel und 
die hohen Gebühren für ein 
Ingenieur-Studium passen 
nicht zusammen.“

Michaela Rosenberger 
(NGG) hat die Kom-
munen an ihre soziale 

Verantwortung erinnert. 
„Öffentliche Aufträge zur Es-
sensversorgung von Schulen 
und Kindergärten dürfen nur 
an Firmen vergeben werden, 
die einen fairen Lohn bezah-
len und wo Sicherheit und 
Hygiene nicht durch übermä-
ßigen Zeit- und Arbeitsdruck 
erschwert werden.“

Mit Blick auf das 
Betreuungsgeld 
schlägt Norbert Hocke 

(GEW) einen Qualitätspakt 
für Bildung, Erziehung und 
Betreuung in Kindertages-
einrichtungen vor. „Bund, 
Länder und Gemeinden, freie 
und öffentliche Träger sowie 
Gewerkschaften müssen 
klären, wie die qualitativen 
Standards gesichert und ver-
bessert werden können.“

GEWERKSCHAFTEN
E V G

„Sicher 
unterwegs“
Der EVG-Gewerkschaftstag Ende 
Oktober befasste sich auch mit 
Übergriffen gegen Bahnmitarbei-
terInnen. Gewalt gegen die Be-
schäftigten der Eisenbahnen ist 
seit Jahren ein Problem. In Live-
Schaltungen aus verschiedenen 
Regionen, wie Leipzig, Köln und 
München, berichteten Betroffene 
dem Gewerkschaftstag von Über-
griffen. 

Eine Umfrage unter EVG-Mit-
gliedern hat ergeben, dass jede/r 
vierte Beschäftigte bereits Opfer 
physischer Gewalt während des 
Dienstes geworden ist. 90 Prozent 
seien in „heikle Situationen“ gera-
ten, von Fahrgästen genötigt oder 
beleidigt worden. Einem vertrau-
lichen Bericht der Bahn AG zufolge 

D e u t s c h e r  F r a u e n r a t

Gewerkschafterin leitet Frauenlobby

stieg die Zahl der Übergriffe gegen 
Bahnmitarbeiter im ersten Halbjahr 
2012 um 5,4 Prozent gegenüber 
2011, berichtete Spiegel online. 

Die auf dem Gewerkschaftstag 
zugeschalteten EVG-Mitglieder 
führten die Zunahme der Über-
griffe vor allem auf den Personal-
abbau bei der DB AG zurück. So 
gebe es an vielen Bahnhöfen kein 
oder zu wenig Sicherheitspersonal. 
Dem widerspricht die Bahn AG: 
Allein 2011 Jahr seien über 500 
zusätzliche Sicherheitsbeschäftigte 
eingestellt worden, heißt es. Die 
Leipziger Bahn-Beschäftigte, die 
wöchentlich zu ihrem Einsatzort 
Köln anreist, sah das während der 
Live-Schaltung ganz anders: Am 
Kölner Messebahnhof Deutz sei 
häufig gar kein Sicherheitsperso-
nal, und im Kölner Hauptbahnhof 
sind selbst während der Hauptver-
kehrszeiten nur zwei Sicherheitsbe-
amte im Dienst.   •

A m a z o n

Tarifvertrag 
oder Streik
Dem Online-Versandhändler 
droht mitten im Weihnachts-
geschäft Ungemach. Nachdem 
sich immer mehr Beschäftigte 
in den letzten Monaten in ver.di 
organisiert haben, fordert die 
Gewerkschaft nun einen Tarif-
vertrag. Rund 40 Beschäftigte 
machten Anfang November öf-
fentlichkeitswirksam Druck für 
ihre Forderungen. Neben einem 
Tarifvertrag verlangen sie Weih-
nachts- und Urlaubsgeld, ver-
bindliche Zuschlagsregelungen 
und bessere Arbeitsbedingungen. 
In der Leipziger Niederlassung, in 
der rund 1000 Festangestellte ar-
beiten, ist laut ver.di inzwischen 
jeder Zweite gewerkschaftlich 
organisiert.   •

I n n o v a t i o n s k o n g r e s s  2 0 1 2

Pakt für die 
Energiewende
Am 27. November 2012 findet in 
Berlin erstmals der „Innovations-
kongress Energiewende“ statt. 
Veranstaltet wird er vom „Innova-
tionsforum Energiewende“, einer 
gemeinsamen Initiative von IG BCE, 
Unternehmen und Betriebsräten. 
„Die Energiewende ist an einem 
kritischen Punkt angelangt“, stellt 
der IG BCE-Vorsitzende Michael 
Vassiliadis fest. Insgesamt fehle es 
an einer klaren Orientierung. Vieles 
laufe unkoordiniert nebeneinander 
her, manches sei ins Stocken ge-
raten. 

Die Träger des Innovations-
forums sind überzeugt: Im Zuge 
des Umbaus des Energiesystems 
müssen Versorgungssicherheit, Um-
welt- und Sozialverträglichkeit so-
wie wettbewerbsfähige Preise ge-
währleistet sein. Die Energiewende 
erfordere weitreichende technische, 
soziale und rechtliche Neuerungen 
entlang der Versorgungskette und 

Die Mitgliederversammlung des 
Deutschen Frauenrats (DF) hat An-
fang November Hannelore Buls zur 
neuen Vorsitzenden gewählt. Die 
Sozialökonomin, die bis Anfang 
2012 den Bereich Frauen- und 
Gleichstellungspolitik beim ver.di-
Bundesvorstand leitete, hat sich in 
den vergangenen Jahren besonders 
mit der eigenständigen Existenzsi-
cherung und Altersvorsorge für 
Frauen befasst. Dazu sagte sie 
bei ihrem Amtsantritt: „Wir müs-
sen den grundsätzlichen Fragen 
in unserer Gesetzgebung nachge-
hen und uns dafür einsetzen, dass 

müsse gesell-
schaftlich ver-
träglich gestal-
tet werden. Um 
vo ranzukom-
men, schlägt die 
IG BCE vor, gemeinsam mit wich-
tigen Akteuren aus Wirtschaft, Po-

Frauen die Folgen davon nicht län-
ger nur allein tragen müssen.“ 

Als Negativbeispiel bezeichne-
te sie „den Teilleistungscharakter 
der Pflegeversicherung, wo es 
zwar ‚Angehörige’ oder ‚Familie’ 
heiße, die Frauen aber gemeint 
seien. Im Namen des DGB gratu-
lierte die stellvertretende Vorsit-
zende Ingrid Sehrbrock: „In den 
kommenden zwei Jahren wird 
eine engagierte Gewerkschafterin 
und ausgewiesene Expertin für 
Gleichstellung am Arbeitsmarkt 
und in der Sozialpolitik die Lobby 
der Frauen anführen.“   •

litik und Gesellschaft einen Innova-
tionspakt für die Energiewende zu 
schmieden. Auch darüber werden 
die rund 700 TeilnehmerInnen aus 
Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften 
und Verbänden debattieren, die bei 
dem Kongress erwartet werden.   •
http://bit.ly/inno-kongress
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„Nicht zum 
Wohlstand sparen“

Barack Obama hat die Prä-

sidentenwahl klar gewon-

nen. Auf Obama entfallen 

332 der Wahlmännerstim-

men, auf Herausforderer 

Romney 206. Auch bei der 

Gesamtzahl der Stimmen 

liegt Obama vorn. Laut CNN 

gewann er US-weit mit 51 zu 

48 Prozent gegen Romney. 

Rund 3,2 Millionen mehr 

Stimmen als Romney konnte 

Obama verbuchen.

Am 17. Dezember treffen 

sich die Wahlmänner formell 

zur Wahl des Präsidenten. 

Versiegelt und beglaubigt 

werden ihre Stimmen an 

den Senatspräsidenten in 

Washington geschickt. 

Am 6. Januar werden die 

Stimmen in einer gemein-

samen Sitzung von Senat 

und Repräsentantenhaus 

ausgezählt. Am 21. Januar 

wird Obama am Inaugura-

tion Day öffentlich in seine 

zweite und letzte Amtszeit 

eingeführt.

Obama äußerte sich gleich 

nach seiner Wiederwahl 

zur Wirtschaftspolitik. Als 

erste Amtshandlung hat er 

SpitzenpolitikerInnen des 

Kongresses zu Verhand-

lungen über einen Ausweg 

aus der Haushaltskrise ins 

Weiße Haus eingeladen. Den 

Vorschlag der Republikaner, 

den Haushalt nur mit Kür-

zungen zu sanieren, lehnt 

Obama ab. „Wir können 

uns nicht zum Wohlstand 

sparen“, erklärte er. Auch 

an der geplanten Reichen-

steuer hält er fest.

L

�
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Im Wahlkampf haben die Gewerkschaften alles für 
„ihren“ Präsidenten gegeben. Sie haben Millionen 
Dollar ausgegeben, sie haben mit Hilfe von „micro 
targeting“ potenzielle Obama-Wähler identifiziert. 
Sie haben an tausende Haustüren geklopft und 
möglichst überzeugende Argumente vorgetragen. 
Noch am Wahltag wurden Freiwillige per E-Mail auf-
gefordert, Animationsanrufe bei potenziellen Wäh-
lern zu machen. Es hat 
funktioniert: Obama ist 
wiedergewählt worden.

Hat sich der ganze 
Aufwand wirklich ge-
lohnt? Was können die 
Gewerkschaften vom 
neuen-alten Präsidenten 
erwarten? Weniger, als 
sie sich wünschen wür-
den. Obama hat das U-
Wort (union – Gewerkschaft) im Wahlkampf nicht 
in den Mund genommen. In seinen Plädoyers für 
eine starke Mittelschicht, gute Arbeit und anstän-
dige Löhne kamen die Gewerkschaften nicht vor. 
Und das wird sich auch in seiner zweiten Amtszeit 
nicht ändern. Gewerkschaften werden weiter 
viele Hürden zu überwinden haben, bis sie ei-
nige wenige Angestellte einer einzigen Supermarkt-
Filiale vertreten dürfen (einen Flächentarifvertrag 
gibt es ja nicht). Daran wird sich nichts ändern. Der 
Mindestlohn von aktuell 7,25 Dollar wird nicht an 
die Produktivität gekoppelt werden – wie ein Ge-
setzentwurf aus dem Senat es vorsieht – denn die 
republikanische Mehrheit im Repräsentantenhaus 
lehnt das ab. Die „Right To Work“-Gesetzgebung 
(nach der Gewerkschaften auch Tarifverhandlungen 
für Beschäftigte führen müssen, die keine Beiträge 
an sie zahlen) in mittlerweile 23 Bundesstaaten wird 
nicht deshalb aufgehoben werden, weil der Präsi-
dent weiterhin Obama heißt.

Und trotzdem waren die Anstrengungen der 
Gewerkschaften im Wahlkampf nicht umsonst. Für 
Obama sind Gewerkschaften immer noch 
„Teil der Lösung und nicht Teil des Problems“. 

Der wiedergewählte Präsident weiß, dass die USA 
nicht mit China und Bangladesh um die niedrigsten 
Löhne konkurrieren kann. Er weiß, dass es um Qua-
lität geht – bei Produkten ebenso wie bei Arbeits-
bedingungen. Er kennt den Wert von Bildung und 
Ausbildung für den persönlichen beruflichen und 
sozialen Aufstieg und für die Gesellschaft insgesamt. 
Der Präsident kann sich unter dem Thema „Verein-
barkeit von Familie und Beruf“ etwas vorstellen – 
wahrscheinlich auch, weil er durch Michelles harte 
Schule gegangen ist.

Obamas innerer „sozialpolitischer Kompass“ 
wird wahrscheinlich bei ObamaCare, der Gesund-
heitsreform, am deutlichsten erkennbar: Niemand 

soll wegen einer Krankheit in den finanziellen Ab-
grund blicken müssen – diese Überzeugung ist für 
Amerikaner alles andere als selbstverständlich. Viele 
führende Gewerkschaftsvertreter waren enttäuscht 
von Obamas erster Amtszeit (und werden es auch 
bisweilen in der zweiten sein). Aber alle sagen: 
Er hört uns wenigstens zu. Bisweilen lässt sich 
Obama sogar von Gewerkschaften beraten.

Aus deutscher Perspektive mag das bescheiden 
wirken. Aber in einem Land, in dem nur knapp 13 
Prozent der Arbeitnehmer gewerkschaftlich organi-
siert sind, eine Armada von Anwaltskanzleien darauf 
spezialisiert ist, Unternehmen „gewerkschaftsfrei“ 
zu halten und ganzseitige Zeitungsanzeigen ge-
werkschaftsfeindlichen Inhalts erscheinen, ist das 
nicht zu unterschätzen. Und als die Republikaner im 
vergangenen Jahr Sturm liefen gegen das National 
Labor Relations Board, den Hüter des US-Arbeits-
rechts, sich gegen Neubesetzungen sträubten und 
die finanziellen Grundlagen kappen wollten – da 
hat Obama standgehalten. Es habe zwar einige 
Überzeugungskraft gekostet, erinnert sich ein Ge-
werkschafter, der dabei war. Aber es hat funktio-
niert.   •

Die Wiederwahl von Barack Obama als US-Präsi-
dent ist auch ein Erfolg für die amerikanischen 
Gewerkschaften. Was sie in seiner zweiten Amts-
zeit von ihm erwarten können, hat Marion Knappe 
in Washington für den einblick zusammengefasst.

U S - W a h l e n

Warum Obama für die Gewerkschaften 
trotz allem Mr. Right ist

MEINUNG

Marion Knappe, 
46, ehemalige 
DGB-Presse-
sprecherin, lebt 
und arbeitet 
seit Mai 2010 
in Washington.
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DIES &DAS

„Die Europäische Union ist ein Langzeit-Projekt, das 
immer Langzeit-Dividenden abgeworfen hat – und sie 
verdient eine Langzeit-Perspektive.”

Martin Schulz (SPD), Präsident des Europäischen Parlaments in seiner 
Europa-Rede am 9. November in Berlin

8

WEIHNACHTSGELD: Gewerkschaftsmitglieder im Vorteil

dieDGBgrafik

Rund 55 Prozent der Beschäftigten er-

halten in diesem Jahr Weihnachtsgeld. 

Das zeigt eine Umfrage des WSI-Tarif-

archivs. Unterschiede gibt es vor allem 

zwischen Westdeutschland (59 Pro-

zent) und Ostdeutschland (39 Prozent) 

sowie zwischen Männern (56 Prozent) 

und Frauen (53 Prozent). Und nur 

49 Prozent der LeiharbeiterInnen 

bekommen Weihnachtsgeld. Hingegen: 

70 Prozent aller Gewerkschaftsmit-

glieder und 66 Prozent aller Beschäf-

tigten in tarifgebundenen Betrieben 

können sich über mehr Geld freuen. ©
 D

GB
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Quelle: WSI-Lohnspiegel 2012
 

Anteil von Beschäftigten, die Weihnachtsgeld erhalten (in Prozent)

55

56 70

42

49

57

46

53

59

39

66

53

Gesamt

Männer

Frauen

mit Tarifvertrag

ohne Tarifvertrag

LeiharbeiterIn

unbefristeter Vertrag

befristeter Vertrag

West

Ost

Gewerkschafts-
mitglieder

kein Gewerkschafts-
mitglied

Schlusspunkt�

Buch: Patrick Kury, Der 
überforderte Mensch, Campus 
Verlag, 342 Seiten, 34,90 Euro
Stress, Burn-Out und andauernde 
Hetze sind in aller Munde und 
mittlerweile als Krankheiten des 
Menschen im 21. Jahrhundert 
etabliert. Doch was macht Stress 
aus? Und welchen Einfluss ha-
ben die Rahmenbedingungen, 
in der Menschen sich bewegen? 

In seinem Buch „Der überfor-
derte Mensch“ zeichnet Patrick 
Kury die Geschichte des Stres-
ses nach: von der Erforschung 
organischer Zusammenhänge in 
den 1930er-Jahren bis hin zu den 
ersten Burnout-Studien in den 
1970er-Jahren. Der Autor belegt: 
Beschleunigung, Flexibilisierung 
und dauernde Anpassung führen 
den Mensch an seine Grenzen. 

Tipp
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19.11.  DGB Nord, Tagung 
„Energie effizient einsetzen!“, 
Hamburg

20.11.  DGB Hessen-Thü-
ringen, Diskussion „Solvency II – 
Was wird aus der betrieblichen 
Altersvorsorge?“, Fulda

22.11.  DGB, Ringvorle-
sung „Wohlstand ohne Wachs-
tum? Woran sich Wohlstand wirk-
lich messen lässt“, Berlin

24.11.  ver.di, 26. Journa-
listentag „Gemein machen. Partei 
ergreifen – Sollen wir das? Dürfen 
wir das? Oder müssen wir das?“, 
Berlin

26./27.11.  Hans-Böckler-Stif-
tung, Fachtagung „Werkvertrags-

unternehmen“, Frankfurt / Main
26.11.  GdP Niedersach-

sen, Lesung „Abgeknallt – Gewalt 
gegen Polizisten“, Hannover

26.11.  DGB Düsseldorf, 
Die Linke Kreisverband Düsseldorf, 
Diskussion „Finanzkrise? Eurokri-
se? Bankenkrise? Wie weiter in 
Europa?“, Düsseldorf

27.11.  GEW Niedersach-
sen, Workshop zum „Internationa-
len Tag gegen Gewalt an Frauen“, 
Hannover

28./29.11.  DGB, Hans-Böckler-
Stiftung, Der Personalrat, Schöne-
berger Forum „Bürgerbeteiligung 
und öffentlicher Dienst – Zwischen 
Demokratisierung und Arbeitsver-

dichtung“, Berlin
29.11.  DGB, Bund-Verlag, 

Hans-Böckler-Stiftung, Preisverlei-
hung „Deutscher Personalrätepreis 
beim Schöneberger Forum“, Berlin

29.11.  DGB, Ringvorle-
sung „Wohlstand ohne Wachs-
tum? Nachhaltige Produktion: 
Globale Wertschöpftung“, Berlin

29.11.  DGB-Region Mit-

telhessen, Diskussion „Antikapita-
lismus von Rechts und Zulauf für 
die extreme Rechte?“, Marburg
30.11.-1.12.  Hans-Böckler-Stif-

tung, Forschungsinstitut für Arbeit, 
Technik und Kultur e.V., Universität 
Tübingen, Symposium „Die Euro-
Krise und das deutsche Modell 
der industriellen Beziehungen“, 
Tübingen
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K l a s s e n f a h r t

Für Hartz-IV-Empfänger maximal 300 €
Aufwendungen für mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der

schulrechtlichen Bestimmungen sind nicht vom Hartz-IV-Regelsatz
erfasst. Eine finanzielle Obergrenze im Landesschulrecht ist aber zu
beachten.

Der Fall: Eine Schülerin der 11. Klasse einer hessischen Schule
bezieht mit ihrer Familie Hartz-IV-Leistungen. Auf einem Elternabend
wurde einstimmig die Durchführung einer Klassenfahrt nach Berlin
mit Kosten von 350 Euro pro Person beschlossen. Die Schülerin be-
antragte daraufhin vom Jobcenter die Kostenübernahme, ohne die
sie als Einzige nicht an der Klassenfahrt teilnehmen könne. Das Job-
center lehnte den Antrag im Ganzen ab und berief sich auf einen Er-
lass des Hessischen Kultusministeriums, wonach bei Inlandfahrten
die Gesamtkosten 300 Euro pro Schüler nicht übersteigen dürfen.
Die dagegen gerichtete Klage hatte bis zur Obergrenze Erfolg.

Da Landessozialgericht: Das Jobcenter ist verpflichtet, die Kos -
ten in Höhe von 300 Euro zu erstatten. Zwar sind prinzipiell die
tatsächlich anfallenden Kosten für mehrtägige Klassenfahrten vom
Hartz-IV-Leistungsträger zu tragen. Voraussetzung ist jedoch, dass
die Veranstaltung den maßgeblichen schulrechtlichen Vorgaben ent-
spricht. Anders als in anderen Bundesländern wird in Hessen durch
den die Schulen bindenden Erlass des Kultusministeriums die Kosten -
obergrenze für Klassenfahrten abschließend geregelt. Diese liegt für
Inlandfahrten bei 300 Euro und für Auslandsfahrten bei 450 Euro.
Bei Überschreiten dieser Grenzen entfällt allerdings nicht der

komplette Anspruch auf Kostenübernahme, sondern ist auf die dem
Erlass entsprechende Kostengrenze zu beschränken. 

H a r t z  I V

Nur 21 Urlaubstage
Der selbstständig tätige Hilfeempfänger ist verpflichtet, die

Führung seiner Geschäfte so auszurichten, dass die ausgeübte
selbstständige Erwerbstätigkeit ausreichende Erträge für seinen Ge-
schäftsbetrieb wie auch für seinen Lebensunterhalt einbringt.

Der Fall: Die selbstständige Journalistin bezieht Hartz-IV-Leistun-
gen. Sie hält sich regelmäßig zur Vorstellung ihrer Bücher, zu Recher-
chen und Führungen auf einer nordfriesischen Insel auf. Die bean-
tragte Genehmigung der Ortsabwesenheit war durch das Jobcenter
für einzelne Tage mit der Begründung abgelehnt worden, die An-
tragstellerin habe im Jahr 2012 ihr zustehende 21 „Urlaubstage“
aufgebraucht. Die Ortsabwesenheit sei an den Tagen, an denen sie
unentgeltlich bzw. nur gegen ein Trinkgeld tätig sei, nicht beruflich
veranlasst. Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg.

Das Sozialgericht: Nach dem Gesetz erhält keine Leistungen,
wer sich ohne Zustimmung des Jobcenters außerhalb des zeit- und
ortsnahen Bereichs aufhält und so nicht für die Eingliederung in Ar-
beit zur Verfügung steht. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn ein
wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung nicht beeinträchtigt
wird. Die Summe der Ortsabwesenheiten soll in der Regel drei Wo-
chen im Jahr nicht überschreiten. Im vorliegenden Fall sind die Tage,
an denen die Journalistin nicht mit konkreter Gewinnerzielungsab-
sicht tätig gewesen sei, sondern unentgeltlich gearbeitet habe, nicht
als berufsbedingte Ortsabwesenheit, sondern als Urlaub zu werten. 

G e s c h l e c h t e r d i s k r i m i n i e r u n g

Pilotenmütze nur für Männer
Nach der internen Betriebsvereinbarung „Dienstbekleidung“ bei

der Lufthansa müssen männliche Piloten die Uniformmütze in dem
der Öffentlichkeit zugänglichen Flughafenbereich tragen. Weibliche
Piloten dagegen können die Mütze tragen, müssen aber nicht. Für sie
gehört die Kopfbedeckung nicht zur vollständigen Uniform. Diese Re-
gelung ist rechtmäßig. Sie stellt keine Benachteiligung der Männer
im Sinne des Gleichbehandlungsgesetzes dar.

B e a m t e n b e i h i l f e

Künstliche Befruchtung nur bis 40
Beamtinnen ab dem 40. Lebensjahr haben keinen Anspruch dar-

auf, dass die Kosten für eine künstliche Befruchtung von der Beihilfe
erstattet werden. Die einheitliche Altersgrenze in den Beihilfevor-
schriften ist rechtmäßig. Die Beihilfestellen wären überfordert, wenn
sie in jedem Einzelfall die Erfolgsaussichten einer Schwangerschaft
ab dem 40. Lebensjahr mittels Gutachten zu überprüfen hätten.

G e s e t z l i c h e  U n f a l l v e r s i c h e r u n g  

Parkgebühr ist zu erstatten
Erhält ein Unfallverletzter von der Berufsgenossenschaft nach ei-

nem Arbeitsunfall physiotherapeutische Leistungen und legt den
Weg in die physiotherapeutische Praxis mit dem Auto zurück, so sind
auch die Kosten für das Abstellen des Autos in einer gebührenpflich-
tigen Kurzparkzone zu erstatten.

H a r t z  I V

Kein Geld für Nahrungsergänzungsmittel
Nahrungsergänzungsmittel sind zwar Lebensmittel, die dazu be-

stimmt sind, die allgemeine Ernährung zu ergänzen. Sie begründen
jedoch keinen Mehrbedarf im Sinne der Bestimmungen zur Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. Denn es handelt sich dabei nicht um kos -
tenaufwendige Ernährung, die aus medizinischen Gründen erforder-
lich ist.

D e u t s c h e r  B u n d e s t a g

Besucherbetreuer sind Arbeitnehmer
Besucherbetreuer des Bundestages stehen in einem abhängigen

Beschäftigungsverhältnis und sind sozialversicherungspflichtig. Das
gilt auch, wenn im Arbeitsvertrag freie Mitarbeit vereinbart wurde,
die tatsächlichen Arbeitsbedingung aber für eine Angestelltentätig-
keit sprechen.

aktuelle Entscheidungen zum Arbeits- und Sozialrecht

Hessisches Landessozialgericht, 
Urteil vom 19. Oktober 2012 - L 7 AS 409/11

Sozialgericht Stuttgart, 
Beschluss vom 18. Juli 2012 - S 19 AS 3136/12 ER

Sozialgericht Hildesheim, 
Urteil vom 24. Juli 2012 - S 11 U 129/11

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, 
Urteil vom 28. Februar 2012 - L 9 AS 585/08

Landesarbeitsgericht Köln, 
Urteil vom 29. Oktober 2012 - 5 Sa 549/11

Verwaltungsgericht Aachen, 
Urteil vom 7. September 2012 - 7 K 102/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 20/12

einein

einblick 20/12

blick

Sozialgericht Berlin, 
Urteil vom 26. Oktober 2012 – S 81 KR 2081/10



Ö f f e n t l i c h e r  D i e n s t

Noch 792 Jahre bis zur Gleichstellung
PolitikerInnen aller Parteien 
fordern die Gleichstellung der 
Frauen in den Vorstandsetagen. 
Doch ausgerechnet im öffentli-
chen Dienst ist frau davon weit 
entfernt. „Es gibt sie nicht nur in 
der Wirtschaft, sondern auch im 
öffentlichen Dienst und ebenso 
in den öffentlichen Unterneh-
men: die „gläserne Decke“, die 
es Frauen fast unmöglich macht, 
in die obersten Hierarchie-Ebene 
vorzudringen“, sagt die stellver-
tretende DGB-Vorsitzende Ingrid 
Sehrbrock. Ergebnis einer Studie 
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) im Auftrag 
der Friedrich-Ebert-Stiftung ist: 
Frauen sind in den Führungspo-
sitionen des öffentlichen Sektors 
zwar generell zu einem Drittel ver-
treten. Ihr Anteil an den Führungs-
positionen sinkt aber deutlich mit 
steigender Hierarchie-Ebene.

In den Vorständen von öffent-
lich-rechtlichen Banken und Spar-
kassen sieht es besonders düster 
aus. Gerade mal 2,5 Prozent der 
Vorstände sind weiblich. Ihr Anteil 
steigt – wenn überhaupt – mit der 
„rasanten Geschwindigkeit“ von 

Schimeta als auch die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW) hadern. So stellte die 
GEW auf einer Tagung unter dem 
Motto „Frauen stärken“ fest: „Es 
gibt kaum verfügbare Daten über 
Frauen in Führungspositionen in 
diesen Bereichen.“ Mehr Transpa-
renz sei notwendig, um die Gleich-
berechtigung im öffentlichen 
Dienst zu erreichen. Für Ingrid 
Sehrbrock lautet das Fazit: „Der 
Befund überrascht nicht. Im öf-
fentlichen Sektor, einem für Frauen 
wichtigen Beschäftigungsbereich, 
zeigen sich Spaltungstendenzen, 
wie wir sie vom Arbeitsmarkt ken-
nen. Damit Frauen nicht länger 
benachteiligt werden, müssen 
sich die Strukturen ändern. Mit 
Kontrollinstrumenten und Sank-
tionen bewehrte Gesetze können 
diesen Veränderungsprozess vo-
rantreiben.“   •

+  Die CSU-Bundestagsab-
geordnete Dorothee Bär 

lehnt die von den Arbeitge-
bern gewünschte Verkürzung 
der Elternzeit ab. Benötigt 
würden „familiengerechte 
Arbeitsplätze“ und keine 
„arbeitsplatzgerechten 
Familien“. 

- Eine „völlige Offenle-
gung“ der Nebenein-

künfte von Bundestagsabge-
ordneten lehnt der CDU-
Fraktionsvorsitzende Volker 
Kauder ab. Er fürchtet, dass 
dann nur noch „Beamte und 
Funktionäre“ im Parlament 
sitzen.

plusminusBERLIN
Der Surf-Tipp
fürs Internet

www.dgb.de/-/57n
Kampagne von DGB und 

IGB gegen UN-Pläne 
zur Beschränkung des 

Internets

Hintergrund

www.einblick.dgb.de/
hintergrund

Frauen in Führungs-
positionen des 

Öffentlichen Dienstes

0,5 Prozent jährlich. „Bis wir hier 
Gleichstellung haben, dauert es 
noch 792 Jahre“, merkt Julia Schi-
meta, Autorin der DIW-Studie an.

In den obersten Bundesbe-
hörden erreichen nur sehr we-
nige Frauen die Top-Positionen 
der Beamtenlaufbahn. „In der 
Geschichte der Bundesrepublik 
gab es mehr Ministerinnen als 
beamtete Staatssekretärinnen“, 
beschreibt Julia Schimeta die Si-
tuation. „Am stärksten ist die Un-
terrepräsentanz von Frauen im Ge-
schäftsbereich des Verteidigungs-
ministeriums.“ Hier fände sich nur 
eine einzige Frau gegenüber 175 
Männern in Führungspositionen. 
Neben dem Verteidigungsministe-
rium gehören das Auswärtige Amt 
(17,2 %) und das Finanzministeri-
um (11,4 %) zu den Ressorts mit 
der niedrigsten Quote. Deutlich 
bessere Werte erreichen das Fa-
milienministerium (29,4 %) oder 
das Ministerium für Bildung und 
Forschung (26,9 %).

Insbesondere die Bereiche Bil-
dung, Erziehung und Gesundheits-
wesen sind ein Musterbeispiel für 
ein Problem, mit dem sowohl Julia 

Mit 11 Prozent Frauenanteil steht 
Deutschland schlecht da. Lediglich 
Malta und Belgien lassen noch 
weniger Frauen führen.
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E n e r g i e w e n d e

Innovationspakt 
gefordert
Einen energiepolitischen Innova-
tionspakt hat das Innovations-
forum Energiewende (If.E), eine 
gemeinsame Initiative von IG BCE, 
Unternehmen und Betriebsräten 
von der Politik gefordert. „Wir 
erwarten, dass die Politik die Zeit 
bis zur Bundestagswahl zu einer 
energiepolitischen Inventur nutzt 
und die bisherige Konzeption der 
Energiewende und den Instrumen-
tenkasten gründlich überprüft“, 
erklärte der IG BCE-Vorsitzende 
Michael Vassiliadis auf dem ersten 
If.E-Kongress Ende November in 
Berlin.   •
www.innovationsforum-energiewende.de

E n t s e n d e r i c h t l i n i e

Arbeitnehmerrechte in Gefahr

B r a n d k a t a s t r o p h e

Textilindustrie 
lernt nichts dazu
Mehr als hundert Todesopfer for-
derte der Brand in einer Fabrik von 
Tazreen Fashion in Bangladesch. 
Seit 2004 ist es das fünfte Groß-
feuer in einer Textilfabrik in dem 
asiatischen Billiglohnland. Für Jo-
hann Rösch, Textileinzelhandelsex-
perte bei ver.di, ist es ein „weiteres 
Beispiel dafür, dass all die von 
westlichen und auch von deut-
schen Unternehmen gepriesenen 
Audits und Kontrollverfahren nur 
geeignet sind, die Nachhaltig-
keitsberichte dieser Unternehmen 

E U - F i n a n z s t e u e r

Gebot der 
Fairness
Nach langer Diskussion kommt Be-
wegung in das Thema Finanztrans-
aktionssteuer. Elf Staaten ziehen 
derzeit mit. Neben Deutschland 
sind dies die Länder Belgien, Est-
land, Frankreich, Griechenland, Ita-
lien, Österreich, Portugal, Slowakei, 
Slowenien und Spanien. Diese 
Steuer wird von den Gewerkschaf-
ten schon lange gefordert. Jetzt 
sieht auch die Kommission die Not-
wendigkeit. Kommissionspräsident 
José Manuel Barroso begründet sie 
mit der gebotenen „Fairness“, da-
mit die Kosten der Krise nicht nur 
dem „einfachen Bürger“ auferlegt 
würden. Da eine solche Abgabe 
eigentlich nur mit der Zustim-
mung aller 27 EU-Länder möglich 
ist, wählte die Elfer-Gruppe einen 
Ausweg. Die Staaten verpflichteten 
sich zu einer „verstärkten Zusam-
menarbeit“. Dem können die Steu-
er-Gegner nicht widersprechen.   •

zu schönen“. Die Gewerkschaft 
erwartet, dass nun die im Früh-
jahr 2012 von dem US-Textilriesen 
PVH initiierte Brandschutz-Verein-
barung von den großen Firmen 
unterschrieben wird. 

Bislang weigern sich Firmen 
wie Zara oder auch H&M, der Ini-
tiative beizutreten. Ziel der PVH-
Aktion sind Schulungen für die 
Beschäftigten, die Gründung von 
Arbeitsschutzkomitees und ein 
unabhängiges Kontrollsystem, an 
dem sich auch die Gewerkschaften 
beteiligen können. Reine Aufklä-
rungskampagnen helfen nicht, ist 
sich Rösch sicher, „solange das 
Zugangsrecht für Gewerkschaften 
nicht durchgesetzt ist”.   •

POLITIK AKTUELL

Die deutsche Wirtschaft 
schwächelt, stellt das Kölner 
Institut der Deutschen Wirt-
schaft (IW) nach seiner aktuellen 
Konjunkturumfrage fest. Eine 
Rezession erwarteten die Unter-
nehmen für das kommende Jahr 
zwar nicht, aber es gelte Investi-
tionszurückhaltung. Von den rund 
2300 befragten Firmenvertretern 
gehen 28 Prozent davon aus, dass 
das kommende Jahr schlechter 
wird. 28 Prozent der Unternehmen 
rechnen 2013 mit Personalabbau. 
Nur 19 Prozent gehen von Neuein-
stellungen aus.
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Quelle: IW-Konjunkturumfrage November 2012
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E l e n d  i n  d e n  S t ä d t e n

Mehr Armut
In deutschen Großstädten wächst 
die Armut besonders schnell. In 
den Großstädten im Osten und 
im Ruhrgebiet leben bis zu einem 
Fünftel der Menschen unter der 
Armutsgrenze. Das zeigt der WSI-
Report des Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftlichen Instituts (WSI) 
vom November 2012.

R e n t e  u n d  M i n i j o b s

Zustimmung 
im Bundesrat
Entgegen den Empfehlungen der 
Ausschüsse stimmte die Bundes-
ratsmehrheit für die Erhöhung der 
Minijobgrenze von 400 auf 450 Eu-
ro. Die rot-grün regierten Landesre-
gierungen brachten keine Mehrheit 
für die Anrufung des Vermittlungs-
ausschusses zustande. Die Mehr-
heit stimmte ebenfalls für die von 
der schwarz-gelben Bundesregie-
rung beschlossene Senkung der 
Rentenbeiträge. Auch hier hatte 
der Fachausschuss empfohlen, das 
Gesetz via Vermittlungsausschuss 
abzulehnen.   •

Seit vielen Jahren setzen die Ge-
werkschaften sich für eine Über-
arbeitung der Entsenderichtlinie 
ein, um den weit verbreiteten 
Missbrauch einzudämmen. Was 
derzeit aber im Europäischen Par-
lament und im Rat auf Vorschlag 
der Kommission zur „besseren 
Durchsetzung der Entsenderichtli-
nie“ verhandelt wird, hilft keinen 
Schritt weiter und würde Arbeit-
nehmerrechte schwächen. 

Dieser Vorschlag muss aus Sicht 
des DGB grundlegend überarbeitet 
werden: „Anstatt endlich die Rech-
te entsandter Beschäftigter zu stär-
ken, will die Kommission die Ent-

Erfurt statt Berlin: In der letzten 
einblick-Ausgabe 20/2012 stand 
in der Rubrik „plusminusBerlin“, 
dass Astrid Rothe-Beinlich 
Bundestagsabgeordnete von 
Bündnis90/Die Grünen ist. Tat-
sächlich ist sie aber Abgeord-
nete im Thüringer Landtag und 
Mitglied im Bundesvorstand 
ihrer Partei. 

in eigenerSache

sendeunternehmen vor angeblich 
zu strengen Kontrollen schützen,“ 
kritisiert DGB-Vorstandsmitglied 
Annelie Buntenbach. Dabei sind 
strenge Kontrollen nach Auffas-
sung des DGB dringend notwen-
dig. Die Maßnahmen, mit denen 
in Deutschland gute Erfahrungen 
gemacht werden, wie etwa um-
fangreiche Meldepflichten, müssen 
weiterentwickelt werden, statt sie 
einzuschränken. Zudem darf die 
Generalunternehmerhaftung nicht 
aufgeweicht werden, und die Bera-
tung von entsandten Beschäftigten 
muss flächendeckend gewährleis-
tet werden.   •

Besonders dramatisch ist die 
Entwicklung in den Ruhrgebiets-
städten Dortmund und Duisburg. 
Die beiden Städte nähern sich in-
zwischen mit gut 24 und 23 Prozent 
Armutsquote dem Niveau von Leip-
zig (25 %). Neben Leipzig ist die 
Quote im Osten in Dresden (20 %) 
nach leichter Abnahme in den Jah-
ren 2008 bis 2010 zuletzt wieder 
gestiegen. Berlin liegt ebenfalls mit 
21,1 Prozent deutlich über dem 
Bundestrend (15,1 %).   •



3

Mindestlohn-
Verhandlungen 

Spätestens im nächsten Jahr 

will ver.di Mindestlohn-

Verhandlungen mit dem 

Zentralverband des Deut-

schen Friseurhandwerks 

(ZV) aufnehmen. Dessen 

Mitgliederversammlung hat 

den Weg dafür geebnet.

„Die Situation für Friseur-

Innen ist skandalös – Stun-

denlöhne von 5 bis 6 Euro 

sind keine Seltenheit, teil-

weise liegen sie sogar noch 

darunter“, betont ver.di-

Bundesvorstandsmitglied 

Petra Gerstenkorn. Doch 

jetzt „ist der Weg für Min-

destlohn-Verhandlungen 

frei – das ist ein positives 

Signal für eine Branche, de-

ren Image am Boden liegt“, 

unterstreicht Gerstenkorn.

Die noch zu bildende Bun-

destarifkommission wird 

spätestens Anfang 2013 mit 

der Tarifgemeinschaft der 

Landesinnungsverbände die 

Verhandlungen aufnehmen.

Geschäftsmodellen, die 

mittels Lohndumping Wett-

bewerbsvorteile gegenüber 

Mitbewerbern erzielen, 

soll durch einen Branchen-

Mindestlohn die Grundlage 

entzogen werden.

Die Allgemeinverbindlicherklä-
rung (AVE) von Tarifverträgen ist 
ein erprobtes Instrument, um glei-
che Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen. Sie verhindert Nachteile 
zu Lasten der tarifgebundenen 
Unternehmen und Beschäftigten. 
Die AVE verliert stark an Bedeu-
tung: Von 1991 bis 2011 ist die 
Anzahl allgemeinverbindlicher 
Tarifverträge von 622 auf 495 
gesunken. Gerade einmal 1,5 
Prozent aller Tarifverträge sind 
heute noch allgemeinverbindlich. 
Zu Beginn der 90er Jahre lag ihr 
Anteil bei 5,4 Prozent. Gleichzei-
tig gab es einen kontinuierlichen 
Rückgang der Tarifbindung, 2010 
waren nur noch 36 Prozent der 
Betriebe im Westen tarifgebun-
den, im Osten 20 Prozent. Zudem 
stellt das Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaftliche Institut (WSI) 
in der Hans-Böckler-Stiftung fest: 
„Allgemeinverbindlich erklärte Ta-
rifverträge gelten derzeit nur noch 
regional begrenzt für insgesamt 
rund 245 000 Beschäftigte.“ (ein-
blick 19/2012).

Seit 2009 erlaubt das Mindest-
arbeitsbedingungengesetz, dass 
mit Hilfe staatlicher Verordnungen 
in Branchen mit geringer oder feh-
lender Tarifbindung Mindestent-
gelte festgelegt werden. Allerdings 
wurde auf dieser Grundlage noch 
nicht ein einziger Mindestlohn er-
lassen. Das Arbeitnehmerentsen-
degesetz und das Tarifvertrags-
gesetz bieten die Möglichkeit, 
allgemeinverbindliche Tarifverträge 
auf alle Arbeitsverhältnisse einer 
Branche zu erstrecken. Das setzt 
voraus, dass die tarifgebundenen 
Arbeitgeber mindestens 50 Pro-
zent der unter den Branchentarif-
vertrag fallenden ArbeitnehmerIn-
nen beschäftigen. Außerdem muss 

A l l g e m e i n v e r b i n d l i c h e r k l ä r u n g e n

Für sozialen und betrieblichen Frieden
Das Tarifvertragssystem ist unter Druck. Eine Ursache sind Austritte aus den Arbeit-
geberverbänden und Mitgliedschaften in Arbeitgeberverbänden ohne Tarifbindung. 
Auch der wachsende Niedriglohnsektor schwächt das Tarifsystem. Und: Immer 
weniger Tarifverträge werden für allgemeinverbindlich erklärt.

die AVE im öffentlichen Interesse 
liegen. Hier liegt das Problem: Da 
immer weniger Arbeitgeber die 
Branchentarifverträge anwenden, 
werden diese 50 Prozent selten 
erreicht.

Nun hat der DGB-Bundesvor-
stand einen Vorstoß in Sachen 
AVE beschlossen: Die 50-Prozent-
Regelung entspricht nicht mehr 
der Wirtschaftsstruktur. „Sie ist 

auch verfassungsrechtlich nicht 
erforderlich“, sagt DGB-Rechts-
expertin Helga Nielebock. Mit 
abnehmender Tarifbindung steige 
daher der Bedarf nach staatlicher 
Regulierung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen, so Nielebock 
weiter. Es sei notwendig, das „öf-
fentliche Interesse“ zu präzisie-
ren. Der DGB-Vorsitzende Michael 
Sommer erklärt: „Im öffentlichen 
Interesse liegt es, dass Lohndum-
ping verhindert wird. Unterneh-
men sollten nicht über niedrige 
Löhne miteinander konkurrieren, 
sondern über die Qualität ihrer 
Produkte und Dienstleistungen.“ 
Öffentliches Interesse, so Michael 
Sommer weiter, ist „auch dann 

gegeben, wenn es darum geht, 
soziale Standards und das Tarif-
vertragssystem zu sichern.“ Die 
Tarifautonomie müsse gestärkt 
werden.

Mehr AVE sind ein wichtiger 
Beitrag für die Stabilisierung des 
Tarifsystems insgesamt. Zu diesem 
Schluss kommen auch Reinhard 
Bispinck und Thorsten Schulten 
vom WSI in ihrer unlängst erschie-

nenen Studie „Stabilisierung des 
Flächentarifvertrages – Reform 
der Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung“. Sie regen an, dass 
im Tarifausschuss, der über die 
Ausdehnung von Tarifverträgen 
entscheidet, auch die jeweiligen 
Branchen-Tarifparteien sitzen – 
und nicht nur Dachverbände. Die 
blockieren mit ihrem Vetorecht oft 
die Wünsche ihrer Mitgliedsver-
bände nach Allgemeinverbindlich-
keit. Die beiden Forscher regen an, 
dieses Veto-Recht abzuschaffen. 
Und auch sie plädieren dafür, die 
50-Prozent-Regel zu streichen. Sie 
erschwere eine AVE gerade dann, 
wenn sie durch sinkende Tarifbin-
dung notwendig werde.

Als „Gewinner eines refor-
mierten Tarifsystems mit Existenz 
sichernden Entgelten” sieht DGB-
Vorstandsmitglied Claus Matecki 
„die betroffenen Menschen und 
den Staat gleichermaßen: Die 
Menschen, weil sie von ihrer Hände 
Arbeit wieder leben könnten, den 
Staat, weil er bei Existenz sichern-
den Entgelten weniger Transferleis-
tungen aufbringen muss”.   •

einblick 21/12

POLITIK AKTUELL

Mit dem Rückgang von Allgemeinverbindlicherklärungen ist auch die 
Tarifbindung in Deutschland um 15 Prozent zurückgegangen.
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Quelle: WSI Mitteilungen 7/2012

Immer weniger allgemeinverbindlich
Allgemeinverbindliche Tarifverträge 1990 bis 2010
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H a n s - B ö c k l e r - S t i f t u n g

Projekt Dritter 
Bildungsweg
Mit dem Modellprojekt „Dritter Bil-
dungsweg“ will die Hans-Böckler-
Stiftung herausfinden, wie man 
Menschen ohne Abitur motivieren 
kann, ein Studium aufzunehmen. 
Zentrale Aufgabe ist es, umfassende 
und leicht zugängliche Informatio-
nen zum Studium bereitzustellen 
sowie den Studienstart durch indi-
viduelle Hilfe zu unterstützen. Zu-
dem sollen Hochschulen angeregt 
werden, sich anderen Studieren-
dengruppen zuzuwenden. Integra-
tion von Menschen ohne Abitur in 
den akademischen Betrieb soll so 
ermöglicht werden. Projektpartner 
sind die Fakultät für Ingenieurwis-
senschaft der Universität Duisburg-
Essen und der Fachbereich Gesund-
heitswesen an der FH Niederrhein. 
Für beide Standorte bietet die Hans-
Böckler-Stiftung in den kommenden 
drei Jahren Stipendien an. Bewer-
bungsschluss für die ersten Stipen-
dien ist der 1. Februar 2013.   •
Mehr Infos: www.boeckler.de/stipendium 

F i n a n z k r i s e

Themenheft 
klärt auf
Was war nochmal die Ursache für 
die Finanzkrise 2007/2008? Was 
hat diese und vorherige Krisen 
ausgelöst? Mit Hilfe von Zeitungs-
beiträgen renommierter Tageszei-
tungen und Magazinen bereitet 
das „Themenheft Finanzkrise“ der 
Hans-Böckler-Stiftung alle wich-
tigen Details auf. Die als Lehrerheft 
konzipierte Broschüre „Denn wir 
wissen nicht, was sie tun“ liefert 
gut lesbar alle wichtigen Fakten 
und Zusammenhänge und setzt 
die Krise am Ende des vergangenen 
Jahrzehnts in Bezug zur aktuellen 
Krise in Europa.   •
www.bit.ly/hbs_krise

T B S  H e s s e n

Professionell 
mitbestimmen
Ob beim Umgang mit Arbeitgebern, 
oder den notwendigen betriebs-
wirtschaftlichen Kenntnissen – 
Betriebsräte müssen in vielen Be-
reichen kompetent sein. Um Ar-
beitnehmervertreterInnen bei ihrer 
Arbeit zu unterstützen, hat die 
Technologieberatungsstelle Hes-
sen ein branchenübergreifendes 
Weiterbildungsprojekt gestartet. 
Ziel ist es, innovative Angebote 
zum Wissenstransfer in Unterneh-
men zu entwickeln. Stattfinden 
soll das in hessischen klein- und 
mittelständischen Unternehmen. 
In Workshops sollen Betriebsräte 
gemeinsam mit Beschäftigten, 
Geschäftsführung und Gewerk-
schaftssekretären die Konzepte 
diskutieren und erarbeiten. Ein 
Internetportal wird Betriebsräte 
vernetzen und den Informati-
onsaustausch sicherstellen. Das 
Projekt startet im ersten Quartal 
kommenden Jahres und wird vom 
hessischen Wirtschaftsministerium 
und aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds gefördert.   •
www.tbs-hessen.info

F r i e d r i c h - E b e r t - S t i f t u n g

Zukunft ohne 
Zeitungen?
Nach dem Aus für die Frankfur-
ter Rundschau wird nun auch die 
Wirtschaftszeitung Financial Times 
Deutschland eingestellt. Und auch 
bei anderen etablierten Zeitungen 
sinken die Auflagen. Doch was be-
deutet diese Entwicklung für die 
Demokratie? Kann das Netz Print 
ersetzen? Eine Diskussionsrunde 
der Friedrich-Ebert-Stiftung will 
diesen Fragen am 7. Dezember in 
Köln nachgehen. ExpertInnen aus 
Presse, Wissenschaft und Blogo-
sphäre analysieren und diskutie-
ren Perspektiven und Herausforde-
rungen.   •
Anmeldung: indira.kroemer@fes.de

••• Der DGB Bayern unterstützt 
das Volksbegehren „Grund-
recht auf Bildung ernst neh-
men – Studiengebühren ab-
schaffen“, das am 17. Januar in 
Bayern stattfindet. Der DGB ruft 
dazu auf, sich an der Abstimmung 
zu beteiligen. Der Vorsitzende des 
DGB Bayern Matthias Jena erklärt: 
„Studiengebühren sind unsozial, 
weil sie Jugendliche aus einkom-
mensschwachen Familien massiv 
benachteiligen.“ Die Abschaffung 

der Studiengebühren sei auch ein 
Gebot ökonomischer Vernunft, so 
Jena. „Auf der einen Seite wird 
ausdauernd der drohende Fachkräf-
temangel beklagt, auf der anderen 
Seite erschwert man einem Teil 
der Bevölkerung mit den Studien-
gebühren den Zugang zu unseren 
Hochschulen.   www.bayern.dgb.de

••• Der DGB Nord hat gemein-
sam mit den drei norddeutschen 
Bundesländern Schleswig-Hol-
stein, Mecklenburg-Vorpommern 

und Hamburg die Ausweitung 
der Minijobs durch die Bundes-
regierung kritisiert. In einer ge-
meinsamen Erklärung werden die 
schwarz-gelben Pläne als „Irrweg“ 
bezeichnet. Die Maßnahme würde 
den Anteil prekärer Beschäftigung 
im Norden erhöhen und gute Arbeit 
zu fairen Löhnen in Deutschland 
erschweren.Die ArbeitnehmerIn-
nen bräuchten endlich Löhne, von 
denen sie leben können.
www.nord.dgb.de/-/5AA

interregio

Seit Juli 2011 können junge Men-
schen einen Bundesfreiwilligen-
dienst (BFD) leisten. Ähnlich wie 
die Zivildienstleistenden zuvor 
können sie in Krankenhäusern, 
Alten- oder Krankenpflegeeinrich-
tungen arbeiten. Sowohl für die 
freiwilligen Frauen und Männer 
als auch für Betriebsräte in den 
Einrichtungen wirft der BFD Fra-
gen auf. Die DGB-Broschüre „Das 
Bundesfreiwilligendienstgesetz – 

D G B - B r o s c h ü r e

Infos für Freiwilligendienst

d i g i t a l c o u r a g e  e . V .

Neuer Name, 
altes Ziel
Der vormals unter dem Kürzel Foe-
BuD firmierende „Verein zur För-
derung des öffentlichen bewegten 
und unbewegten Datenverkehrs 
e.V.“ hat sich umbenannt in „digi-
talcourage e.V.” Ziel der Aktivitäten 
ist es auch weiterhin, sich „für ei-
ne lebenswerte digital vernetzte 
Welt“ einzusetzen. Unter anderem 
wird der Verein auch künftig den 
BigBrotherAward für die größten 
Datenskandale vergeben. „digi-
talcourage” hat DesignerInnen 
und KünstlerInnen zu einem Wett-
bewerb aufgerufen, um ein neues 
Logo zu kreieren.   •
www.digitalcourage.de

eine verpasste Chance“ erläutert, 
worauf sie achten müssen. Von 
der Dauer des Dienstes über den 
Versicherungsschutz bis hin zur 
Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall. Zudem sind die Gesetzestexte 
sowie Merkblätter im Anhang zu 
finden. Die Broschüre kann für 
2,50 Euro zuzüglich Versandkos-
ten online im DGB-Bestellservice 
erworben werden.   •
www.bit.ly/bfd_dgb

PROJEKTE UND PARTNER
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Billigjobs und 
Hartz IV

In der Diskussion um höhere 

Hartz-IV-Bezüge hat die Bun-

desagentur für Arbeit (BA) 

vor zusätzlichen Kosten 

gewarnt. Heinrich Alt, 

Vorstandsmitglied der BA, 

sagte laut Süddeutscher 

Zeitung: „Ein höherer Hartz-

IV-Bezug wird schnell zum 

Vermittlungshemmnis.“ 

DGB-Vorstandsmitglied 

Annelie Buntenbach er-

klärte dazu: „Ein Vermitt-

lungshemmnis ist nicht 

der Regelsatz, sondern die 

Perspektivlosigkeit von 

Billigjobs, die nicht aus der 

Armut führen.“ Das fest-

gelegte Existenzminimum 

habe Verfassungsrang und 

dürfe nicht nach Kassen-

lage bestimmt werden, so 

Buntenbach. Die Bundesre-

gierung müsse endlich dafür 

sorgen, dass Beschäftigte 

nicht länger mit Armutslöh-

nen abgespeist werden. 

Ein Mindestlohn von 8,50 

Euro hilft entscheidend, um 

die Abhängigkeit von Trans-

ferleistungen zu vermeiden 

und die Kosten einer Regel-

satzerhöhung aufzufangen. 

Zum 1. Januar 2013 steigen 

die Hartz-IV-Regelsätze für 

Erwachsene von 374 auf 

382 Euro im Monat. 

Mehr zum Thema gibt es auf der 
Homepage des DGB unter:
www.dgb.de/-/5JH

�

Acht Stunden Arbeit am Tag, fünf-
mal die Woche und trotzdem reicht 
der Lohn am Ende des Monats nicht 
zum Leben. So sieht die Realität für 
rund 350 000 vollzeitbeschäftigte 
Menschen in Deutschland aus. Für 
den DGB-Arbeitsmarktexperten 
Wilhelm Adamy ist das ein Skan-
dal: „Hartz-IV-Armut trotz voller 
Erwerbstätigkeit ist ein Verstoß 
gegen die Menschenwürde.“ Mit 
Blick auf die nachwachsende Ge-
neration sei dies ein „verheerendes 
gesellschaftspolitisches Signal“, 
warnt Adamy. 

Eine DGB-Analyse zeigt: Die 
Annahme, Hartz-IV-BezieherInnen 
seien alle arbeitslos, trifft schon 
lange nicht mehr zu. Von den 
knapp 4,5 Millionen ALG-II-Emp-
fängerInnen im erwerbsfähigen 
Alter zwischen 15 und 64 Jahren 
sind gerade zwei Millionen Men-
schen ohne Job. Demnach dient 
Hartz IV vielen Menschen als not-
wendiges Zusatzeinkommen. Ada-
my kritisiert, dass Unternehmen 
Hartz-IV-Leistungen als Kombilohn 
missbrauchen. „Sie wirken wie ein 
unbefristeter Lohnkostenzuschuss, 
der dann besonders hoch ist, 
wenn die Unternehmen niedrige 
Löhne zahlen.“ Durch Dumping-
löhne wird der Wettbewerb zu 
Lasten fair zahlender Unterneh-
men verzerrt. Im regionalen Ver-
gleich leben zwar in Ostdeutsch-
land mehr AufstockerInnen. Doch 
auch in Westdeutschland steigt 
die Zahl derjenigen, die trotz Ar-
beit arm sind. 

Für den DGB steht fest: Ein Min-
destlohn von 8,50 Euro pro Stunde 
würde den Menschen helfen und 
zugleich die Ausgaben für Hartz 
IV um mehrere Milliarden senken. 
„Ein Ende des Aufstockerunwesens 
ist ein Beitrag für mehr Ordnung, 

Fairness und Wettbewerbsgleich-
heit am Arbeitsmarkt“, so der DGB. 

Entscheidender Faktor für die 
steigende Anzahl von Aufstockern 
ist der anhaltende Boom im Nie-
driglohnsektor. Neue Berechnun-
gen des DGB zeigen zudem, dass 
auch immer mehr Vollzeitbeschäf-
tigte mit Berufsausbildung zu 

Niedriglöhnen arbeiten. So lag 
deren Niedriglohnquote 2010 bei 
etwa einem Fünftel. Rund 2,4 Mil-
lionen Vollzeitbeschäftigte mit be-
ruflicher Ausbildung zählen zu den 
Geringverdienern. Wilhelm Adamy 
stellt klar: „Eine unzureichende 
Qualifikation kann mehrheitlich 
nicht für das Ausmaß des Niedrig-
lohnsektors angeführt werden.“ 
Ursache für den Niedriglohnboom 
ist vielmehr wachsende atypische 
Beschäftigung. Fast 50 Prozent 
von ihnen müssen zu einem Nied-
riglohn arbeiten, bei den Minijob-
berInnen sind es sogar 84 Prozent 
und bei den LeiharbeiterInnen 68 
Prozent. Um den Niedriglohnsek-
tor einzudämmen, fordert der DGB 
unter anderem die Zumutbarkeits-

regeln für Arbeitslose zu ändern. 
Diese sollten sich an Tarifverträgen 
oder an ortsüblichen Löhnen ori-
entieren.

DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach nimmt die Bundesre-
gierung in die Pflicht: „Die Koalition 
darf nicht länger sehenden Auges 
in Kauf nehmen, dass jeder fünf-

te Beschäftigte zu Niedriglöhnen 
arbeiten muss.“ Niedriglöhne und 
prekäre Jobs seien würdelos und 
würden zur tickenden Zeitbombe 
für eine Welle von Altersarmut. 
„Wir fordern die Koalition auf, die 
Blockaden gegen einen flächende-
ckenden Mindestlohn, die Regu-
lierung der Leiharbeit sowie eine 
Reform der Minijobs aufzugeben“, 
so Buntenbach. Außerdem gelte 
es, allgemeinverbindliche Tariflöh-
ne in den Branchen einzuführen, 
in denen Niedriglöhne besonders 
oft gezahlt werden. Das sind vor 
allem das Gastgewerbe, der Ein-
zelhandel, das Friseurhandwerk, 
die Taxi- und Logistikbranche, die 
Fleischverarbeitung und die Call-
center-Branche.   •

A r b e i t s m a r k t

Aufstocken als Methode
1,3 Millionen Menschen in Deutschland müssen trotz Job ihr Gehalt durch 
Hartz-IV-Leistungen aufstocken. Der DGB kritisiert, dass ergänzende Leistungen 
für NiedrigverdienerInnen mittlerweile ein wesentlicher Teil des Hartz-IV-Systems 
sind. Hauptursache ist der boomende Niedriglohnsektor. 
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Im Juli 2012 waren 1,32 Millionen Hartz-IV-EmpfängerInnen erwerbstätig, 
davon 557 000 in sozialversicherungspflichtigen Jobs. Rund vier Milliarden 
Euro haben Bund und Länder alleine für die sozialversichert beschäftigten 
AufstockerInnen aufgewendet. 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012
* Menschen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben und jünger als 65 Jahre sind
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Viele Aufstocker
Erwerbstätige Hartz-IV-BezieherInnen (Aufstocker) und Hartz-IV-BezieherInnen 
im erwerbsfähigen Alter* insgesamt, in Tausend

2007

Hartz IV-BezieherInnen

2008 2009 2010 2011

Aufstocker
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Wenn Immobilien jahrelang unbe-
wohnt vor sich hingammeln, weil 
die Eigentümer auf steigende Preise 
spekulieren, sollen die Kommunen 
einschreiten dürfen. Die IG BAU 
unterstützt eine entsprechende 
Gesetzesinitiative im Bundestag. 

Damit soll verhindert werden, dass 
marode und lange leerstehende 
Häuser zu städtebaulichen Dau-
erproblemen werden. Vorgesehen 
sind schärfere Sanktionen gegen 
unwillige Eigentümer bis hin zu Ab-
rissverfügungen und einer Beteili-

gung an den Kosten. Dafür soll das 
Baugesetzbuch geändert werden. 
Bislang sei der „Abriss-Paragraph“ 
ein stumpfes Schwert. Kommunen 
können aktuell erst bei Gefahr ein-
schreiten. Angestoßen wurde die 
Gesetzesinitiative von den Ländern 
NRW und Bremen. Der Bundesrat 
hat bereits zugestimmt.   •

F u ß b a l l - W M  2 0 2 2

Nein zu Katar
Der Internationale Gewerkschafts-
bund (IGB) will mit einer Aktion 
auf die schlechten Bedingungen 
der Beschäftigten im Emirat Katar 
hinweisen. Katar ist Austragungs-
ort der Fußball-Weltmeisterschaft 
2022. Laut IGB wird rund 1,2 
Millionen ArbeitnehmerInnen un-
tersagt, einer Gewerkschaft beizu-
treten. 94 Prozent von ihnen sind 
Wanderarbeitskräfte ohne jegliche 

I G  B A U

Keine Schrottimmobilien

Rechte. Zudem warnt der IGB vor 
der hohen Todesrate unter den Ar-
beitsmigranten. So kommen jedes 
Jahr alleine etwa 200 nepalesische 
Arbeitskräfte ums Leben. Genaue 
Zahlen über Arbeitsunfälle gibt es 
nicht, weil Katar sich weigert, sie 
zu veröffentlichen. Der IGB fordert 
weltweit alle Menschen auf, sich 
an der Aktion im Internet zu betei-
ligen. Ziel ist es, ein virtuelles Fuß-
ballstadion voll UnterstützerInnen 
zu organisieren. Teilnehmen kann 
man auf der Internetseite.   •
http://act.equaltimes.org/de D G B - K a l e n d e r  2 0 1 3

Orientieren im 
Wahljahr
Politisch und gewerkschaftlich 
wird das kommende Jahr ereig-
nisreich: Im September 2013 
findet die Bundestagswahl statt, 
es gibt drei Landtagswahlen und 
vier Gewerkschaftskongresse. Um 
alle Termine im Blick zu behalten, 
können sich GewerkschafterInnen 
ab sofort den DGB-Kalender 2013 
beim DGB vor Ort abholen. Ne-
ben wichtigen politischen Daten 
sowie den Kontaktdaten der Ge-
werkschaften liefert der Kalender 
Wissenswertes über historische 
Jahres- und Gedenktage. So in-
formiert er zum Beispiel über die 
Erstürmung der Gewerkschafts-
häuser am 2. Mai 1933 durch 
die Nazis. Außerdem enthält der 
Kalender alle wichtigen Struk-
turdaten zum DGB und zu den 
Gewerkschaften, etwa die Mit-
gliedszahlen, die Tarifsteigerungen 
2012 und interessante Links zu 
Projekten und Kampagnen.   •

B ü r g e r b e t e i l i g u n g

Gute Arbeit 
ist die Grundlage
Ob bei Stuttgart 21, mit Online-
Petitionen oder in der Elternarbeit 
in der Schule – BürgerInnen sollen 
sich stärker in öffentliche Prozesse 
einbringen können. Doch das setzt 
Strukturen voraus und stellt Erwar-
tungen an die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst. Die stellver-
tretende DGB-Vorsitzende Ingrid 
Sehrbrock hat deshalb auf dem 
Schöneberger Forum des DGB ge-
fordert: „Wer etwas für mehr Bür-
gerbeteiligung tun will, muss auch 
etwas für gute Arbeit im öffentli-
chen Dienst tun.“ Sie kritisiert, dass 
in der Diskussion um mehr Beteili-
gung oft bürgerliches Engagement 
und „Bürokratie“ gegeneinander 
ausgespielt werden. Mehr zur De-
batte anlässlich des Schöneberger 
Forums gibt es im Internet.   •
www.bit.ly/öd_beteil

G d P

Burn-out im 
Streifenwagen
Polizistinnen und Polizisten haben 
einen stressigen Alltag. Massiver 
Personalabbau und steigende 
Anforderungen belasten zudem 
viele Beschäftigte. Deshalb will 
die Gewerkschaft der Polizei den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz 
bei der Polizei stärken. Jörg Bruch-
müller, Mitglied im geschäftsfüh-
renden Bundesvorstand, fordert, 
einen Arbeitskreis „Arbeitsschutz 
und behördliches Gesundheitsma-
nagement“ als Expertengremium 
der Innenministerkonferenz auf-
zubauen. Er appellierte zudem an 
die zuständigen Ministerien, den 
Arbeits- und Gesundheitsschutz 
nicht zu regionalisieren. Wenn jetzt 
Bund und Länder auch noch die 
Gesundheitsvorsorge einschränk-
ten, werde die soziale Schieflage 
bei der Polizei noch verstärkt.   •

Die erste Ex-Schlecker-
fi liale läuft seit No-
vember als Genossen-

schaftsmodell. Mit Unter-
stützung von ver.di ist der 
erste Dorfl aden in Erdmanns-
hausen (Kreis Ludwigsburg) 
eröffnet worden. Die Filiale 
dient als Vorreiter, weitere 
sollen folgen. 

Die Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerk-
schaft (EVG) will 

mit einem „Acht-Punkte-
Plan“ Verkehrslärm im Schie-
nenverkehr minimieren. Die 
EVG schlägt u.a. vor, auf be-
stimmte Bremsmechanismen 
in Zügen zu verzichten. Die 
Beschäftigen sind aufgeru-
fen, Lärmquellen aus ihrem 
Arbeitsumfeld zu melden: 
leiserzug@evg-online.org

Mit einem speziellen 
Seminarprogramm 
will die IG Metall 

Betriebsräte und Vertrauens-
leute im Engineering-Bereich 
sowie in der Informations- 
und Telekommunikations-
branche unterstützen. So 
gibt es z.B. Angebote zum 
Thema Werkvertrag und 
Leiharbeit in der IT-Branche 
sowie im Engineering-
Bereich. Die Seminare stehen 
auch interessierten Beschäf-
tigten und Nicht-Organi-
sierten offen.

Die Gewerkschaft 
der Polizei (GdP) hat 
die Einrichtung eines 

nationalen Waffenregisters 
begrüßt. Es sei wichtig für 
Polizeibeamtinnen und 
-beamte, rasch überprüfen 
zu können, ob an einem Ein-
satzort, zum Beispiel einer 
Familienauseinandersetzung, 
eine Waffe im Haus ist.

GEWERKSCHAFTEN
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„Geld ist genug da“

Im Oktober befragte TNS 

Infratest im Auftrag der 

drei Gewerkschaften in 

Deutschland, Österreich und 

der Schweiz die Bevölke-

rung nach ihrer Bewertung 

der Krisenpolitik und ihren 

Folgen. Das Ergebnis der 

repräsentativen Umfrage:

Drei Viertel der Befragten 

in den drei Ländern wollen 

einen Kurswechsel in der 

Europapolitik. Sie erwarten 

mehr Investitionen in sozial-

ökologisches Wachstum und 

verlangen, dass Millionäre 

über die Vermögens- und 

Erbschaftssteuer stärker an 

den Kosten der Krise 

beteiligt werden. 

Unter dem Aktionsmotto 

„Geld ist genug da” wollen 

die Gewerkschaften in den 

kommenden Monaten mit 

betrieblichen und öffent-

lichen Aktionen für eine 

andere Politik werben – und 

sie gemeinsam durchsetzen. 

Initiatoren der länderüber-

greifenden Aktion sind 

ver.di und die Schwesterge-

werkschaften Unia (Schweiz) 

sowie Die Gewerkschaft der 

Privatangestellten, Druck, 

Journalismus, Papier (GPA-

djp/Österreich). Unia ist mit 

rund 200 000 Mitgliedern 

die größte Teilgewerkschaft 

im Schweizerischen Ge-

werkschaftsbund (SGB). Die 

GPA-djp ist mit rund 270 000 

Mitgliedern und 15 000 

Betriebsräten die größte 

Gewerkschaft im Öster-

reichischen Gewerkschafts-

bund (ÖGB).

L

�

Ausgangspunkt der Aktionswochen im November 
war ein Arbeitstreffen der Gewerkschaften GPA-djp 
(Österreich), ver.di (Deutschland) und Unia (Schweiz) 
im Februar 2012 in Wien. Der Schock über die Fol-
gen der Wirtschafts- und Finanzkrise war groß: Die 
Arbeitslosigkeit hat sich in der EU fast verdoppelt, 
und jeder sechste Europäer, also rund 80 Millionen 
Menschen, lebt in Armut. Für die Führung der drei 
Gewerkschaften stand fest, dass nur durch eine 
stärkere länderübergreifende Kooperation 
ein Gegengewicht zur derzeitigen falschen Krisen-
bewältigungsstrategie entwickelt werden kann.

In Österreich laufen bereits seit einigen Jahren 
sehr erfolgreich die Aktionswochen der GPA-djp. 
Gemäß unserem Grundsatz „Wir sind bei den 
Menschen“ nimmt sich die Organisation mindestens 
dreimal im Jahr eines Themas an und besetzt dies 
einige Wochen lang in den Betrieben und auch im 
öffentlichen Raum. Meist gelingt es dabei auch, das 
Thema in den Medien zu platzieren. In der Regel 
werden ArbeitnehmerInnen von einem Meinungs-
forschungsinstitut zum Thema der Aktionswoche 
befragt, und wir ziehen daraus die Schlussfolge-
rungen. Dieses Grundkonzept wurde auch für die 
internationalen Aktionswochen übernommen.

Auch wenn die Rahmenbedingungen in den drei 
Ländern große Unterschiede aufweisen, sind die 
aktuellen Probleme länderübergreifend und kön-
nen auch nur international gelöst werden. Ohne 
dass die wirklich großen Vermögen einen Beitrag 
zur Bewältigung der Krise leisten, wird kein Ausweg 
zu finden sein. Dass in allen drei Ländern eine kla-
re Mehrheit der Bevölkerung in einer Umfrage die 
Forderungen der Gewerkschaften unterstützt, hat 
uns in dieser Deutlichkeit selbst überrascht. Eine 
große Mehrheit der Bevölkerung in der Schweiz, 
in Österreich und in Deutschland verlangt einen 
stärkeren Beitrag der großen Vermögen zur 
Krisenbewältigung. 

Die Schweiz gilt ja allgemein als ein Land, das 
weitgehend von den Folgen der Krise verschont 
geblieben ist, und auch als Land mit großem Wohl-
stand. Aber auch die SchweizerInnnen spüren erste 
negative Auswirkungen einer Politik, die primär die 

Reichen bevorzugt und die 
öffentlichen Haushalte stark 
unter Druck setzt. Deshalb 
kritisiert Andreas Rieger, der 
Co-Vorsitzende der Unia, die 
aktuelle Politik der Schweizer 
Regierung scharf. Deutsch-
land wiederum ist das Land, 
das durch seine ökonomische 
Dominanz die Krisenbe-
wältigungsstrategie der EU 
maßgeblich bestimmt. Frank 
Bsirske, der Vorsitzende der 
deutschen Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di, sieht diese 
Politik äußerst kritisch und spricht von einem Teu-
felskreis von Sozialabbau, Rezession und 
immer höherer Staatsverschuldung, den es 
zu durchbrechen gelte. 

Österreich ist innerhalb der OECD überhaupt 
das Land mit der geringsten Vermögensbesteu-
erung. Eine kleine Minderheit von Reichen wird 
immer reicher. Umso unverständlicher ist es, dass 
den Menschen eingeredet wird, sie hätten über ih-
re Verhältnisse gelebt und müssten nun den Gürtel 
enger schnallen. Durch eine stärkere Besteuerung 
von Vermögen könnten wichtige Zukunftsprojekte 
in den Bereichen Bildung und Pflege finanziert und 
eine dringend notwendige Senkung der Lohnsteuer 
finanziert werden. Die GPA-djp wird dieses sicher-
lich zu einem der Themen im bevorstehenden Nati-
onalratswahlkampf machen.

In allen drei Ländern ist es uns gelungen, das 
Thema in der Öffentlichkeit zu platzieren. In der 
Schweiz und in Österreich gab es Beiträge zu Haupt-
sendezeiten des öffentlichen Fernsehens. Einige öf-
fentliche Aktionen fanden große Beachtung, und 
in den Betrieben hatten wir ebenfalls Erfolg. Der 
große Streiktag in den südeuropäischen Ländern am 
14. November hat gezeigt, wohin die Entwicklung 
geht. Wenn es zu keiner Umorientierung in der 
Krisenpolitik kommt, dann ist es nur eine Frage der 
Zeit, dass auch die Länder Nord- und Mitteleuropas 
von Wirtschaftseinbruch und steigender Arbeitslo-
sigkeit betr offen sein werden. Die drei Gewerkschaf-
ten sind sich einig, dass diese Aktionen nicht der 
Endpunkt einer Auseinandersetzung sind, sondern 
der Beginn eines Konflikts, an dessen Ende sich 
wohl noch mehr Gewerkschaften zusammenfinden 
werden, um einen Kurswechsel in Europa ein-
zufordern und durchzusetzen.   •

Die Gewerkschaften warnen seit langem vor den 
negativen Folgen der Finanzkrise. Der österreichi-
sche Gewerkschaftsvorsitzende Wolfgang Katzian 
beschreibt, warum nun drei Gewerkschaften 
aus Deutschland, Österreich und der Schweiz 
gemeinsam aktiv werden. 

I n t e r n a t i o n a l e  A k t i o n s w o c h e n

Drei Länder – ein Konzept

Wolfgang Katzian 
ist Vorsitzender 
der österreichi-
schen Gewerk-
schaft der Privat-
angestellten, 
Druck, Journalis-
mus, Papier 
(GPA-djp)
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„Man kann morgens um fünf Uhr für das neueste 
Gerät auf dem Markt anstehen. Man kann aber auch 
einen ganzen Tag lang vor dem Laden protestieren – 
gegen unmenschliche Arbeitsverträge dort, wo diese 
Produkte hergestellt werden.“

Bundespräsident Joachim Gauck auf der Veranstaltung „Führungstreffen 
Wirtschaft” der Süddeutschen Zeitung am 15. November in Berlin.

8

RENTE: Negative Erwartungen

dieDGBgrafik

38 Prozent der ArbeitnehmerInnen 

gehen davon aus, dass sie von ihrer 

gesetzlichen Rente im Alter nicht leben 

können. Das ergibt eine Sonderaus-

wertung des DGB-Index Gute Arbeit. 

50 Prozent der Beschäftigten im Han-

del, 48 Prozent im Gastgewerbe und 47 

Prozent im Gesundheits- und Sozialwe-

sen schätzen ihre finanzielle Situation 

in der Zukunft als schlecht ein. DGB-

Vorstand Annelie Buntenbach fordert, 

mit Hilfe einer Demografie-Reserve 

den „Verfall der Rente zu stoppen“. 

www.dgb.de/-/53l ©
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Quelle: DGB-Index
Gute Arbeit 2012

 

Beschäftigte aus verschiedenen Berufsgruppen, die davon ausgehen, im Alter nicht von ihrer Rente leben 
zu können (in Prozent)

66

58

52

49

46

41

42

43

45

46

Reinigungs- und Entsorgungsberufe

HilfsarbeiterInnen

Metallkonstruktions-
und Installationsberufe

Soziale Berufe

Bank- und Versicherungsfachleute

Ernährungsberufe

Einzelhandelskaufleute
Lagerberufe, WarenprüferInnen,

Versandfertigung
Hotel-, Gaststätten- und

hauswirtschaftliche Berufe

Gesundheitsdienstberufe

Schlusspunkt�

Buch: Michaela Kuhnhenne, Ingrid Miethe, 
Heinz Sünker, Oliver Venzke: (K)eine Bildung 
für alle – Deutschlands blinder Fleck, Verlag 
Barbara Budrich 2012, 206 Seiten, 24,90 Euro
In keiner anderen Industrienation ist das Verhältnis 
von Bildung und sozialer, kultureller und finanzi-
eller Teilhabe so eng wie in Deutschland. Das Buch 
„(K)eine Bildung für alle – Deutschlands blinder Fleck“ fasst die For-
schungsflut der vergangenen Jahre zusammen und ordnet diese ein. 
In verschiedenen Beiträgen werden alle Facetten des Themas analy-
siert – von der Chancengleichheit über die frühkindliche Bildung, die 
Schul- und Berufsausbildung bis hin zur beruflichen Weiterbildung.

Tipp
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3.12.  Internationaler Tag 
der Menschen mit Behinderung

4.12.  IG BCE, Netzwerk-
konferenz zum Demografie-Tarif-
vertrag, Hannover

5.-7.12.  IG Metall, Kongress 
„Kurswechsel für ein gutes Leben“, 
Berlin

5.12.  DGB Sachsen-
Anhalt, Fachtagung „Wachstums-
branche Call- und Servicecenter“, 
Magdeburg

5.12.  Agentur für Erwach-
sene und Weiterbildung, Fachta-
gung „Politische Bildung gegen 
Rechtsextremismus“, Hannover

6.12.  DGB, Ringvorle-
sung „Wohlstand ohne Wachstum? 

Demografie für Nachhaltigkeit 
des Sozialsystems“, Berlin

7.12.  DGB, Tagung „Fa-
milienbewusste Arbeitszeiten im 
Praxistest – Auf dem Weg zu einer 
lebensphasenorientierten Arbeits-
zeitgestaltung?!“, Berlin 

7.12.  Theater Aufbau 
Kreuzberg unterstützt unter ande-
rem von ver.di, DGB, Hans-Böckler-
Stiftung, Theaterpremiere „hold 
the line“, Berlin

10.12.  ver.di, „Behinder-
tenpolitische Tagung“, Berlin

10.12.  D G B - B i l d u n g s -
werk, Tagung „Interkulturelle Öff-
nung der Verwaltung – Mehr als 
PR?“, Düsseldorf

13.12.  DGB, Ringvorlesung 
„Wohlstand ohne Wachstum? 
Nachhaltige Energiepolitik“, Berlin

13.12.  DGB Sachsen , 
Workshop „Gleichberechtigt geht‘s 
leichter. Faire Chancen für erwerbs-
tätige Frauen“, Dresden 

14.12.  DGB Sachsen, Dia-
logkonferenz „Neonazismus in 
Sachsen“, Dresden

14.12.  Mach meinen Kum-
pel nicht an e.V., Tagung „Gleich-
behandlung und Antirassismus in 
Betrieb und Verwaltung“, Essen
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Kann am ersten Tag verlangt werden
Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz darf der Arbeitgeber vom

Arbeitnehmer die Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung und
deren voraussichtliche Dauer vom ersten Tag der Erkrankung an ver-
langen. DieAusübung dieses Rechts liegt im Ermessen des Arbeitge-
bers und ist nicht an besondere Voraussetzungen gebunden.

S o z i a l h i l f e

Nur erforderliche Bestattungskosten
Aufwendungen für Todesanzeige, Kondolenzmappe, Schmuckur-

ne und kirchliche und bürgerliche Feierlichkeiten gehören nicht zu
den erforderlichen Kosten einer Bestattung, die vom Sozialhilfeträger
zu übernehmen sind. Erforderliche Kosten sind nur die, die üblicher-
weise für eine, den örtlichen Gepflogenheiten entsprechende einfa-
che Bestattung anfallen und die unmittelbar der Bestattung unter
Einschluss der ers ten Grabherrichtung dienen. Die Aufwendungen
müssen mit der Durchführung der Bestattung untrennbar verbunden sein.

L e h r e r  i n  N R W

Reisekosten für Klassenfahrten
Beamtete Lehrer in Nordrhein-Westfalen haben für die Teilnahme

an Klassenfahrten einen Anspruch auf Reisekostenvergütung. Ein
formularmäßiger Verzicht ist unwirksam. Das Land verstößt gegen
die Fürsorgepflicht, wenn es Klassenfahrten systematisch von einem
Verzicht der Lehrer auf Reisekostenvergütung abhängig macht.

L e h r e r  i n  B e r l i n

Dürfen in der Schule nicht rauchen
Ein verbeamteter Lehrer kann die Einrichtung eines Raucherzim-

mers im Schulgebäude nicht verlangen. Das Berliner Schulgesetz ver-
bietet das Rauchen auf dem gesamten Schulgelände ausnahmslos.
Dieses Rauchverbot dient nicht nur dem Schutz vor den schädlichen
Wirkungen des Passivrauchens, sondern vor allem der Suchtpräven-
tion. Dem vorbeugenden Schutz vor Gesundheitsgefahren durch den
Konsum von Tabak kommt Vorrang vor den Belangen des Lehrers zu,
der zum Rauchen das Schulgelände verlassen muss.

H a r t z  I V

Urlaubsabgeltung ist nicht anzurechnen
Kann der Urlaub nicht als Freizeit genommen werden, weil das

Arbeitsverhältnis zu Ende geht, ist der offene Urlaubsanspruch aus-
zuzahlen. Wenn die Urlaubsabgeltung in der Zeit des Hartz-IV-Be-
zugs erfolgt, darf die Zahlung nicht auf den Anspruch auf Hartz-IV-
Leistungen angerechnet werden. 

S o z i a l h i l f e

Soziales Leben ist auch wichtig
Auch schwerstbehinderte Menschen haben Anspruch auf eine

möglichst selbstbestimmte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
Der Fall: Die mehrfach schwerstbehinderte und mittellose Frau

wird zu Hause von ihrer Mutter gepflegt. Sie kann weder sprechen
noch sehen und sitzt im Rollstuhl. Da die Busse des öffentlichen Nah-
verkehrs im Heimatort nicht behindertengerecht sind, beantragte die
Mutter Kostenübernahme für ein behindertengerechtes Kfz. Nur mit
einem entsprechenden Fahrzeug sei ihre Tochter in der Lage, Ver-
wandte und Freunde zu besuchen und an Veranstaltungen teilzu-
nehmen. Der Antrag wurde vom Landkreis abgelehnt. Aufgabe der
Sozialhilfe sei es nicht, einen sozialen Mindeststandard zu gewähr-
leisten; auch nichtbehinderte Menschen, die über kein Kfz verfügen,
müssten ihre sozialen Kontakte auf andere Weise pflegen. Statt des
begehrten Kfz gewährte der Kreis Gutscheine für ein Behindertenta-
xi. Die gegen die Ablehnung gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Behinderten Menschen muss die Teil-
nahme am öffentlichen und kulturellen Leben sowie der Kontakt zur
sozialen Umwelt möglich sein. Dies ist im vorliegenden Fall nur durch
ein behindertengerechtes Kfz möglich. Durch die gewährten Gut-
scheine für ein Behindertentaxi kann dieses Ziel schon deshalb nicht
in gleicher Weise erreicht werden, weil entsprechende Fahrzeuge in
der näheren Umgebung der Frau nicht vorhanden sind. 

S o z i a l h i l f e

Ersatzpflicht kann bestehen
Wer seine Hilfebedürftigkeit grob fahrlässig verschuldet, ist ver-

pflichtet, die empfangenen Hilfsleitungen zurückzuerstatten.
Der Fall: Der Mann wurde wegen räuberischen Diebstahls in

Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung und versuchter Verge-
waltigung zu einer zur Bewährung ausgesetzten Freiheitsstrafe ver-
urteilt. Wegen des dringenden Verdachts, dass er die Geschädigte
(erneut) telefonisch kontaktierte, saß er zwei Monate in Untersu-
chungshaft. Aus diesem Grunde kündigte der Arbeitgeber das Ar-
beitsverhältnis. Das Jobcenter bewilligte der Ehefrau und dem ge-
meinsamen Kind Sozialhilfe und verlangte vom Mann „Kostenersatz
wegen schuldhaften Verhaltens“ in Höhe von 1.477,41 Euro, weil er
mit dem Verlust des Arbeitsplatzes infolge seiner Inhaftierung die
Hilfebedürftigkeit von Ehefrau und Kind grob fahrlässig herbeige-
führt habe. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Bundessozialgericht: Strafbares Verhalten führt nur zu Er-
satzpflicht, wenn es auf die Herbeiführung von Hilfebedürftigkeit
oder den Wegfall der Erwerbsfähigkeit oder -möglichkeit gerichtet
ist. Nicht jedes verwerfliche Verhalten, das zu einer Leistungserbrin-
gung führt, hat eine Ersatzpflicht zur Folge. Erfasst wird nur ein „so-
zialwidriges Verhalten“ mit spezifischem Bezug zur Leistungserbrin-
gung. Auf die existenzsichernden und nur bedarfsabhängigen Leis-
tungen besteht ein Rechtsanspruch. Sie sind unabhängig von ihrer
Ursache und einem vorwerfbaren Verhalten in der Vergangenheit zu
leisten. Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze ist das Verhalten
des Mannes nicht als sozialwidrig im Sinne des Sozialgesetzbuches
einzustufen, obwohl es, wie die strafrechtliche Bewertung zeigt, in
hohem Maße verwerflich ist. 

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Bundesarbeitsgericht, 
Urteil vom 14. November 2012 - 5 AZR 886/11

Sozialgericht Düsseldorf, 
Urteil vom 18. Oktober 2012 – S 10 AS 87/09

Landessozialgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 26. September 2012 – L 2 SO 1378/11

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 21/12
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Bundessozialgericht, 
Urteil vom 2. November 2012 - B 4 AS 39/12 R 

eineinblick

Sozialgericht Karlsruhe, 
Urteil vom 15. November 2012 - S 1 SO 2641/12

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, 
Urteil vom 4. November 2012 - 1 A 1579/10 

Oberverwaltungsgericht Berlin–Brandenburg, 
Urteil vom 8. August 2012 - OVG 4 B 29.10
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DGB fordert Marshallplan
Der DGB will mit einem Investiti-
onsprogramm Europa fit gegen 
die fortschreitende Krise machen. 
Der auf zehn Jahre angelegte 
„Marshallplan für Europa” soll 2,6 
Billionen Euro kosten. Die Zinsver-
pflichtungen sollen vor allem mit ei-
ner Finanztransaktionssteuer finan-
ziert werden. „Europa befindet sich 
in der Rezessionsfalle“, beschreibt 
DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki die Lage. Massive Lohn-, 
Renten- und Sozialkürzungen eu-
ropaweit hätten die Probleme ver-
schärft. Mit dem Konjunktur-, Inves-
titions- und Aufbauprogramm will 
der DGB das ändern. Europaweit 
soll die Konjunktur angekurbelt 
werden. „Wir wollen auch auf eine 
alternde Gesellschaft, auf knappe 
natürliche Ressourcen und die He-
rausforderungen des Klimawandels 
vorbereiten“, ergänzt Matecki. 
Das Investitionsprogramm enthält 
„einen Mix aus institutionellen 
Maßnahmen, direkten öffentlichen 
Investitionen, Investitionszulagen 
für Unternehmen und Konjunktur 
stabilisierende Konsumanreize“, 
heißt es im DGB-Papier.

Im Zentrum steht die Moder-
nisierung der europäischen Volks-

können das aus eigener Kraft nicht 
umsetzen. Deshalb sollen die Lauf-
zeiten ihrer Kredite verlängert, die 
Zinssätze reduziert werden.

Bereits 2011 hatte der DGB in 
einem „Vier-Punkte-Programm“ 
vorgeschlagen, einen „Europä-
ischen Zukunftsfonds“ zu grün-
den. Dieser Fonds soll verzinsliche 
Anleihen ausgeben. Die Zinsver-
pflichtungen könnten aus einer 
Finanztransaktionssteuer bestrit-
ten werden. Würden alle 27 EU-
Staaten die Steuer einführen, 
rechnet der DGB mit jährlichen 
Einnahmen von mindestens 75 bis 
100 Milliarden Euro. Für das Ei-
genkapital in der Gründungspha-
se soll eine einmalige Abgabe in 
Höhe von drei Prozent auf private 
Vermögen oberhalb von 500 000 
Euro (Ledige) und einer Million 
Euro (Verheiratete) sorgen. Claus 
Matecki: „Unser Marshallplan 
zeigt, dass umfangreiche Investi-
tionen finanzierbar sind – wenn 
man bereit ist, diejenigen an den 
Kosten zu beteiligen, die es ver-
kraften können.“   •

- „Keinen Spielraum 
im Haushalt“ sieht 

Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) 
nach dem Bundesparteitags-
beschluss der CDU in Hanno-
ver, Müttern von Kindern, die 
vor 1992 geboren sind, eine 
höhere Rente zu zahlen. …

+ Die CDU-Frauen aber 
wollen standhaft blei-

ben. Maria Böhmer, Vorsitzen-
de der Frauen-Union: „Die 
Tinte unter den Beschlüssen 
des CDU-Parteitags ist noch 
nicht trocken.“ Es gehe 
darum, zügig die Gerechtig-
keitslücke zu schließen.

plusminusBERLIN

Der Surf-Tipp
fürs Internet

http://nogame.sodi.de/spiel/
Ein Browserspiel der 

Nichtregierungsorgani-
sation Solidaritätsdienst-

International (SODI), 
das das Thema Armut 

kritisch aufbereitet und 
zeigt, wie Menschen in 

Entwicklungsländern ihren 
Alltag bestreiten müssen

Hintergrund

www.dgb.de/-/5Vx
Alle Zahlen, Daten und 

Fakten zum „Marshall-Plan 
für Europa“ des DGB

wirtschaften. Ziel ist es, energiearm 
und ressourcenschonend zu wirt-
schaften. Mit der vorgeschlagenen 
Energiewende könnte der CO2-
Ausstoß in Europa massiv reduziert 
werden. Notwendiges Investitions-
volumen: 150 Milliarden Euro jähr-
lich. Um die Kommunen auf eine al-
ternde Gesellschaft vorzubereiten, 
Bildung und Ausbildung zu fördern 
oder die Infrastruktur auszubauen, 
sieht das Konzept jährlich rund 110 
Milliarden Euro vor. Ein solch am-
bitioniertes Programm kann nicht 
von einem einzigen Land gestemmt 
werden. Vor allem die Krisenländer 
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Gegenfinanzierung gesichert
Kosten des Marshallplans
Durchschnittliche jährliche Investitionen in europäische Energiewende 150 Mrd. Euro
Weitere Investitionen 110 Mrd. Euro
Summe der jährlichen Investitionen 260 Mrd. Euro
Nutzen des Marshallplans (Wachstum, Arbeitsplätze, Einnahmen, Einsparungen etc.)
Zusätzliches Wachstum des Bruttoinlandsproduktes 3 Prozent
Zusätzlicher Wachstumsimpuls 400 Mrd. EUR
Zusätzliche Vollzeitstellen 9 bis 11 Millionen
Zusätzliche Steuereinnahmen für EU-Staaten 104 Mrd. Euro
Zusätzliche Einnahmen an SV-Beiträgen 56 Mrd. Euro
Zusätzliche Einsparungen bei den Kosten der Arbeitslosigkeit 20 Mrd. Euro
Durchschnittliche jährliche Einsparungen an Brennstoffimporten 300 Mrd. Euro
Finanzierung und Tilgung des Marshallplans
Durchschnittliche jährliche Emission von „New Deal Anleihen“ 180 Mrd. Euro
Einnahmen aus der Finanztransaktionssteuer 75-100 Mrd. Euro
Tilgung der Kredite an private und öffentliche Investoren 100 Mrd. Euro
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H o c h s c h u l e n

DGB will Zugang 
erleichtern
Der DGB hat ein neues hochschul-
politisches Programm erarbeitet. 
Ziele sind eine demokratische und 
soziale Hochschule, die allen Bil-
dungswilligen offensteht, und ein 
Studium, das finanzierbar ist. Der 
Zugang zur Hochschule ist immer 
noch stark von der sozialen Her-
kunft abhängig, konstatiert der 
DGB. Doch nicht nur beim Zugang 
gibt es Probleme. Die Arbeitsbe-
dingungen sind schlecht, Partizi-
pation und Mitbestimmungsrechte 
werden in vielen Bundesländern 
beschnitten. 

In dem neuen Programm for-
dert der DGB den Zugang für alle: 
„Jedem Menschen mit einer ab-

O E C D - L e i t s ä t z e

Kontrolle 
erstärken
Bereits im vergangenen Jahr legte 
die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) aktualisierte Leitsätze 
vor, in denen die Unternehmen 
aufgefordert werden, Löhne zu 
zahlen, die die Grundbedürfnisse 
der ArbeitnehmerInnen und ihrer 
Familien decken. Außerdem sollen 
sie für die Einhaltung von sozialen 
und ökologischen Standards in 
ihrer gesamten Zulieferkette ver-
antwortlich sein. Die Todesfälle in 
einer Textilfabrik in Bangladesch im 
November haben allerdings wieder 
einmal gezeigt, dass die Empfeh-
lungen der OECD allein nicht aus-
reichen. 

Der DGB diskutierte auf einer 
Veranstaltung Ende November 
über die Leitsätze. Die wenigsten 
Firmen orientierten sich freiwillig 
an diesen Vorgaben, so das Fazit. 
Der DGB will deshalb ein besseres 
Kontrollverfahren. Derzeit ist für 
die Überprüfung das Bundeswirt-
schaftsministerium zuständig. Der 
DGB erwartet, dass die nationale 
Kontaktstelle eigenständig arbeiten 
kann. Dann werde sie unabhängig 
gegen Missstände vorgehen kön-
nen und die Konzerne würden den 
OECD-Vorgaben mehr Beachtung 
schenken. „Der Wirtschaftsminister 
muss handeln“, fordert das zustän-
dige DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki.   •

geschlossenen Berufsausbildung 
muss ein Studium offenstehen. 
Zugangshürden wie Aufnahmeprü-
fungen oder Voraussetzungen wie 
eine lange Berufserfahrung müssen 
abgeschafft werden.“ Dafür müs-
sen sich auch die Rahmenbedin-
gungen ändern. 

Die stellvertretende DGB-Vor-
sitzende Ingrid Sehrbrock betont, 
dass vor allem mehr berufsbeglei-
tende Studiengänge, veränderte 
Curricula und eine reformiertes BA-
föG notwendig seien. „Zur sozialen 
Öffnung der Hochschulen gehört 
auch der Ausbau des BAföG durch 
einen regelmäßigen Inflationsaus-
gleich und die Senkung des Darle-
hensanteils bis zur Vollförderung.“ 
Darüber hinaus will der DGB weg 
vom „Turbo-Bachelor“. Bildung be-
nötige Zeit, und ein freier Zugang 
zum Master sei zwingend. 

Doch nicht nur die Studieren-
den benötigen andere Rahmen-
bedingungen. Kritisch sieht der 
DGB auch die Arbeit der Hoch-
schulbeschäftigten. „Auf eine un-
befristete Stelle kommen fast acht 
befristete Stellen“, kritisiert Ingrid 
Sehrbrock. Der DGB will deshalb 
einen Index Gute Arbeit mit allen 
Beteiligten entwickeln, der zum 
Maßstab für die Hochschulen 
werden soll. 

Eine weitere Forderung heißt 
Partizipation. „Wir wollen die aka-
demische Selbstverwaltung und 
die Personalvertretung stärken“, 
betont die stellvertretende DGB-
Vorsitzende. Nicht zuletzt benötigt 
das Hochschulsys tem auch mehr 
Geld. „Wir brauchen höhere Steu-
ern für Vermögende und müssen 
diese Mittel gezielt in Bildung und 
Wissenschaft inves tieren.“   •

E u r o f o u n d - S t u d i e

Politik verliert 
Vertrauen
Die Krise in Europa nehmen viele 
EU-BürgerInnen als einen Verlust 
an Lebensqualität wahr. Nach ei-
ner Untersuchung der EU-Stiftung 
zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen (Eurofound) 
gingen Optimismus und subjek-
tives Glücksempfinden vor allem in 

den von der Euro-Krise besonders 
betroffenen Ländern Griechenland, 
Italien und Portugal drastisch zu-
rück. Zugleich sei das Vertrauen in 
wichtige öffentliche Institutionen 
wie Regierungen und Parlamente 
deutlich gesunken. 

Die Untersuchung hat Aussagen 
der EU-BürgerInnen von vor fünf 
Jahren mit der Einschätzung ihrer 
Lage in diesem Jahr verglichen. Seit 
2007 habe sich die wirtschaftliche 
Lage vieler Menschen verschlech-

tert, was sich in der Wahrnehmung 
widerspiegele: Im Durchschnitt 
beklagten sieben Prozent der Be-
fragten, mit ihrem Geld nicht mehr 
auszukommen – allerdings mit ge-
waltigen Unterschieden: In Finnland 
war es ein, in Griechenland waren 
es 22 Prozent. Wie in anderen Stu-
dien führen in der Eurofound-Unter-
suchung die Dänen die Statistik der 
Zufriedenen an, während Bulgarien 
und Ungarn am Ende rangieren.   •
www.bit.ly/pr3eqls
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Jugend braucht 
Perspektiven
Das Thema Jugendarbeitslosigkeit 
ist mittlerweile auch bei der EU-
Kommission angekommen. Der zu-
ständige Kommissar Laszlo Andor 
nennt es „Jugendgarantie“. Damit 
will er sicherstellen, dass Jugendli-
che unter 25 Jahren, die vier Mo-
nate ohne Job sind, ein Angebot für 
eine Ausbildung oder mindestens 
einen Praktikumsplatz bekommen. 
Gesetzlich vorgeben kann die EU 
diese Garantie jedoch nicht, sie will 
deshalb entsprechende Programme 
in den Mitgliedsländern fördern. 

Berthold Huber, Erster Vorsit-
zender der IG Metall, lobte auf 
dem Berliner IG Metall-Kongress 
„Kurswechsel für ein gutes Le-
ben“ Anfang Dezember diesen 
Ansatz. Er zeige, dass die EU das 
Problem zumindest erkannt habe. 
Im Hinblick auf die Umsetzung ist 
Huber jedoch skeptisch. Vor allem, 
weil die Jugend ja „nicht nur Aus-
bildungsschleifen, sondern Arbeit“ 
wolle. Die IG Metall-Jugend nutzte 
das Umfeld des internationalen 

Kongresses, um ihre Forderungen 
sehr deutlich vorzutragen. Bundes-
jugendsekretär Eric Leiderer be-

„NEUSTAAT“ heißt das Stichwort der IG Metall-Jugend. Mit Hymne, 
Fahne, eigenem Botschafterpass und Forderungen an die Politik 
warben junge Metaller aus Deutschland und anderen euro-
päischen Ländern in Berlin für ein Europa, in dem die Jugend 
nicht länger auf der Verliererseite steht. bit.ly/NeuStart

tonte, die europäische Jugend „will 
keine Krise ausbaden, die nicht von 
ihr verursacht wurde“.   •



3

Impulse setzen

Gemeinsam mit der Indus-

triegewerkschaft Bauen-

Agrar-Umwelt (IG BAU), 

dem Deutschen Mieterbund 

(DMB), dem Bundesverband 

Deutscher Baustoff-Fach-

handel e.V. (BDB) und dem 

Zentralverband Deutsches 

Baugewerbe (ZDB) sind 

insgesamt 25 bundesweit tä-

tige Verbände und Kammern 

der Immobilien- und Bau-

wirtschaft in der Kampagne 

„Impulse für den Wohnungs-

bau“ aktiv. Ziel ist es, die 

politischen Rahmenbedin-

gungen für den Wohnungs-

bau zu verbessern. Die 

Kampagnenpartner wollen 

dafür sorgen, dass genü-

gend und geeigneter Wohn-

raum zur Verfügung gestellt 

werden kann. Denn, so die 

Initiatoren: „In Deutschland 

wird zu wenig gebaut.“ 

Demografischer Wandel, 

Wanderungsbewegungen 

innerhalb Deutschlands 

und der Klimawandel seien 

Herausforderungen, auf 

die reagiert werden müsse. 

Zudem geht es darum, neue 

und bedarfsgerechte Woh-

nungen zu bauen. 

Mehr zur Kampagne gibt es 
im Internet unter: 
www.impulse-fuer-den-
wohnungsbau.de

oder auf der Seite der IG BAU 
unter:
www.bit.ly/igbau_impulse

Eine passende Wohnung in deut-
schen Großstädten zu finden, 
ist für Normal- und Geringver-
diener nicht mehr einfach. Rund 
250 000 Mietwohnungen fehlen 
in Deutschland, schätzt der Deut-
sche Mieterbund. Vor allem in 
Großstädten, Ballungszentren und 
Universitätsstädten macht sich das 
bemerkbar. Steigende Mieten um 
bis zu 30 Prozent bei Neuverträgen 
sind die Folge. Einige Vermieter rei-
zen zudem die gesetzlich erlaubte 
Mieterhöhung bei bestehenden 
Verträgen von 20 Prozent in drei 
Jahren voll aus. 

ExpertInnen machen verschie-
dene Trends verantwortlich für die 
angespannte Situation am Woh-
nungsmarkt. So steigt seit Jahren 
die Zahl von Singlehaushalten. In 
der Euro-Krise haben Finanzak-
teure den Immobilienmarkt als 
renditesichere Anlage ausgemacht 
und kaufen beispielsweise in Ber-
lin ganze Straßenzüge auf. Zudem 
steigen die Energiekosten. In Uni-
städten führen Bundeswehrreform 
und doppelte Abiturjahrgänge 
zu einer großen Anzahl an Erst-
semestern. Die Folgen: Weniger 
Wohnraum, höhere Nebenkosten 
und Renditeerwartung lassen die 
Mieten steigen. So wundert es 
nicht, dass Haushalte mit einem 
Niedriglohneinkommen von unter 
1300 Euro netto 2010 rund 46 
Prozent ihres Geldes für Miete und 
Energie aufwenden mussten. Auch 
NormalverdienerInnen zahlen gut 
ein Drittel. 

DGB-Vorstandsmitglied Claus 
Matecki fordert: „Die Zeit ist reif, 
umzusteuern. Wohnen darf kein 
Luxusgut sein.“ Kurzfristig müssten 
die bestehenden Mieten geschützt 
werden. Deshalb sei eine gesetz-
liche Obergrenze bei Mietsteige-
rungen dringend geboten. Neue 

W o h n u n g s m a r k t

Weniger Wohnraum, steigende Mieten
Bezahlbarer Wohnraum wird knapp in deutschen Großstädten. Steigende Mieten und große 
Nachfrage führen zu Engpässen. DGB und Gewerkschaften kritisieren, dass die Politik untätig 
zusieht. Denn der Handlungsbedarf ist groß, wie aktuelle Studien belegen.

Mietverträge sollen an die ortsüb-
lichen Vergleichsmieten gekoppelt 
werden. Sie dürften zehn Prozent 
der Vergleichsmieten nicht über-
steigen, so Matecki.

Der IG BAU-Vorsitzende Klaus 
Wiesehügel kritisiert: „Jahrelang 
wurde der Wohnungsbau vernach-
lässigt.“ Statt der benötigten rund 
260 000 Wohnungen pro Jahr 
seien 2011 nur 183 000 fertig-
gestellt worden. Die Politik habe 

viel dafür getan, dass Bauen unat-
traktiv geworden sei. Wiesehügel 
moniert: „An der Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus wurde 
von Bund und Ländern gespart, die 
degressive Abschreibung von Neu-
bauten komplett gestrichen und 
die Eigenheimzulage abgeschafft.“ 

Das seien Fehler, die korrigiert wer-
den müssten.

Die IG BAU engagiert sich mit 
anderen Verbänden in der Kampag-
ne „Impulse für den Wohnungs-
bau“. Eine von den Initiatoren in 
Auftrag gegebene Studie zeigt, wie 
groß der Handlungsbedarf ist. Bis 
2017 fehlen bundesweit demnach 
gut 400 000 Mietwohnungen. Die 
Situation in Städten wie Frankfurt 
am Main, wo aktuell rund 17 500 
Wohnungen fehlen, wird sich dras-
tisch verschärfen. Klaus Wiesehü-
gel sieht darum die Länder in der 
Pflicht, sich ihrer Verantwortung 
beim sozialen Wohnungsbau zu 
stellen. Der Bund soll hierzu aus-
reichend Mittel bereitstellen. Eine 
Zweckbindung müsse zudem dafür 
sorgen, dass das Geld ankommt, so 
Wiesehügel. 

Aber auch beim Energiever-
brauch sollen politische Lösungen 
die MieterInnen entlasten. Um 
die Kosten bei Strom und Gas zu 
begrenzen, fordert der DGB sozi-
ale Geringverbrauchertarife. Diese 
könnten Haushalte mit geringen 
Einkommen entlasten. Der DGB 
will außerdem die zu gering be-
messenen Stromkosten im Hartz-
IV-Regelsatz weiterhin zum The-
ma machen. Bessere Anreize zur 
energetischen Gebäudesanierung 
sollen mehr Vermieter überzeugen, 
aktiv zu werden. Durch den Einsatz 
von energieeffizienteren Haus-
haltsgeräten sollen Verbrauche-
rInnen zusätzlich Kosten einsparen. 

Damit ältere oder behinderte 
Menschen so lange wie möglich in 
ihren eigenen vier Wänden wohnen 
können, sollen Immobilien alters- 
und behindertengerecht umge-
baut werden. Das würde sowohl 
die „Spirale der Mieterhöhungen” 
bremsen als auch die Pflegeversi-
cherung entlasten, so der DGB.   •

�
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In den großen Städten wird bezahl-
barer Wohnraum knapp. Bei der Ent-
wicklung der Kaufpreise von Eigen-
tumswohnungen liegen Berlin, Ham-
burg und München an der Spitze. 
Ähnlich sieht es bei den Mietpreisen 
aus. Besonders in Berlin haben die 
Mietpreis stark zugelegt, um bis zu 
8,1 Prozent. Vor allem Geringverdie-
ner leiden unter dieser Entwicklung. 
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* Vergleichsmonat September
Quelle: IMX-Immobilienpreisindex/
            Immobilienscout24.de
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D G B - J u g e n d

Aufklärung 
gegen Vorurteile
Die DGB-Jugend versucht, mit 
Aufklärung gegen die pauschalen 
Vorwürfe und Diskriminierung ge-
genüber Menschen muslimischen 
Glaubens vorzugehen. Eine Bro-
schüre mit dem Titel „Antimusli-
mischer Rassismus“ argumentiert 
gegen die häufig verschwom-
menen Parolen und die oft offen 
geschürte Abwehrhaltung. Die Ar-
beitshilfe kann bei der DGB-Jugend 
angefordert werden.   •
www.dgb-jugend.de/broschueren

P e r s o n a l r ä t e - P r e i s

Gold für Bremen
Der Deutsche Personalräte-Preis 
in Gold ging in diesem Jahr an 
den Personalrat Schulen Bremen. 
Ausgezeichnet wurde damit der 
Abschluss von zwei Dienstverein-
barungen, die deutliche Verbes-
serungen bei der Entlohnung und 
den Arbeitsbedingungen bringen. 
Silber erhielt das Staatliche Schul-
amt Frankfurt vor allem für seine 
Dienstvereinbarung zum Mobbing. 
Mit Bronze wurde der Hauptperso-
nalrat Berlin ausgezeichnet, weil er 
sich erfolgreich gegen nachteilige 

M i n d e s t l o h n

Breite 
Zustimmung
Seit 2008 wächst die 
Zustimmung zu einem 
flächendeckenden Min-
destlohn in der Bevölke-
rung. Nach der neuesten Umfrage 
von infratest dimap im Auftrag des 
DGB sprechen sich 75 Prozent aller 
Befragten für einen gesetzlichen 
Mindestlohn aus. Aufgegliedert 
nach Parteipräferenzen finden sich 
auch bei Anhängern von CDU/CSU 
immer mehr Befürworter. Für DGB-
Vorstandsmitglied Claus Matecki 
heißt das: „Was zwei Drittel der 
Unions-Anhänger für notwendig 
halten, sollte nun auch in den Partei-
spitzen von CDU und CSU ankom-
men und umgesetzt werden: Löhne 
unter 8,50 Euro pro Stunde müssen 
in allen Branchen kassiert werden.“ 

••• Der DGB Thüringen wirbt 
für den freien Sonntag in 
Thüringen. Gemeinsam mit der 
IG Metall, ver.di, dem Kirchlichen 
Dienst in der Arbeitswelt und der 
Katholischen Arbeitnehmer-Bewe-
gung will die neue Allianz den kon-
sequenten Schutz der arbeitsfreien 
Sonn- und Feiertage sicherstellen.
www.thueringen.dgb.de

••• Im Januar wählt Niedersach-
sen. Der DGB Niedersachsen 
hat die Vorgaben für die zu-
künftige Landespolitik for-
muliert: „Niedersachsen nachhaltig 

gestalten! Gute Arbeit. Gleiche 
Chancen“. Der DGB empfiehlt allen 
Wahlberechtigten, die Programme 
der Parteien genau unter die Lupe 
zu nehmen.
www.niedersachsen-bremen-
sachsenanhalt.dgb.de/

••• Der DGB Berlin-Branden-
burg ist Mitglied des „Bündnis 
gegen Homophobie“, das An-
fang Dezember die Bürgerrecht-
lerin und Rechtsanwältin Seyran 
Ates mit dem Respektpreis 2012 
ausgezeichnet hat.
www.berlin-brandenburg.dgb.de

interregio

Allerdings mache es sich Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
zu einfach, wenn sie die Blockade-
haltung dem Koalitionspartner FDP 
zuschreibt. Der DGB sieht hier auch 
noch großen Überzeugungsbedarf 
beim CDU-Wirtschaftsflügel. Es 
muss Schluss sein mit der staat-
lichen Subvention von Unterneh-
men, die die Beschäftigten mit 
Armutslöhnen abspeisen und zum 
Aufstocken aufs Amt schicken, for-
dert der DGB schon seit langem. 
Claus Matecki erwartet nun end-
lich eine gesetzliche Vorgabe für 
einen flächendeckenden Mindest-
lohn „von zunächst 8,50 Euro pro 
Stunde und ohne Lücken und Lö-
cher, ohne Differenzierungen nach 
Regionen oder Jobs“.   •
www.mindestlohn.de

W i r t s c h a f t s p r e i s

Engagement 
belohnt
Marion von Wartenberg ist die 
erste Gewerkschafterin, die die 
Wirtschaftsmedaille des baden-
württembergischen Wirtschafts-
ministeriums erhielt. Gewürdigt 
wurde damit ihr Einsatz für eine 
bessere Teilhabe von Frauen und 
Mädchen am Arbeitsmarkt. Die 
stellvertretende DGB-Bezirksvor-
sitzende in Baden-Württemberg 
engagiert sich für ein breites Be-
rufsspektrum für Mädchen in der 
dualen Ausbildung, aber ebenso 
in den MINT-Berufen (Mathematik, 
Information, Naturwissenschaft, 
Technik). Die Medaille verleiht das 
Ministerium für Verdienste um den 

Stufenzuordnungen und geplante 
Herabgruppierungen wehrte. 

Der Preis wurde im Rahmen der 
DGB-Veranstaltung „Schöneberger 
Forum“ durch die stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Ingrid Sehrbrock 
übergeben. Der Preis, eine Initiati-
ve der Zeitschrift Der Personalrat, 
wird gemeinsam mit dem DGB-
Bundesvorstand und in Kooperati-
on mit der HUK-Coburg vergeben. 
Den Sonderpreis der HUK-Coburg 
erhielt der Personalrat der Städ-
tischen Friedhöfe München. Au-
ßerdem gab es den Sonderpreis 
der DGB-Jugend für die Gesamt-
jugend-und Auszubildendenvertre-
tung der Stadt Nürnberg.   •

Wirtschaftsstandort Baden-Württ-
emberg. Die Auszeichnung wird 
seit 1987 vergeben.   •

PROJEKTE UND PARTNER

D G B  B i l d u n g s w e r k 

Interkulturelle 
Vielfalt
Verwaltungen und kommunalen 
Betrieben einen Weg zu einer in-
terkulturellen Öffnung zu zeigen, 
ist das Ziel des Projekts „Verwal-
tungen interkulturell stärken – Po-
tenziale nutzen“ (veris) des DGB-
Bildungswerks. Das Projekt wird im 
Rahmen des Programms „Xenos – 

Breite Zustimmung findet ein Min-
destlohn auch bei den Anhängern 
von CDU/CSU: Während im März 
2008 nur 45 Prozent von ihnen für 
einen Mindestlohn in allen Branchen 
waren, sind es aktuell 66 Prozent. 
Bei den anderen Parteien zeigten 
die früheren Umfragen bereits hohe 
Zustimmungsquoten.

Eine süße Mah-
nung erhielten 
die Delegierten 
des CDU-Partei-
tages in Hannover: 
Der DGB verteilte 
Schokoladenniko-
läuse mit der For-
derung nach einem 
Mindestlohn.
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Quelle: DGB-Umfrage durch Infratest dimap
November 2012
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Pro Mindestlohn
Befürworter eines allgemeinen 
Mindestlohns nach Parteipräferenz 
(in Prozent)

Linke

SPD

Grüne

CDU/CSU

Gesamt

Integration und Vielfalt“ aus Mit-
teln des Bundesarbeitsministeriums 
und des Europäischen Sozialfonds 
gefördert. Das DGB Bildungswerk 
entwickelte gemeinsam mit den 
Städten Kassel und Waldkirch so-
wie dem Kreis Lippe das Projekt. 
Im Mittelpunkt steht die fundierte 
Weiterbildung von Beschäftigten 
der Verwaltung und kommunaler 
Einrichtungen im Umgang mit kul-
tureller Vielfalt im Berufsalltag.   •
www.migration-online.de
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Unternehmens-
mitbestimmung 
ausweiten

Eine Mitbestimmungsinitia-

tive „für mehr Arbeitneh-

merrechte auch in Betrieben 

kleiner und mittlerer Größe“ 

hat Berthold Huber, Erster 

Vorsitzender der IG Metall, 

auf dem Zukunftskongress 

seiner Gewerkschaft Anfang 

Dezember in Berlin gefor-

dert.

Für die IG Metall ist das 

geltende Gesetz zur Unter-

nehmensmitbestimmung 

nicht das Ende der Diskus-

sion. Die Erfahrungen aus 

36 Jahren Praxis, insbeson-

dere auch in der Krisen-

bewältigung 2008/2009, 

müssten in eine neue 

Mitbestimmungsdiskussion 

unter Einbezug europäischer 

Aspekte einfließen.

Die IG Metall fordert unter 

anderem, dass die Wirkung 

des Mitbestimmungsge-

setzes von 1976 bereits bei 

1000 Beschäftigten und 

nicht erst ab 2000 Beschäf-

tigten einsetzt. Die IG Me-

tall will außerdem, dass 

die im Aufsichtsrat zustim-

mungspflichtigen Geschäfte 

definiert werden und dafür 

eine Zweidrittel-Mehrheit 

notwendig ist. Ein wich-

tiger Punkt ist dabei für 

die IG Metall die Stärkung 

der Rechte des Aufsichts-

rates bei Standortentschei-

dungen. Weitreichende 

Forderung zu Reformen der 

Unternehmensmitbestim-

mung hat der DGB-Kongress 

bereits 2010 beschlossen.

Mehr zur aktuellen Debatte:
www.einblick.dgb.de

�

Leiharbeit und Werkverträge boo-
men. Immer mehr Beschäftigte 
verdienen nicht nur deutlich weni-
ger als ihre KollegInnen mit festem 
Arbeitsvertrag, sie sind meist auch 
nicht oder nur ungenügend von Be-
triebsräten vertreten. Das schadet 

nicht nur ihnen, sondern führt zu 
einer Schwächung der betrieblichen 
Interessenvertretung insgesamt. 

Bereits auf dem letzten DGB-
Kongress 2010 haben die Gewerk-
schaften deshalb einen Antrag ver-
abschiedet, der eine Ausweitung 
der betrieblichen Mitbestimmung 
fordert. Was das für Werkverträge 
heißt, hat der DGB-Bundesvorstand 
in seinem Positionspapier gegen 
den Missbrauch von Werkverträgen 
konkretisiert. Diese Forderungen 
finden sich auch im Vorschlag der 
IG BCE wieder. 

Ob bei der Regulierung der 
Leiharbeit oder dem Schutz vor 
Arbeitshetze im Betrieb sieht die 
Gewerkschaft den Gesetzgeber 

gefordert. „Es ist unverändert die 
originäre Verantwortung des Ge-
setzgebers, die Voraussetzungen 
für faire Bedingungen auf dem Ar-
beitsmarkt zu schaffen“, erklärte 
der IG BCE-Vorsitzende Michael 
Vassiliadis bei der Vorstellung der 

Forderungen sei-
ner Gewerkschaft 
Anfang Dezember 
in Hannover.

Ziel der IG BCE 
ist es unter ande-
rem, das Betriebs-
verfassungsge-
setz (BetrVG) so 
anzupassen, dass 
es wesentlichen 
Veränderungen 
in der Arbeitswelt 
besser entspricht 
und gerecht wird. 
Das gelte nicht 
nur für den wach-
senden Anteil von 
Fremdbeschäfti-
gung und befris-

teten Arbeitsverhältnissen in den 
Unternehmen, sondern auch für die 
zunehmende Leistungsverdichtung 
und die neuen Herausforderungen 
durch den demografischen Wandel, 
so der IG BCE-Vorsitzende. Neben 
der Forderung nach zwingender 
Mitbestimmung bei Fremdbeschäf-
tigung will die IG BCE deshalb auch 
die Möglichkeiten von Betriebsrä-
ten verbessern, sich für gute Arbeit 
stark zu machen. Die bisherigen 
Instrumente der Mitbestimmung 
und Mitgestaltung reichten dafür 
nicht aus, betont Vassiliadis. Der 
demografische Wandel erfordere 
eine Neuausrichtung der Perso-
nalpolitik – „vom Verbrauch zum 
Erhalt der Arbeitskraft“. Konkret 

fordert die IG BCE zur Modernisie-
rung der Betriebsverfassung:
� Betriebsräte sollen eine zwin-
gende Mitbestimmung bei Fremd-
beschäftigung erhalten (Ergänzung 
in § 87 BetrVG).
� Beschäftigte mit Werkvertrag 
sollen das Recht haben, einen Be-
triebsrat zu wählen (Ergänzung in 
§ 7 BetrVG).
� Bei der Berechnung der Be-
triebsratsgröße und der Freistel-
lung von Betriebsräten sollen 
Leiharbeitskräfte und Beschäftig-
te mit Werkvertrag mitgezählt 
werden (Ergänzung in § 9 und § 38 
BetrVG).
� Das Thema Arbeitsfähigkeit soll 
im Aufgabenkatalog des Betriebs-
rates ergänzt werden (Ergänzung 
in § 80 BetrVG).
� Der Betriebsrat soll ein Initiativ-
recht bekommen, um Leistungsver-
dichtung zu begegnen (Ergänzung 
in § 90 und § 91 BetrVG).
� Ein Initiativrecht soll dem Be-
triebsrat ermöglichen, mit Bil-
dungsmaßnahmen langfristig die 
Arbeits- beziehungsweise Beschäf-
tigungsfähigkeit der Belegschaft zu 
sichern (§96, 97, 98 BetrVG).

Der Vorstoß der IG BCE stößt auf 
große Resonanz im Gewerkschafts-
lager. „Die Initiative der IG BCE zur 
Modernisierung des BetrVG wird 
auch von uns getragen – wir zie-
hen mit den anderen Gewerkschaf-
ten an einem Strang“, erklärt etwa 
IG Metall-Sprecherin Heike Neu-
meister. Die IG Metall fordere wie 
die IG BCE, dass Betriebsräte bei 
Outsourcing und Werkverträgen, 
also bei jeglicher Fremdvergabe 
mitbestimmen dürfen. Und auch 
aus dem politischen Lager gibt es 
erste Signale zur Unterstützung. So 
hat die SPD auf ihrem Parteitag in 
Hannover Anfang Dezember bereits 
angekündigt, dass sie die Forderung 
der IG BCE nach einem Mitbestim-
mungsrecht der Betriebsräte beim 
Einsatz von Leiharbeit aufgreifen 
und unterstützen will.   •

L e i h a r b e i t  u n d  W e r k v e r t r ä g e

IG BCE fordert zwingende Mitbestimmung
Die Neuordnung der Arbeit ist eine der zentralen Forderungen der 
DGB-Gewerkschaften nicht nur zur Bundestagswahl 2013. Es geht 
ihnen vor allem darum, prekäre Arbeit zurückzudrängen und die 
Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten zu erweitern. Die IG BCE 
hat jetzt einen konkreten Vorschlag für eine Modernisierung des 
Betriebsverfassungsgesetzes vorgelegt.

einblick 22/12

GEWERKSCHAFTEN

Der Trend, Stammbelegschaften in den Betrieben 
durch Leiharbeitskräfte zu ersetzen, ist ungebro-
chen. Gleichzeitig steigt die Zahl der mit Werkver-
trägen Beschäftigten, die oftmals jahrelang in einem 
Betrieb ohne Mitbestimmungsrechte arbeiten.
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QQuelle: Bundesagentur für Arbeit 2012

Boom ungebrochen
Beschäftigte in der Leiharbeit (in Tausend)
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M i n i j o b s

Neue Studie 
bestätigt NGG
Die NGG sieht sich bestätigt: Mini-
jobs verdrängen zunehmend Voll-
zeitstellen. Das Institut für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) 
legte eine neue Studie vor, die be-
legt, dass die 400-Euro-Jobs gera-
de im Dienstleistungsbereich immer 
häufiger sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung ersetzen. Die 

stellvertretende NGG-Vorsitzende 
Michaela Rosenberger sieht in der 
Studie „einen weiteren Beleg für 
das, was längst erwiesen ist“. Mit 
der Anhebung der Verdienstgrenze 
auf 450 Euro ab Januar 2013 habe 
die Regierung diese Jobs „wider 
besseren Wissens” für die Arbeitge-
ber noch attraktiver gemacht. Das 
IAB warnte zudem: Minijobs ent-
ziehen den Sozialversicherungen 
Beitragszahler und könnten letzt-
lich zu Beitragserhöhungen oder 
reduzierten Leistungen führen.   •

Die IG Metall will einen breiten 
gesellschaftlichen Veränderungs-
prozess. Gemeinsam mit neuen 
Bündnispartnern hofft die Gewerk-
schaft, erfolgreicher anstehende 
Probleme wie die Ausweitung der 
prekären Beschäftigung lösen zu 
können. Dabei hat die IG Metall 
nicht nur das eigene Land im Blick. 
Auf ihrem internationalen Kongress 
„Kurswechsel für ein gutes Leben“ 
Anfang Dezember in Berlin disku-
tierten rund 800 TeilnehmerInnen 
– darunter 200 ausländische Gäste 

I G  M e t a l l 

„Kurswechsel für ein gutes Leben“
aus 60 Ländern – über neue Strate-
gien und Bündnisse.

Eine Veranstaltung mit Tradi-
tion, wie der Erste Vorsitzende 
Berthold Huber betonte: Seit 1972 
gebe es solche Tagungen immer 
dann, „wenn unserer Meinung 
nach grundlegende politische 
Weichenstellungen vorgenommen 
werden müssen“. Für die IG Metall 
gehören dazu unter anderem die 
konsequente Regulierung der Fi-
nanzmärkte, ein ökologischer Um-
bau der Wirtschaft, der vor allem 

I G  B A U

Vorzeigeprojekt 
Stuttgart 21
Stuttgart 21 soll die „sauberste 
Baustelle Deutschlands“ werden. 
Die IG BAU hat mit der österreichi-
schen Gewerkschaft Bau-Holz und 
den Betriebsräten der Firmen, die 
auf Baustellen des Projektes Stutt-
gart 21 arbeiten, eine Vereinbarung 
geschlossen. Die Arbeitnehmerver-
tretungen wollen während der ge-
samten Bauzeit dafür sorgen, dass 
illegale Beschäftigung, Schwarzar-
beit, untertarifliche Bezahlung und 
Verstöße gegen Arbeitsschutzbe-
stimmungen keine Chance haben. 

Alle Beteiligten sind in einem 
Netzwerk zusammengeschlossen, 
damit sie sich jederzeit austau-
schen können. Jeder wird immer 
darüber informiert sein, wie viele 
Beschäftigte welcher Nationali-
täten in welchem Zeitraum und 
in welchen Projekten eingesetzt 
werden. Sollten Verstöße gegen Ar-
beitsschutzbestimmungen oder Ta-
rifverträge bekannt werden, wollen 
sie gemeinsam den General- und/
oder Subunternehmer dahin brin-
gen, die Vorgaben einzuhalten. Bei 
Verstößen soll auch noch rückwir-
kend korrekt entlohnt werden. Hilft 
dieser Einsatz nicht, wird gemein-
sam Anzeige erstattet. Zudem wird 

K u r z a r b e i t e r g e l d

Positive 
Entscheidung
Die Verlängerung des Kurzarbeiter-
geldes auf zwölf Monate bewertet 
der DGB positiv. Für DGB-Vor-
standsmitglied Annelie Buntenbach 
ist es „ein erster Schritt“. Sollte 
sich jedoch die wirtschaftliche Ein-
trübung verstärken, „sind weitere 
Maßnahmen zur Sicherung der Be-

schäftigung notwendig“, betont 
Buntenbach. Auch die IG Metall 
lobt die Entscheidung der Bundes-
regierung. Ihr Erster Vorsitzender 
Berthold Huber erwartet jedoch als 
nächsten Schritt, dass auch Leihar-
beiter einbezogen werden: „Die IG 
Metall fordert die gleiche Sicherheit 
für alle Beschäftigten.“ 

Nach den aktuellen Zahlen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) ha-
ben im November 2300 Betriebe 
konjunkturelle Kurzarbeit ange-
zeigt. Das betrifft 46400 Arbeitneh-
merInnen. Die Anzeigen kamen 
überwiegend aus dem Maschinen-
bau sowie der Metall- und Auto-
industrie. Damit sei die Kurzarbeit 
aber „noch weit von den Werten der 
Krise 2009/2010 entfernt“, erklär-
te BA-Vorstand Raimund Becker.   •

beschäftigungsfördernd sein müs-
se, und eine gerechte Verteilungs- 
und Steuerpolitik. Der Kampf ge-
gen prekäre Beschäftigung ist ein 
weiterer Punkt, der dringend Lö-
sungen erfordert. Berthold Huber 
ist sich sicher, dass ohne entspre-
chende Gegenwehr die Prekari-
sierung zunehmen wird und zwar 
„über alle Qualifikationsstufen 
hinweg“. Einen optimistischen 
Ausblick gibt die IG Metall in ihrer 
„Berliner Erklärung“: „Wir stehen 
nicht alleine. Überall auf der Welt 
gibt es Gewerkschaften, politische 
Parteien und soziale Bewegungen, 
die einen Kurswechsel wollen.“   •
www.igmetall-kurswechselkongress.de

das Netzwerk eng mit der Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit (FKS) beim 
Hauptzollamt Stuttgart kooperie-
ren. Das umstrittene Projekt könnte 
damit zu einem Vorzeigemodell für 
Großbaustellen werden.   •
www.bit.ly/baustelleStuttgart

Die EVG hat sich mit 
der Deutschen Bahn 
auf einen Demogra-

fi e-Tarifvertrag geeinigt. Pro-
fi tieren werden davon die 
Beschäftigten der Deutschen 
Bahn AG. Unter anderem 
wurde ein Modell zur Alters-
teilzeit vereinbart und be-
triebsbedingte Kündigungen 
bleiben ausgeschlossen.

Die GEW hat den 
Kultusministerien 
vorgeworfen, die 

Ergebnisse der aktuellen 
Grundschulstudien zu igno-
rieren. Die Gewerkschaft for-
dert mehr Lehrerfortbildung 
und individuelle Unterstüt-
zung für SchülerInnen. Die 
Ministerien hätten mit ihrer 
„Testeritis“, der Evaluati-
on von Leistungen in den 
vergangenen Jahren, auf das 
falsche Pferd gesetzt. 

Das Diakonie-Klini-
kum Schwäbisch Hall 
hat kurz vor einem 

Urteil des Bundesarbeitsge-
richts eingelenkt: Ab sofort 
erhält ver.di Zutritt zum 
Klinikum. Damit sei das seit 
1981 geltende Zutrittsverbot 
an diakonischen Einrich-
tungen gefallen. ver.di geht 
davon aus, dass nun weitere 
kirchliche Organisationen 
gewerkschaftliche Rechte 
anerkennen.

Der von IG BCE und 
Chemie-Arbeitgebern 
2003 abgeschlossene 

Tarifvertrag „Zukunft durch 
Ausbildung“ ist ein voller 
Erfolg. 2012 sei das stärkste 
Ausbildungsjahr der Chemie, 
so die IG BCE. Die ambiti-
onierte Vorgabe von 9000 
neuen Plätzen ist um 6,5 Pro-
zent übertroffen worden.

GEWERKSCHAFTEN



7

„Zurück zur D-Mark?“

„Euro 2.0“ nennt Bofinger 

in seinem neuesten Buch 

„Zurück zur D-Mark?“ sein 

Konzept für eine neue Archi-

tektur der Währungsunion. 

Bofinger, der sich 1997 ge-

meinsam in einer Initiative 

von 59 Professoren für die 

Einführung des Euro stark 

machte, ist nach wie vor ein 

vehementer Verfechter der 

gemeinsamen Währung. 

In seinem Buch begründet 

er aber seine Zweifel an den 

Rettungsmaßnahmen der 

Euro-Länder. Seine Antwort 

auf die Krise heißt: Wir 

brauchen einen europä-

ischen Finanzminister, der 

über direkte Eingriffsrechte 

gegenüber Staaten mit 

unsolider Haushaltspoli-

tik verfügen muss. Zudem 

plädiert er für eine voll 

integrierte Bankenaufsicht 

für die Währungsunion. 

Peter Bofinger, Zurück zur 
D-Mark? Deutschland braucht 
den Euro, Droemer, 189 Seiten, 
18 Euro, als E-Book 15,99 Euro 
(www.droemer.de)

L

�

� Was würde eine Rückkehr 
zur D-Mark bedeuten?
� Das wäre für den Euroraum 
eine politische und ökonomische 
Katastrophe. Ganz besonders für 
Deutschland: Eine wiedereinge-
führte deutsche Währung würde 
unter erheblichen Aufwertungs-
druck geraten, sowohl gegenüber 
den Währungen des bisherigen 
Euroraums als auch gegenüber 
asiatischen Währungen und dem 
Dollar. Damit wäre unser gesamtes 
Exportmodell gefährdet. Zurzeit 
profitiert die deutsche Wirtschaft 
davon, dass sie im Export – vor 
allem außerhalb des Euroraums – 
stark ist. Dabei spielt eine große 
Rolle, dass der Euro momentan 
gegenüber dem japanischen Yen, 
dem Schweizer Franken oder dem 
chinesischen Renminbi keine be-
sonders starke Währung ist.
� Die Eurokrise verunsichert 
die Menschen. Experten und 
Politiker sind sich uneins, 
wie sie zu lösen ist. 
Was können die Menschen 
überhaupt glauben? Wem 
können sie trauen?
� Es ist schwierig für den Ein-
zelnen, sich in der Krise zurecht-
zufinden, die Maßnahmen, die 
Rettungspakete, die Rolle der un-
terschiedlichen Akteure richtig zu 
verstehen. Das ist ein Grund für die 
Verunsicherung, zumal einzelne 
Ökonomen gezielt Ängste schü-
ren. Eigentlich ist es Aufgabe der 
Politik, eine klare Führung in die-
sen Fragen zu bieten und glaub-
haft zu agieren. Das Problem ist, 
dass die Politik oft zu kurzatmig 
ist. Aufgrund dieser Kurzatmigkeit 
muss sie ständig ihre Richtung 
ändern, was zum Glaubwürdig-

keitsverlust beiträgt. 
Was wir brauchen, 
ist eine mutige Poli-
tik, die nicht nur auf kurzfris tiges 
Krisenmanagement setzt, sondern 
langfristig Rahmenbedingungen 
für eine stabile Währungsunion 
schafft.
� Als Mitglied des Sachver-
ständigenrats der Bundes-
regierung haben Sie den 
Plan der Wirtschaftsweisen 
für „Maastricht 2.0“ in 
einem Minderheitenvotum 
abgelehnt. Wieso?
� Mit „Maastricht 2.0“ wollen 
meine Kollegen erreichen, dass 
langfristig wieder jedes Euro-Land 
selbst für seine Schulden haftet 
und kein weiterer Transfer von 
Kompetenzen auf die europäische 
Ebene stattfindet. Meiner Meinung 
nach zeigt die Krise, dass eine 
dauerhaft stabile Union nur mög-
lich ist, wenn die Mitgliedsstaaten 
bereit sind, stärker in Richtung po-
litische Integration zu gehen. Das 
hat zwei Dimensionen. Zunächst 
müssen auf europäischer Ebene 
wirksame Kontrollmechanismen 
geschaffen werden, um Fehlverhal-
ten von Staaten zu verhindern. Im 
Gegenzug haften die Eurostaaten 
dann gemeinsam für die Schulden 
und können gemeinsam gegen-
über den Finanzmärkten auftreten. 
Das würde verhindern, dass einzel-
ne Länder von den Finanzmärkten 
an die Wand gedrückt werden, wie 
wir es zurzeit erleben. Kurz-und 
mittelfristig sind wir uns im Sach-
verständigenrat aber einig, dass 
wir die Krise nur mit dem Schul-
dentilgungspakt und einer gemein-
samen Haftung für die nächste Zeit 
überwinden können.

� Bisher setzt das Krisen-
management der EU und 
der Mitgliedsstaaten fast 
ausschließlich auf eine 
rigide Sparpolitik, gefor-
dert vor allem von der 
Bundesregierung. Ist das 
der richtige Weg?
� Nein. Die Länder müssen natür-
lich wettbewerbsfähiger werden 
und ihre Haushalte konsolidieren. 
Das muss aber mit Maß und Ziel 
betrieben werden. Im Augenblick 
wird diese Konsolidierung von 
Italien, Spanien, Portugal und 
Griechenland viel zu schnell ab-
verlangt. Die Folge ist, dass diese 
Länder in eine massive Rezession 
getrieben werden. Das macht sie 
keinesfalls wettbewerbsfähiger, 
sondern schwächt die Strukturen. 
Es wird weniger investiert, die 
Menschen werden arbeitslos, ver-
lieren ihre Qualifikationen, und die 
guten Leute wandern ab. Es ist ein 
Irrglaube, dass ein Land, wenn es 
nur lang genug in der Rezession 
steckt, wieder wettbewerbsfä-
higer wird.
� Die Deutschen lieben 
das Sparen. Sie haben mal 
gesagt, sie betrieben es als 
„eine Art Heilfasten“. 
� Das stimmt. Die deutsche Vor-
stellung ist, dass wenn die südeu-
ropäischen Länder ordentlich spa-
ren, es wie eine Fastenkur wirkt. 
Es entschlackt und macht stärker. 
Aber was zurzeit passiert, geht 
eher in Richtung Magersucht. Der 
gesamte Wirtschaftsorganismus 
wird geschwächt und steht am 
Ende schlechter da als zuvor. In-

Eine dauerhaft stabile Europäische Union braucht die 
Bereitschaft der Mitgliedsstaaten, stärker in Richtung 
politische Integration zu gehen. Davon ist der 
Wirtschaftsweise Peter Bofinger überzeugt.

I n t e r v i e w  z u r  E u r o k r i s e  m i t  P e t e r  B o f i n g e r

„Die Politik ist oft zu kurzatmig“

einblick 22/12

teressanterweise lebt die deutsche 
Wirtschaft derzeit davon, dass Län-
der etwas machen, was wir nicht 
gut finden. Die Nachfrage aus dem 
Inland und dem Euroraum ist ex-
trem schlecht. Stabil ist die Nachfra-
ge nur von außerhalb. Das sind die 
USA und China. Die USA fahren wie 
bisher mit Vollgas Defizite, küm-
mern sich nicht um Konsolidierung 
und halten mit ihrer Defizitpolitik 
den Laden am Laufen. Und auch 
China, der andere Wachstumstrei-
ber, passt mit seiner starken staatli-
chen Lenkung der Wirtschaftspro-
zesse ebenfalls in keiner Weise in 
den Katechismus der deutschen 
Wirtschaftspolitik.   •

MEINUNG

Prof. Dr. Peter Bofinger, 
58, ist Professor für 
Volkswirtschaft an der 
Universität Würzburg. 
Seit 2004 ist er als so 
genannter Wirtschafts-
weiser Mitglied des 
Sachverständigenrates 
der Bundesregierung.

Fo
to

: T
ho

m
as

 O
be

rm
ei

er



8

22/12

DIES &DAS

„Die Verteilungsfrage trifft uns mehr, als der 
ökologischen Bewegung bewusst ist. Wir können 
Nachhaltigkeit vergessen, wenn wir es nicht 
schaffen, soziale Gerechtigkeit durchzusetzen.“

Hubert Weiger, Vorsitzender des Bundes für Umwelt und Naturschutz 
(BUND) am 5. Dezember 2012 auf dem IG Metall-Kongress „Kurswechsel 
für ein gutes Leben“ in Berlin.

8

SCHWERBEHINDERTE: Kaum Integration auf dem Arbeitsmarkt

dieDGBgrafik

Schwerbehinderte Menschen haben 

kaum vom Aufschwung am Arbeits-

markt profitiert. Das hat der DGB in 

einer Analyse festgestellt. Die Arbeits-

losenquote schwerbehinderter Men-

schen ist seit Jahren überdurchschnitt-

lich hoch und liegt derzeit bei rund 15 

Prozent. Die allgemeine Arbeitslosen-

quote lag im November 2012 bei rund 

6,5 Prozent. Um den Anreiz für Unter-

nehmen zu stärken, fordert der DGB, 

die Ausgleichsabgaben für mittlere 

und große Unternehmen zu erhöhen. 

Mehr zum Thema: www.dgb.de/-/59V ©
 D
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2012/Berechnungen des DGB
 

Arbeitslosenquote insgesamt und von behinderten Menschen (in Prozent)
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Schlusspunkt�

Arbeitshilfe: Datenkarte 2012 der Hans-Böckler-Stiftung
Wie hoch ist die Arbeitslosenquote im Osten? Wie war der Durch-
schnittsverdienst in den vergangenen Jahren? Das sind nur einige 
Fragen, auf die die Datenkarte Antwort weiß. Von der Bevölkerungs-
entwicklung über die Anzahl mitbestimmter Unternehmen bis hin zu 
einer Übersicht der europäischen Arbeitsmärkte – die Datenkarte liefert 
wichtige aktuelle Fakten und Erkenntnisse. 
Weitere Infos unter: www.boeckler.de/17065.htm

Tipp
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10.1.  DGB, Ringvorle-
sung „Wohlstand ohne Wachs-
tum? Wirtschaftsdemokratie als 
Fortschritt“, Berlin

14.-25.1.  Fr iedr ich-Ebert-
Stiftung, Ausstellung „Demokratie 
stärken – Rechtsextremismus be-
kämpfen“, Wolmirstedt

17.1.  DGB, Ringvorle-
sung „Wohlstand ohne Wachs-
tum? Nachhaltig leben und sozial 
wohnen“, Berlin

18.1.  DGB, Tagung „Im-
mer mehr Druck im Arbeitsleben – 
Folge von prekärer Beschäftigung 
und schlechter Arbeitsorganisati-
on“, Berlin

19.1.  GdP Niedersach-

 ••• Andreas Keller, 46, Mit-
glied im Geschäftsführenden 
GEW-Vorstand, ist zum Vizepräsi-
denten des Europäischen Gewerk-
schaftskomitees für Bildung und 
Wissenschaft (EGBW) gewählt 
worden. Zur EGBW-Präsidentin 
wählten die Delegierten auf dem 
EGBW-Kongress in Budapest die 
Britin Christine Blower, 61, von 
der National Union of Teachers 
(NUT). Das EGBW ist die euro-
päische Regionalorganisation der 
Bildungsinternationale (BI) und 
vertritt 135 Lehrer- und Bildungs-
gewerkschaften mit rund 13 Mil-
lionen Mitgliedern in 45 Ländern 
Europas.

sen, 43. großes Polizeifest, Hameln
23.1.  Europäische Ge-

werkschaftsföderation für den 
Landwirtschafts-, Nahrungsmittel- 
und Tourismussektor, Europäische 
Föderation der Bau- und Holzar-
beiter u.a., Demonstration „Stoppt 
das Sozialdumping!“, Brüssel

                         Der DGB 
                         und das 
                      einblick-
                Team wünschen 
allen Leserinnen und 
Lesern erholsame Feier-
tage und einen guten 
Start ins neue Jahr.

personalien
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P f l e g e d i e n s t e

Mindestlohn auch für Bereitschaft
Die Verordnung über die Arbeitsbedingungen für die Pflegebran-

che enthält eine Regelung über das Mindestentgelt. Sie differenziert
nicht nach der Art der Tätigkeit. Deshalb sind im Bereitschaftsdienst
erbrachte Arbeitsleistungen mit demselben Mindest entgeltsatz zu
vergüten wie Arbeitsleistungen in der Vollarbeitszeit. Überwiegen bei
der Leistungserbringung pflegerische Tätigkeiten der Grundpflege,
sind auch andere Tätigkeiten, insbesondere die der hauswirtschaftli-
chen Versorgung mit dem Mindestentgeltsatz zu vergüten.

F r i s t l o s e  K ü n d i g u n g

Bei Drogenkonsum als Busfahrer
Einem Busfahrer, der Drogen konsumiert, kann fristlos gekündigt

werden. Das gilt auch, wenn der Drogenkonsum außerhalb des Diens -
tes geschieht. Angesichts der an Berufskraftfahrer zu stellenden An-
forderungen berechtigt der Verdacht des Drogenmissbrauchs zur so-
fortigen Auflösung des Arbeitsverhältnisses.

E u r o p ä i s c h e  U n i o n

Keine Sprachendiskriminierung
Die Veröffentlichung von EU-Stellenausschreibungen in drei Spra-

chen (Deutsch, Englisch, Französisch) und die Verpflichtung, die Aus-
wahlprüfungen in einer dieser Sprachen zu absolvieren, stellen eine
Diskriminierung aufgrund der Sprache dar. Allgemeine Stellenaus-
schreibungen nach dem Beamtenstatut sind im Amtsblatt der EU in
den derzeitigen 23 Amts- und Arbeitssprachen zu veröffentlichen.

P o l i z e i d i e n s t

Tattoo ist kein Ablehnungsgrund
Ein Bewerber für den Polizeidienst darf nicht deshalb abgelehnt

werden, weil er an beiden Armen große Tätowierungen von der
Schulter bis zu den Unterarmen aufweist. Der generelle Ausschluss
des Bewerbers vom Auswahlverfahren verstößt gegen dessen Grund -
rechte. Nach einem Erlass des Innenministeriums stellen Tätowierun-
gen, die beim Tragen von Hemden mit kurzen Ärmeln zu sehen sind,
zwar einen Eignungsmangel dar. Um das zu verhindern, käme aber
als milderes Mittel eine Verpflichtung infrage, ein Hemd mit langen
Ärmeln zu tragen.

S o z i a l h i l f e

Kein Auto bei Fahruntauglichkeit
Ist ein schwerbehinderter Sozialhilfeempfänger gesundheitlich

nicht in der Lage, Auto zu fahren, so spricht bereits diese Tatsache ge-
gen einen Antrag auf Zuschuss für ein Kfz.

A n z e i g e  g e g e n  A r b e i t g e b e r

Keine leichtfertigen Vorwürfe
Anzeigen eines Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber fallen

unter das Recht auf freie Meinungsäußerung. Allerdings hat ein Ar-
beitnehmer grundsätzlich den Ruf des Arbeitgebers zu schützen.

Der Fall: Der Hauswirtschafterin war wäh rend der Probezeit frist-
gerecht gekündigt worden. Sie wandte sich danach an das Jugend -
amt und berichtete über Verwahrlosung und körperliche Schäden der
zehnmonatigen Tochter. Daraufhin sprachen die Eltern die fristlose
Kündigung aus. Die Klage dagegen blieb ohne Erfolg.

Das Landesarbeitsgericht: Zwischen dem Recht auf freie Mei-
nungsäußerung und der Pflicht, den Ruf des Arbeitgebers zu schüt-
zen, ist abzuwägen, wenn es darum geht, ob ein Arbeitgeber dem Ar-
beitnehmer kündigen darf, der ihn anzeigt. Wesentlich ist dabei, ob
der Arbeitnehmer die Offenlegung in gutem Glauben und in der
Überzeugung vorgenommen hat, dass die Information wahr ist, dass
sie im öffentlichen Interesse liegt und dass keine anderen, diskrete-
ren Mittel existieren. Nach diesen Grundsätzen war die Klage gegen
die fristlose Kündigung abzuweisen. Die Anzeige war eine unverhält-
nismäßige Reaktion auf die ordentliche Kündigung. Selbst wenn die
Vorwürfe als richtig unterstellt würden, hätte die Hauswirtschafterin
zu nächst eine interne Klärung mit dem Ehepaar versuchen müssen.
Erst nach Scheitern eines solchen Versuches durfte eine Behörde ein-
geschaltet werden. Ob die Behauptungen der Hauswirtschafterin zu-
treffend waren, konnte offen gelassen werden.

V e r s o r g u n g s e h e

Vermutung kann entkräftet werden
Witwen oder Witwer besitzen keinen Anspruch auf Hinterbliebe-

nenleistung, wenn ein Ehegatte innerhalb eines Jahres nach Ehe-
schließung verstirbt. Das Gesetz vermutet, dass die Heirat den Zweck
hatte, einen Rentenanspruch zu verschaffen. Liegen aber besondere
Umstände vor, kann diese gesetzliche Vermutung entkräftet werden. 

Der Fall: Die Eheleute hatten sich 2008 kennengelernt. Im Juni/
Juli 2008 war die Klägerin mit ihrem Sohn bei dem Versicherten ein-
gezogen. Im September 2008 beantragte der 80-jährige Versicherte
eine höhere Pflegestufung. Dabei wies er darauf hin, dass er an den
Rollstuhl gebunden sei und die Klägerin bereit sei, die erforderliche
24-stündige Pflege zu gewährleisten. Sie seien verlobt und wollten
demnächst heiraten. Die Ehe wurde im Januar 2009 geschlossen. Im
Oktober 2009 verstarb der Versicherte. Der Witwenrentenantrag der
Frau wurde abgelehnt. Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg.

Das Landessozialgericht: Die Klägerin hat Anspruch auf die Wit-
wenrente. Nach den Umständen des Falles ist die Annahme nicht ge-
rechtfertigt, dass es alleiniger oder überwiegender Zweck der Heirat
war, einen Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung zu begründen.
Die Vollendung des 80. Lebensjahres aufseiten des Bräutigams be-
gründet als solche noch nicht das Risiko eines bevorstehenden Able-
bens, welches für die Annahme überwiegender Versorgungsabsich-
ten sprechen könnte. Der Hausarzt des Mannes hat dargelegt, dass
aus seiner Sicht Anfang 2009 noch nicht mit einem baldigen Ableben
des Versicherten zu rechnen gewesen sei. Die Standesbeamtin hat
ausgeführt, dass der Bräutigam trotz seines relativ hohen Alters sehr
aufgeschlossen und absolut geistig agil gewirkt habe. 

aktuelle Entscheidungen
zum Arbeits- und Sozialrecht

Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg, 
Urteil vom 28. November 2012 - 4 Sa 48/12

Sozialgericht Heilbronn, 
Urteil vom 27. November 2012 - S 11 SO 142/12 

Landesarbeitsgericht Köln, 
Urteil vom 5. Juli 2012 - 6 Sa 71/12

Autor: Luis Ledesma, Kassel – einblick 22/12

einein

einblick 22/12

blick

Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, 
Urteil vom 17. Oktober 2012 - L 2 R 228/12

eineinblick

Arbeitsgericht Berlin, 
Urteil vom 21. November 2012 – 31 Ca 13626/12

Europäischer Gerichtshof, 
Urteil vom 27. November 2012 - C-566/10 P

Verwaltungsgericht Aachen, 
Urteil vom 29. November 2012 - 1 K 1518/12


